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Vorrede. 



Zur Bearbeitung der „Staatslehre", die ich auf nachstehenden Blättern 
der ()ffentlichkeit übergebe, habe ich durch meine bisherigen krimina- 
listischen und prozessualischen Studien den Anstols erhalten. Die letz- 
teren haben in mir die Überzeugung erweckt und mehr und mehr be- 
festigt, dafs gerade die Probleme, die auf den Gebieten des Strafrechts 
und Prozefsrechta zur Zeit den Hauptgegenstand der gesetzeskritischen 
Diskussion bilden, nur dann zu weiterer Klarheit gebracht werden 
können, wenn man sie auf die Unterlage einer zusammenfassenden Dar- 
stellung des Staats und seiner Thätigkeiten verpflanzt. Beispielsweise 
scheinen mir die Fragen nach der Reform des Strafensystems oder die 
Fragen nach der Gestaltung des civilprozessualen Eidesrechts, die Zweifel 
über die Art der Heranziehung der Laien zur Gerichtsverfassung, wie 
über die Parteistellung des Staatsanwalts im Strafprozefs heute nicht 
mehr lösbar, wenn ihre Prüfung nicht an eine grundsätzliche Einsicht in 
das Verhältnis der Behörden zum Gesetz, in die Beziehung zwischen 
Justiz und Verwaltung, ja in letzter Linie in das Verhältnis der Staats- 
gewalt zum Volk und seinen Parteigruppen anzuknüpfen strebt. Unter 
diesen Umständen suchte ich Gelegenheit, die bisher übliche Form der 
allgemeinen Staatslehre zu erweitem, — sie von einer vergleichenden und 
kritischen Betrachtung des Verfassungsrechts, auf die sie sich zu 
beschränken pflegte, auf eine allgemeine Beleuchtung der Verwaltung 
und Rechtspflege in ihrem Zusammenhang mit Regierung und Ge- 
setzgebung auszudehnen. Das „Handbuch der Staatswissenschaften" bot 
mir dazu die bequeme Handhabe. Wenn die verschiedenen Teile des- 
selben den Staat vorwiegend gerade in den einzelnen Hauptzweigen seiner 
Thätigkeit, besonders seiner Verwaltungsthätigkeit, darzustellen unter- 
nehmen, so konnte ein Überblick, wie ich ihn beabsichtigte, hierfür zu- 
gleich eine „allgemeine Verwaltungslehre", wie darüber hinaus eine die 
Grundzüge der Staats- und Rechtslehre zusammenfassende Einleitung 
liefern. Im Umrisse erhellt der Plan des Ganzen aus den Schlufs- 
betrachtungen des hier vorliegenden grundlegenden Bandes, dem der 
zweite im Lauf des kommenden Jahres folgen wird. 

Bei der Ausführung des Plans hielt ich es für meine Pflicht, den 
mit der Staatslehre not\vendig verknüpften Problemen der Philosophie 
— besonders der Methodologie und der Ethik — , der Naturwissenschaft, 
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Geschichte und Volkswirtschaftslehre nicht zaghaft aus dem Wege zu 
gehen. Wenn auch von manchen Seiten immer von neuem empfohlen 
wild, den Staat „rein juristisch" zu betrachten, — die rechtlichen Regeln 
des Staatslebens lassen sich nun einmal von den Menschen und Verhält- 
nissen nicht isolieren, für die und aus denen sie entstehen. Andererseits 
will ich es nicht beschönigen, dafs ein Schriftsteller, wenn er Jurist 
bleiben will, d. h. wenn er in erster Linie den Blick auf Erkenntnis 
und Kritik des Rechts, der geltenden Ordnung des nationalen Lebens 
gerichtet hält, auf jenen benachbarten Wissenschaftsgebieten nie ganz 
sattelfest sein wird. Er wird sich eben gefallen lassen müssen, in vielen 
Stücken korrigiert zu werden, und zufrieden sein mit dem Erfolg, den 
Philosophen oder Naturforscher, den Historiker oder Nationalökonomen 
zur Meinungsäufserung über die juristischen Probleme angeregt zu haben. 
Nur soviel darf ich von vornherein zum Selbstschutz anführen, dafs ich 
schon selbst stets bemüht gewesen bin, meine Anschauungen im Ge- 
dankenaustausch mit meinen fach verständigen Kollegen zu berichtigen; — 
speziell in naturwissenschaftlichen Dingen habe ich mich von früh an 
der Unterweisung der beiden mir im Leben zunächst verbundenen Männer 
zu erfreuen gehabt, denen dies Werk gewidmet ist. — Dafs ich oft nur 
sehr kurz zu einschneidenden Fragen Stellung genommen habe, wird 
Niemanden befremden. Abgesehen davon, dafs ich auf die Bibliographie 
verweisen darf, die nach dem bewährten Muster der früheren Teile des 
Handbuchs auch dem zweiten Bande dieses Werks von berufener Seite 
angefügt werden wird, war es mir durch die Gesamtanlage des letzteren 
geboten, mich sowohl in den eigentlich juristischen Problemen wie in 
denen der angrenzenden Gebiete auf das Notwendigste zu beschränken. 
Denn eine wissenschaftliche Betrachtung, die zusammenfassen und über- 
schauen will, wird sich ohne weiteres der Stilforderung unterwerfen 
müssen, die einer der führenden Meister unserer Kunst, ein Kind Frei- 
burgs, für die monumentale Malerei aufgestellt hat, — sie wird sich eines 
„richtigen W^eglassens des Unwesentlichen" zu befleifsigen haben. 

Frei bürg, im Oktober 1900. 

Kichard Schmidt. 
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Einleitung. . 



§ 1. Aui^abe und Bedentung der allgemeinen Staatslehre. 

Dahlmann, Die Politik, auf den Gnrnd und das Mafs der gegebenen Zustände 
zurückgeführt. I. Bd. 1S35. — Waitz, Grundzüge der Politik. 1862. — Bluntschm, 
Die Lehre vom modernen Staat 1. Teil (Allgemeine Staatslehre). 6. Aufl. 1875. S. 1 ff. 
— MoiiL, Encyklopädie der Staatswissenschaften. 2. Aufl. 1872. S. 58. — Seydel, 
Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre. 1873. — Schulze, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechts. I (ISSl) § 3. — Georo Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts. 

4. Aufl. (1895) S. 41. — Bornhak, Allgemeine Staatslehre. 1896. S. 1 ff. — Kieker, 
Über Begriff und Methode des allgemeinen Staatsrechts, in Frankensteins Viertel- 
jahrsschrift f. Staats- U.Volkswirtschaft Bd. 4. (1S96) S. 250. — Triepel, Verwal- 
tungsarchiv. Bd. 5. (1S97) S. 314. — Gumplowicz, Allgemeines Staatsrecht (1897) 

5. 450. — RosiN, Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre in Bismarcks Reden, in An- 
nalen des Deutschen Reichs. 1898. S. 81 (auch sep.). — Rehm, Allgemeine Staatslehre, 
in Marquanlsen-Seydels Handbuch des öffentl. Rechts, Einleitungsband. 1899 S. 1 ff. — 
Über ältere Darstellungen vergl. § 7 ff. 

I. Allgemeine und besondere Betrachtung des Staats. 
Staatslehre ist der Wortbedeutung nach jede wissenschaftliche Unter- 
suchung, die sich mit dem Staate beschäftigt Sie wird also an sich nur 
durch ihren Gegenstand, den Staat, bestimmt Allerdings ist auch dieses 
Kennzeichen zunächst nur ein ungefähr erkennbares. Denn Bedeutung 
und Umfang der Vorgänge, die im Staatsleben zusammentreffen, sind 
ebenfalls zweifelhaft und sollen durch die Staatslehre erst zur Klarheit 
gefördert werden. Aber immerhin kann soviel von vornherein als sicher 
gelten, dafs der Staat eine im Leben der Menschen aller Rassen, Wohnsitze 
und Zeiten wiederkehrende Erscheinung darstellt, welche die physischen 
und geistigen Kräfte einer Menschengruppe zusammenfafst, um in das 
Leben der Einzelnen oder anderer Gruppen handelnd, wirksam — zum 
Guten oder zum Schaden — einzugreifen. Jede Wissenschaft, welche 
Dasein oder Thätigkeit eines Staats aufzuklären, deren Ursachen und 
Wirkungen zu erkennen sucht, gehört im weitesten Sinn zur Staatslehre. 
Nur mufs sich dieselbe sofort in verschiedenartige, ihrem Stoff kreise nach 
getrennte gröfsere Wissenschaftszweige eingliedern. Sie mufs dies je nach 
dem Gesichtspunkte, unter welchem sie ihr Interesse der Existenz und 
den Verrichtungen der Staaten zuwendet Je nachdem kann eine Staats- 
lehre von der Naturwissenschaft, von der Geschichte oder von 
der Rechtswissenschaft in Angriff genommen werden. Dafs aulser- 
dem die Philosophie am Staat Anteil nimmt, versteht sich von selbst, 

Schmidt, Staatslehre. 1 
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insofern sich diese eine tiberschauende Betrachtung aller menschlichen 
Erkenntnisobjekte zum Ziele setzt 

Wenn sich nun im Verlauf der menschlichen Denkarbeit eine „all- 
gemeine" Staatslehre als eigenartiges Feld wissenschaftlicher Unter- 
suchung abgegrenzt hat, so giebt die Wortbedeutung nach dem Gesagten 
vorerst keinen Aufschlufs darüber, unter welchem der denkbaren Gesichts- 
punkte die allgemeine Staatslehre den Staat betrachtet An und für sich 
bezeichnet sie nur eine Lehre, welche sich mit dem Staat im allgemeinen, 
mit dem Staat als einer Gattungserscheinung, bezw. mit allen wirklich 
vorhandenen, den jetzt wie den früher vorhandenen Staaten befafst Sie 
tritt in Gegensatz zu einer besonderen Staatslehre, d. h. einer Wissenschaft^ 
welche einen bestimmten, konkret gegebenen Staat mit Ausschlufs der 
übrigen zum Objekt der Erörterung macht Aber unter welchem Gesichts- 
punkte sie arbeitet, das läXst sich allein aus dem Begriff bei dessen Viel- 
deutigkeit nicht entnehmen. So kann ein Einblick hierein nur dadurch 
gewonnen werden, dafs man sich vor allem anderen klar macht, inwie- 
fern und für welches Wissenschaftsgebiet ein Bedürfnis besteht den 
Staat im allgemeinen einer Erörterung zu unterziehenJ) 

II, Der Staat als Gegenstand der Naturwissenschaft und 
Geschichte. Für die naturwissenschaftliche Betrachtung des 
Staats besteht jedenfallsfein Bedürfnis, zwischen allgemeiner und beson- 
derer Staatslehre zu unterscheiden. Dem Naturforscher kann der Staat 
nichts anderes sein, als eine Form der Einteilung und Kultivierung der 
Erdoberfläche oder als eine Form, in der sich die organische Bewohner- 
schaft der Erde, besonders die Menschheit, auf ihr verbreitet Die Staaten 
erregen also das Interesse der Naturwissenschaft nur insoweit, als sie 
durch Naturzustände bedingt sind, oder als sie auf die Natur zurückwirken. 
Von ihren physikalischen Gesichtspunkten aus bestimmt diese Wissenschaft, 
wie die Verbindung der Gebiete durch Stromläufe und Stromsysteme, 

1) Durch Voranstellen der „Bedürfnisfrage" dürfte am ehesten der Gefahr emer 
einseitigen oder vorgefafsten Begrenzung der allgemeinen Staatslehre vorgebeugt 
werden, vor der sich auch die neueste Litteratur dieses Gebiets noch immer nicht 
zu bewahren gewufst hat Die sämtlichen zu Anfang genannten Schriftsteller be- 
stimmen die Aufgabe der Staatslehre von einem subjektiven Standpunkt aus, sei es 
von einer bestimmten philosophischen Weltanschauung aus (so Bluntchli, bes. S. 11; 
GuHPLOwicz) oder von dem eines persönlichen wissenschaftlichen Interesses (Bornhak , 
Rieker). Der neueste Versuch Behms (Staatslehre S. 1 ff.) aus dem „Begriff" der 
allgemeinen Staatslehre deren Wesen abzuleiten, mufste scheitern, weil dieser Be- 
griff, wie die Erfahrung bewiesen hat, erst recht dehnbar und vieldeutig ist Auch 
B.EHM tragt dabei ganz bestimmte Anschauungen (z. B. über den Gegensatz von 
Staatslehre und Staatsphilosophie) hinein, die keineswegs allgemein feststehen. Aufseiv 
dem wird auch von ihm, wie von den meisten, die materiale Frage (nach dem Gegen- 
stand der Staatslehre) mit der formalen (nach der Methode der Betrachtung) ver- 
mischt VergL hierüber Näheres am Ende des Paragraphen. 
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ihre Trennung durch Gebirge und Wüsten, der gleichzeitig verbindende und 
trennende Einfluls der Meere, die Gliederung in Inseln und Halbinseln, 
die in Klima, Flora und Fauna gegebenen Bedingungen des Wirtschafts- 
lebens auf die Ausbildung, Abgrenzung, Eigenart der Staaten einwirken, 
und umgekehrt prüft sie ebenfalls unter physikalischem Gesichtspunkt, 
wie Forstwirtschaft und Bodenbestellung, Entsumpfung, Dammbau oder 
Jagdgesetzgebung der Staaten, wie deren Anlage von StraTsen, Gebirgs- 
pässen, Eisenbahnen oder Kanälen auf die Beziehung zwischen den Ge- 
bieten, auf klimatische Verhältnisse, auf Verbreitung der Pfanzenarten 
oder Tierrassen zurückwirken. Aber alle diese Betrachtungen lassen sich 
ihrer Natur nach niemals auf einen Staat einschränken. Gehen sie auch 
von dem einzelnen Faktum innerhalb eines einzelnen Staats aus, von der 
Abholzung des alten Italien oder der modernen Türkei, von den asiatischen 
Schienenwegen des heutigen Rufsland oder vom Bau des Suezkanals, 
immer waren — so wie diese Probleme nun einmal sind — jene Vor- 
gänge und die politischen Verhältnisse, mit denen sie zusammenhingen, 
nur insofern von Bedeutung, als sie das gesamte Naturbild in seiner Ge- 
schlossenheit verändern, so wie die Bedeutung des Mittelländischen Meeres 
oder der turanischen Steppe erschöpfend nur für alle Nationen zugleich 
gewürdigt werden kann. Die politische Geographie, wie man diesen 
Zweig der Naturwissenschaft genannt hat, ist also ihrer Natur nach 
ebensowohl besondere, wie allgemeine Staatslehre. 

Genau in gleicher Weise mufs aber auch [das [geschichtliche 
Studium des Staats den allgemeinen und den besonderen Betrachtungs- 
standpunkt mit einander verbinden. Die Geschichte fafst im Gegensatz 
zur Naturwissenschaft nicht das von der Natur gelieferte Rohmaterial 
der Staaten, sondern das Leben der fertigen staatlichen Gemeinschaft ins 
Auge. Sie erforscht und schildert die menschliche Kulturthätigkeit 
im Staat oder zwischen den Staaten, — die Wirksamkeit, welche die Men- 
schen entfalten, indem sie ihren getrennten oder gemeinsamen Lebens- 
interessen nachgehen, durch welche sie förderlich oder schädlich in die 
Daseinssphäre anderer Individuen, Volksgruppen oder Völker eingreifen, 
um von deren Seite freundliche oder feindliche Rückwirkung zu erfahren. 
Aber auch hierbei kann das Auge seinen Horizont nicht beliebig auf die 
Grenzen eines einzelnen Staats einschränken. Auch wer nur die Ge- 
schichte einer einzelnen politischen Gemeinschaft schüdem, d. h. wer deren 
wesentliche Lebensschicksale erzählen will, mufs zu solchem Zwecke un- 
ausgesetzt auf die Beziehungen dieses Staats zu allen anderen politischen 
Gliedern der Kulturwelt Rücksicht nehmen. So ineinandergeflochten ist 
nun einmal das Dasein der verschiedenen menschlichen Gruppen, daXs 
jeden Augenblick ein jedes Ereignis im Schicksalslauf der einen unmittel- 
bar oder mittelbar auch in den Daseinsbedingungen einer oder mehrerer 
anderer Nationen Veränderungen hervorrufen kann. Der vernichtende 
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Schlag gegen die Legionen des Maxcus Grassus, durch den die Parther 
der römischen Macht in Asien Schranken setzten, erschütterte gleichzeitig 
die Autorität der Begienmgsgewalt in Rom, entfesselte die Strafsentumulte 
des Milo und Clodius und trieb so die Optimaten zum Eompromifs mit 
Pompeius ; dieselben Ereignisse aber waren es, die den Zündstoff zu der 
allgemeinen Eeltenerhebung gegen Cäsar schufen und die ihn, den bis- 
herigen Verteidiger Galliens gegen die andrängenden Germanen, zum 
ersten Mal dahin führten, germanische Hilfsvölker — eine Mafsregel von 
unendlicher Tragweite — gegen die Gallier auszuspielen. Die Schwierig- 
keiten, in die die despotischen Launen Jakobs I. die engliche Ej*one mit 
dem Parlament gebracht, hinderten den König, den deutschen Prote- 
stanten imd seinem Schwiegersohn Friedrich von der Pfalz die erbetene 
Hilfe im böhmischen Krieg zu bringen; sie leisteten so zeitweise der Auf- 
richtung eines habsburgischen Absolutismus über Ostdeutschland Vor- 
schub, und es war wiederum nur die Fürsorge Gustav Adolfs für seine 
protestantische Thronfolge gegenüber den katholischen Prätendenten in 
Polen, die zehn Jahre später den Schwedenkönig zum Eingreifen in die 
deutschen Glaubenskämpfe nötigte und den Abschluf s der katholisch-öster- 
reichischen Centralisierung nach Richelieus Rezept vereitelte. 

Hieraus ergiebt sich, dafs sowohl die Naturforschung wie die Ge- 
schichte grundsätzlich den Staat nur so verstehen kann, dafs sie den Staat 
zugleich im besonderen und im allgemeinen betrachtet, und es bedarf 
deshalb gar keiner weiteren Darlegung, dafs das Gesagte auch für die- 
jenigen engeren Spezialgebiete Geltung hat, die, zwischen Naturwissen- 
schaft und Geschichte vermittelnd, sich in gröfserem oder geringerem Grade 
mit dem Staate zu beschäftigen Anlafs haben: die mehr an die Natur- 
wissenschaft angrenzende Ethnologie, die den Staat als eine Form der Ver- 
breitung, Gliederung und Differenzierung der Menschenrassen auf der Erde 
berücksichtigen mufs, — und die Ethnographie, die in naher Nachbarschaft 
mit der Geschichte die Verbreitung der Menschengruppen als geistig thä- 
tiger Kulturpotenzen darstellt und vor allem in der Völkerpsychologie einen 
ebenso naturwissenschaftlichen wie historischen Sonderzweig ausbildet 

in. Der Staat als Gegenstand der Rechtswissenschaft. 
Zu den bisherigen tritt nun diejenige Betrachtung des Staats in Gegen- 

1) Unter diesen Umständen besteht keine Veranlassung, an dieser Stelle die bo 
viel erörterte und noch immer unentschiedene Frage nachzuprüfen, in welcher Weise 
die genannten Wissenschaftszweige mit Rücksicht auf ihr Objekt zu rubrizieren sind 
— als Natur- und Geisteswissenschaft, als Naturwissenschaft und Geschichte, als 
Natur- und Kulturwissenschaft oder wie sonst — , und wo bei der einen oder anderen 
Unterscheidung die Grenze zwischen ihnen zu ziehen ist Vergl. darüber Dilthey, 
Einleitung in die Geisteswissenschaften. 1883. S. 7. — Hermann Paul, Prinzipien der 
Sprachgeschichte. 3. Aufl. S. 6ff. — Neuerdings Rickert, Naturwissenschaft und 
Kulturwissenschaft 1899. 
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salz, der sich die RechtswiBsenscbaft unterzieht. Sie tritt an den 
Staat nicht in erster Linie mit dem theoretischen Bestreben heran, 
die Thatsachen des Staatslebens in ihrem wahren Zusammenhang' festzu- 
stellen, sondern unter einem praktischen Gesichtspunkt. Ihrem eigent- 
Uchen Zwecke nach sucht sie die Erwägungen auf, die für Inhalt und 
Form des Rechts mafsgebend sind, d.h. für die auf seren und inneren 
Erfordernisse jener obersten Ordnung des menschlichen Zusammenlebens, 
die unter dem Namen des Hechts ganz ebenso wie der Staat ein schlecht- 
hin allgemeines Besitztum aller Zeiten und Völker bildet In diesem Zu- 
sammenhang aber interessiert der Staat die Jurisprudenz als eine Macht, 
welche selbst in das menschliche Gemeinschaftsdasein eingreift. Er ist 
es, der mit seiner Thätigkeit, der staatlichen „Verwaltung'*, durch 
Waffengewalt oder Polizeizwang, mittels überlegner Geldquellen oder 
umfassender Arbeitsleistungen die menschliche Sicherheit und Wohlfahrt 
an allen Enden fördert, unter Umständen aber auch menschliche Indi- 
yiduen im Interesse jener sozialen Aufgaben als Heerespflichtige oder 
Steuerzahler, als straffällige Verbrecher oder als Störer des Verkehrs 
empfindlich drückt Vom Standpunkt des Rechts wird also der Staat eine 
Persönlichkeit, die selbst durch die rechtliche Ordnung zu ihren Auf- 
gaben angehalten und von Übergriffen zurückgehalten werden soll. Auf 
der anderen Seite aber betrachtet die Rechtswissenschaft den Staat auch 
als eine Macht, die durch ihre überlegenen mechanischen und geistigen 
Kräfte berufen ist, das Recht unter ihren Schutz zu nehmen. Unter 
allen seinen zahlreichen sozialen Aufgaben tritt für den Beobachter des 
Rechts als eine eigenartige die Aufgabe hervor, die rechtlichen Regeln 
in der Gesetzgebung zu gestalten und in der Rechtsanwendung, 
vor allem der Rechtsprechung, durchzuführen. 

Ohne weiteres ist klar, dafs die Rechtswissenschaft, wenn sie solcher- 
gestalt den Staat als Glied der Rechtsordnung wie zugleich als 
Schutz der Rechtsordnung betrachtet, immer nur ein konkretes, be- 
sonderes Staatswesen ins Auge fassen kann, um ihre eigentliche Aufgabe 
zu lösen. Sie will in einer der vielen historisch gegebenen Gruppen, in 
denen sich die menschliche Gesellschaft verkörpert, die Ordnung des 
Rechts vorbereiten und in ihre Eonsequenzen entwickeln. Für diese 
besondere Gemeinschaft will sie das System gebietender und verbietender 
Normen darlegen, die innnerhalb derselben ein gesundes, friedfertiges 
und harmonisches Dasein Aller verbürgen, es in verständlicher Weise auf 
seine treibenden Ursachen zurückführen und dadurch die sinngemäfse 
Handhabung des Rechts unter den Bürgern ermöglichen. Darüber hinaus- 
gehend aber will die Rechtswissenschaft auch an der bestehenden Rechts- 
ordnung Kritik üben, die Frage aufwerfen, ob die rechtliche Verteilung ^ 
zwischen Freiheit und Gebundenheit unter den sämtlichen Mitgliedern des 
Gemeinwesens eine den vorliegenden Verhältnissen angemessene ist, und 
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ob sie in Zukunft nicht durch andere, bessere ersetzt werden soll. Die 
Staatslehre der Rechtswissenschaft muls also grundsätz- 
lich eine besondere Staatslehre sein. Sie verkörpert sich in den 
Formen, welche die Staatsrechtswissenschaft bei den einzelnen Nationen 
angenommen hat 

Gleichwohl ist nicht weniger sicher, daTs die Rechtswissenschaft mit 
einer besonderen Staatslehre allein nicht auskommt. Sie be- 
darf für ihre Zwecke vielmehr einer weiter ausholenden Vermittlung und 
Vorbereitung; denn sie kann die eben bezeichneten Vorarbeiten für die 
juristische Praxis und für die Gesetzgebung nicht in der Weise leisten, 
daTs sie sich von vornherein auf die Analyse des Lebens eines ein- 
zelnen konkreten Staatswesens beschränkt. Sie mufs vielmehr zu diesem 
Zwecke ihren Gesichtskreis weiterstecken. Sie mufs sich vergegenwärtigen, 
dafs die Anforderungen der Menschen an! den Staat, wenn sie auch 
durch die gegebenen Verhältnisse erst ihren deutlicher fafsbaren Inhalt 
empfangen, doch bis zu gewissem Grade typischer Natur sind, dafs sie 
in veränderter Form doch unter allen Lebensverhältnissen des mensch- 
lichen Geschlechts wiederkehren. Die Probleme der rechtlichen Orga- 
nisation des Staats, seiner Thätigkeiten und Beziehungen werden auf 
jedem geographischen Boden, in jedem Volke, in jedem Zeitalter akut. 
Sie entstehen überall in neuer und eigenartiger Zuspitzung. Aber sie 
entstehen andererseits doch in einem gewissen Zusammenhang, so dafs 
ihr Auftreten und ihre Art innerhalb des einzelnen Staats von Bedingungen 
abhängig wird, die ähnlich oder gleichartig schon bei anderen Nationen 
anderer Epochen wirksam waren. Und dieser innere Zusammenhang 
des Lebens aller politischen Gebilde mufs wissenschaftlich dargelegt 
werden. Es müssen diejenigen Bedingungen aufgedeckt werden, welche 
immer und immer wieder zu den gleichen politischen Bedürfnissen führen 
und deshalb zu gleichen oder entsprechenden Verfassungsformen drängen. 
Es müssen andererseits die charakteristischen Verschiedenheiten in den 
Lebensverhältnissen der Völker aufgezeigt werden, die umgekehrt mit 
Notwendigkeit verschiedene Spielarten, ja vielleicht gegensätzliche Formen 
des Staatslebens und der Hauptpunkte seiner Verfassung bedingen. 
Mit anderen Worten das rechtswissenschaftliche Studium des Staats ver- 
langt im Gegensatz zum naturwissenschaftlichen und historischen eine 
gesonderte Betrachtung des Staats als einer Gattungserschei- 
nung. Diese klärende und vorbereitende Funktion ist es, um deret- 
willen eine allgemeine Staatslehre zum Bedürfnis wird. Eine 
solche wird notwendig als eine Hilfswissenschaft der Rechts- 
wissenschaft Sie fast das Ganze zusammen, was der Gesetzgeber 
braucht, um an die Aufstellung eines besonderen Staatsrechts, — was 
der Beamte braucht, um an die verständnisvolle Anwendung des 
besonderen Staatsrechts herangehen zu können. 
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Von vornherein liegt auf der Hand, dafs eine allgemeine Staats- 
lehre, wenn sie diese Aufgabe erfüllen soll, ihr Material aus allen 
Wissenschaften heranziehen mufs, die sich überhaupt mit dem Staate 
beschäftigen. Sie wird also naturgemäls die Vermittlerin zwischen der 
Bechtswissenschaft einerseits und der zuvor berührten naturwissenschaft- 
lichen und historischen Erkenntnis des Staatslebens andererseits, denn 
sie wird an erster Stelle zu prüfen haben, inwieweit die natürlichen 
Verhältnisse und die geschichtlichen Ereignisse auf das Staatsleben und 
damit auch auf das Rechtsleben im Staat einwirken; sie wird also die- 
jenigen Ergebnisse der politischen Geographie oder Ethnographie sowie 
andererseits der politischen Geschichte und Ethnologie auszuwählen und zu 
betonen haben, die für die Rechtswissenschaft von Interesse sind. Weiter 
ist aber auch leicht zu sehen, dafs keineswegs die Gegenstände der 
Staatslehre, die Abgrenzung der theoretischen und praktischen Gesichts- 
punkte der Betrachtung, das Verhältnis zu verwandten 
Wissenschaftszweigen und ebensowenig die Methode der Unter- 
suchung als etwas selbstverständliches lediglich aus dem wissenschaft- 
lichen Bedürfnis abgeleitet werden können, dafs diese Fragen vielmehr 
sämtlich erst aus eignen Erwägungen beantwortet sein wollen. Festzustellen 
ist vor allem, was gerade im Sinn des Kechtslebens das Wesen des 
Staats ausmacht und welche Erscheinungen deshalb in diesem Gedanken- 
zusammenhang als staatliche Gebilde zu betrachten sind (vergl. § 2). Hier- 
durch ist gleichzeitig zu ermitteln, zu welchen anderen Erscheinungen 
des gesellschaftlichen Lebens der Staat in nächster Beziehung steht, an 
welche Wissenschaftszweige sich also eine Staatslehre am engsten anzu- 
schliefsen hat (§ 3). Wird erst hierdurch der Gegenstand der allge- 
meinen Staatslehre klar, so bedarf es femer einer Erwägung der Ge- 
sichtspunkte, unter denen das Staatsleben zu untersuchen ist Wenn 
von mancher Seite als Zweck der Staatslehre nur der bezeichnet wird, 
den Begriff des Staats und seiner Beziehungen festzustellen, also nur ein 
theoretisches Ergebnis zu liefern 0, so ist dies mindestens voreilig und 
von vornherein nicht abzusehen, warum bei dem Zusammenhang mit der 
Rechtswissenschaft die praktische Aufgabe der Staatslehre nicht viel- 
mehr eine weitergehende, kritische, sein solle (§ 4). Endlich und vor allem 
aber läfst sich die Aufgabe der Staatslehre verschieden zuspitzen, jenach- 
dem man ihr zum Ziele setzt, nur eine Vergleichung der einzelnen kon- 
kreten Staatsgebilde, ihrer äufseren Beschaffenheit, bez. ihrer rechtlichen 
Ordnungen vorzunehmen oder ein Mehreres zu leisten, nämlich einen Be- 
stand allgemeingültiger, gesetzmäfsiger Grundsätze, die für alle Staaten 
Bedeutung haben sollen ; und zwar läfst sich von letzterem wieder ein Dop- 
peltes erwarten. Man kann darunter eine Summe von Entwicklungs- 



1) Vergl. die unten S. 26 Anm. 1 Citierten. 
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gesetzen des Staats verstehen^ welche besagen, dals unter bestimmten 
Bedingungen sich Organisation und Thätigkeit der Staaten in bestimmter 
Weise vollziehen müssen, man kann aber darunter auch an ein allgemein- 
gültiges Normalstaatsrecht, eine Gesamtheit von Bechtssätzen 
denken, die in jedem Staat — mindestens unter bestimmten Bedingungen 
gelten müssen und so die allgemeine Staatslehre zu einem „allge- 
meinen Staatsrecht" gestalten wollen. Diese letzteren Erörterungen 
sind ihrerseits aufs engste mit der wissenschaftlichen Methode ver- 
flochten, die eine derartige Untersuchung zur Eichtschnur nimmt, indem 
sie den Staat „im allgemeinen" betrachtet, insbesondere mit der 
Frage, ob es angängig sei, eine Vemunftvorstellung vom Staat, eine 
„Staatsidee" zu fixieren, oder ob über die Vorstellungen des Staats, wie 
sie sich aus dem Vergleich aller historischen Staaten ergeben, nicht 
hinauszukommen sei; und diese Frage fällt im wesentlichen mit der Ab- 
zweigung der Staatslehre von einer staatsphilosophischen Erörterung 
zusammen. Eine Auseinandersetzung mit der Philosophie ist also in 
gewissen Grenzen nicht zu umgehen. 

§ 2. Der Gegenstand der allgemeinen Staatslehre. 

Vergl. die Litteratur vor § 1 und dazu insbes. Gierke, Die Grundbegriffe des 
Staatsrechts, Zeitschr. f. d. gesamte Staatswissenschaft Bd. 30 (1874). S. 175 ff. 

I. Die gesellschaftlichen Verbände überhaupt. Aus den 
gleichen Motiven, aus denen überhaupt erst die Ausbildung einer allge- 
meinen Staatslehre zu erklären ist, mufs auch die Abgrenzung des ihr 
eigentümlichen Gegegenstands, des Staats, bestimmt werden. Das Merk- 
mal nämlich, das dem Staat als einer typischen Erscheinung der Er- 
fahrungswelt bei auf serlicher Betrachtung wesentlichMst, läfst ihn nicht 
als etwas eigenartiges erscheinen. Vielmehr ist es jenes schon oben be- 
tonte nahe Verhältnis zum Recht gewesen, um dessen willen die Rechts- 
wissenschaft ihm unter nahe verwttndten Erscheinungen von jeher ein 
nahe verwandtes Interesse zugewendet hat. 

Als Ausgangspunkt gilt es jedenfalls fest ins Auge zu fassen, dafs 
zunächst für den Staat kein tieferer Erklärungsgrund gefunden werden kann 
als das für die Angehörigen der menschUchen Gattung feststehende Be- 
dürfnis, sich zu Gruppen oder Verbänden zusammenzuschliefsen. 
Auch dieses Bedürfnis ist bis auf weiteres nicht psychologisch analysierbar. 

1) Es ist der hauptsächliche Mangel der allgemeinen Staatslehre Rehms, dafs er 
diese Auseinandersetzung absichtlich vermeidet, ohne doch die Grunde klar erkennen 
zu lassen, die ihn dabei leiten. Schon ein Werk wie Stammlers „Wirtschaft und 
Recht*' (1896, vergl. u. S. 12) hätte ihn überzeugen können, dafs zur Zeit auf dem Ge- 
biete der allgemeinen Rechts- und Staatslehre ohne energische Grenzziehung gegen 
die Philosophie nicht weiterzukommen ist. Noch Gumplowicz (Allgemeines Staats- 
recht 1897. S. 450) hält Staatslehre und Staatsphilosophie direkt für gleichbedeutend. 
Ober die ältere Litteratur zu dieser Frage s. insbes. u. § 13 111. 
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Aber es erweist sich wirksam in der Thatsache, daTs fort und fort, 
unter allen Verhältnissen, wo Menschen räumlich zusammenleben, 
gröfsere oder kleinere Mehrheiten menschlicher Individuen sich zu einen^ 
neuen Ganzen vereinigen. Das wesentlich gemeinsame Merkmal dieser 
Vereinigungen zeigt sich darin, dals sie sämtlich eine Zusammenfassung, 
Konzentration von Einzelkräften darstellen, mittels deren die Gesamtheit 
in verstärktem oder in erleichtertem Mafse für die gemeinsamen Lebens- 
zwecke ihrer Glieder, für deren Kulturbedürfnisse, — Ernährung, Siche- 
rung, Bildung, Vennögenserwerb u. s. w. — thätig wird. — Dieser Vor- 
gang aber ist wiederum nur so vorstellbar, dafs die Gruppe für die ge- 
meinsame Thätigkeit bevorzugte Mitglieder als Träger der verstärkten 
vereinigten Kraft — als ihr ^Organ" — aus sich heraus setzt Die Verbände 
stellen sich hiemach als Formen äufserer Organisation, als Per- 
sonenkreise, die mindestens ein für sie thätiges Organ besitzen, dar. Und 
hieraus eriebt sich sofort ein zweites für sie charakteristisches Merkmal. 
Denn das Bestehen einer solchen Organisation ist weiter nicht anders 
möglich als in der Weise, dafs die Einzelglieder des Verbands sich dem 
Ganzen und dessen Organen zur Ennöglichung der gemeinsamen Zwecke 
fügen. Das Verbandsverhältnis schliefst eine Abhängigkeit der Glie- 
der vom Verband, eine Herrschaft der Verbandsorgane über die Glie- 
der mit begrifflicher Notwendigkeit ein. Fähigkeit zum Zusammen- 
wirken zu gemeinsamem Zwecke durch gemeinsame Organe, 
Unterordnung der Glieder unter die Organe, Uberordnung 
der Organe über die Glieder sind somit von einander unzertrennliche 
Merkmale der gleichen Erscheinung. Der Verband läfst sich demnach 
auch als ein innerhalb einer Personenmehrheit bestehendes Herrschafts- 
verhältnis bezeichnen; nur dafs die Verbandsthätigkeit im gemein- 
samen Interesse die prinzipale Thatsache darstellt, während die Ab- 
hängigkeit der Glieder vom Verband erst die sekundäre Thatsache ist.') 

1) Wenn der Ausgan^punkt des Textes den Staat als einen Verband meh- 
rerer Glieder auffafst, der fähig ist, für gemeinsame Zwecke der Glieder thätig zu 
werden, ist wohl nicht zu besorgen, dafs diese Begriffsbestimmung mit Rücksicht 
auf die Aufnahme des Zweckes in den Begriff einem ernstlichen Einwand ausge- 
setzt sei. Mit Recht warnt hiervor Laband (Staatsrecht des Deutschen Reichs, 3. A. 
1895. I. 61) und ihm folgend andere: der Zweck einer sozialen Erscheinung liege „jen- 
seits ihres Begriffes", denn in der That bezeichnet der ^Zweck" seinem Begriff nach 
einen Erfolg, auf den die Thätigkeit eines vernunftbegabten handelnden Wesens hin- 
arbeitet. Von einem Zweck bestimmtenlnhalts kann man' also nur reden , wenn 
man den Träger des Willens kennt, der ihn verfolgt, und was der im Staat wirk- 
same, ihm zu Grande liegende, seinen Zweck im einzelnen bestimmende Wille 
ist (Gottheit, Natur, Einzelbürger u. s. w.), ist gerade die Hauptfrage, die erst zu be- 
antworten ist, — man kann also den Staat nicht wiederum durch ein Unbekanntes 
bestimmen. In Wahrheit wird aber im Bisherigen nur die Fähigkeit, über- 
haupt nach Zwecken — gleichviel welchen — zu handeln, betont, und auf dieses 
Merkmal abzustellen, unterliegt um so weniger einem Bedenken, als ja auch der 
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So verstanden stellen sich die menschlichen Organisationen als eine von 
mehreren Formen des gesellschaftlichen oder sozialen Lebens 
der Menschen dar. Sie gehören zu den Erscheinungen, um derent- 
willen man überhaupt erst die Gesellschaft, societas, der Vielheit der Ein- 
zelnen, individual, als etwas eigenartiges gegenüberzustellen berechtigt ist 
Denn die Thatsache, dals die Menschen nicht isoliert, sondern in Ge- 
meinschaft zu leben pflegen, erschöpft sich jedenfalls nicht schon in dem 
äufserlichen oder räumlichen Nebeneinanderleben der Individuen oder in 
dem Zusammenleben gleichartiger, in Hautfarbe, Sprache, Neigungen, 
Fähigkeiten, Bedürfnissen ähnlicher Individuen; — in diesem Sinn wäre 
die „Gesellschaft" eben doch nur eine Summenbezeichnung für die Viel- 
heit der Einzelnen, nicht eine neue Einheit Vielmehr zeigt sich die 
Eigenart des sozialen Lebens erst darin, dafs jenes äufsere Beisammen- 
sein sich in dauernden Erscheinungen niederschlägt, welche als 
etwas neues, selbständig dauerndes und von dem Wechsel der Einzelnen 
unabhängiges über diesen stehen und sich darin als etwas objektiv vor- 
handenes erweisen, dafs sie das Leben engerer oder weiterer Kreise 
von Menschen in einheitlicher Weise wirksam beeinflussen. ^ Diese Be- 



cinzclne Mensch, soweit er Kulturmensch ist, nicht anders bezeichnet werden 
kann, als ein vernünftig nach Zwecken handelndes Wesen. Es wird somit nur aus- 
gedruckt, dafs der Staat oder überhaupt der gesellschaftliche Verband eine in das 
Kulturleben eingreifende Willensmacht ist. Dagegen gehört die Verfolgung eines 
Zwecks bestimmter (sittlicher, nützlicher, weltlicher, allseitiger u. s. w.) Art (so 
z.B. Brie, Lehre von den Staatenverbindungen in Grünh. Zeitschr. 11. S. 6; Rehm, 
Allgemeine Staatslehre. S. 32 u. s. w.) nicht zum Wesen des Staates. Der Einwand 
ScHn.zE*s (Einleitung in das Staatsrecht 1867. S. 121), ein Verband unter einer 
höchsten Gewalt ohne Zweckangabe passe auch für eine Räuberbande, ist bedenklich. 
Dafs solche sittliche Weitbeurteilungen vom Wesen des Staates ferngehalten werden 
müssen , lehrt der Hinweis auf jeden plündernden Gebirgs- oder Wüstenstamm , der 
sich in einer neuen Landschaft sefshaft macht, um, wie z.B. in grofsem Stil der 
assyrische, auch weiter von einer planmäfsigen Ausbeutung Unterjochter zu leben. 
Obwohl vielleicht für einen ethischen Beurteiler von einer Rauberbande nicht ver- 
schieden, ist er doch Staat 

1) Es ist also abzuweisen eine Begriffsbestimmung wie die Herbert Spencer's, 
Prinzipien der Soziologie 1876, deutsch von Vetter (1887. Bd. 11. S. 212): Die Ge- 
sellschaft bestehe im dauernden Zusammenhang einer Mehrheit von Menschen, — 
noch mehr die ganz vage Defmition von Tarde, Lois de Timitation. 2. Aufl. 1895: 
Die Gesellschaft sei eine Gruppe von Wesen, die sich untereinander nachahmen oder 
von deren Vorfahren sich früher nachgeahmt haben, — eine Begriffsbestimmung, die 
die neue Eigenschaft der Individuen, welche das gesellschaftliche Leben zu stände 
bringen hilft, mit diesem selbst verwechselt Mit Recht gegen so laxe Begriffs- 
bestimmungen Stammler, Wirtschaft und Recht, S. 183 ff. Zu beachten ist freilich, 
dafs der Sprachgebrauch den Begriff der „Gesellschaft'' noch in emem engeren Sinn 
gebraucht, — nicht so, dafs er den Staat mitumfafst, sondern im Gegensatz zum 
Staat als die Gesamtheit der Kulturthätigkeit, welche die zusammenlebenden Menschen, 
Einzelne und Verbände, auf serhalb des Staats vollbrmgen. Über diese Trennung 
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deutung kommt den Verbänden, welche für den Menschen thätige Für- 
sorge entfalten und ihn zum Entgelt dafür beherrschend umfassen, zwei- 
fellos zu. Nur sind sie nicht die einzige Form der gesellschaftlichen 
Verknüpfung. Eine zweite, gleichberechtigte Form ergiebt sich aus den 
Regeln, Normen, Imperativen, die mindestens in der Vorstel- 
lung des Menschen als selbständige Mächte, losgelöst von einzelnen Indi- 
viduen, das menschliche Verhalten bindend zu bestimmen suchen und ihre 
typische Einkleidung im Recht finden, wie die sozialen Organisationen 
im Staat Gleichviel wie der Entstehung oder Funktion nach das Ver- 
hältnis der sozialen Normen zu den sozialen Verbänden, des Rechts zum 
Staat zu denken ist, stellen sie sich jedenfalls in ihrer praktischen Haupt- 
wirkung als etwas ganz anderes denn die sozialen Verbände dar. Wäh- 
rend ein Zusammenschlufs zu organisierten Gruppen zunächst 
eine Machtsteigerung der Individuen für die Erreichung ihrer Kultur- 
zwecke bedeutet und diese Steigerung nur als eine freilich unerläfsliche 
Zuthat die Unterordnung der Glieder unter das Ganze verlangt, ist um- 
gekehrt die unmittelbare Wirkung der sozialen Normen den Indi- 
viduen gegenüber eine machtbeschränkende, und erst mittelbar er- 
wächst daraus, dafs von allen Gliedern der Gesellschaft eine ungefähr 
gleiche Bindung an jene Regeln gefordert wird, eine gesichertere, ,,freiere" 
Stellung aller. Verbände und Regeln bilden somit von vornherein 
zwei verschiedenartige Brennpunkte des gesellschaftlichen Lebens. Und 
hierzu kommen als dritter selbständiger Gesichtspunkt, unter welchem sich 
das gesellschaftliche Leben betrachten läfst, die Kulturzwecke, auf 
welche, wie oben erwähnt, teils die einzelnen, teils die sozialen Or- 
ganisationen hinarbeiten. Die Befriedigung der Familien- und Wirt- 
schaftsbedürfnisse, die Zwecke der materiellen Kultur, ebenso wie die 
Zwecke der geistigen Kultur, Befriedigung des religiösen, künstlerischen, 
wissenschaftlichen Bedürfnisses u. s. w. erscheinen für die wissenschaft- 
liche Erkenntnis als ebensoviele unter sich wieder zusammenhängende 
Beziehungspunkte, die alle darauf bezüglichen Anstalten und Thätig- 
keiten, , mögen sie von Einzelnen oder Verbänden ausgehen, mögen sie 
sich nach allgemein gültiger Regel vollziehen oder nicht, zu einer Ein- 
heit, einer eigenartigen gesellschaftlichen Erscheinung zusammenfassen. 
Gerade darin also wird die Hauptaufgabe jedes Zweigs einer Gesell- 
schaftswissenschaft bestehen müssen, alle diese verschiedenartigen und 
doch im realen Leben sich fort und fort beeinflussenden, unterstützenden 
und durchkreuzenden Erscheinungen — die gesellschaftlichen Verbände, 
die gesellschaftlichen Normen, die Zusammenhänge gesellschaftlicher 
Zweckthätigkeit — so in ihrer Eigenart gesondert zu halten und dann 
so miteinander in Beziehung zu setzen, dafs die für jedes einzelne und 

von ^ Staat und Gesellschaft'', die hier nicht interessiert, vergl. Rümelk?, Reden und 
Aufsätze. 3. Folge. 1S94. S. 24S. 
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die für sie alle in ihrer Wechselbeziehung maisgebenden Gedanken oder 
Gesetze hervortreten. 



1) Man wird schon nach diesen orientierenden Andeutungen als das Wesent- 
liche erkennen, dafs es, um eine unbefangene Betrachtung des Staats im ganzen 
Umkreis des Lebens der menschlichen Gesellschaft zu ermöglichen, dringend geboten 
ist, hierbei mit Bewufstsein analytisch vorzugehen und die verschiedenen Seiten 
der grofsen Summen von wechselnden und doch in sich zusammenhängenden Er- 
scheinungen, die wir das geschichtliche Leben der Gesellschaft nennen, von vorn- 
herein sorgsam gesondert zu halten. Es ist dies die Betrachtungsweise, wie sie unter 
anderem von Dilthey, Einleitung in die Geisteswissenschaften. 18S3. S. 44 ff., metho- 
disch angeraten wird, wie sie instinktiv auch von Juristen, soweit sie den Zu- 
sammenhang zwischen den verschiedenen Erscheinungen des gesellschaftlichen Lebens 
aufzudecken suchten (z. B. von Arnold, Kultur- und Rechtsleben 1865, Jhering, 
Zweck im Recht 1877) eingehalten worden ist Grundsätzlich anders verfährt jetzt 
in der Erörterung der gleichen Probleme Stammler, Wirtschaft und Recht nach 
der materialistischen Geschichtsauffassung (1S96). Er sucht (S. 83 ff.) nach einem 
^festen Merkmal, durch das der Begriff des sozialen Lebens der Mensehen als eigener 
Gegenstand wissenschaftlicher Betrachtung konstituiert wird" und findet (S. 90), 
dafs dies die „äufsere Regelung eines menschlichen Zusammenlebens" sei. Dieses 
Merkmal zerlegt er dann angesichts der Erfahrungswelt und gelangt schlicfslich 
zu dem Anerkenntnis (S. 4S8 ff.) , dafs als ^Regeln" oder Normen für menschliches 
Verhalten moralische Lehren und soziale Gebote und unter diesen wieder konventio- 
nalc (Sitten-) Regeln imd Zwangsbefehle, unter letzteren rechtliche Satzungen ebenso 
wie willkürliche Gewalt zu begreifen seien. Man sieht an dem Vergleich mit 
der Ausführung des Textes leicht, dafs eine solche Syntliese — angenommen auch, 
ihre Aufstellung sei richtig — für die Klärung des inneren Zusammenhangs nichts 
nützt, ihn im Gegenteil nur verdunkeln kann. Was nützt es, wenn man z. B. das ver- 
tragsmafsige Handeln zweier Kaufleute und die gewaltsame Ausbeutung eines unter- 
jochten Volks durch einen Erobererstamm als zwei Erscheinungsfonnen desselben Ge- 
meinsamen, eines „geregelten Zusammenwirkens'* einrangiert, da doch die Verschieden- 
artigkeit beider Erscheinungen so auf der Hand liegt. Von der Verschiedenartigkeit 
und Vielseitigkeit ist also auszugehen, wenn man sich nicht von vornherein den Blick 
verspernm will. Was insbesondere das Staatsleben angeht, so wirkt eine Betrachtungs- 
weise wie die Stammlers schon insofern unheilvoll, als sie den Gegensatz des sitt- 
lich oder rechtlich geordneten Staatslebens und des zweifellos grofscn Gebiets, 
auf dem sich im Staatsleben die willkürliche Gewalt bethätigt, und damit das 
Hauptproblem der Staatslehre (vergl. u. Teil I Kap. 2) verdimkelt Vor allem aber ist 
sie, um auch das Staatsleben und überhaupt das Leben der sozialen Verbände als ^ge- 
regeltes Zusammenleben*^ verstehen zu können, schon im Ausgangspunkt genötigt, das 
Wesentliche des Staatslebens im Beherrschtwerden der Verbandsglieder durch das Ver- 
bandshaupt zu erblicken, während doch gerade, wie gezeigt, dies das Sekundäre ist, und 
das Wesentliche jedes Verbandslebens in der ThätigkeitmitverstärktenKräften 
beruht (s. o. S. 9). Hierin liegt in der That dasjenige Moment , welches die mensch- 
lichen Organisationen äufserlich durch den Vergleich mit entsprechenden Gebilden 
des Tierreichs zu veranschaulichen gestattet, — mit dem Korallenstock, dem Ameisen- 
haufen, dem Bienenschwarm, der Antilopen- oder Büffelherde, dem Wolfsrudel. Es 
ist zwar äufserst fraglich, ob solche Analogien für das tiefere Eindringen in die 
politischen Vorgänge fruchtbar zu machen sind (vergl. darüber u. § 18). Aber sie 
lassen sich doch nicht unbedingt abweisen, wie dies Stammler (S. 93) thut, weil die 
Tierorganisationen „nicht durch Regeln" gebunden sind. Obwohl Stammler häufig 



Einleitung. 13 

IL Private und öffentliche Verbände. Ist als wesentliches 
Merkmal des Staats seine Eigenschaft als Verband, als eine organisierte 
und durch Organe thätige Menschengruppe erkannt worden, so ist mit 
dieser Erkenntnis andererseits auch schon klargelegt, dafs er nur einer 
von vielen Verbänden ist Das menschliche Streben, durch organisierte 
Gemeinschaft gemeinsame Kulturzwecke wirksamer zu erreichen, hat, 
gleichviel auf welchem Wege, zur Bildung zahlloser Verbände geführt. 
Zwischen der Familie als einfachster Form und dem Staat als höchster 
stehen in immer neuen Gestalten Geschlechtshorden, Stämme, Vereine, 
Genossenschaften, Gesellschaften, Korporationen aller Arten und Formen, 
religiöse Brüderschaften, Orden, Sekten, Kirchen — Dorf- und Stadtgemein- 
den, Landschaften, Grafschaften, Provinzen, und in allen diesen und anderen 
Verbänden kommt immer von neuem dieselbe Haupteigenschaft zur Ver- 
körperung, die nach dem vorhin Ausgeführten auch das Wesen des 
Staats zunächst bestimmt — nämlich das Streben, im Interesse aller 
Mitglieder gemeinsame Leistungen zu beschaffen, gemeinsame Bedürfnisse 
mit geschlossenen und deshalb verstärkten Kräften zu befriedigen und 
im Dienst dieser Zwecke die Einzelnen dem allgemeinen einheitlichen 
Vorgehen beherrschend unterzuordnen. Gerade diese Merkmale, die den 
Ausgangspunkt des Staats bilden müssen — kulturfördernde Wirksam- 
keit der Organe nach aulsen und beherrsch ende -Beeinflussung der 
Mitglieder nach innen — sind dem Staat mit allen sozialen Organi- 
sationen schlechthin gemeinschaftlich O7 und es liegt deshalb anscheinend 
nahe, die „allgemeine Staatslehre" besser zu einer vergleichenden und 
verallgemeinernden Wissenschaft von den gesellschaftlichen Ver- 
bänden auszubauen. 

Gleichwohl wäre es übereilt, eine solche Konsequenz zu ziehen. Es 



gegen apriorlBtische Betrachtungsweise polemisiert > neigt seine eigene Methode 
doch stark zu einer solchen, und in der That zeigt sich der tiefere Grund dieser 
Gegensätzlichkeit in den Zielen, die er anstrebt (hierüber vergl. u. § 13). 

1) Wir verdanken die energische Betonung des Gesichtspunktes, dafs alle Ver- 
bände, höhere wie niedere, in ihrer begriffswesentlichen Eigenschaft einander gleich- 
stehen , in erster Linie Gierke, ^Die Grundbegriffe des Staatsrechts*^, Zeitschr. f. d. 
gesamte Staatsrechtswissenschaft. Bd. XXX. (1874) S. 175 ff. und der von ihm beein- 
fluTsten Litteratur (Bosm, Souveranetät, Staat u. s.w. S. 36; Preuss, Gemeinde, Staat, 
Reich. 1889. S. 145 u. ö.). Auch diejenigen Gelehrten, die früher geneigt waren, eine 
Sonderstellung des Staats vor den übrigen Verbänden zu behaupten, haben die 
Richtigkeit dieses Standpunkts anerkannt (vergl. z. B. Laband, Staatsrecht des Deut- 
schen Reichs I. 63, wo er auch in der Familie das Element der Herrschaft über ihre 
Glieder in der an und für sich gleichen Form betont, in der es auch im Staat auf- 
tritt). Nur mufs auch hierbei wieder hervorgehoben werden, dafs es verdunkelnd 
wirkt, wenn, wie häufig bei den Genannten, als Haupteigenschaft des Verbands die 
Herrschaft des Verbands, die Unterordnimg unter den Willen des Verbandsorgans, 
bezeichnet wird. Die Haupteigenschaft bleibt die einheitliche und gesteigerte Thätige 
keit nach aufsen. Die Herrschaft nach innen ist auch hier nur das Sekundäre. 
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besteht im Gegenteil iniif^rfaalb der Geäamttfaatigkeit der organideileii 
men-scbKcben Ornppei) sowobl für die theoretisebe wie ffir die praktisehe 
ßetracbtan^ eine satarKehe Gegeiuiätzlichkeit, and solange die Menschen 
über ihre eif^enen Lebensverbältni.säe nachgedacht haben, solange insbe- 
sondere ein Bedfirfnis wissenschaftlicher Sichtang and Zasammenstelhmg 
derneUien existiert, hat ihnen dieser Gegensatz als etwas g^eb^ies Tor 
Angen gestanden, mit dem sie sich abfinden mnfsten. / 

Von jeher hebt sich nämlich ans der Koltorthatigkeit die Gesamt- 
heit der auf solche Knltorzwecke gerichteten Fonktionen herans, die 
durch das än/sere Zusammenleben einer Vielheit von Men- 
schen als die allen Beteiligten gemeinsamen Zwecke heraus- 
gestellt werden. Es ist eine Thatsache, dafs die sichtbare Lebensgemein- 
schaft als solche die Wirkung hat, derartige Bedürfnis- oder Zweck- 
oder Interessengemeinschaften aller ihrer Angehörigen zu begründen. 
»Sie lassen sich als allgemeine, öffentliche Kulturzweeke oder -Güter 
bezeichnen, nnd die Summe der auf ihre Verwirklichung hinzielen- 
den Thätigkeiten nennt man überlieferungsgemäfs das allgemeine oder 
öffentliche oder nach der Hauptform, in der sich diese Thätigkeiten 
abspielen, ungenau das Staatsleben. Von ihnen getrennt stehen die 
Zwecke, die nach den individuellen Eigenschaften und Bedürfnissen 
der Einzelnen für alle Individuen verschieden oder mindestens nur für 
engere Gruppen, nicht für alle auf serlich zusammenlebenden Menschen 
gemeinsam sind. Sie sind die persönlichen, „abgesonderten'', „pri- 
vaten** I^?benszwecke , — die auf sie bezüglichen Anstalten und Ope- 
rationen sind das Privatleben.*) Soweit nun die Menschen ihre Bedürf- 
niHHO nicht isoliert, sondern innerhalb eines Verbands durch die Organe 
eines solchen mit vereinten Kräften zu befriedigen streben, mufs natur- 
gemäfs diese Gegensätzlichkeit auch das Verbandsleben ergreifen; und 
man kann deshalb davon ausgehen, dafs auch die Gesamtmasse aller 
von sozialen Organisationen ausgehenden Thätigkeiten in die beiden 
Gruppen der zur Erfüllung der Sonder- oder Privatzwecke und der 
zur Erfüllung von allgemeinen oder öffentlichen Zwecken fähigen, 
bczw. bestimmten Verbandsthätigkeit zu teilen ist. 

Allerdings ist von vornherein zu betonen, dafs dieser Gegensatz nichts 
weniger als ein scharfer und gleichbleibender ist. Er ist zunächst inso- 
fern relativ, als er überhaupt nur da entstehen kann, wo sich bereits in 
einer einigermafsen gröfseren, ausgedehnteren Menschengruppe ein 
Bedürfnis nach gemeinsamer Befriedigung gemeinsamer Zwecke gebildet 
hat. Nimmt man — was auf den ersten Blick als möglich zugegeben 

1) Die erkennbar ursprüngliche Bedeutung des Worts privatus ist „abgesondert". 
Per Begriff des Privatzwecks , Privatlebens u. s. w. darf deshalb hier und im Fol- 
Tcenden als ein fremdsprachliches Lehnwort unbedenklich in diesem Sinn gebraucht 
wenlen. 
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werden mufs — einen menschlichen Lebenszustand als irgendwo und -wann 
in älterer oder neuerer Zeit vorhanden an, wo überhaupt nur die persönlich 
mit einander verbundenen Personen — Eltern und Kinder — gemeinsame 
Zweckbedürfnisse empfinden — sei es als einen menschlichen Urzustand 
oder als das Dasein einer schiffbrüchigen Familie auf unzugänglicher 
Insel oder dergL — , so wäre der Gegensatz von öffentlichen und privaten, 
von allgemeinen und besonderen Zwecken logisch unmöglich. Für eine 
— hypothetische — Existenz des Menschengeschlechts, in welcher jeder 
Mensch, wenn überhaupt, nur einem einzigen Verband angehörte, würde 
also für die Yerbandsthätigkeit eine solche Unterscheidung ganz illusorisch 
sein. Aber auch soweit man eine Vielheit von sozialen Organisationen, 
wie oben angedeutet, als das Eegelmäfsige und Gegebene ansieht, Heise 
sich eine scharfe Scheidung der Verbände mit Rücksicht auf ihre 
Zweckaufgaben nicht vornehmen. Kein irgendwie zwingendes logisches 
Prinzip verlangt, dafs jener Gegensatz der Zweckbestrebungen sich auf 
die Verbände übertragen mufs, die ihnen dienen. Dem Unterschied des 
privaten und des öffentlichen Lebens entspricht nicht notwendig ein 
Unterschied von ausschliefslich privat und ausschlief slich öffentlich 
thätigen Verbänden. Staat und Gemeinde können aushilfsweise in der 
Verpflegung von Armen die Ernährung, in der Zwangserziehung von 
verwahrlosten |Kindem die Erziehung besorgen. Umgekehrt kann die 
Zunft, die sonst der Förderung der persönKchen Berufszwecke einer 
kleinen Gruppe von Gewerbsgenossen dient, zugleich eine Abteilung des 
städtischen Aufgebots sein, oder es kann die höchstpersönliche religiöse 
Glaubensgemeinschaft die Rechtsprechung über die Geistlichen und Laien 
üben. Nur mit Rücksicht auf seine jeweilige zeitlich und örtlich ver- 
schiedene Zweckthätigkeit greift ein Verband in das öffentliche oder in 
das Privatleben ein, und nur insofern könnte man die Unterscheidung 
auf die Verbände übertragen, als sich von vorwiegend öffentlichen 
oder vorwiegend privaten Verbänden reden Heise. Und hierzu 
kommt endlich, dals auch die GegenübersteUung von privaten und öffent- 
lichen, persönHchen und gemeinsamen Zwecken auf keinem festen Merk- 
mal beruht. Ein Kulturzweck, der im einen Entwicklungsstadium eines 
Volks noch ein besonderer ist, wie die Geistesbildung, kann in einem 
reiferen Stadium zu einem gemeinsamen werden. Aber trotz alledem be- 
steht doch seit der Zeit, wo sich das Bedürfnis rein wissenschaftlicher 
Orientierung geregt hat, zu allen Zeiten und an allen Orten der Gegen- 
satz der privaten und öffentlichen Kulturthätigkeit der Menschen als ein 
konstanter Gegensatz, und es ist deshalb wohlbegründet, dals man auch 
die Verbandsthätigkeit der gesellschaftlichen Organisation, soweit sie 
sich auf die eine oder die andere erstreckt, unterscheidet \) 

1) Hiernach dürfte ein EompromiXs zwischen der früher allgemein üblichen 
Auffassung, welche private und öffentliche (oder wie man meist sagt: privatrecht- 
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Ist somit der Gegensatz des öffentlichen und des privaten Lebens 
in der That ein relativ» realer und ist er im stände, auch die Zweck- 
thätigkeit der Verbände in zwei äufserlich gesonderte Gruppen zu teilen, 
so würde hierin allerdings noch kein Grund liegen, um gerade die Ver- 
bandsthätigkeit im Ge!)iet des öffentlichen Lebens einer gesonderten und 
in sich geschlossenen wissenschaftlichen Betrachtung zu unterwerfen. 
Was insbesondere die verschiedenen Zwecke des geistigen, des wirtschaft- 
lichen Lebens u. s. w. angeht, so würde eine Betrachtung, die von ihnen, 
von den Kulturbedürfnissen ausgeht, gerade die Frage aufwerfen müssen, 
inwieweit dieselben gemeinsam, inwieweit sie besonders wären. Ein 
Gebiet jedoch giebt es, das seiner Natur nach ausschlielslich dem 
öffentlichen Leben angehört, — das Rechtsleben. Soweit das Recht 
regelnd und ordnend eingreift, das Verhalten der am gesellschaftlichen 
Leben beteiligten Willenskreise bindend zu regeln sucht, stehen zwar 
auch ihm alle Willeusträger oder Personen ununterschieden gegenüber. 
Es beherrscht die Einzelpersonen wie die Verbände und unter ihnen 
ebenso alle, gleichviel ob und inwieweit sie gemeinsamen Kulturzwecken 
nachgehen oder besonderen. Aber das Recht bedarf seinerseits selbst der 
Aufrechterhaltung durch äufsere Thätigkeit, und zwar durch Thätigkeit 
mit vereinten Kräften, durch eine äufsere Organisation, und diese 
Thätigkeit ist schlechthin Gegenstand eines^ gemeinsamen 
Bedürfnisses aller äufserlich Zusammenlebenden, — Thätig- 
keit des öffentlichen Lebens. Gleichviel ob es darauf ankommt, die Rechts- 
position einer ganzen Gruppe im Konflikt mit anderen Gruppen — im 
internationalen Leben der Völker — zu wahren, oder ob es sich darum han- 
delt, innerhalb einer Lebensgemeinschaft zwischen Verband und Einzelnen 
oder zwischen den Einzelnen eine gedeihliche und friedliche Ordnung 
durchzusetzen — , immer sind hieran Alle gleichmäfsig interessiert. Das 
äufsere Zusammenleben einer Vielheit bildet deshalb die Schnittfläche, 

liehe und offentlichrechtliclie) Verbände logisch von einander schied, und der heute 
z. B. von GiERKE, Deutsches Privatrecht (1875). S. 27, vertretenen Meinung möghch 
sein, wonach der Gegensatz zwischen privaten und öffentlichen Verbänden nur vom 
positiven Recht statuiert, die öffentlichen Verbände nur die mit gröfserer Autorität 
und Macht (also intensiverer Herrschaft, o. S. 9) ausgestatteten seien. Der Gegen- 
satz ist nach dem Text ein realer , in der Natur der Sache , d. h. in den Zweck- 
bestrebungen , den erstrebten Lebensgütern gelegener, nur dafs sich eben die Ver- 
bände mit Rücksicht auf das Wechseln und Sichmischen ihrer Kulturaufgaben nur 
im allgemeinen, nicht mit voller Schärfe im einzelnen sondern lassen. Fraglich mufs 
einstweilen bleiben, ob sich der Gegensatz auch an Entstehung mid Zusammensetzung 
der Verbände zeigt (hierüber vergl. u. § 5). Die Unterscheidung des Privat rechts 
und öffentlichen Rechts hangt mit der Unterscheidung der privaten und öffentlichen 
Verbände aufs engste zusammen (vergl. u. § 19 ff.). 

1) So geht in der That vor allem die Volkswirtschaftslehre vor, die diesen Aus- 
gangspunkt der Betrachtung wählt Für sie existiert der Gegensatz des öffentlichen 
und privaten Lebens als ein systemgestaltender nicht (vergl. u. § 3, II). 
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auf der sich der Kreis der Thätigkeiten der menschlichen Ver- 
bände und der Kreis der Wirksamkeit des Rechts decken. 
Einerseits ist zu beachten, dals das Recht, gleichviel wie, durch die 
äufsere Lebensgemeinschaft als eine Alle ergreifende Lebensordnung her- 
vorgerufen wird, und dafs es zu seiner Erhaltung einer organisierten 
Thätigkeit eines Verbands bedarf, — andererseits, dafs die Thätigkeit 
menschlicher Verbände, soweit sie sich auf die gemeinsamen Kulturbedtirf- 
nisse Aller erstreckt, das „Staatsleben", sich hierunter notwendig mit dem 
Rechtsleben befassen mufs. Will also die Rechtswissenschaft die Gedanken 
aufklären, welche für die Einrichtung und Handhabung der Rechtsord- 
nung einer einzelnen konkreten Menschengruppe mafsgebend sein sollen, 
so bedarf sie hierzu einer Hilfswissenschaft, welche insbesondere die 
Thätigkeit der sozialen Verbände, soweit sie sich auf die gemeinsamen, 
öffentlichen Bedürfnisse erstreckt, beleuchtet Denn es mufs hier vor 
allem aufgeklärt werden, wie sich die rechtserhaltende Aufgabe 
mit den übrigen gemeinsamen Kulturzwecken menschlicher Ver- 
bände berührt, sie beeinflufst, eventuell beeinträchtigt Die Rechtswi^en- 
schaft bedarf also als Hilfswissenschaft einer allgemeinen Betrachtung, 
welche das Staatsleben, das fürRechtsleben und Verbandsleben 
gleich bedeutsame Gebiet menschlicher Zweckthätigkeit, absondert 
Deshalb tritt unsere Wissenschaft nicht als allgemeine Verbandslehre, 
sondern nur als allgemeine Staatslehre auf.^) 

in. Vielheit der politischen Verbände: Staat im engeren 
und weiteren Sinn. Wie sich gezeigt hat, konnte nur so das Thema 
der Staatslehre allmählich geklärt werden, dafs der Staat zunächst als 
Form einer ganzen Gattung von sozialen Gebilden ins Auge gefalst und 
dafs sodann der entscheidende Beziehungspunkt betont wurde, um den 
sich das soziale Verbandsleben in zwei wesentlich getrennten Hälften be- 
wegt Ergab sich aus letzterem notwendig eine Einengung des Gegen- 
stands, mit dem sich die Staatslehre zu beschäftigen hat, so bedarf dies 
Ergebnis doch schlief sligh wieder einer, dritten Verwahrung, um eine zu 
enge und einseitige Auffassung der Aufgabe unseres Wissenschaftszweigs 
zu verhüten. Wenn nämlich auch der Staat als öffentlicher Verband in 
einem bis zu gewissem Grade qualitativen Gegensatz zu den privaten 
Verbänden steht, so kann er doch seinerseits wieder in einer Mehrheit 
von Formen auftreten, und dies gilt es für die Staatslehre um so mehr 

1) Aus dem Gesagten crgiebt sich, wieviel an den Definitionen des Staats 
richtig ist, welche als Begriffsmerkmal desselben seine rechtsschützende, rechtserhal- 
tende Funktion aufnehmen (Gumpix)wicz, Allgemeines Staatsrecht S. 34 u. a.). Die- 
selbe reduziert sich bei näherer Betrachtung auf eine sekundäre Konsequenz der 
Thatsache, dafs ^Staat" im weiteren Sinn (vergl. u. S. 19) jeder Verband ist, der 
allgemeine Zwecke einer Lebensgemeinschaft verfolgt, und dafs unter diese Zwecke 
auch das Recht gehört 

ScHHiDT, Staatslehre. 2 
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zu beherzigen, als diese durch den vulgären Sprachgebrauch leicht auf 
eine falsche Bahn gedrängt werden kann.O 

a. Die Eigenschaft des „Staats'' im engeren Sinn schreibt der Sprach- 
gebrauch nur denjenigen öffentlichen Verbänden zu, die eine gewisse 
Vollkommenheit, eine höhere Ausbildung erreicht haben. Insbesondere 
legt er meist als selbstverständlich die Vorstellung zu Grunde, dals der 
Menschenverband, um als staatlicher anerkannt zu werden, eine feste Ver- 
bindung mit einem dauernden Wohnsitz, einem Gebiet eingegangen ist, 
die den Gliedern des Verbands und ihrem öffentlichen Leben einen be- 
stimmten individuellen Charakter aufprägt Aber es besteht kein Zweifel, 
dals die unvollkommneren Gruppenbildungen von Fischer-, Jäger-, 
Hirtenvölkern oder von Nationen, die nach neuen Wohnsitzen suchend 
auf der Wanderung begriffen sind, sich jedenfalls in ihren Leistungen für 
ihre Glieder, gleichviel wie der Grund ihrer Entstehung ist, nicht von 
den eigentlichen Staaten unterscheiden. Eine allgemeine Staatslehre muls 
also auch die Horde, den Stamm, die Völkerschaft nicht sefshafter Völker 
und deren Verbindungen, mit anderen Worten den unvollkommenen 
staatlichen Verband ebenso wie den vollkommenen ins Bereich ihres 
Interesses ziehen. 

b. Aber auch diejenigen Völker, die sich zu immer höherem, viel- 
seitigerem und technisch ausgebildeterem Leben erheben, befriedigen ihre 
gemeinsamen Bedürfnisse nicht notwendig nur im Bahmen eines einzigen 
Verbands. Jeder Einzelne kann mehreren Verbänden angehören, in denen 
die weiteren die engeren als abhängige Glieder der Organisation mit- 
umfassen. Innerhalb des Staats können Gemeinden, Gaue, Grafschaften^ 
Provinzen eine selbständige politische Verbandsthätigkeit entwickeln, sowie 

1) Auch in diesem Punkt tritt die Behandlungsweise des Textes in Widerspruch 
mit der in der Litteratur vielfach üblichen. Die letztere begeht fast durchgängig den 
Fehler, dafs sie bei staatsrechtlichen Untersuchungen von vornherein nach Merkmalen 
forscht, durch die derjenige Verband, den wir heute „Staat** nennen, sich von un- 
entwickelten Verbandsf ormen , die dem Staat in älterer Zeit entsprechen (Stamm) 
oder von heutigen Verbänden unter dem Staat (Gemeinden) oder über dem Staat 
(Völkergemeinschaft) unterscheidet Inwieweit dies für Schriftsteller, die sich ausdrück- 
lich mit Problemen des geltenden Rechts beschäftigen, zweckmäfsig oder berechtigt 
ist, wie etwa für Lasand mit seiner Schilderung des Reichsstaatsrechts oder die um 
das Problem des modernen „Bundesstaatsbegriffs" erwachsene Monographielitteratur, 
braucht hier nicht geprüft zu werden. Aber es ist voreilig, diese Behandlungsweise 
ohne weiteres auf Arbeiten der allgemeinen Staatslehre zu übertragen. Dieselben 
verengem sich von vornherein den Horizont, indem sie Definitionen des Staats im 
„engeren" oder „heutigen** oder „juristischen'* Sinn aufstellen und sich vor allem 
Anderen'^mit der Frage herumschlagen, ob dieser Staat seinem „Begriff* nach Ge- 
biet^erband oder oberster Herrschaftsverband sei oder was sonst Typisch 
hierführ Rehm S. Uff. Demgegenüber mufs immer wieder betont werden, dafs für 
den Begriff des Staats im Sinn der Staatslehre nur die wissenschaftliche Aufgabe 
mafsgebend sein kann, die die letztere zu lösen hat, — nicht der zufällige Sprach- 
gebrauch. 
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der Staat sich seinerseits wieder mit anderen ihm gleichstehenden Staaten 
als Glied in ein gröfseres Ganze, ein Reich, einen Gesamtstaat einfügen 
kann. So kann es sogar über gleichem Gebiet und gleicher Bevölke- 
rung zu mehreren Gebietskörperschaften kommen, die der Sprachgebrauch 
im engeren Sinn als „Staaten" bezeichnet Freilich brauchen alle diese 
Verbände auch in ihrer Gesamtheit nicht die einzigen zu sein, die poli- 
tische Aufgaben erfüllen. Es können, wie schon oben (S. 15) erwähnt, 
neben diesen Gruppen noch andere Gruppen, ständische, gewerbliche, 
kaufmännische Vereinigungen zur Befriedigung der schlechthin gemein- 
samen Bedürfnisse beitragen, wie denn z. B. die Zeit des Übergangs von 
primitiven zu civilisierten Zuständen, wie das westeuropäische Mittelalter, 
grofse Kreise solcher Bedürfnisse durch ein Zusammenarbeiten von ritter- 
lichen, bäuerlichen, überhaupt ständischen Gruppen deckt. Von beson- 
derer Bedeutung wird unter Umständen die religiöse Vereinigung. Von 
höchst-persönlich thätigen Sekten kann sie alle Zwischenstadien bis zu 
einem staatsgleichen, ja den Staat überragenden Verband durchlaufen. 
Aber ganz abgesehen von diesen Verbänden, welche neben persönlichen 
oder privaten Aufgaben auch allgemeine oder öffentliche Funktionen 
erfüllen, gilt es in erster Linie zu betonen, dafs auch die vorzugs- 
weise öffentlich thätigen Verbände innerhalb desselben 
Menschenkreises in einer Mehrheit denkbar sind. 

Soll eine allgemeine Staatslehre ihre Aufgabe erfüllen, ein lebens- 
volles Bild der Kräfte zu liefern, die innerhalb der menschlichen Gesell- 
schaft einerseits das Bechtsleben, anderseits die gemeinsamen Aufgaben 
der Kultur erfüllen, so darf sie hiemach ihre Basis nicht zu schmal 
wählen. Der „Staat" ist in ihrem Sinn nicht der Staat des technisch 
eingebürgerten Sprachgebrauchs, sondern der staatliche, politische, 
öffentlich thätige Verband *), — nur dafs eben dieses Prädikat nicht 
bestimmten, durch Entstehung und Zusammensetzung ein für allemal 
charakterisierten Verbänden zukommt, sondern jeder Form der gesell- 
schaftlichen Organisation, soweit diese vorzugsweise Kulturauf- 
gaben zu dienen bestimmt ist, die allen in Lebensgemeinschaft 
stehenden Personen gemeinsam sind. 

§ 3. Staatflehre» Beohtslebre und Volktwirttohaftslehre. 

Zur Orientierung: Merkel, Juristische Encyklopädie. 2. Aufl. 1900. — v. Phi- 
LippowicH, Grundrifs der politischen Ökonomie. 1. Bd. Allgemeine Volkswirtschafts- 
lehre. 3. Aufl. 1899. S. 3 ff. 32 ff. — Schmoller, Giundrifs der allgemeinen Volks- 



1) „Staatlich" und ^politisch'* wird dabei hier, wie im folgenden, promiscue 
gebraucht. Die „noXig^ ist im griechischen Sprachgebrauch gleichbedeutend mit dem 
heutigen Staat. Denn der „Stadtstaat", richtiger der Gau mit dem Regierungscentrum 
der Stadt, ist in der klassischen Zeit des hellenischen Lebens die typische Form des 
staatiichen Verbands (vergl. neuestens Burkhard, Griechische Kulturgeschichte 1899, 
Teil II, Kap. 1 und unten § 7). 

2* 
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wirtachaf talehre. 1900. S. Iff. — Lehr, Grundbegriffe und Grundlagen der Volkswirt- 
schaft 1893. (Abt. I, Bd. 1 dieses Handbuchs.) 

I. Ergänzungsbedürftigkeit der Staatslehre. Was soeben 
über Bedeutung und Gegenstand der Staatslehre festgestellt wurde, weist 
gleichzeitig darauf hin, dafs diese Hilfswissenschaft der Eechtswissen- 
Schaft weder hinreicht, um die positivrechtlichen Probleme vorzube- 
reiten, noch im stände ist, sich allein mit ihren eigenen Kräften auf ihre 
Füfse zu stellen. Wenn der Staat den auf der dauernden Lebensgemein- 
schaft beruhenden Verband darstellt, der fähig ist, die allgemeinen Zwecke 
zu erfüllen, so kann die Thätigkeit der staatlichen Verbände nur in der 
Weise schärfer beleuchtet werden, dafs man zugleich die Kulturzwecke 
ins Auge falst, welche als solche gemeinsam in Betracht kommen. Und 
wenn in allen Verhältnissen einer dieser gemeinsamen Zwecke in der Auf- 
rechterhaltung der Rechtsordnung, des Hauptteils der sozialen Normen, 
besteht, so kann weiter eine allgemeine Staatslehre nur dann fruchtbringend 
ausfallen, wenn auch die Erscheinung des Rechts bis zu gewissem Grade 
bekannt ist Die Staatslehre bedarf also anderer Zweige der Gesellschafts- 
wissenschaft zu ihrer Ergänzung. Ihre hauptsächlichen Ergänzungen sind 
die allgemeine Rechtslehre und die allgemeine Volkswirt- 
schaftslehre. 

II. Staatslehre und Rechtslehre. Am einfachsten leuchtet die 
Wechselbeziehung zwischen der allgemeinen Staatslehre und derjenigen 
Schwesterwissenschaft ein, die sich in engster Berührung mit ihr in der 
allgemeinen Rechtslehre ausgebildet hat. Sie will ebenso wie 
die Staatslehre die gesetzgeberische Rechtsbildung und die rechtsprechende 
und verwaltende Rechtsanwendung vorbereiten und dient nur dieser ge- 
meinsamen Aufgabe, insofern sie sich mit dem Recht selbst beschäftigt, 
noch viel unmittelbarer. Der Ausgangspunkt für ihre Betrachtung ist 
nicht, wie für die der Staatslehre, die Thatsache, dafs die Menschen 
im Verfolg ihrer Lebenszwecke sich zu Verbänden, Organisationen zu- 
sammenschliefsen und jenen Zwecken mit vereinten Kjräften nachgehen. 
Vielmehr ist die primäre Thatsache, die den Gegenstand der Rechtslehre 
bildet, — die, welche überhaupt einer Rechtswissenschaft das Leben 
giebt — die Erkenntnis, dafs die Menschen in ihrem Zusammenleben durch 
Regeln, Normen, Sätze oder Imperative gebunden werden, eine Erschei- 
nung, auf die schon oben (S. 11) als auf eine eigenartige Form des 
sozialen Lebens hingewiesen wurde. Nur ist allerdings das Recht eben- 
sowenig die einzige Form der sozialen Regeln, wie der Staat die ein- 
zige Form der sozialen Organisationen bildet Auf der einen Seite sind 
vielmehr neben den rechtlichen Regeln andere Normen — die der Re- 
ligion, Moral, Sitte — wirksam, um das menschliche Thun und Lassen 
zu bestimmen, auf der andern Seite kann einfach der Befehl eines Men- 
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sehen dem andern eine Norm seines Verhaltens setzen, und es wird die Auf- 
gabe sein, mit der eine allgemeine Bechtslehre einsetzt, das Verhältnis 
zu diesen anderen Kegeln und Befehlen klar zu stellen. Es versteht 
sich von selbst, dafs für die Fragen des positiven Rechts die Rechtslehre 
als Vorbereitung ebenso notwendig ist, wie die Staatslehre. Aber auch 
soweit diese beiden Disziplinen ihren eignen Aufgaben nachgehen, müssen 
sich ihre Gedankengänge an vielen Stellen mit Notwendigkeit kreuzen 
oder begegnen. Jeder der beiden Wissenschaftszweige hat zwar seine 
eigentümlichen Ausgangsprobleme. Die Rechtslehre fragt nach der 
Entstehung der Rechtssätze, nach den Erfordernissen der Rechtssätze, 
z. B. ihrer Übereinstimmung mit den nationalen Mafsstäben ihrer „Ge- 
rechtigkeit'', nach dem Verhältnis ihrer Entstehungsformen, z. B. der 
Rechtsgewohnheit und der Gesetzgebung, — nach dem Verhältnis des 
Rechtssatzes zu den Formen seiner Anwendung, z. B. des Gesetzes zu 
der Macht der rechtspflegenden Behörden. Die Staatslehre mufs nach 
der Herkunft und den Entstehungsbedingungen der Staaten forschen, 
nach deren Aufgaben und Thätigkeiten, nach den Organen, die an 
leitender Stelle wie in den unteren Stufen für den Staat thätig werden. 
Aber schon diese grundlegenden Fragen haben zum grofsen Teil eine 
staatliche und eine rechtliche Seite. Verwaltung und Rechtsprechung 
sind staatliche Thätigkeiten, aber sie erscheinen unter gewissen Bedin- 
gungen auch als Anwendung, als Erscheinungsformen der Rechtssätze. 
Der Monarch verkörpert die Konzentration eines Personenverbandes zur 
Erfüllung gemeinsamer Aufgaben, aber er kann zugleich von einem 
Rechtssatz eingesetzt und durch ihn mit Pflichten ausgestattet sein. Und 
je mehr die Betrachtung ins einzelne geht, desto mehr häufen sich die 
Beziehungen. Die politische Frage, wie am zweckmälsigsten für Wehr- 
kraft und Einnahmequellen des Staats gesorgt werden soll, ist eine 
Frage des Rechts, soweit es sich um die „gerechte" Verteilung dieser 
Lasten unter die Einzelnen oder die sozialen Gruppen handelt. Die 
Untersuchung der Rechtslehre, ob der Herrscher sich in die Justiz ein- 
mischen oder ob die Behörden ein weitgehendes Ermessen walten lassen 
dürfen, ist nicht zu trennen von der Untersuchung der Staatslehre, 
welche Funktionen man im allgemeinen von den Organen des Staats 
erwartet, und wieviel der freien Thätigkeit der Einzelbürger überlassen 
bleibt Auch jetzt kann ohne tiefere Vorbereitung über das Verhältnis 
zwischen Staat und Recht nichts ausgesagt werden. Aber zweifellos 
mufs mindestens in Umrissen das Verhältnis des Staats zum Recht mit 
in den Kreis der Betrachtung einer Staatslehre gezogen werden. ^ 

1) Als methodisch äufserst bedenküch mufs es hiernach für eine allgemeine 
Staatslehre bezeichnet werden, wenn man den Begriff des Staats mit Hilfe des Rechts- 
begriffs feststellen wollte. Wenn dies Schriftsteller thun, welche sich ex professo 
mit modernen Staatsgebilden befassen nnd von gewissen (sozusagen selbstverständ- 
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III. Staatslehre und Volkswirtschaftslehre. Wie das 
Verhältnis der gesellschaftlichen Verbände zu den gesellschaftlichen 
Normen eigenartig und nicht ohne weiteres bestimmbar ist, so ist die 
Beziehung der Verbände zu den Zwecken der Menschheitsgruppen, aus 
denen sie hervorgehen, wiederum Gegenstand einer besonderen IVage. Im 
Wesen des Verbands, insbesondere der staatlichen Verbände, liegt, wie 
gezeigt, nur soviel, dafs sie sich mit ihren durch den Zusammenschlufs 
einer Vielheit gesteigerten Kräften den Zwecken dienstbar machen, die 
den Zielpunkt und damit das Motiv des menschlichen Handelns über- 
haupt bilden; eben deswegen, weil die Thätigkeit des Menschen ver- 
nunftmäfsig nach menschlich-verständlichen Zwecken eingerichtet wird, 
tritt sie im Gegensatz zu den triebartigen oder mindestens für das mensch- 
liche Vorstellungsvermögen nicht psychologisch analysierbaren Bewegungen 
der Tiere und wird Kultur thätigkeit, und eben deswegen, weil die Or- 
ganisationen hieran Teil nehmen, sind sie selbst Teil des Kultur- 
lebens. Aber welche Kulturzwecke es sind, die die Menschen an- 
streben und in deren Beförderung auch die Bedeutung des Staats 
innerlich beschlossen ist, das ist aus dem Wesen des Staats nicht zu 
entnehmen. Vielmehr mufs es Sache besonderer Wissenschaftszweige 
sein, die kulturellen Zweckbestrebungen, wie sie sich zu Einheiten zu- 
sammenschliefsen, wie sie sich unterscheiden und unter einander zusammen- 
hängen, zu ordnen und darüber eine Übersicht zu ermöglichen. Die 
äufseren Veranstaltungen und Schöpfungen, an die sich diese Zweck- 
bestrebungen anschlielsen und an denen um jener Zwecke willen die 
Einzelmenschen und Menschengruppen ein Interesse haben, kann man 
allgemein als Güter des sozialen Lebens zusammenfassen. Nach einer 
oberflächlichen, aber eingebürgerten Unterscheidung wird man sie teils 
als materielle oder äufsere, teils als immaterielle oder ideelle oder geistige 
Güter unterscheiden können.^) 

Allerdings fehlt noch viel dazu, dafs die Betrachtung aller dieser 
Güterkreise sich zu selbständigen, in sich abgeschlossenen Wissenschafts- 

lichen) modernen Gnindanschauungen ausgehen, so ist hiergegen nichts einzuwenden 
(vergl. z. B. Rosm, Souveränität, Staat u. s. w. 1883. S. 5. 35 : Der Staat ein Herrschafts- 
verband, d. h. ein Verband rechtlich über- und imtergeordneter Personen u. a.). 
Dagegen darf eine allgemeine Staatslehre unter keinen Umstanden hiermit einsetzen, 
^vie z. B. Rehm S. 38 : Staat ist die „völkerrechtliche Persönlichkeit besitzende** Ver- 
einigung mehrerer Menschen. — Das Verhältnis zwischen Staat und Recht ist, wie 
schon mehrerwähnt, gerade die Grundfrage der allgemeinen Staatslehre. 

1) In der zünftigen Philosophie ist zur Zeit der gesuchte Terminus „Werte'' 
beliebt, während die Volkswirtschaftslehre ebenso wie die Rechtswissenschaft seit 
langem den für eine systematische Betrachtung geeigneten Allgemeinbegriff „Güter** 
(die Jurisprudenz zunächst im Gebiet des Strafrechts) in Übung gebracht hat. In 
der That ist dieser vorzuziehen, — schon deshalb, weil es heilsam ist, den Wert- 
begriff, insbesondere den Begriff des Wertuiteils, für die wissenschaftliche Betrach- 
tung der sozialen Normen aufzusparen. 



Einleitung. 23 

zweigen ausgewachsen hätte. Vor allem um den einen Hauptzweig dieser 
Kulturgüter, um die ideellen, welche die Bedürfnisse des religiösen Lebens 
und der damit eng zusammenhängenden geistigen und ästhetischen Bil- 
dung befriedigen, hat noch nirgends — nicht einmal in dem auf die 
Vertiefung des religiösen Gemütslebens und der geistigen Erziehung 
stolzen Deutschland — eine systematische Konzentration des Gedanken- 
kreises stattgefunden, der sich mit ihnen beschäftigt Stattliche Beiträge 
zur Geschichte des Religionslebens und Bildungswesens sind das 
einzige, was zu Gebote steht; sie sind jedoch nur unselbständige Teile 
der als Kulturgeschichte bezeichneten, rein historischen, Wissen- 
schaft; eine systematische Betrachtung harrt noch der Begründung 9^ und 
es ist bisher der Staatslehre allein überlassen geblieben, sich ein syste- 
matisches Ergebnis aus der historischen Schilderung abzuleiten.^) Da- 
gegen hat die Wissenschaft sich der materiellen Kulturgüter in systema- 
tischer Betrachtung bemächtigt Der hier eingreifende Wissenschaftszweig 
ist die Volkswirtschaftslehre, politische oder Nationalökonomie. 

Auch die Volkswirtschaftslehre ist, soweit sie eine selbständige und 
eigenartige Disziplin darzustellen strebt, eine Hilfswissenschaft 
der Rechtswissenschaft in demselben Sinn wie allgemeine Staats- 
lehre und Rechtslehre, also eine Wissenschaft mit praktischen Zielen. 
Allerdings verwertet sie hierbei in grofsem Umfang geschichtlichen Stoff, 
den ihr die bisher übliche Geschichtsschreibung nur zum kleinsten Teile 
entgegenbringt, und den sie deshalb selbst erst — als Wirtschafts- 
geschichte — sammeln und sichten mufs. Aber auf diesem Gebiet hat sie 
kein eigenartiges Objekt. Sie ist nur ein Teil der Geschichte und zwar wie 
die oben erwähnte historische Darstellung des auf Religions- und Geistes- 
bildung bezüglichen Völkerlebens ein Teil der Kulturgeschichte, wenn sie 
auch ihren historischen Stoff nur mit Hilfe der von ihr selbst geschaffenen 
Technik wirtschaftlicher Grundbegriffe bearbeitet 3) Eigener Art werden 

1) Die Wissenschaft befindet sich mit Rücksicht auf dieses Rultursystem also 
noch so ziemlich in der Verfassung, wie die antike Staatslehre zur Zeit der poU- 
tischen Essays und der grofsen Historiker und vor dem Erscheinen der Politik 
des Aristoteles (vergl. unten § 7, 11.). 

2) Einen kraftvollen Ansatz hieizu hat die Staatslehre im zweiten TeU des ersten 
Bands der Politik Dahmi anns gemacht (vergl. u. § 12, III.). Über einen Ausschnitt — 
das Unterrichtswesen — vergl. jetzt Petersilie in Abt HI Bd. 3 dieses Handbuchs. 
Eine umfassende systematische Bearbeitung dieser Fragen ist wohl erst zu erwarten, 
wenn entsprechend der Volkswirtschaft an den deutschen Universitäten auch für das 
Studium der Geisteskultur selbständige Lehrstiihle errichtet werden. 

3) Hieraus geht hervor, dafs die Rechtswissenschaft, vor allem soweit sie sich 
auf Volkswirtschaftslehre und Religions- und Büdungslehre stutzt, die Kultur- 
geschichte zu keinem Teil entbehren kann, sowie andererseits ihre andere Hilfs- 
wissenschaft, unsere Staatslehre, vorwiegend aus der politischen Geschichte ihr 
Material entnehmen mufs. Unter diesen Umständen kann mindestens der Jurist den 
Streit der Historiker, ob politische Geschichte oder Kulturgeschichte den Primat 
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dagegen die nationalökomischen Gedankengänge erst dann, wenn sie 
die bestehenden Ordnungen des wirtschaftlichen Lebens zu erklären und 
zu verstehen suchen, bezw. prüfen, welche Ordnung in concreto wünschens- 
wert sei. Diese Fragen sind praktische Probleme. Sie laufen in 
letzter Linie stets auf die Frage zu, in welcher Weise das Verhältnis der 
die wirtschaftlichen Sonder- und Gemeinzwecke verfolgenden Individuen 
und Verbände, des Produzenten und Konsumenten, des Arbeitgebers und 
Arbeiters, des Gutsherrn und Bauern, der Aktiengesellschaft und des 
Aktionärs, des Steuer erhebenden und Domänen verpachtenden Staats und 
des Steuerzahlers und Domänenpächters rechtlich, durch allgemeine 
Kegeln geordnet werden soll. Ihr Augenmerk ist hierbei hauptsächlich 
darauf gerichtet, die technischen Schwierigkeiten der Wirtschaftsopera- 
tionen, die bei der Regelung beteiligten Interessenkreise — die der Ein- 
zelnen, Gruppen, Stände, Klassen, Berufszweige, Gemeinden, Staaten — 
zu Gehör zu bringen, aber sie thut damit nichts, was nicht der Gesetz- 
geber auch auf nicht -wirtschaftlichem Gebiet zu thun verpflichtet wäre, 
insofern die schwierige Mission des Rechtssatzes eben immer die ist, 
zwischen allen bei einem Interessenkonflikt beteiligten Willensträgern 
verhältnismälsig, „gerecht*', zu vermitteln. 

Wie aber diese Volkswirtschaftslehre eine unerläfsliche Vorarbeit 
für die Rechtswissenschaft und Gesetzeskritik eines einzelnen besonderen 
Rechtslebens bildet, so mufs sie auch schon herangezogen werden, um 
die allgemeine Rechtslehre und Staatslehre zu ermöglichen. 
Die Rechtslehre kann ihre Aufgabe, wie sie oben bezeichnet wurde — 
nämlich die äufseren und inneren Erfordernisse der menschlichen Lebens- 
ordnung zu ermitteln — , nicht erfüllen, ohne einen Überblick über die 
vielfältigen Lebensgüter zu besitzen, die sie verteilen soll, und über die 
Interessenten, unter welche sie die Güter zu verteilen hat. Und im 
gleichen Malse bedarf die Staatslehre der Ergänzung durch die Volks- 
wirtschaftslehre. Sie wird von der letzteren schon insofern ergänzt, als 
gerade die Volkswirtschaftslehre die Bedeutung und Zusammensetzung, 
die Arten und Aufgaben jener privaten Verbände zu beleuchten hat, 
die die Staatslehre (vergl. oben S. 17) von ihrer Betrachtung ausscheidet, 
die Familie in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung, die bäuerlichen, gewerb- 
lichen, kaufmännischen Einigungen u. s. w. Aber auch eine vergleichende 
Betrachtung des eigentlichen Gegenstands der Staatslehre selbst, des Lebens 
der öffentlichen Verbände, ist nicht möglich, ohne dafs licht aus der 
Nationalökonomie entlehnt wird. Nur aus ihr kann der volle Über- 
blick über die Aufgaben entnommen werden, die dem Staat gesteckt 

innerhalb der geschichtlichen Wissenschaft beanspruchen, auf sidi beruhen lassen 
(vergl. darüber Schäfer, Das eigentliche Arbeitsgebiet der Geschichte 1888 ; dagegen 
GoTHEiN, Die Aufgaben der Kulturgeschichte 1889; dagegen Schäfer, Geschichte 
und Kulturgeschichte 1891). 
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sind, über das Thätigkeitsfeld, auf dem er sich entfaltet; und schon jetzt 
kann es als selbstverständlich betrachtet werden, dafs gerade diese Fragen 
auf die Organisation, die Zusammensetzung, die rechtliche Ordnung des 
Staats entscheidend einwirken können J) 

Aus dem Gesagten läfst sich im Umrifs schon der Gang der Er- 
örterungen verfolgen, mit denen die folgende Grundlegung einer Staats- 
lehre (Teil I dieses Werks), die historisch -kritische Betrachtung der ein- 
zelnen Staatsgebilde (Teil II) vorzubereiten hat Soll das staatliche 
Leben nach allen Seiten hin analysiert werden, so kann dies nur in der 
Weise geschehen, dafs zunächst die staatlichen Gebilde für sich 
(Kap. 2), sodann das Verhältnis des Staats zum Eecht (Kap. 3), 
endlich die Beziehung des Staats zu den Kulturzwecken der Ge- 
sellschaftsgruppen ins Auge gefalst werden (Kap. 4). Denn in den 
letzteren wird man unschwer die im stillen arbeitenden Kräfte erkennen 
müssen, welche hauptsächlich Staats- und rechtsbildend thätig werden. 

§ 4. Staatslehre und PoUtik. 

Bluntschw, Allgemeine Staatslehre (ver^l. o. § 1), Vorwort S.V. — van Calcker, 
Politik als Wissenschaft 1897. — Rehm, Allgemeine Staatslehre S. 6 ff. 

I. Die Politik als wissenschaftliche Betrachtungsweise 
des Staats. Mufste es zunächst darauf ankommen, ausgehend von 
dem Bedürfnis, das zur Schaffung einer allgemeinen Staatslehre geführt 
hat, den Gegenstand dieser Wissenschaft sowohl an und für sich, wie 
in Berührung mit den nächstverwandten Forschungsgebieten zu beleuchten, 
so ist unter dem gleichen Gesichtspunkt auch die Richtung oder Betrach- 
tungsweise festzustellen, in der sich diese Lehre mit den staatlichen Ver- 
bänden zu beschäftigen hat. 

Die allgemeine Staatslehre soll in erster Linie demjenigen zur Vor- 
bereitung dienen, welcher sich innerhalb des praktischen Staatslebens 
mit den Einrichtungen des Staats, sei es gesetzgeberisch, sei es ver- 
, waltend oder rechtsprechend, beschäftigt Sonach mufs die allgemeine 
Staatslehre ihr Absehen darauf richten, die gesamten grundsätzlichen 
Wahrheiten zusammenzustellen, die unter allen politischen Verhältnissen 
bei jenen Entschliefsungen zu beherzigen sind. Sie mufs also das Kon- 
stante, Wiederkehrende, Sichgleichbleibende des Staatslebens darstellen, 
mit dem die Rechtswissenschaft zu rechnen hat, sowohl wenn sie die 

1) Dabei mufs es natürlich auch in dieser Frage vermieden werden, von vorn- 
herein ein Prinzip aufzustellen, welches das Verhältnis zwischen der Wirtschaft und 
dem Rechts- und Staatsleben auf eine allgemeingültige Formel bringt, wie die sog. 
„materialistische Geschichtsauffassung**, die Staat und Recht als blofse Produkte des 
Wirtschaftslebens ansieht, oder wie die umgekehrte Auffassung (Stammij:r, vergl. 
o. S. 12), die die Wirtschaft grundsätzlich als einen Teil des rechtlich geregelten Zu- 
sammenwirkens verstehen will. 
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Kritik des bestehenden oder des zu schaffenden Rechts vorbereitet, wie 
wenn sie zu dem Verständnis des geltenden Rechts und seiner Entwick- 
lung und Anwendung in Richterspruch oder Verwaltungsmafsregel an- 
leitet, und zwar wird jenes Gleichbleibende des Staatslebens nicht nur 
in dem gefunden werden können, was man im engeren Sinn als das 
„Gesetzmäfsige" des Staatslebens bezeichnen kann, d. h. in dem, was 
immer wiederkehrend die Funktion und Gestaltung aller Staaten beherrscht 
und bestimmt, sondern auch in dem, was als feststehende und auf ab- 
sehbare Zeit dauernde Grundlage des Lebens eines einzelnen Staats, des 
französischen, deutschen u. s. w., in Betracht kommt und auf das Rechts- 
leben dieses Staats einwirkt Worin dieses Typische des Staatslebens im 
einzelnen besteht, welchen Raum es gegenüber dem schlechthin Veränder- 
lichen und nur augenblicklich Bedeutsamen einnimmt, das kann allerdings 
erst durch die Darstellung selbst herausgestellt werden, — ja, in dessen 
genauer Abgrenzung mufs gerade deren Hauptaufgabe bestehen (vergl. 
u. § 13). Von vornherein läfst es sich nicht bezeichnen, und nur soviel 
wird klar, dafs sich die Staatslehre jedenfalls auch hier sorgfältig hüten 
mufs, ihr Gesichtsfeld in willkürlicher und einseitiger Weise auf ganz 
bestimmte Fragen einzuschränken. 

Vor allem zeigt sich nach dem Besprochenen deutlich, dafs auch 
die Gesichtspunkte, unter welchen die staatlichen Verhältnisse wissen- 
schaftlich zu prüfen sind, wechselnde sein können. Da, wie hervor- 
gehoben, die Rechtswissenschaft das geltende Recht nicht nur auf seine 
Bedeutung und seinen Inhalt zu verstehen, sondern auch auf seinen Wert 
und die Notwendigkeit seiner künftigen Umgestaltung zu beurteilen hat, 
so mufs auch die allgemeine Staatslehre bei ihrer Zusammenfassung und 
Vergleichung aller staatlichen Gebilde diese nicht nur erklären, sondern 
auch kritisieren. Sie hat das Staatsleben der verschiedenen Völker nicht 
nur darauf zu erforschen, wie es thatsächlich gewesen ist, sondern sie 
hat es auch darauf zu prüfen, ob und inwieweit es den gesellschaftlichen 
Bedürfnissen dieser Völker (o. S. 22 ff.) angemessen gewesen ist, und aus 



1) Viel zu eng ist es hiemach jedenfalls, wenn Mohl (Encyklopädie der Staats- 
wissenschaften S. 58. 2. Aufl.), Georg Meyer (Lehrb. 4. Aufl. S.41), Kehm (Allgemeine 
Staatslehre S. 7) von der Staatslehre nur die „Feststellung der allgemeinen Begriffe 
vom Staat, seinem Wesen und seinen Beziehungen^ erwarten. Dafs dies zu eng ist, 
beweist besonders die Staatslehre Rehms, der über Begriffsdefinitionen des Staats, 
der „Souvcränetat", des „Trägers" der Staatsgewalt u. s.w. die eigentlichen praktischen 
Hauptfragen — Verhältnis des Staats zum Recht, Kräfte der Staatsbildung (vergl. 
Kap. 3 u. 4 und Teil II dieses Werks) — viel zu kura kommen läfst — Allgemeiner, 
wenn auch etwas unbestimmt, Triepel, Vcrwaltungsarchiv Bd. 5 (1897). S. 314: Ob- 
jekt der allgemeinen Staatslehre sei der Staat in der Gesamtheit seiner Beziehungen, 
in allen Seiten seines Wesens, seiner Entstehung und seinem Untergang, seinen 
Zwecken und den Mitteln, sie zu erreichen, seiner Thätigkelt nach allen Richtungen 
ihrer Aufgabe, sowie den hierfür bestimmenden Regeln. 
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dieser Erkenntnis hat sie, soweit möglich, auch gewisse Schlüsse auf die 
Interessen zu ziehen, die bei der gesetzgeberischen Fortbildung der jetzt 
vorhandenen Staaten zweckmälsigerweise berücksichtigt werden sollen. 
Man kann die Betrachtung der geltenden oder in Geltung gewesenen 
Staatsverfassungen de lege lata als juristische, die Beurteilung der- 
selben auf ihre wünschenswerten Veränderungen de lege ferenda als 
politische Betrachtungsweise bezeichnen, und es ergiebt sich somit, 
dafs die allgemeine Staatslehre in ihrem weitesten Sinn sich teils als eine 
die älteren und jetzigen Staaten und Staatsrechte vergleichende Staats- 
rechtslehre im engeren Sinn, teils als Politik darstellt Das erstere 
ist sie, soweit sie sich deskriptiv mit der Vergangenheit oder mit den noch 
bestehenden Staaten beschäftigt, — das zweite ist sie, insofern sie sich nach 
beiden Bichtungen kritisch verhält. Keinesfalls also darf man der Staats- 
lehre das Verbinden von juristischen und politischen Erwägungen als eine 
Überschreitung ihrer Grenzen anrechnen. Beide lassen sich in Wahrheit 
gar nicht von einander trennen; sie sind nur wissenschaftliche Beleuch- 
tung der gleichen Phänomene von zwei verschiedenen Standpunkten aus. 
Ja, insofern im Bereich der Aufgaben der praktischen Jurisprudenz die 
Vorarbeit für die gesetzgeberische Thätigkeit am letzten und höchsten steht, 
läfst sich sogar sagen, dafs die gesamte Staatslehre diesem ihrem End- 
zweck nach mit der Politik zusammenfällt. Man hat somit auch die Staats- 
lehre von Aristoteles' Zeit bis heute häufig geradezu als Politik bezeichnet, 
und auch im Folgenden wird dieser Sprachgebrauch aufgenommen. 

Allerdings darf hierbei nicht übersehen werden, dafs der Begriff der 
Politik vieldeutig ist und bei Mangel an Vorsicht leicht zu Verwechs- 
lungen führt. 

Einmal kann die politisch -kritisierende Betrachtungsweise mit Eück- 
sicht auf den Mafsstab der Kritik in verschiedener Weise ausgedehnt 
werden. Die Wissenschaft hat sich nicht immer begnügt, die bestehenden 
staatlichen Zustände nach den Vorzügen und Mängeln abzuschätzen, die 
sie im Vergleich zu den Bedürfnissen der vormals lebenden Menschen 
und Menschengruppen aufweisen, und danach ein Urteil abzugeben, ob 
und inwieweit Reformen oder Fortschritte in Betracht kommen könnten. 
Vielmehr hat sichs die Staatslehre häufig zur Aufgabe gesetzt, einen Ideal- 
mafsstab zu finden, der, sei es für alle Staaten, sei es für einen Staat 
auf lange Zeit hinaus die Bichtschnur des politischen Gestaltens abgeben 



1) Z. B. sind noch die Werke von Dahumann (Politik 1S35. 2. Aufl. 1887) und 
Waitz (Grundzuge der Politik 1862) in ihrer Anlage nichts anderes als allgemeine 
Staatslehre, — ebenso die nach dem Tode des Verfassers herausgegebene „Politik" 
von Heinricii von TRErrscHKE (2 Bde. 1897. 1898). — Erst seit Bluntchu ist es 
üblich geworden, Staatslehre und Politik zu sondern. Hierbei ist aber die Verwechs- 
lung untergelaufen, dafs von Politik in zwei verschiedenen Bedeutungen gesprochen 
wird (vergl. zu Ende des Paragraphen). 
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sollte. Es kann sich fragen, ob eine derartige Kritik überhaupt möglich 
ist, — mindestens bedürfte es für sie einer genauen Abgrenzung, inwie- 
weit sie möglich ist, und diese Fragen lassen sich nicht auf werfen und 
beantworten, ohne dafs sich die Staatslehre in prinzipieller Schärfe mit 
der Staatsphilosophie auseinandersetzt, — eine Aufgabe, die vor allen an- 
deren in Angriff genommen werden mufs (vergl. u. § 5 und das Kap. 1 
des I. Teils, bes. § 13). Jedenfalls aber mufs von Anfang an eine ab- 
strakt-politische und eine realpolitische Betrachtung, wie der 
Gegensatz etwa provisorisch bezeichnet werden kann, sorgfältig getrennt 
werden, und schon jetzt ist klar, dafs das praktische Motiv einer Staats- 
lehre (o. § 1) nur auf die letztere hindrängt Sicher ist, dafs die ältere 
Litteratur beide Formen in der Eegel verwechselt oder vermischt hat. 
Sie hat gerade dadurch dazu beigetragen, in den Augen Vieler über- 
haupt jede politisch -kritische Betrachtungsweise zu diskreditieren, i) 

unter allen Umständen ist sodann von der Staatslehre fernzuhalten 
die Politik im Sinn der blofsen Staatskunst; denn in diesem Sinn 
beschäftigt sie sich mit ganz anderen Vorgängen als solchen, welche den 
Gegenstand der Staatslehre als Wissenschaft ausmachen und ausmachen 
können. Eine Vorbereitung der Rechtswissenschaft, wie sie die Staats- 
lehre nach dem bisher Angeführten bieten soll, kann immer nur eine 
wissenschaftliche Analyse der dauernden Einrichtungen erfassen, in denen 
sich die feste bleibende Ordnung des öffentlichen Lebens verkörpert, — 
eine Analyse der Regierungsform und des Beamtensystems, der Gesetz- 
gebungsmaschine des Staats, seiner Aufgaben und ihrer festen Verteilung- 
unter die verschiedenen staatlichen Organe oder Körperschaften, der bleiben- 
den Anstalten, die zum Zwecke der Landesverteidigung oder der Strafv'er- 
folgung, der Wohlfahrts- oder der Sicherheitspolizei getroffen sind. Nur 
indem sie diese Erscheinungen kritisiert, fällt die Politik mit der Staats- 

1) Mit der Unterscheidung der juristischen und der reehtspolitischen Betrach- 
tungsweise trifft es im wesentlichen zusammen, was Merkel (Fragmente zur Sozial- 
wissenschaft 1898, S. 2ff.) über den Gegensatz einer „realistischen" und einer 
„idealistischen Richtung'' der Sozial Wissenschaft ausführt Realistisch nennt er 
die Doktrin, welche sich gegenüber dem gesellschaftlichen Leben „um die Erforschung 
des wirklichen Lebens und seiner Faktoren'* bemüht, — idealistisch geht die Doktrin 
vor, insoweit sie sich an der „Bildung und Veitretung der Ideale" beteiligt, welche „der 
Geseilschaft auf ihrem Wege zu höheren Lebensformen und befriedigenden Zuständen 
als leitende Sterne vorschweben". Aber dieser Sprachgebrauch ist ungewöhnlich. Die 
Philosophie unterscheidet Realismus und Idealismus entweder mit Bezug auf die Art des 
Erkennens, also logisch (vergl. u. § 11), oder mit Bezug auf den Grund und Zweck aller 
Dinge, also metaphysisch-sozialphilosophisch (vergl. u. § 13). Infolgedessen erwächst aus 
dem MERKELschen Sprachgebrauch die Gefahr, dafs die Bestrebimgen zur rechtspoli- 
tischen Kritik der konkreten Staaten unserer Erfahrungswelt mit dem Suchen nach einer 
abstrakten „Staatsidee" verwechselt oder gar vermischt werden. Die weiteren Erörte- 
rungen Merkels S. 3 ff. zeigen, dafs er selbst dieser Gefahr, die gerade auf das sorglichste 
vermieden werden mufs (vergl. u. § 13,1.) nicht entgangen ist (beachte bes. S. 19. 20). 
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lehre zusammen. Dagegen sind von der Ordnung des Staats wohl zu 
sondern die Einzelakte, durch welche der praktische Staatsmann inner- 
halb des Eahmens jener festen Ordnung das öffentliche Leben selbst ver- 
wirklicht oder in dasselbe eingreift Wenn der leitende Staatsmann Krieg 
erklärt, wenn er eine Verstärkung der Schlachtflotte oder die Beschaffung 
von Mitteln zur Bekämpfung eines landwirtschaftlichen Notstands herbei- 
führt, wenn er den inländischen Handel gegen Schikanen einer fremden 
Regierung durch einen Zollkrieg schützt oder zwischen zwei Landesteilen 
durch einen Kanalbau oder eine Eisenbahn eine neue Verbindung er- 
schliefst, wenn er einen auswärtigen Gesandten oder einen neuen Minister 
ernennt, so sind dies alles Mafsregeln, wodurch der Regierende die augen- 
blickliche Lage des Staatslebens frei schöpferisch gestaltet Sie lösen sich 
in der grofsen Masse der blofsen Verwaltungsakte auf, wie sie auch die 
unteren Staatsbehörden vornehmen, indem sie den Bau eines Armen- oder 
Schulhauses betreiben, eine Versammlung auflösen, eine Polizeitruppe zur 
Verfolgung einer Verbrecherbande aufbieten u. dergl. m. Sie vertragen 
also gerade das nicht, was das Recht, besonders das Staatsrecht, enthält, 
— eine allgemeine Regelung, die dem Staatsleben bis auf weiteres ein 
bleibendes Gepräge giebt, sondern sie sind Ausdruck einer freien Be- 
wegung der staatlichen Organe nach Mafsg^be der stets wechselnden 
Bedürfnisse des Moments. Allerdings kann sich das menschliche Studium 
nun in gewissem umfange auch auf sie erstrecken, und die Lehre, die 
hierfür ungefähre Anweisungen zu geben sucht, wird ebenfalls Politik 
genannt M Aber diese Politik im Sinn der praktischen Staats- oder der 
Regierungs- und Verwaltungskunst ist von der Staatslehre vollständig 
auszuscheiden.^) Allerdings wird anerkannt werden müssen, dafs der 



1) So ist es z. B. denkbar, dafs man auch in der Politik als Staats kunst, wie 
in der Politik als Staatsrechtskritik, eine ^idealistische*^ und ^realistische^ Richtung 
(vergl. 0. S. 27) unterscheidet Man spricht von einer ^ Idealpolitik" bei dem Staats- 
mann, der sich ein ideales, nur von ihm selbst gedanklich erfafstes Ziel vorsteckt, 
nach dem er die Verhältnisse zu meistern strebt, — man nennt „Realpolitiker" den, 
der von den gegebenen Verhältnissen ausgeht und danach das Erreichbare fest- 
stellt, indem er seine Entschliefsungen trifft (vergl. Exneb, Über politische Bildung, 
Rektoratsrede 1892; vergl. dazu unten § 28 a. E.). Umgekehrt redet man aber auch von 
einem Idealpolitiker im lobenden Sinn bei dem Staatsmann, der überhaupt ein festes, 
in Gedanken ausdrückbares „Programm" seiner Thätigkeit verfolgt, und stellt den- 
selben in Gegensatz zum „Opportunitätspolitiker", der die Entschliefsungen seiner 
politischen Stellung nur mit Rücksicht auf seine egoistischen Zwecke, insbesondere 
auf sein Streben nach Machtbehauptung, trifft, — ein Doppelspraehgebrauch, der zu 
dem Zweifel berechtigt, ob der scheinbare Gegensatz der Ideal- und Realpolitik nicht 
ungefähr auf den angeblichen Gegensatz des Idealismus und Realismus in der Kunst 
hinauslaufe, d. h. überhaupt kein Gegensatz sei. Aber schon dieses Beispiel zeigt, 
dafs hier die Betrachtung auf ganz andersartige Gedankengänge übergeht 

2) Die beiden hier geschilderten Bedeutungen der Politik werden von manchen 
Vertretern der Staatslehre verwechselt T\T)i8ch hierfür ist Blüntschli (Allgemeine 
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Staatsmann seinerseits der Staatslehre als einer wissenschaftlichen Er- 
kenntnis und Kritik der dauernden Einrichtungen des Staats als eines Vor- 
studiums -bedarf, um seine Regierungskunst auszuüben, wenn er nicht in 
Planlosigkeiten, Inkonsequenzen, Mifsgriffe aller Art verfallen will. So 
oft es auch unbedeutende Politiker an dieser Grundlage fehlen lassen 
mögen, so zweifellos ist es doch, dafs der wahrhaft grofse Staatsmann 
immer mehr oder minder bewufst danach streben wird, sie sich zu ver- 
schaffen. Die Vorstellung, als ob der epochemachende Politiker nur einer 
genialen Inspiration folgend sein Programm entwerfe und seine Ent- 
schliefsungen treffe, wäre ebenso phantastisch oder kindlich wie die, dafs 
der Dichter oder Künstler durch einen dunklen Drang zum Schaffen ge- 
trieben würden. Soweit uns überhaupt die Geschichte verstattet, in die 
Werkstatt des politischen Schaffens zu blicken, bewahrheitet sich dies 
von Solon bis zu Friedrich dem Grofsen und Bismarck. Diese Erfahrung 
genügt schon zum Beweise dafür, dafs eine theoretische Kenntnis und 
eine methodisch gewonnene Kritik kein Hindernis sind, eine grofsstilige 
„Realpolitik'' zu treiben, und es ist deshalb ein nachahmenswertes Unter- 
nehmen, aus den Briefen, Reden, Aktenstücken eines Staatsmanns die 
Grundzüge einer „allgemeinen Staatslehre" desselben abzuleiten.*) 

§ 5. Staatslehre und Philosophie. 

DiLTHEY, Einleitung in die Geisteswissenschaften. Bd. I. 1883. — Windelband, 
Geschichte der Phüosophie. 2. Aufl. 1898. § 3. — Wi'ndt, System der Philosophie. 
1889. S. 10 ff. — Paulssen, Einleitung in die Philosophie. 5. Aufl. 1898. 

Die wissenschaftliche Position der allgemeinen Staatslehre läXst sich 
nach allem Zuvorbemerkten dahin feststellen, dafs sie sich mit ihrer ver- 



Staatslehre 1. Kap. 6. Aufl. S. 2 ff.). Er zieht die Wissenschaft einer kritischen Be- 
trachtung der dauernden Staatseinrichtungen und die technische Anleitung zur Ke- 
gierungs- und Verwaltungskunst in eins zusammen und gelangt so zu einer unklaren 
Unterscheidung von Staatsrecht bezw. Staatslehre und Politik: ^Die Staatsredits- 
wissenschaft betrachtet den Staat in seinem geregelten Bestand, in seiner richtigen 
Ordnung, — die Politik in seinem Leben, in seiner Entwicklung". Hierauf ist 
zu sagen, dafs die Erforschung der Entwicklung, des Lebens, soweit man 
die dauernden Einrichtungen ins Auge fafsc, sich von der Erforschung des Bestands 
gar nicht trennen läfst. Blüntschi.1 schwebt also in Wahrheit der hier betonte 
Gegensatz vor. — Besonders verhängnisvoll ist die Identifizierung der beiden Be- 
deutungen der Politik den Werken von Behm (Geschichte der Staatswissenschaft imd 
Allgemeine Staatslehre, vergl. o. S. 1 u. S. 34) geworden. Er versteht unter Politik 
nur Staatskunstlehre. Lidem er eine staatsrechtliche Analyse und Politik sowohl in 
der historischen Schilderung, wie in der Betrachtimg des geltenden Rechts zu son- 
dern strebt, gelangt er nach beiden Seiten hin zu einer Einengung seiner Probleme, 
die dem Wert seiner gründlichen Untersuchungen erheblichen Eintrag thut 

1) In vorzüglicher Weise ist dies geschehen durch Rosin, Grundzüge einer all- 
gemeinen Staatslehre nach den politischen Reden und Schriftstücken des Fürsten 
Bismarck, Rektoratsprogramm, auch separ. im Buchhandel 1897. 
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gleichenden Analyse der Staatsgebilde den Zwecken der Rechtswissen- 
schaft dienstbar macht (§ 1 — 2), dafs sie hierbei auf gleicher Basis mit 
Rechtslehre und Volkswirtschaftslehre zusammenarbeitet (§ 3) und dafs 
sie, wie diese, im Dienst ihrer Aufgabe naturwissenschaftliches und histo- 
risches Material zu ihren eigentümlichen Gedankengängen der Schilderung 
und der Kritik verarbeitet (8 4). Nun kann aber keine Wissenschaft der 
tieferen Grundlage entbehren, wie sie die philosophische Untersuchung 
zu schaffen strebt, und hier wie überall mufs deshalb scharf ins Auge ge- 
fafst werden, in welchem Umfange die Staatslehre von den Ergebnissen 
der Philosophie abhängig ist Natürlich erschwert dies auch für unsere 
Disziplin die Unsicherheit der Grenze des philosophischen Forschungs- 
gebiets. Die Frage kann also klar nur beantwortet werden, wenn von 
vornherein die verschiedenen Hauptprobleme der Philosophie getrennt auf 
ihr Verhältnis zur Staatslehre geprüft werden. Der vorstehende Überblick 
über die Ziele und Gegenstände der letzteren giebt dazu die Handhabe. 

Aufser Zweifel steht soviel, dafs die Staatslehre aus der Philosophie 
die Grundsätze zu entnehmen hat, welche für die Erkenntnis des 
Staats, seines Lebens und seiner rechtlichen Ordnung mafsgebend sind. 
Denn bei allem Wechsel der Vorstellungen über die Aufgabe der Philo- 
sophie haben doch die verschiedenen Zeitalter ihr einmütig in erster 
Linie die Aufgabe zugeschoben, eine „Wissenschaft der Erkenntnis" zu 
liefern, eine „kritische Selbstbesinnung'' der menschlichen Vernunft und 
besonders des menschlichen Erkenntnisvermögens zu vollziehen. Inso- 
weit, d.h. hinsichtlich der Mittel, Wege und Grenzen ihres Forschens, 
knüpft die Staatslehre an Logik und Erkenntnistheorie an. Da 
aber, wie schon hervorgehoben (oben S. 7), die politischen Gedanken- 
gänge ihren Stoff vorzugsw^eise aus dem Naturleben und dem Kultur- 
leben, aus den Objekten der Naturwissenschaft und Geschichte, schöpfen, 
so werden auch die beiden anderen Hauptzweige der theoretischen 
Philosophie, die Naturphilosophie und die Geschichtsphilosophie 
für die Staatslehre beachtlich. Nur läfst sich schon jetzt sagen, dafs 
die Probleme, die sie beschäftigen, nur eine abgeschwächte Bedeutung 
für die Staatslehre haben können. Drehen sie sich doch hauptsächlich 
um die grundsätzlichen Gegensätze in der Methode oder in den Objekten 
der beiden grofsen Wissenschaftsgebiete, und gerade diese können für 
unsere Zwecke auf sich beruhen, da die Politik der Ergebnisse beider 
bedarf und es sich deshalb nur an den einzelnen Fragen des Staats- 
lebens beantworten läfst, welches Material und welche Betrachtungs- 
weise für deren Beurteilung entscheidend ist. 

Von um so gröfserem Gewicht werden für die Staatslehre die* Re- 
sultate der praktischen Philosophie. Wie schon erwähnt (s. o.)^ 
ist die theoretische Erklärung der gegebenen staatlichen Gebilde und 
ihres Entstehens nur der eine und minder wichtige Teil unserer Wissen- 
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Schaft. Der andere, bedeutsamere, ist die Kritik der äufseren staatlichen 
Organisation und ihrer inneren rechtlichen Ordnung. Hier aber knüpft 
sie notwendig an denjenigen Zweig der philosophischen Forschung an, 
durch welchen die Bedingungen und Triebfedern der das menschliche 
Verhalten normierenden Regeln dargelegt werden, — an die Moral- 
philosophie oder Ethik. Die Ethik beleuchtet die Pflichtenordnung, 
von der das Menschendasein in seiner Gesamtheit beherrscht 
wird, und mufs ihre Aufmerksamkeit deshalb auch den Pflichten und 
Schranken der Staatsgewalt, des mächtigsten Faktors im Menschenleben, 
zuwenden. Die Ethik geht aber hierbei von der Gesamtheit der Pflichten 
aus, zunächst von denen, die auf den ungeschriebenen Regeln der Moral 
und Sitte beruhen, und ergreift nur in diesem Rahmen auch die Regeln 
des Rechts. Im weiteren Sinn umfafst also die Moralphilosophie die 
Staats- und Rechtsphilosophie als unselbständige Teile mit. 

Ist es hiemach schon schwierig genug, die Aufgaben und Methoden 
der Staatslehre im Verhältnis zu den in ihrer Bedeutung anerkannten 
Zweigen der philosophischen Forschung zu bezeichnen, so wird dies 
dadurch noch mehr erschwert, dafs nun auch die Probleme der philo- 
sophischen Disziplinen an manchen Stellen in einander überfliefsen. 
IjCtzteres geschieht da, wo die theoretische Philosophie in die sog. 
metaphysischen Probleme, die praktische in sozialphiloso- 
phische einbiegt. Von Beginn ihrer Forschungsarbeit an strebte die 
Philosophie nach einer Grundwissenschaft, die tiberlief erungsgemäfs 
als Metaphysik bezeichnet wurde. Sie bezweckte, das Wesen der Dinge 
zu erkennen, die hinter der sichtbaren Wirklichkeit stehen, strebte also 
nach einer Ermittlung des innersten Stoffs und Kerns alles Natur- 
geschehens und aller Ereignisse des Geisteslebens, welche das Objekt der 
theoretischen Erkenntnis bilden, — aber zugleich schwebte der Philosophie 
damit der Nachweis eines Zusammenhangs vor, welcher sich auch als 
Träger einer Weltordnung, als tiefster Quelle der praktischen Normen 
erfassen liefs. Wie aber hierdurch die theoretische Philosophie, indem 
sie ihr Objekt zusammenzufassen sucht, eine praktische Wendung nimmt, 
so knüpft die praktische Philosophie an die theoretische an, indem sie 
jenseits der flüchtigen und wechselnden Schöpfungen, Bestrebungen, 
Konflikte der menschlichen Geschlechter ein letztes, ideales Ziel der 
gesamten sozialen Entwicklung ins Auge fafst Entweder bringt sie da- 
durch Natur und Geschichte in ihrer Totalität unter den Gesichtspunkt 
eines höchsten Zwecks, dem sie in der Unendlichkeit zustreben, oder 
sie versucht die einzelnen Vorgänge des Natur- und Geschichtslebens, 
so sehr sie als selbständige Ereignisse, als selbständige Handlungen 
historischer Persönlichkeiten, Parteien, Stände, Völker erscheinen mögen, 
als Glieder eines einheitlichen Prozesses^u begreifen, der sich nach einem 
festen Entwicklungsgesetz bewegt. Gleichviel ob man diese Be- 
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trachtungsweise als „Geschichtsphilosophie^ oder als ^Soziologie^ oder 
ebenfalls als Metaphysik im weiteren Sinn bezeichnet, — sie will jedenfalls 
einen festen gleichbleibenden Mafsstab für den Wert eines jeden Ge- 
schehens im Dienst des gemeinsamen Zweckes oder Gesetzes liefern, und 
so mufste sich aus ihr auch über die Aufgabe des Staats oder für die 
Ordnung, unter der er steht, eine Folgerung ableiten lassen, ^j 

Über das Verhältnis der Staatslehre zu diesen yielverschlungenen 
Gedankengängen der Philosophie läfst sich nicht mit einem Wort Klarheit 
verbreiten; und das um so weniger, als die Thatsache unbestritten ist, 
dafs die Staatslehre sich ursprünglich als ein unselbständiger Teil der 
Philosophie ausgebildet hat. Während also die Bedeutung der Staats- 
lehre (§ 1), ihr Gegenstand (§ 2), ihr Verhältnis zu verwandten Wissen- 
schaften (§ 3), ihre doppelte — theoretische und praktische — Aufgabe 
(§ 4) sich verhältnismäXsig leicht feststellen liefsen, bedarf die Beziehung 
zwischen Staatslehre und Staatsphilosophie einer eingehenden Beleuch- 
tung. Sie ist nur so möglich, dafs in Kürze zwischen beiden eine Rech- 
nung aufgemacht wird. 

1) Es wird gut sein, für den Zweck unserer SpezialWissenschaft von vornherein 
Metaphysik und Sozialphilosophie als eigenartige philosophische Gedankenkreise von 
der theoretischen und der praktischen Philosophie im engeren Sinn getrennt zu halten. 
Natürlich wird dabei nicht verkannt, dafs die Metaphysik sich ursprunglich als blofser 
Teil der ^Physik'', der Naturphilosophie, — die Sozialphilosophie sich als Zweig der 
Ethik (oder der Geschichtsphilosophie) ent\^'ickelt. Wer sich also der antiken Drei- 
teilung aller Philosophie in Logik, Physik, Ethik knschliefst, mufs jene letzten Unter- 
suchungen schon hierunter mit begreifen (vergl. PAUiiSEN, a. a. 0. S. 45). 



Schmidt. Staatslehre. 



Erster Teü, 
Die gemeinsamen Grundlagen des politischen Lebens. 



1. Kapitel. Die Ergebnisse der älteren Staatslehre. 

$ 6. Die Bedeutung der älteren Staatslehre. 

Aus der einleitenden Übersicht, besonders in ihrem letzten Teile, 
geht hervor, unter welchem Gesichtspunkt vornehmlich sich die Staats- 
lehre mit den wissenschaftlichen Untersuchungen abzufinden hat, die 
in der früheren Zeit über die Erscheinungen des Staatslebens und des 
staatlichen Rechtslebens angestellt worden sind. Es kann aus ihnen 
nicht die Antwort auf die Hauptfragen der "Wissenschaft entnommen 
werden, sondern nur die Anleitung zu ihrer Beantwortung. Allerdings 
sind diese Fragen während der gesamten Geistesentwicklung, sowohl 
der des antiken, wie in der des modernen Kulturkreises, ziemlich in 
der gleichen Fassung gestellt worden, wie heute. Von jeher sollte 
aufgeklärt werden, aus welchen Gründen und auf welchem Wege der 
Mensch zum staatlichen Zusammenleben gelangt, und welche Leistungen 
er von demselben erwartet, sowie ferner, in welcher Beziehung die staat- 
liche Organisation der Menschen zu der rechtlichen Ordnung der Menschen 
steht, und welche Aufgaben das Staatsrecht zu erfüllen hat Aber es 
sind im allgemeinen nicht die sachlichen Resultate, die die ältere 
Staatslehre bedeutungsvoll machen ; insoweit ist diese grofsenteils unbrauch- 
bar. Ihr Wert liegt vielmehr darin, dafs sie allmählich die methodo- 
logischen Grundsätze herausgearbeitet hat, nach denen das soziale und 
rechtliche Wesen des Staats ergründet werden mufs, dafs sie vor allem 
die Grenzen klargestellt hat, innerhalb deren sich die wissenschaftliche 
Erkenntnis bewegen mufs. Indem die sich entwickelnde Doktrin von ein- 
seitigen und unsicheren Betrachtungsfomien mehr und mehr zu einer 
vorurteilslosen und vorsichtigen Problemstellung f ortschritt, hat sie uns 
Heutigen eine Reihe von Gesichtspunkten geliefert, die wir als feste Aus- 
gangspunkte der Untersuchung zu Grunde legen dürfen. Insbesondere 
gestattet sie uns, die letztere dadurch zu vereinfachen, dafs wir gewisse 
Betrachtungsweisen als unhaltbar oder mindestens als wissenschaftlichen 
Erwägungen unzugänglich von vornherein ausschalten. 
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. Daneben hat die ältere Staatslehre freilich noch eine andere 
Seite. 1) Die staatsphilosophischen Lehren der einzelnen Denker haben 
auch einen historischen Wert, — nämlich insoweit sie Glieder der prak- 
tisch-politischen Entwicklung sind: sie sind die Spiegelbilder der staat- 
lichen Zustände ihrer Zeit oder der Wünsche dieser Zeit nach politischen 
Veränderungen und Verbesserungen, — häufig werden sie umgekehrt ein 
mächtiger Hebel für das thatsächliche Wachsen oder Werden solcher 
Umgestaltungen selbst. Aber in dieser Funktion können sie nur im Zu- 
sammenhang der Staatengeschichte oder in dem einer erschöpfenden Ge- 
schichte der Philosophie verstanden werden. Jedenfalls bieten sie für die 
nächste Aufgabe einer praktischen Staatslehre kein Interesse. Es ist ge- 
wifs nicht bedeutungslos, dafs Rousseau, als er den „contrat social^ 
verfafste und die Ideen der Volkssouveränetät und der damit zusammen- 
hängenden demokratischen Verfassung entwickelte, die politischen Zustände 
seines Heimatskantons Genf vor Augen hatte. Aber aufser allem Zweifel 
steht, dafs der contrat social auf Litteratur und öffentliche Meinung nicht 
als ein Regierungsprogramm für die Genfer Republik eingewirkt hat, 
sondern als eine mit dem Anspruch der allgemeinen Gültigkeit auftretende 
Untersuchung über Aufgabe und Organisation des Staates überhaupt 
So ist es sogar mit Schriften, die wie der „principe'^ Macchiavellis von 
ihrem Verfasser als Gelegenheitsschriften gedacht waren. Auch sie waren 
ein Schritt auf dem Wege, den der menschliche Geist verfolgte, um das 
Wesen des Staats zu ergründen, und nur auf die Gewifsheit dieses Wegs 
kann es der praktischen Staatslehre ankommen, wenn sie zum klaren Ein- 
blick in ihre Grundfragen gelangen will. Nur eine Skizze dieses grofsen 
Denkprozesses, eine Bilanz des Erkenntniswertes, der ihm in seiner Zu- 
sammenfassung zukommt, nicht eine Geschichte der Staatsphilosophie und 
Staatslehre soll die nachfolgende Übersicht hefem.^) 

§ 7. Die Staatslehre der Antike. 

Zeller, Die Philosophie der Griechen. Bd. 1 in 5. Aufl. 1S93. Bd. 2 in 4. Aufl. 
1SS9. Bd. 3—5 in 3. Aufl. 1ST9. — Windelband, Geschichte der alten Piiilosophie. 
2. Aufl. (1S94), und Allgemeine Geschichte der Philosophie. 2. Aufl. (IS9S). S. 19 ff. — 
Reioi, Geschichte der Staatswissenschaft (Seydels Handb. des öffentlichen Rechts, 
Einleitungsband. 1896. S. 2ff.). — Gompebtz, Griechische Denker. Bd. 1. 1897. 



1) Vergl. den deutlicheren Hinweis auf die historisch-praktische Bedeutung der 
älteren Staatslehre am Schlüsse dieses Kapitels u. § 13 und sodann ihre Würdigung 
im Zusammenhang u. § 27 und im ersten Kapitel des besonderen (IL) Teils. 

2) An die folgende Daretellung darf also nicht der Mafsstab einer Geschichte 
der Staatlehre angelegt werden. Sie soll nur orientierende Vorbereitung der metho- 
dologischen Darlegimg unten § 13 sein. Deshalb ist auch von einer ausführlichen 
Bibliographie abgesehen worden. In dieser Hinsicht kann auf die eindiingeude und 
erschöpfende Dai-stellung Heiims (Geschichte der Staatswissenschaft 1S96 — bis zu 
PuFENDORF — uud Allgemeine Staatslehre 1^99. S. 214 ff.) ver>viesen werden, wenn 
ihr auch hinsichtlich der Gesamtauffassung oft widersprochen werden mufs. 

3* 
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I. Die Anfänge. Wie schon erwähnt (§ 4), hängen die An- 
fänge unserer Staats- und Rechtslehre untrennbar mit dem Ursprung der 
philosophischen Geistesarbeit zusammen, die das Wesen aller Dinge von 
dem Weltganzen bis zu dem einzelnen Menschendasein zu ergründen und 
in der wechselseitigen Beziehung seiner Teile zu verstehen suchte. Auch 
die Politik reicht deshalb mit ihren Wurzeln bis in die Zeit zurück, wo 
sich zum ersten Mal in der Menschheit das Bedürfnis regte, die naiv 
erworbenen, aber unklaren Vorstellungen von den Dingen durch Beob- 
achten und Nachdenken auf die ohne weiteres verständlichen Formen 
des Geschehens zurückzuführen und so die komplizierteren Erscheinungen 
„wissenschaftlich", mit anderen Worten aus einleuchtenden und allgemein- 
gültigen Gründen zu erklären. 

Das Erwachen eines solchen Triebes zum wissenschaftlichen Forschen 
mufs äufserlich wie innerlich mit der Emanzipation der Vernunft von 
der Herrschaft volkstümlicher Legende und priesterlicher Geheimlehre 
zusammenfallen, und es ist bekannt, dafs sich der Entschlufs zum ent- 
scheidenden Bruch mit der Tradition zum ersten Mal an derjenigen Stelle 
der antiken Welt in That umsetzte, wo das griechische Wesen mit den 
Pflanzstätten der orientalisch -semitischen Kultur am engsten in Berüh- 
rung getreten war. In den asiatischen und süditalischen Kolonien der 
hellenischen Stämme entfalteten sich seit dem Anfang des sechsten vor- 
christlichen Jahrhunderts die Keime alles gelehrten Denkens, um bald 
darauf vom griechischen Mutterland übernommen und zu verstärktem 
Wachstum gebracht zu werden. Schon dort — in lonien und Grofs- 
griechenland — sicherte sich die neue Wissenschaft, die „Philosophie'^ 
in ihrer ursprünglichen Bedeutung, in den Umrissen die zwei ersten 
Hauptgebiete der Forschung, — das theoretisch-metaphysische mit 
dem Problem des Weltprozesses und der Weltordnung und das prak- 
tische mit der Frage nach den bestimmenden Regeln des mensch- 
lichen Handelns. Hatte sie aber einmal diese beiden Gebiete betreten, 
so bedurfte es von beiden aus nur eines kleinen Schrittes, um auch Staat 
und Recht in den Kreis der Objekte ihres Forschens hereinzuziehen. 
Glaubte man nämlich einmal die unsichtbare Ordnung des Weltganzen 
erklärt zu haben, so lag es nahe, das Gefundene auch zur Erforschung 
des Staats nutzbar zu machen, denn in ihm trat sichtbar die oberste 
Ordnung der irdischen Welt vor Augen ; — auf der anderen Seite mufste 
sich über kurz oder lang der Wunsch regen, von den ungeschriebenen 
Regeln der Religion, der Moral, der Sitte, unter deren Antrieb der Einzel- 
mensch steht, eine verbindende Brücke zu den Satzungen zu schlagen, 
die der Staat in Gestalt seines geschriebenen Rechts aufstellt und erzwingt 
Bei so engem inneren Zusammenhang darf man sagen, dafs schon die 
älteste Naturj)hilosophie der lonier und Eleaten ebenso eine Art Vorarbeit 
der künftigen Staatslehre lieferte, wie die primitive Ethik der Sieben 
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Weisen ; und thatsächlich werden in dieser Zeit schon manche der grof sen 
Ideengegensätze in verschleierter Form zu Tage gefördert, die die spä- 
tere vollentwickelte Staatslehre in ihrem Weiterschreiten durch den Lauf 
der Jahrhunderte begleiten. 

Allerdings entfalten sich die beiden Gedankenkreise, der theoretische 
und der praktische, zunächst ohne alle gegenseitige Berührung. 

Die Naturphilosophie formuHert bis zur Mitte des fünften Jahrhun- 
derts den metaphysischen Grundgegensatz, der für alle Folgezeit dem 
Kampf der Weltanschauungen die Eichtung geben sollte. Der Milesier 
Anaximander und der Ephesier Herakleitos ziehen sich in extremer Ab- 
kehr von den überlieferten religiösen Anschauungen auf die materia- 
listische Vorstellung zurück, dafs der aus sich selbst bewegte und ewig 
in Verwandlung erhaltene Weltstoff, das unendliche Werden und Ge- 
schehen selbst, das allein Seiende und damit zugleich den Urgrund aller 
Dinge bedeute. Ihnen gegenüber aber verteidigen die Eleaten, Xenophanes 
von Kolophon und Parmenides von Elea, das Dogma, welches neben der 
sichtbaren Flucht der Erscheinungen, hinter dem blofsen Schein der Einzel- 
dinge, die unsichtbare Einheit des wandellosen Seins, Gott, postuliert. 
So schaffen sie die Grundlage eines theosophischen Dualismus, — 
im Widerspruch mit dem materialistischen Monismus der lonier 
und doch auch unabhängig von den monotheistischen Offenbarungsvor- 
stellungen, die gleichzeitig in der orphischen und pythagoräischen Lehre 
einen mystischen Ausgleich der Volksreligion mit der Philosophie suchen. 

Ganz getrennt von diesen Strömungen bildet sich das praktische 
Lebens ideal der „Sieben Weisen'' im griechischen Vorstellungskreis 
aus. Findet es an seinem Ausgangspunkt in der Person des Thaies 
von Milet einen Vertreter, in welchem sich zugleich die Anfänge der 
Naturphilosophie verkörpern, so gehen die praktischen Lehren doch 
weiterhin sowohl äufserlich wie in ihrem inneren Grundgedanken ihren 
eigenen Weg. Sie wurzeln nicht in dem grübelnden Individualismus 
der Naturphilosophen, in welchem sich die neue Zeit ankündigt, son- 
dern in den überlieferten religiösen Weltanschauungen des archaischen 
Hellas und hängen mit den politischen und sozialen Konflikten der 
Zeit auf das engste zusammen. Das unmittelbare Produkt der letzteren 
sind die ersten primitiven Parteidoktrinen, die Schlagworte und 
Streitlieder, die von den Wortführern des entbrennenden Ständehaders 
in den Kampf geworfen werden, — die poetische Kritik, die Hesiod an 
den Kämpfen des herrschenden Adels übt, die giftige Polemik des Aristo- 
kraten Theognis gegen die aufstrebenden Gelüste der neuen Leute, der 
Kampfruf des Archilochos gegen den Tyrannen, der sich jene Verwirrung 
zu nutze macht Mittelbar aber wird gerade hierdurch die Lebensweis- 
heit hervorgerufen, die einen Standpunkt über den Parteien zu gewinnen 
trachtet. Ihre Lehre, die persönlichen Gaben kraftvoll zu entwickeln, 
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aber ^Mafs zu halten in allen Dingen^', erfährt vor allem die Nutzanwen- 
dung auf die politischen Dinge. Sie trifft auch den Staatslenker, der 
als Vertrauensmann des Volks die Parteien bändigt und befriedet und 
zwischen ihnen die Ordnung herstellt So preist Tyrtäos die ^Wohl- 
ordnung" des lykurgischen Sparta. So rühmt sich vor allem So Ion, in 
der Schlichtung des Ständekampfs zwischen Adel und Demos nur das 
Recht innegehalten zu haben. „Also stand ich mit mächtigem Schild und 
schützte sie beide, doch vor beiden zugleich schützt' ich das heilige Recht'' 
Wie sich bei Pindar in derselben Zeit das Bewulstsein von der Möglich- 
keit der verschiedenen Regierungsformen regt, so tritt bei Solon zum 
ersten Mal die grundsätzliche Überzeugung auf, daXs über jeder Regierung 
eines Staats das Recht als höhere Macht — die Idee des „Rechts- 
staats'' — steht Es sind die ersten Regungen einer Staatslehre. Man 
strebt, das Typische des Staatslebens zu erfassen und trifft mit Takt den 
Angelpunkt alles politischen Denkens, das Verhältnis zwischen Staat 
und Recht 

II. Die Ausbildung der wissenschaftlichen Staatslehre 
zwischen Philosophie und Geschichtsschreibung. Das Auf- 
blühen des Geisteslebens, das nach dem Sturz der Tyrannis die Glanzzeit 
des griechischen Freistaats begleitet, bringt auch die Keime der wissen- 
schaftlichen Betrachtung des Staats zur reicheren Entfaltung. Noch immer 
besteht dabei die Trennung der politischen Probleme von den metaphy- 
sischen fort Aber andererseits löst sich nunmehr neben der praktisch- 
politischen Untersuchung aus den naiven Anfängen der älteren Zeit eine 
philosophische Betrachtungsweise heraus, die in ihren Grundgedanken 
schon jetzt eine innere Verwandtschaft mit der Metaphysik nicht ver- 
kennen läfst 

Am unmittelbarsten, nur in viel reiferer Form setzt sich die politische 
Beobachtung, wie sie das Zeitalter der Sieben Weisen und der Stände- 
kämpfe eingeleitet hatte, in der Kritik des Staatslebens fort, die die grofsen 
Historiker der Blütezeit in ihre Darstellungen verweben i); teilweise führt 
dieselbe sogar schon zum selbständigen politischen Essay. Halbverhüllt, 
aber mit planmäfsiger Bewufstheit benutzt H er odot 2) seine Schilderung 
des asiatischen und abendländischen Völkerkampfs, um zwischen der 
Leistungsfähigkeit der despotischen Weltmonarchie des Orients und der 
verfassungsmäfsigen Demokratie der hellenischen Stadtstaaten, wie sie 
sich in der Zeit des nationalen Aufschwungs bewährt hatte, abzurechnen; 

1) Vergl. zum folgenden besonders den ausgezeichneten Aufsatz von Rüdoi^ 
Scholl, Die Anfänge einer politischen Litteratur bei den Griechen (Münchener Aka- 
demierede 1S90); femer Wachsmuth, Einleitung in das Studium der alten Ge- 
schichte (1S95). 

2) Eduard Meyer, Herodots Geschichtswerk in Forschungen zur alten Ge- 
schichte. Bd. 2. (1S99). S. 196 ff. 
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— in dem Bericht über die Debatte, die er die persischen Grofsen vor der 
Einsetzung des Darius über die beste Staatsform führen läfst, seinen Leit- 
gedanken diskret andeutend. Bereits geschult an der politischen Dialektik 
der Sophisten, giebt die Schrift des interessanten und rätselhaften Ano- 
nymus „Von der Staatsverfassung der Athener" eine eindringende Kritik 
der perikleischen Demokratie: mit musterhafter Objektivität und unter 
rein praktischen Gesichtspunkten läfst sie deren Vorzüge und Schwächen 
zu Worte kommen. Und nun ersteht in Thukydides ein Lehrer empi- 
rischer Politik von voller Meisterschaft Mit der Fähigkeit ausgestattet, 
ganz von den naiven Vorstellungen göttlicher Vorsehung abzusehen, wie 
sie noch bei Herodot überall durchscheinen, mit Menschenkenntnis und mit 
dem Verständnis der politischen Technik, mit Gerechtigkeit für die Motive 
fremder Bestrebungen und dem weiten Blick allseitiger Bildung, entrollt 
er das Bild des neuen grofsen Gegensatzes, der in seiner eigenen Zeit inner- 
halb der hellenischen Welt deren Geschicke entscheiden sollte. Er schildert 
den Antagonismus zwischen dem vorwärtsstrebenden nationalen Grof sstaat, 
der von einem genialen Staatsmann unter Kontrolle eines freien Volks ge- 
leitet wird, und dem Partikularismus eines kleinstaatlichen Philistertums. 
Im Spiel der hemmenden, rückständigen Kräfte aber stellt er wiederum die 
beiden Extreme scharf gegeneinander, die hüben und drüben am Werke 
sind, das Aufstrebende niederzuziehen, — die bornierte Reaktion Spartas 
und den eigennützigen Radikalismus der attischen Demokratie. 

Inzwischen unternimmt es gleichzeitig ein ganz andersartiger Personen- 
kreis, die ethischen Gesichtspunkte weiterzuspinnen, die das archaische 
Hellas im Staatsleben entdeckt hatte, um sie in ein logisches und psycho- 
logisches Gedankensystem einzuordnen. Protagoras von Abdera sucht 
zum ersten Mal die Vorgänge des menschlichen Seelenlebens an ihren 
Wurzeln zu fassen; sein Forschen führt ihn zu der Überzeugung, dats 
der Mensch zwar einen gewissen Bestand von mehr oder minder unklaren 
Empfindungen, ein Rechts- und Sittlichkeitsgefühl, dUrj und aidcbg, von 
Anfang an besitzt, dafs aber eine wirkliche Erkenntnis nur durch Sinnes- 
thätigkeit, durch Sichbewegen der Sinnesorgane auf die Objekte, erworben 
wird, und dafs deswegen alle Erkenntnis nur subjektiven Wert hat Hier- 
mit ist bereits der Zweifel an der Herkunft der Rechts- und Moralvor- 



1) Vergl. eingehende Inhaltsangabe bei Sc^höll a. a. 0. S. 14 und dazu Eduard 
Meyer, Forschungen zur alten Geschichte S. 401. — Auf den Inhalt ist im zweiten 
Teil dieses Werks zurückzukommen. Die meistumstiittene Frage aber, ob es sich in 
der Schrift um eine Gelegenheitsschrift, sei es um Instruktion für reaktionäre Re- 
volution, sei es um Einschüchterung der Feinde der Demokratie, handle (Meyer) 
oder um eine rein wissenschaftliche Kritik der bestehenden Verfassungszustande, also 
um ein Produkt der allgemeinen Staatslehre im präzisesten Sinn (Scholl), kann hier 
nicht erörtert werden. Thatsächlich ist die antike Litteratur der letzteren Auf- 
gabe, wie sie auch das vorliegende Werk (o. § 1—4) sich vorsteckt, wohl nie so nahe 
gekommen, wie in der anonymen Schrift. 
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Stellungen angeregt, die der Mensch bisher gewohnt gewesen wax, als 
etwas Gegebenes hinzunehmen. Die Frage läfst sich nicht mehr zurück- 
drängen, ob sie von Natur, cpvaei, dem Menschen angeboren sind, oder 
ob sie der Mensch selbst, über seine Beobachtungen reflektierend, durch 
Satzung, vöfiij), hervorruft; und in den vorsichtigen Theoremen des Pro- 
tagoras liegt schon der Keim zu einer doppelten Antwort Der Kreis der 
„Sophisten'', der sich um Protagoras selbst als ersten dieser populären 
Lehrer gruppiert, vertreten in Lykophron, Kallikles, Thrasymachos, zieht 
die extreme Konsequenz : der Staat ist lediglich Veranstaltung der mensch- 
lichen Individuen, die in ihr sinnliches Dasein eine äufsere oder innere Ord- 
nung von vornherein nicht mitbringen ; mag ihn der Starke den Schwachen 
aufgezwungen haben, oder mögen die Schwachen sich durch Vereinbarung 
{avv&i^y.rj) zusammengethan haben, um der Vergewaltigung des Starken 
zu entgehen, — immer ist der Staat Menschen werk, und zwar Macht- 
produkt; erst seine konzentrierte Kraft schafft das Recht, das die Ein- 
zelnen im Zaume hält. Eine beachtenswerte Opposition hiergegen regt 
sich schon in der Sphäre der sophistischen Wanderlehrer selbst Arche - 
laos und Hippias schliefsen bereits rein historisch aus den übereinstim- 
menden Satzungen getrennter Völker, dafs der Mensch (pvaei gewisse 
Sateungen mitbringe, ein „natürliches'' Recht, das vor und über dem 
staatlichen Recht steht i) Aber ihr Widerspruch wird in den Schatten 
gestellt durch die charaktervollen Hauptgegner der Sophisten. Sokrates 
sucht den Feind an seinem Ausgangspunkt, d. h. mit einer anderen Er- 
kenntnismethode zu schlagen. Er betont, dafs neben den schwankenden 
Wahmehmungseindrücken und dunkeln Gefühlen des Protagoras auch ein 
Wissen der Wahrheit, eine sichere Einsicht möglich sei. Das Feste, das 
neben allem subjektiven Wechsel mit allgemeiner Gültigkeit besteht, ist 
der Begriff, und der untrügliche Weg, der dahin führt, das exakte 
Durchdenken der allen Menschen gemeinsamen Vorstellungen. Das 
Centrum aller menschlichen Erkenntnis wird demnach für Sokrates der 
Begriff, der in den Vorstellungen aller Menschen der höchste ist, der der 
Tugend, dgerrj, — sie ist die Einsicht in das, was für die Menschen wahr- 
haft gut, nützlich, zweckmäfsig ist und vermöge eines nicht klar zu Tage 
liegenden Schlusses wird nun von dem Meister selbst mit der Einsicht 
in das wahre Wohl die verständige Unterordnung unter das allgemeine 
Wohl, das Sichfügen in die staatliche Ordnung, identifiziert; die letztere 
erscheint ihm also nicht als Gewaltschöpfung des Menschen, sondern als 
die hergebrachte, höhere Ordnung, als eine sozusagen historisch gegebene 
Macht Freilich hätte das eine tiefere Begründung vorausgesetzt, und 
Sokrates gab es selbst zu, indem er in seinem Innern neben dem Staats- 
gesetz zuweilen eine andere mystische Stimme, ein „dai/^öviov'', zu 

1) Vergl. über diese in der Antike nicht weiter entwickelte Richtung Dilthey, 
Einleitung, S. 98, und hierzu unten S. 58 ff. 
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hören glaubte. Wie er selbst an dieser Inkonsequenz, dem Konflikt zwischen 
dem Gewissen und der loyalen Verehrung der Staatsautorität, zu Grunde 
ging, so setzte an dieser Stelle auch gegen seine Lehre die Kritik ein, die 
schlielslich zu der ursprünglichen Alleinherrschaft des Individuums im 
Sinn der Sophisten zurückführte. Die beiden Philosophen, die mit ihm 
gegen die Sophisten verbunden seinen Tugendbegriff aufgreifen, Anti- 
sthenes von Athen und Aristipp von Kyrene, können leicht der „Einsicht 
in den wahren Nutzen" einen anderen Inhalt unterschieben. Ihnen liegt 
es näher, statt des .öffentlichen Nutzens den eigenen Nutzen zum Mals- 
Stab der Tugend zu machen. So langt der Kyniker Antisthenes bei 
einer Tugendvorstellung an, die in der Resignation des Individuums, im 
Vermeiden der Weltlichkeit und ihrer Bedürfnisse gipfelt, — der Be- 
gründer der ky renaischen Schule bei der „hedonischen" Lehre, dafs 
die Tugend im rückhaltlosen Geniefsen bestehe. Aber beide treffen darin 
überein, dafs die Allgemeinheit, der Staat, aus ihrem Interessenkreis ganz 
ausscheidet Der WeltentäuXserung wie der genufsfreudigen Lebenskunst 
mufs der Staat als blofses notwendiges Übel erscheinen, das nur für die 
grofse Masse da ist 

Es mochte nun für eine neue Generation naheliegend erscheinen, die 
vagen Gegensätze, die sich unter dem Einflufs der Sophistik gebildet 
hatten, mit Hilfe des historischen Materials des Herodot und Thukydides 
schärfer zu beleuchten und so aus dem politischen Aphorismus der Ge- 
schichtsschreiber eine systematische Politik zu entwickeln, — schien doch 
bereits die nüchterne Kritik in der Schrift vom Staate der Athener die Schu- 
lung an der psychologischen Methode der Sophisten zu verraten. Aber 
diese Wendung wurde nicht vollzogen. Im Gegenteil strebte das systema- 
tische Bedürfnis zunächst nach einem Austausch der logisch -ethischen 
Probleme mit dem dritten Gedankenkreis, der sich im zweiten Drittel des 
fünften Jahrhunderts mit verstärkter Intensität der metaphysischen Probleme 
bemächtigt hatte. — Die schroffen Gegensätze der ionischen und der elea- 
tischen Metaphysik haben zu einem Ausgleichsversuch gedrängt Empe- 
dokles von Agrigent hat ihn unternommen: er hat zugegeben, dafs 
allerdings das Wesen der Dinge, wie Herakht meinte, in den wechselnden 
Erscheinungen der Sinneswelt beschlossen sei, aber er hat den Wechsel 
aus der steten Ortsveränderung von Grundstoffen, aus der Bewegung der 
vier Elemente erklärt, die ihrerseits eine und dieselbe, sich stets gleich- 
bleibende Eigenart besitzen. Hierdurch hat er den Kompromifs mit den 
Eleaten geschlossen, — er hat die Wirklichkeit des Veränderlichen im 
Sinn Heraklits mit des Parmenides' Annahme eines unveränderlichen Seins 
hinter den Erscheinungen kombiniert. Aber auf der neuen gemeinsamen 
Basis leben die alten Gegensätze in vertiefter Form wieder auf. Leu- 
kippos, gleich Protagoras ein Mitglied des abderitischen Gelehrtenkreises, 
bestimmt die Elemente näher als eine Unzahl unteilbarer Grundstoffe, 
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Atome, die ihre Bewegung und damit den Anstofs zu ihrer fortgesetzten 
Umbildung und ihrem Leben aus sich selbst empfangen. Anaxagoras 
von Klazomenä dagegen, der philosophische Mittelpunkt des perikleischen 
Athen, leitet Leben und Bewegimg jener unveränderlichen Einzelwesen, 
der Homöomerien, aus einer zweckmäfsig ordnenden Kraft aufser ihnen 
her; für sich selbst unbewegt, empfangen sie den Anstofs von dem 
feinsten, leichtesten und beweglichsten Uratom, dem Denkstoff, dem „vovg". 
Atomistischer Materialismus und theosophischer Dualismus stehen sich 
in neuem Gewände gegenüber. Und indem die Neuformulierung diesen 
Punkt erreicht, bietet sie unwillkürlich der Ethik die Gelegenheit, ihre 
Probleme auf diese tiefere Grundlage zu verpflanzen. 

Denn das läfst sich jetzt nicht verkennen, dafs ein gewisser Paral- 
lelismus verschleiert unter den Gegensätzen der theoretischen und der 
praktischen Probleme schlummert. Der Individualismus und der Natura- 
lismus, der die jüngeren Sophisten und dann wieder die Kyniker und Kyre- 
naiker leitet, indem sie aus dem sinnlichen Einzelmenschen alle mensch- 
liche Lebensordnung herleiten, findet sein Gegenbild in der atomistischen und 
körperlich -mechanischen Weltkonstruktion des Leukippos. Und anderer- 
seits schimmert hinter der Naturrechtslehre des Hippias und der Tugend- 
lehre des Sokrates das Bedürfnis durch, sich an höhere ordnende Kräfte 
anzulehnen, wie sie Anaxagoras bewufst als "Weltleiter einsetzte. So er- 
folgt denn unvermeidlich die Mischung der beiden Gedankenmassen. Im 
Lauf von fünf Generationen, wenn auch in ungleichen Abständen, treten 
die fünf grofsen Systeme hervor, die die praktische und theoretische 
Philosophie zur Einheit verarbeiten und die, wenn auch nur ungefähr 
und sich gegenseitig mannigfach beeinflussend, den Staats- und Eechts- 
lehren der Sophisten, des Sokrates, des Hippias, des Aristipp und des 
Antisthenes entsprechen. Zwischen 450 und 300 erscheinen die Systeme 
des Demokrit, des Piaton, des Aristoteles, des Epikur und des Zenon. 

III. Die Staatslehre innerhalb der metaphysischen 
Systematik. Sucht man die Ergebnisse festzustellen, die die neuen 
metaphysischen Systeme für die Staatslehre geliefert haben, so ist dies 
dadurch erschwert, dafs gerade der Anfang der neuen Betrachtungsweise 
— das System Demokrits — im Dunkel liegt Es ist nach den dürf- 
tigen Fragmenten seiner Schriften nicht zu ermitteln, in welcher Form 
dieser Zeitgenosse des Sokrates die Staatslehre an eine Atomtheorie nach 
Leukippischem Muster anzugliedern wufste. Aber bei der räumlichen 
Nähe, in der sich sein philosophischer Wirkungskreis Abdera zum Cen- 
trum der Sophistenschule befand, und bei der inneren Verwandtschaft 
der sophistischen Staatslehre mit der Weltlehre des Atomismus darf es 

1 ) Vergl. Demokrits ethisclie Fragmente, übers, v. Vorländer in Falckenbergs 
Zeitschr. f. Philosophie Bd. 107. 8. 253. 
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als wahrscheinlich gelten, dafs er die H erkunf t des Staats individualistisch 
und mechanisch zu begründen sucht. Wie ihm die Welt das Produkt 
der mechanischen Atombewegung und -Mischung, so ist ihm der Staat 
das berechnete Produkt der Individuen: sie vereinbaren ihn als allge- 
meine Sicherheitsanstalt gegen die natürliche Übermacht des Stärkeren 
und die gefährdende Unvorsichtigkeit des Thoren.i) Eine Bestätigung 
bietet, dafs Demokrit in der Idee der Staats auf gäbe durchaus mit den 
Sophisten harmoniert. Der Staat ist der alleinige Träger der mensch- 
lichen Kultur, also auch die Quelle des Rechts; aufser ihm giebt 
es keine Rechtsordnung.'^) Die Herrschaft kann konsecjuent nur die 
vereinigte Gesamtheit führen, — die normale Staatsform ist Demokratie, 
wenn auch eine gemäfsigte.^) 

Volles Licht empfangt die Bedeutung der demokritischen Lehren 
immerhin erst durch den Widerschein des ungleich scharfsinnigeren und 
phantasievolleren Gedankenwerks der nächsten Generation, des Systems 
Platons.^) Denn an ihm läfst sich klar die Kombination der sokratischen 
Ethik und Staatslehre mit der Metaphysik des Pannenides und Anaxagoras 
verfolgen. Wurzel seines Denkens ist der logische Hauptgedanke seines 
Lehrers Sokrates: die Sinneswahmehmung erschliefst nur die flüchtigen 
Erscheinungen, eUtoXa, und begründet nur subjektive Wahrheit, nur 
Meinung, döia^ — aber neben und über dem letzteren liefert das korrekte 
Denken ein sicheres und allgemeingültiges Wissen, vörjaig, von den 
Gattungsbegriffen der Dinge, den reinen Formen oder Ideen, iöiai. 
Schon hier vollzieht jedoch die Spekulation die kühne Wendung, die das 
logische Prinzip zugleich zum Range eines metaphysischen Prinzips 

1) Fr. 142 : „Die Herrschaft gehört von Natur dem Überlegenen" {ifvaei xo ä^x^iv 
cix/fiov T(ß segdoaovi). Fr. 144: „Für Unverständige ist es besser beherrscht zu 
werden als zu herrschen" {xgiaaov agx^od^ai xolq dvof]xoiöiv i] «(»/ftr». 

2) Fr. 134: „Eine gute Staatsleitung soll man für das Wichtigste von allem 
halten — . Denn ein gut geleiteter Staat bietet die mächtigste Föi-dcrung und alles 
beruht darin; ist das gerettet, so ist alles gerettet; ist das verloren, so ist alles 
verloren". 

3) Anders läfst sich bei unbefangener Auffassung ftrrl47 nicht deuten: „Armut 
in einer Demokratie ist der gepriesenen Glückseligkeit am Hofe eines Dynasten in 
gleichem Grade vorzuziehen, wie Freiheit der Sklaverei" (// iv örjfioxQatiy nevir^ t^$ 
naga roig övvdat^oiv xaXsv/Litvrjg evöaifxoviriq roaovto iativ aigtrwrsgtj dxoaov 
iXtv&eglri öovletTjq). Es wird nur faktisch, nicht prinzipiell gemildert durch Fr. 141: 
^Dem Gesetze, der Regierung und dem Klügeren sich zu fügen, ist in der Ordnung". 
So deshalb auch Beloch, Geschichte 439; Natorp, Ethik des Domokrit 1S93. S. 174. 
Ohne Anhalt meint Rehm (Geschichte der Staatsrechtswissenschaft S. 53), dafs Demokrit 
nicht den Gegensatz von Monarchie und Demokratie, sondern nur den Gegensatz von 
Polizeistaat (richtiger wohl: absolutem Staat) und dem Staat mit individueller Frei- 
heitssphäre (Rechtsstaat) betonen wolle, und dafs er hinsichtlich der Staatsform be- 
reits die Gedanken Platons vertrete. 

4) l'ber Piaton speziell vergl. neuestens Windelband, Piaton. Frommans Klas- 
siker der Philosophie. IX. 1900. 
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erhebt. Die Ideen wachsen sich in seiner Phantasie zu Gestalten der 
wahren Wirklichkeit aus; sie werden in ihrer Gesamtheit die geistige Welt 
des reinen „Seins", ovala, die Parmenides geahnt hatte; sie sind die 
wirklichen Urbilder der Dinge, Ttagadeiyfiara, die unsichtbar hinter den 
sinnenfälligen Erscheinungen, ihren blofsen trügerischen und unwirklichen 
Abbildern in der vergänglichen Welt des „Werdens", yiveaig, stehen. 
Und wenn es sith nun darum handelt, in dem Dualismus zwischen dem 
denkenden und wollenden Menschen der Sinneswelt und der ewigen 
und unnahbaren Ruhe der Ideenwelt ein ßindeglind herzustellen, so 
hilft hier dem Philosophen das dritte Glied seiner Deduktion; er ver- 
schmilzt die sokratische Ethik mit der teleologischen Nous-Lehre des 
Anaxagoras. Die Sinnendinge sind ihm erfüllt von einem inneren 
Drange nach dem Übersinnlichen, und dieser sehnsüchtige philosophische 
Trieb, die „Platonische Liebe", erfüllt ihm auch den Tugendbegriff seines 
Meisters, das Erkennen und Wissen der Wahrheit, mit einem neuen und 
bestimmteren Gehalt Piaton erblickt die höchste Tugend in dem inneren 
Schauen der immateriellen Welt, vor allem im Schauen Gottes, der Idee des 
Guten. Zu dieser Tugend, der Weisheit, aoffia, soll sich der Mensch er- 
ziehen, indem er sein Wollen zur Willenskraft, dvögloj schult und sein 
Begehren zur Selbstbeherrschung, mocpQoavvrj, mäfsigt, und er kann den 
Einklang zwischen diesen drei Tugenden erzielen, wenn er die vierte Kar- 
dinaltugend, die ßechtschaffenheit, dtxaioavvri, übt. — So kunstvoll ver- 
schlungen ist Piatons Gewebe aller theoretischen und praktischen Ge- 
danken, dafs darin auch die Fäden angelegt sind, an die er in der 
„Politeia" seine Staatslehre anknüpfen kann. Im Staat verkörpert sich 
die menschliche Gattung auf Erden. Folglich kommt der Staat innerhalb 
der stofflichen Welt dem übersinnlichen Gattungsideal, dem Menschen 
der Ideenwelt, relativ am nächsten, und ganz naturgemäfs fällt ihm des- 
halb die Aufgabe zu, den Menschen zur Weisheit, zur Gottesliebe zu 
erziehen. Hiemach mufs sich Piatons Bestreben darauf richten, das 
Bild eines Staats auszudenken, welcher dieser hohen Aufgabe am besten 
gewachsen ist. Er findet es in dem von der beherrschenden Stadt ge- 
leiteten Kleinstaat, der Tiö'ug, der, nur wenig tausend Familien umfassend, 
auf Ackerbau gegründet ist und sich des Handels enthält In ihm können 
sich die Bürger so gruppieren, dafs der Staat im grofsen Stil die vier 
Kardinaltugenden des Menschen wiederholt Neben der grofsen Masse 
des arbeitenden Volks, das in selbstbeherrschender Unterordnung seinem 
Tagewerk nachgeht, dem Nährstand, den yeiogyol, soll als Werkzeug der 
staatlichen Thatkraft der Wehrstand von Berufskriegem, rjrvÄazfc, stehen, 
und über allen sollen die Gebildeten, die (pUöaorpoL, als Lenker des Staats- 
wesens, dgxovreg, den Lehrstand bilden, der alle Bürger zur Weisheit 
anleitet Sie überwachen vor allem die durch die Beamten, irtUovQoi, 
geleitete öffentliche Kindererziehung, die gleichzeitig den Bürgern ein freies 
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Geschlechtsleben zur Züchtung: kraftvollen Nachwuchses ermöglicht. Das 
Recht; die dtyMioovvr] , hat den harmonischen Zustand zu schaffen, der 
in der Einheit desWoUens die Gesundheit des Staats verbürgt 

Der Reichtum neuer Ausblicke^ den die platonischen Gedankenver- 
bindungen eröffnen, war so grofs, dafs das materialistische Konkurrenz- 
system Demokrits fürs erste in den Hintergrund trat Aber der Plato- 
nismus bedurfte selbst noch der Ergänzung, denn der Dualismus zwischen 
Stoffwelt und Ideenwelt, den er aufdeckte, war von ihm nicht genügend 
ausgeglichen. Den Drang des Irdischen, auch der Menschenseele, nach 
dem Überirdischen, hatte Piaton philosophisch nicht zu erklären gewufst. 
Er hatte hier die theologisch-mystischen Vorstellungen zu Hilfe genommen, 
dafs die Seele sich von der idealen Welt eine ahnende Erinnerung {dva- 
juvrjcig) aus der Zeit einer früheren, vorirdischen Existenz im reinen 
Sein bewahre, um so in den grofsartigen Prozefs einer Verschmelzung aller 
bisherigen Lehren auch noch die religiösen Ideen der Seelenwanderung 
aus den orphischen und pythagoräischen Geheimlehren hineinzuziehen. 
Auch seine Staats- und Rechtsidee hatte deshalb eine religiöse Grund- 
färbung angenommen, die er in der politischen Schrift seines Greisenalters, 
den „Gesetzen^, in noch stärkeren Tönen hervorhob. Für die Fortent- 
wicklung der Staatslehre war aber gerade hier diese Eigenschaft des 
platonischen Systems besonders bedeutsam, weil von ihr die andersgeartete 
Natur des Aristoteles den Anstofs empfing, die philosophischen Grund- 
gedanken seines Lehrers mit der Konsequenz seines ungeheuren logischen 
Vermögens teils auszubauen, teils zu modifizieren. 

Aristoteles überbrückt die Kluft zwischen Ideenwelt und Stoffwelt, 
indem er den anaxagoreisch - platonischen Gedanken der Zweckursache 
zum Entwicklungsgedanken entfaltet und hierin das Mittel findet, die 
Ideen als die treibenden Kräfte des wechselnden Geschehens in die Stoff- 
welt selbst hineinzutragen. Die Idee wohnt von Anbeginn den irdischen 
Erscheinungen inne. Sie ist die Kraft, die sie gestaltet, die iviQyeia, so 
wie der Stoff die Form von vornherein als Anlage, dvva^ig, als Fähig- 
keit sie zu entwickeln in sich enthält Objektiv betrachtet bilden dem- 
nach die Ideen den Zweck, rekog, auf dessen Verwirklichung die Erschei- 
nungen hinarbeiten. Das ideale Ding ist der Zweck des Sinnendings, 
das menschliche Gattungsideal der Zweck des stofflichen Menschen, — 
alle Dinge sind „Entelechien^, ihren Zweck erfüllende, sich entwickelnde 
Dinge, — Stoffwesen, die ihre geistige Form suchen und zu vollenden 
streben. In ununterbrochener Reihenfolge steigen die Dinge von den 
niederen Gestaltungen der Materie bis zu den höchsten Formen auf, wobei 
die Form der niederen zugleich den Stoff für ein höheres Entwicklungs- 
glied abgiebt. Die höchste Entelechie, die reine Form, ist zugleich die 
Ursache der gesamten vorwärtsstrebenden Bewegung der Materie, sie 
ist zugleich das reine Denken und das ^tvqcotov yuvovv^j — sie trifft mit 
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der platonischen Idee des Guten zusammen, — sie ist Gott, der erst jetzt 
als ein selbstbewufstes, der Welt getrennt gegenüberstehendes, transcen- 
dentes Wesen, als Gottesidee des Theismus, klar hervortritt 

So versetzt sich Aristoteles in einen ganz eigenartigen Betrachtungs- 
standpunkt, der zwischen dem platonischen Idealismus und dem Blick 
auf die reale Welt der Dinge die Mitte hält Er hat den Dualismus Piatons 
dadurch abgemildert, dafs er die geistigen Kräfte in ihrer Wirksamkeit 
innerhalb der natürlichen Welt aufgesucht hat Die schroffe Ablehnung, 
die Piaton der Stoff weit, als dem /«) 6V, entgegenstellt, hat Aristoteles 
aufgegeben und die Stoffwelt als das dwaituL öv, als etwas in der Anlage 
wirkliches anerkannt Aber verständlich wird ihm diese Ordnung der Dinge 
doch nur, indem er das Centrum der immateriellen Welt als Wertmafsstab 
und Ursache festhält Diese konstruktive Vermittlung beeinflufst sofort seine 
Staatsphilosophie, Wie an allen Gebieten der Erfahrungswelt, insbesondere 
der natürlichen, nimmt der grofse Systematiker der Spezialwissenschaften 
auch an dem Staatsleben, so wie es ist, Interesse; es ist kein Zufall, 
dafs gerade Aristoteles, auf den historischen Grundlagen fufsend, zum 
ersten Mal eine praktische Politik in Angriff nimmt (vergl. u. S. 48). Aber 
hierbei ist freilich der Endpunkt auch dieser Betrachtung von vornherein 
metaphysisch festgelegt, und dieser Endpunkt verbindet ihn schliefslich 
doch mit Piatons Idealstaatsidee. Auch für Aristoteles ist es das dogma- 
tisch Gegebene, dafs der Staat seinem Wesen nach die Anstalt zur sitt- 
lichen Vervollkommnung der Einzelnen istO- 

Für die Weiterent^vicklung der Philosophie war es jedenfalls von 
Bedeutung, wie Aristoteles seinen metaphysischen Grundstandpunkt fixiert 
Denn gegen diesen richten sich die energischen Versuche einer Wieder- 
belebung des Materialismus, die sich nach seinem Tode vollzieht. Aus 
der ganz veränderten Stimmung heraus, die in der Zwischenzeit durch 
die Weltpolitik Alexanders in der Vereinheitlichung des griechisch -orien- 
talischen Kulturkreises, in der V^orbereitung einer international -hellenisti- 
schen Bildung geschaffen worden ist, wird die Atomenlehre Leukipps 
nach dem Muster Demokrits von neuem zur Grundlage des Denkens 
gemacht Sie wird aber nunmehr teils mit der Sittenlehre des Aristipp, 
teils mit der des Antisthenes verbunden und ergiebt so den Hedonismus 
Epikurs und den Stoizismus Zenons, in einer Weise, die sich gerade in 
den Konsequenzen der Staatslehre zu der gesamten bisherigen Systematik 
in Gegensatz stellt 

Epikur von Samos pflanzt den Materialismus ohne Einschränkung 
fort. Er übernimmt von Demokrit die Vorstellung des leeren Baumes, in 

1) Ungefähr nimmt, wie man sauren kann, Aristoteles in der Staatslehre eine 
ähnliche Mittelstellung zwischen Demokrit und Piaton ein, wie Hlppias zwischen den 
jüngeren Sophisten und Sokrates (verfrl. o. S. 40). Ein Einflufs soll damit natürlich 
nicht behauptet werden. 
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dem sich die zahllosen nach Gestalt und Gröfse unendlich verschiednen 
unteilbaren Körperchen, Atome, bewegen, berühren und beeinflussen. Das 
Ganze des Weltalls ist nur das Erzeugnis der ursprünglich selbständigen 
Einzeldinge, und auch die menschliche Gemeinschaft, der Staat, ist ent- 
sprechend nicht von Natur gegeben, sondern nur aus Nützlichkeits- 
erwägungen von den Individuen veranstaltet Diese gehen im Staat einen 
Vertrag ein, des Inhaltes, sich gegenseitig nicht zu schädigen, und auch 
das Recht geht erst mittelbar aus diesem Vertrag hervor; etwas an 
sich Rechtes oder Unrechtes giebt es nicht. Nur die Überlegenheit der 
grölseren Intelligenz bewirkt es, dafs in der staatlichen Gesetzgebung 
meist die Urteile der Weiseren dominieren. 

Aber auch für den Meister der Stoa, Zenon von Kypem, bildet 
die atomistische Grundvorstellung die Basis des Denkens, so sehr er 
sich von seiner gegnerischen Seite aus Aristoteles zu nähern sucht; auch 
für ihn beschränkt sich das Geschehen auf die ausnahmslose Naturnot- 
wendigkeit, auch für ihn fehlt der Gegensatz der materiellen und im- 
materiellen Welt. Nur spielt sich das Leben der Erscheinungen nicht 
in Stols und Druck der Atome, sondern in der Wirksamkeit der Bildungs- 
kräfte ab, die den Erscheinungen innewohnen, und die im gestaltenden 
Lebensprinzip, der Weltseele, dem köyog a7C€Qf.iaTiy.dg, ihren zusammen- 
fassenden Grund, — zugleich ihre höchste Verkörperung und das Gesetz des 
Weltganzen — finden. Dieser Pantheismus, den Zenon dem aristote- 
lischen Theismus gegenübergestellt, gestattet ihm freilich eine erhabenere 
Ableitung von Staat und Recht, als sie Epikur möglich war. Da die 
menschliche Seele mit der Welt wesensgleich, ein Stück des Logos ist, so 
erscheint durch die Weltordnung das geistige Wesen des Einzelmenschen 
zum Anschlufs an das Ganze — zum Staatsleben — bestimmt, sowie auch 
das Recht nur ein Ausflufs des Weltgesetzes ist Und doch liegt der Gegen- 
satz gegen Epikur wesentlich wieder im metaphysischen Gebiet Das 
Staatsideal Zenons wird gemäfs seinen Grundgedanken die geistige Ge- 
meinschaft der philosophisch Gleichgesinnten, ein Weltstaat, der kos- 
mopolitisch sogar die Barbarenstaaten zu umfassen fähig ist, und dieses 
Gegenbild des platonisch-aristotelischen Kleinstaats ist noch weltflüchtiger 
wie die Staatsideale der Akademie und des Lyceums. Die wirklich be- 
stehenden Staaten sind auch in Zenons Augen nur notwendiges Übel, 
schlechte Abschlagszahlungen an das Universal vernunftreich. Der Stoiker 
kann ihnen so wenig Geschmack abgewinnen wie der Epikuräer und 
thut entsprechend den Lehren des Antisthenes und Aristipp am besten, 
sich ihren Angelegenheiten möglichst fernzuhalten.*) 

1) Dem gerade hier sich aufdrängenden Vergleich mit der praktischen Staats- 
bildung des Altertums — mit dem schroffen Kontrast der ursprünglichen griechisch- 
italischen Stadtstaaten und dem romischen Universalreich — wird im Teil II Kap. 1 
näher zu kommen sem. 
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Mit Zenon schliefst sich der Kreis der Bestrebungen, die in syste- 
matischem Nachdenken Staat und Recht als einen integrierenden Teil des 
kosmischen Plans und der allgemeinen menschlichen Lebensordnung zu 
erfassen suchen, und das Ergebnis tritt in voller Schärfe vor Augen. Dies 
Ergebnis ist, dafs die Wissenschaft den Gegenstand der ursprünglichen 
naiven Betrachtung, den lebendigen Staat, die 7cöhg der Athener oder 
Spartiaten oder das Reich des persischen Grofskönigs vertauscht hat mit 
dem politischen Gattungsbegriff. Das gesamte Interesse der grofsen 
Systematiker haftet nur an der Staatsidee, dem Staat, wie er sich 
aus Vemunftvorstellungen aufserhalb der Erfahrung als allgemeingültiges 
Idealgebilde ableiten läfst Allerdings haben sich auch hier Gegensätze 
herausgestellt, die das praktische Interessenverhältnis zwischen Staat und 
Bürgern berühren. Dem Staat Demokrits und Epikurs, der selbst die 
Quelle alles Rechts ist, haben Piaton, Aristoteles und Zenon einen Staat 
gegenübergestellt, der selbst unter dem Recht, sei es unter dem gött- 
lichen Recht, sei es unter einem Naturrecht, steht. Und andererseits haben 
im Widerspruch mit dem Staat der drei älteren materialistischen und 
idealistischen Metaphysiker, die dem Staat eine erdrückende Allseitig- 
keit der Eulturaufgabe im äufseren und im geistigen Leben beilegen, 
der Epikuräismus und der Stoizismus ein Gegenbild geschaffen, in wel- 
chem der Einzelne möglichst unbehelligt vom staatlichen Eingriff bleibt. 
Ganz abgesehen also von der Frage nach der Entstehung des Staats, 
sind die beiden grofsen Grundprobleme der Staatslehre — das Problem 
des Verhältnisses zwischen Staat und Recht und das Problem 
des Verhältnisses der staatlichen Aufgaben zu den menschlichen Kultur- 
thätigkeiten überhaupt — in extremer Schroffheit formuliert. 

Aber wenn der Wert dieser Antithesen abgeschätzt werden sollte, so 
kam es darauf an, in welchen Einklang sie mit der erfahrungsmäfsigen 
Beobachtung des staatlichen Lebens gebracht werden konnten. 

IV. Die praktische Politik des Aristoteles und die Auf- 
lösung des antiken StaatslehJfli So blendend noch für das 
heutige Auge der Aufwand der fortgesetzten ungeheuren Gedankenarbeit 
wirkt, durch welche der Staat in systematischen Zusammenhang mit 
den tiefsten Problemen der Weltordnung gesetzt wurde, so wenig läfst 
sich doch verkennen, dafs die Erkenntnis der praktisch -politischen 
Erscheinungen hierdurch allein nur in geringem Mafse gefördet wurde. 
Piatons Idealstaat bewies vor allem, wie wenig der spekulative Sinn, 
das religiöse und poetische Gemüt im stände war, das Material zu ver- 
werten, das der historische Weitblick eines Herodot und eines Thuky- 
dides erschlossen hatte. Schon an ihm zeigt sich, wie der trübe 
Ausgang der Ereignisse, die die grofsen Historiker geschildert hatten, dem 
Denkenden die Freude am Staat und damit die Lust zur Beleuchtung 
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von dessen Lebensakten und Lebensbedingungen benehmen mulsten. Erst 
Aristoteles erkennt die Aufgabe, die hier des Bearbeiters harrt Er lenkt 
aus dem einseitigen Standpunkt der platonischen Abstraktionen zurück 
und stapelt das geschichtliche und statistische Einzelmaterial zu dem 
grofsen Cyklus der „Staatsverfassungen" auf, der die äufsere Geschichte 
und das innere Gefüge der politischen Organisationen Griechenlands ge- 
schlossen vorführen soll, und aus dem uns ein günstiges Geschick den „Staat 
der Athener" wieder vor Augen gestellt hat In seiner „Politik" unter- 
nimmt es Aristoteles dann, das systematische Werk zu schaffen, das 
zvi^ischen der metaphysischen und der empirischen Betrachtung vermitteln 
soll. Die Thatsache allein, dafs das aristotelische Werk zwei Jahrtausende 
lang — bis ins 18. Jahrhundert und darüber hinaus — die immer von 
neuem ausgebeutete Fundgrube der praktischen Politik gebildet hat^ be- 
weist zur Genüge, wie einzigartig auch auf diesem Gebiet die Kraft des 
„baumeisterlichen Mannes" dasteht Das Buch bedeutet in Wahrheit die 
Begründung eines in solcher Abgeschlossenheit bisher nicht vorhandenen 
Wissenschaftszweigs und ist nur aus der energischen Erkenntnis zu er- 
klären, dafs mindestens die eine Unterlage einer Staatslehre die erschöpfende 
Verwertung der historischen Erfahrung sein müsse. So bedeutet es einen 
ungeheuren Fortschritt zunächst schon in den bekannten allgemeinen 
Folgerungen, die es aus der Beobachtung der historischen Vorgänge zieht 
Es weist nach, dafs der Mensch als Ccjov TtohzLxöv von Natur Glied 
einer sozialen Gemeinschaft ist Es beleuchtet den Zusammenhang zwischen 
Wirtschaftsleben und Staatsleben, Einzelwirtschaft und Staatswirtschaft, 
zwischen dem Staat und seinem geographischen Boden. Es unterscheidet 
den ^Staat" selbst als ein durch Organe thätiges Wesen und die „Ver- 
fassung^ als eine das Staatsleben beherrschende Ordnung. M Es versucht 
zuerst eine allseitige Systematisierung der ßegierungsfornien: Monarchie, 
Aristrokratie, Politie (Freistaat) und ihrer „Ausschreitungen" : Tyrannis, 
Oligarchie, Demokratie. Aber Aristoteles ist von seinem Standpunkt 
aus auch fähig, doktrinäre Auswüchse, wie Piatons kommunistisches 
Projekt einer Weibergemeinschaft, zurückzuweisen und die praktischen 
Institutionen der gegebenen Verfassungen, wie der thebanischen, kre- 
tischen, athenischen, zu analysieren; er kann hier hinter der Form das 
praktisch -politische Wesen hervorziehen, das spartanische Königtum 
auf seinen wahren Kern eines lebenslänglichen, erblichen Feldherrn- 

1) Vergi. hier insbesondere den Anfang des 3. Buchs mit der oben § 2 S. 11 
gegebenen einleitenden Grundlegung: ^Bei der Untersuchung über das Wesen und 
die Beschaffenheit der einzelnen Verfassungen wird zunächst zu ermitteln sein, was 
denn eigentlich der Staat sei; denn bald sagt man, der Staat habe dies und das 
gethan, bald nicht der Staat, sondern die Oligarchie oder der Tyrann. Wir sehen 
nun, dafs bei der ganzen Thätigkeit des Staatsmanns und dos Gesetzgebers es sich 
um den Staat handelt; die Verfassung besteht aber in einer gewissen Ordnung in 
Bezug auf die Einwohner des Staats". 

Schmidt, Staatslehre. 4 
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amts zurückführen oder in der anscheinend demokratisch -gleichmache- 
rischen Institution der Mahlzeitsgenossenschaft die den kleinen Mann 
belastende Ungleichheit aufdecken. Aber freilich, die Vorzüge des Werks 
haben ihre ganz bestimmten Grenzen. Auch wer sich bei der Kritik 
auf den — selbstverständlich allein möglichen — historischen Standpunkt 
stellt, ein Werk nur aus der Situation der Zeit zu beurteilen, in der es 
entstand, wird doch einhalten müssen, dafs das, was schon vorhanden 
war, einen freieren Blick gestattet hätte, als ihn Aristoteles bewies. 
Mit Herodot und Thukydides als Wegweisern hätte er mehr sehen müssen, 
als er sah, und es ist wohl kaum zu leugnen, dafs das, was ihm den 
Blick versperrte, die Dogmen seines philosophischen Systems waren. 
Unter dem Einflufs des platonischen Idealstaats klebte auch er zäh an 
dem Gedanken des städtischen Kleinstaats; der Wert des Nationalstaats 
oder gar der orientalischen Weltreiche, ihrer Lebensbedingungen und 
Funktionen blieb ihm verschlossen und damit auch , wie oft betont 
worden, das Verständnis der nationalen Monarchie, deren bester Vertreter 
ihm die Unterweisung des Thronfolgers anvertraute.'-^) Und noch verhäng- 
nisvoller war, dafs das System seiner Ethik ihm nicht das Verhältnis von 
Moral und Eecht und damit auch nicht annähernd das Verhältnis von Staat 
und Recht erschlofs ; ja, die Verfassung blieb ihm nur eine Ordnung für 
die Bürger, nicht für den Staat selbst. So mufste auch die Analyse der 
Regierungsformen und der Verfassungsinstitutionen z. B. da, wo das so 
überaus wichtige Verhältnis einer gegenseitigen Überwachung mehrerer 
Staatsorgane in Frage kam, in äufserlichen Anfängen stehen bleiben.^) 
Immerhin würde auch mit seinen Schwächen das imponierende Ge- 
lehrtenwerk eine neue Ära der Staats Wissenschaft heraufgeführt haben, 
wenn es ihm gelungen wäre, zu weiteren Forschungen den Anstofs zu geben. 



1) Der neuerliche Versuch Reitm» S. 74, Aristoteles gegen den Vorwurf der 
Verstandnislosigkeit anderer Staatszust^nde (z. B. gegenüber Eduard Meyer in Con- 
rads Jahrbüchern 1S95. S. 7 14 ff.) in Schutz zu nehmen, ist nicht geglückt. Selbst- 
veretändlich will Aristoteles den despotisch regierten Beamtenstaaten nicht die Eigen- 
schaft des Staats absprechen. Er halt nur kritisch eine g u t e r d n u n g des Staats damit 
für unvereinbar und glaubt diese an die n6?,ig gebunden. Aber gerade hierin liegt 
sein Mangel an empirischem Verständnis, dafs er die Kelativität des Mafsstabs einer 
guten Ordnung verkennt und z. B. ganz blind dafür ist, wie die P^ntfaltung einer 
starken Macht nach aufscn eben auch zu den notwendigen Leistungen des Staats gehört, 

2) Inwiefern es ihm zum Vorwurf angerechnet werden kann, dafs er bei Kritik 
der Stadtstaaten neben Karthago nicht auch das aufstrebende Kom berücksichtigt, 
kann hier aufser Betracht bleiben. 

3) Die Begründung dieser Ausstellungen ergiebt sich allerdings eret aus dem 
Verfolg der weiteren Entwicklung der Staatslehre (besonders unten § 12. 13) und aus 
den Darlegungen vor allem des 3. Kapitels. — Im übrigen wamt schon Kirchmann 
in seiner Vorrede zur Übersetzung der ^Politik'' S. XV ff. im Gegensatz zu Zeller, 
Geschichte der griechischen Philosophie 3. Aufl. II. S. 672. (1879) u. A. vor Cbet^ 
Schätzung. 
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Das eigentliche Verhängnis war aber, daTs eine solche Fortsetzung 
unterblieb. Der Staatstypus, für den Aristoteles allein Verständnis be- 
sessen hatte, endet mit ihm, und für das Verständnis der Monarchie, der 
die Zukunft gehört, ist nicht vorgearbeitet. Als sich nach Unterbrechung 
einer Generation die Systematik Epikurs und Zenons wieder der Be- 
schäftigung mit dem Staate zuwendet, geschieht dies von verändertem Stand- 
punkte ausschliefslich im Geiste der platonischen Idealpolitik und noch dazu 
nunmehr in einer staatsfeindlichen Gesinnung; — die historisch-politischen 
Gebilde der Erfahrungswelt kommen nicht wieder zu ihrem Recht Ja, 
die metaphysische Gedankenrichtung, die Entfremdung des Denkenden 
vom praktischen Staatsleben nimmt im weiteren Verlauf nicht ab, sondern 
zu. Nicht nur die Vertreter des Epikuräismus und der Stoa, sondern 
auch die späteren Lehrer der Akademie und des Lyceums richten ihr 
Interesse von den sozialen Problemen in steigendem Umfang auf die 
individuellen, vor allem auf die IndividuaJethik, und über diese Brücke 
auf die religiösen Fragen. War für Piaton und Aristoteles und bis zu 
gewissem Grade auch für die Materialisten die irdische Gemeinschaft 
des Staats doch immerhin das Bindeglied zwischen dem Weltganzen und 
dem Einzelnen gewesen, so wird allmählich dieses Zwischenglied aus 
der Betrachtung ausgeschaltet. Aufserhalb der griechischen Wissenschaft 
aber erstehen keine neuen Kräfte im Dienst der Staatslehre. Die schwachen 
Ansätze einer wenig originellen Politik, wie sie die römische Gelehrsam- 
keit, besonders in ihrem typischen Vertreter Cicero, nach griechischem 
Muster betreibt, wird durch die Aufrichtung des Kaisertums ebenso er- 
stickt, wie es der griechischen durch den makedonisch - hellenistischen 
Staat geschehen war. Die andere aufsteigende Macht aber, das Christen- 
tum, bemächtigt sich wohl der Begriffe der griechischen Metaphysik 
für seinen Gedankenkreis, des platonischen Idealmenschen, der voll- 
kommensten Entelechie des Aristoteles oder des fleischgewordenon Logos 
des Zenon, aber nicht der aristotelischen Staatslehre. So läfst sich 
.sagen: die antike Staatslehre blieb, soweit sie systematisch war, in der 
metaphysischen Betrachtungsweise verfangen, und soweit sie sich zu 
historischen Betrachtungen durchrang, gelangte sie zu blofs aphoristischen 
Notizen, nicht zu einer Svstematik. 

§ S. Die Übertragung der antiken Staatslehre auf die westeuropäiichen 
Nationen und die Anfänge der modernen Staatslehre. 

V. EicKEN, Geschichte und System der mittelalterlichen Weltanschauung (1887). 
— DiLTHEY, Einleitung in die Geisteswissenschaften. Bd. I (1883). S. 345 ff. — Rlekeb, 
Die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche Deutschlands. 1883. S. 7 ff. — 
WIndelband, Geschichte der Philosophie (2. Aufl. 1898). S. 215 ff. — Rehm, Ge- 
schichte der Staatsrechtswisseuschaft. 18%. S. 159 ff. — (Iierke, Johannes Altliusius 
und die Entwicklung der naturrechtlichen Staatstheorien (1880). — Laxdsberg, Ge- 
schichte der deutschen Rechtswissenschaft. 3. Abt. S. 1 ff. (1898). 
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I. Verhältnis der westeuropäischen Wissenschaft zur 
Antike. Die allmähliche Auflösung des philosophischen Denkens, die 
sich vor und während der Kaiserzeit unaufhaltsam von innen heraus 
vollzog, erfuhr anscheinend durch den Sieg des Christentums ihren end- 
gültigen und bleibenden Abschlufs. Denn der Prozefs, durch den sich 
die christHche Lehre langsam, aber stetig der Geister bemächtigte, um 
schliefslich in der Staatskirche auch äufserlich die mafsgebende Gewalt 
in der römischen Welt zu werden, bedeutet ja nichts anderes als eine 
fortschreitende Zurückdrängung der Erkenntnis durch den Glauben, des 
wissenschaftlichen Forschungstriebs durch das religiöse Bedürfnis. Bei 
äufserlicher Betrachtung mag man also den Eindruck gewinnen, als 
wenn die Lehren der griechischen Denker wieder von dem religiösen 
Vorstellungskreis einer auf Tradition fufsenden Theologie absorbiert wor- 
den wären, aus dem sie sich ein Jahrtausend vorher losgerungen hatten. 
Wirklich wurde auch bis auf weiteres der Trieb nach Erfassung der 
körperlichen und geistigen Welt der Erfahrung dadurch erstickt, dafs das 
menschhche Seelenleben mit Entschiedenheit den Weg nach dem reli- 
giösen Heil, nach dem Ausblick auf die Offenbarung des Übersinnlichen 
und auf die sittliche Reinigung und Vervollkommnung einschlug, und 
hierbei trat mitten in der politisch zerfallenden und wirtschaftlich 
verarmenden Welt die Denkarbeit auf dem Gebiet der Staats- und Rechts- 
lehre ganz ebenso zurück, wie auf. dem der Geschichte oder Naturwissen- 
schaft Insoweit läfst sich sagen, dafs mit dem Sieg des Christentums im 
Gebiet des wissenschaftlichen Forschens eine neue Entwicklungsreihe be- 
gann, sowie überhaupt die westeuropäische Kultur im Gegensatz zur Antike 
noch einmal das Emporstreben aus primitiven Verhältnissen verkörpert. 

Es ist jedoch schon längst beobachtet worden, dafs das Übergewicht 
des Glaubens, welches die nächste Folge der christlichen Ära war, keines- 
wegs eine ausschliefsliche und unbeschränkte Herrschaft desselben be- 
deutet Die Vorstellung ist falsch, als ob in den neuentstehenden Nationen 
des Mittelalters ganz ebenso wie früher in der Jugendzeit der alten Mittel- 
meervölker der Trieb nach philosophischer Erkenntnis noch nicht erwacht 
oder gänzlich wieder abgestorben, als ob vor allem eine Nachwirkung 
der griechischen Philosophie überhaupt nicht mehr zu bemerken gewesen 
sei. Das Bewuf stsein von der Existenz und Autorität der antiken Geistes- 
erzeugnisse blieb im Gegenteil von Anfang an erhalten. Wie der christ- 
liche Gedankenkreis selbst schon in seinen ersten Vertretern und Ge- 
staltem erheblich durch neuplatonische und andere Begriffe der griechi- 
schen Philosophie beeinflufst worden war, wie die Ausbildung des Dog- 
mas sich ohne den logischen und metaphysischen Apparat der Antike 
gar nicht hätte vollziehen können, so arbeitete neben dem Dogma fort 
und fort auch die Vemunfterkenntnis als selbständige geistige Funktion. 
Die Probleme der Natur- und Geschichtsforschung, die Staats- und Rechts- 
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lehre worden zunächst zaghaft und nebensächlich, dann mit steigendem 
Interesse und wachsendem Nachdruck wieder aufgenommen, und mit 
immer reichlicherer Verwendung des antiken Gedankenmaterials unter- 
sucht So stellt die mittelalterliche Wissenschaft einen sich über tausend 
Jahre hinziehenden geistigen Prozefs dar, durch welchen sich das Abend- 
land dem Gedankenkreise der Antike mehr und mehr wieder annähert 
Infolgedessen pflanzt sich der Gegensatz, der von gewissen logischen 
und metaphysischen Grundanschauungen aus die Staatskonstruktion in 
zwei feindliche Lager gespalten hat, von der antiken zunächst auch in 
die neue Welt fort. Der materialistisch begründete Atomismus Epikurs, der 
vermittelnde Pantheismus der Stoa und der dualistische Theismus der pla- 
tonisch-aristotelischen Schule bezeichnen nach wie vor die gegensätzlichen 
Vorstellungskreise, zwischen denen sich die Debatte über Staat und Recht 
bewegte. In den letzten Jahrhunderten der vorchristlichen Zeit hatte der 
Stoicismus die Weltauffassung der Akademiker und Peripatetiker zurück- 
gedrängt, — dann hatte das Christentum die materialistisch-pantheistischen 
Theorien überwunden. Jetzt wird durch die christliche „Scholastik", die 
Lehre, welche Gemütsbedürfnis und Denken, Dogma und Wissenschaft in 
Einklang zu bringen sucht, von neuem der Anschlufs an ein philosophisches 
System gesucht und von diesem Gesichtspunkte aus der Aristotelismus 
neu belebt Aber während der Ausbildung des scholastischen Gedanken- 
gebäudes dringen unter den übrigen, sorgfältig erforschten Elementen 
der antiken Philosophie auch die der gegnerischen Systeme von neuem 
ein und in den Vordergrund. Die volle Entfaltung des antiken Studiums, 
die Kenaissance, verhilft den der Kirche und der christlichen Dogmatik 
feindlichen Ideen zum Durchbruch, sowie sie überhaupt die Philosophie 
wieder aus dem Dienst der Kirche loslöst und in eine realistische Rich- 
tung drängt Innerhalb dieser wieder weltlich gewordenen modernen 
Philosophie hat nunmehr die Konkurrenz der prinzipiell verschiedenen 
Anschauungsweisen freien Spielraum, und in neuem Gewände treten sich 
die extrem gegensätzlichen Auffassungen der antiken Philosophie, auch 
auf dem Gebiet der Staatslehre, noch einmal gegenüber. Aber bei einer 
blofsen Reproduktion bleibt es nicht Die neue Zeit thut sofort auch ihren 
eigenartigen neuen Beitrag hinzu. Die Forschungsarbeit wird schon äufser- 
lich eine ungemein verbreiterte, denn alle aufstrebenden Kultumationen 
des westeuropäisch -christlichen Kreises nehmen je nach ihrer Eigenart 
daran teil. Sie ist auch eine qualitativ vertiefte, denn der grüblerische Sinn, 
die kritische Selbstprüfung, die das Christentum grofsgezogen, kommt 
auch der subtilen Erfassung der Probleme zu gute, und die gröfsere 
und ausgedehntere Erfahrung, die das Beobachtungsmaterial der Antike 
mit dem eigenen kombiniert, giebt vor allem für die Einzelwissenschaften 
einen weiteren Gesichtskreis und treibt sie zur Emancipation von der 
Philosophie. So klingt schon, während der Kampf zwischen Scholastik 
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und Renaissance erst im Gange ist, aus mancher der litterarischen Er- 
scheinungen ein anderer, ein modernerer Ton; und mit dem Versuch 
eines Ausgleichs zwischen Scholastik und Renaissance beginnt das „Auf- 
klärungszeitalter^' in der Stellung der Probleme überhaupt und vor allem 
in der Staatslehre, eigene, neue, bis dahin noch nie beschrittene Wege 
einzuschlagen. 

Es kommt sonach vor allem darauf an, die Stelle zu fixieren, wo die 
Neuzeit in dem Studium* von Staat und Recht gegenüber der Antike originell 
wird. Die Übergänge von der Antike zur Neuzeit sind nur kurz anzudeuten. 

II. Die Staatslehre der Scholastik. Genau betrachtet nimmt 
schon die mittelalterlich-christliche Geistesbewegung selbst einen Verlauf, 
welcher von dem Streben, die Staatslehre ganz in der christlichen Meta- 
physik aufzulösen, allmählich zu einer immer wachsenden Neigung führt^ 
neben der übersinnlichen Grundlage oder gar im Gegensatz zu ihr die 
erfahrungsmäfsigen Staatsgebilde zu betonen. Am Ausgangspunkt der 
Scholastik, in der kirchenpolitischen Lehre Augustins, verschwindet 
die staatsphilosophische Betrachtung völlig hinter der religiösen. Dem 
Staat, der sich dem aus der göttlichen Welt fliefsenden natürlichen Recht, 
den Regeln des christlichen Glaubens nicht unterordnet, fehlt die Existenz- 
berechtigung, — er ist nur eine Gewaltschöpfung, latrocinium ; — nur in 
der civitas Dei, der Gemeinschaft der Gläubigen, dem Reich Gottes auf 
Erden ist die wirklich autoritative Gemeinschaft zu erblicken, und unter 
dieser Gemeinschaft versteht Augustin selbst anscheinend noch nicht einen 
organisierten Aufbau, die sichtbare „Kirche" im mittelalterlichen Sinn, son- 
dern die freie Glaubensbrüderschaft des Urchristentums. Aber schon auf 
dem Höhepunkt des Systems, das sich im Dienst der erstarkenden kirch- 
lichen Organisation entfaltet, werden diese äufsere Organisation und das 
menschliche Recht innerhalb des theoretischen Bildes als das Wesentliche in 
den Vordergrund gerückt Für Johannes v. Salisburj*^ 2) ist der „mundus", 
die Christenheit unter Papst und Kaiser, bereits „respublica'*, die beiden 
Gewaltträger sind deren oberste Organe, und die ausgereifte Scholastik des 
Albertus Magnus und des Thomas von Aquino ^) hat diesen Gedanken voll 
entwickelt. Sie hat die civitas Dei mit der sichtbaren Kirche identifiziert; 
aus dem göttlichen Recht der Glaubensschriften ist die lex naturalis, das 
durch die menschliche Vernunft zu Tage geförderte Recht, herausgehoben; 
daneben sind unter diesem obersten geistlichen Reich auch das weltliche 
Imperium und die regna, die Staaten, und entsprechend unter der höchsten 



1) So versteht ihn wohl mit Kecht Rehm (Geschichte S. 16. Anm. 5) im Gegen- 
satz zur bisher herrschenden Meinung, Lünes'g (Geschichte des Kirchenrechts. Bd. I 
Ä. 86. 1878), Friedbkkü (Lehrbuch des Kirchenrechts. 4. Aufl. S. 10) u. a. 

2) Gestorben 1180 als Bischof von Chartros, „Policraticus'^ 1151) (Rehm S. 167). 
8) Thomas von Aquino (1225 — 74), „Summa theologriae'*. 
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Form des Rechts auch die lex humana, das staatliche Recht, als selb- 
ständige Autorität anerkannt Hiermit ist aber auch schon der Anstofs zu 
der verwickelten litterarischen Auseinandersetzung gegeben, in der sich in 
der Folgezeit der Streit über das Verhältnis der „Zwei Schwerter", des 
geistlichen und weltlichen imperium, mit dem Streit über das Verhältnis 
des imperium (des kaiserlichen Weltreichs) zu den regna (den selbständigen 
Territorialstaaten) verschlingt, um sich weiter mit dem Streit über das 
Verhältnis der gesetzgebenden oder regierenden Gewalt des Volks zum 
Herrscher zu kreuzen. Der Grundzug der ganzen Bewegung ist jeden- 
falls der, dafs die weltlichen Gewalten immer entschiedener zum eigent- 
lichen Gegenstand der staatsphilosophischen Untersuchung werden. Nach 
Wilhelm von Occam verdankt der König seine Gewalt der unmittelbaren 
göttlichen Einsetzung, — nach seinem Zeitgenossen Marsilius von Padua 
ist es die Gesetzgebungsgewalt des Volks, die auf göttlicher Übertragung 
ruht, und das Volk überträgt sie seinerseits dem Herrscher; — der ein- 
flufsreiche Theoretiker der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts endlich, 
Nicolaus Cusanus, vindiziert mit Hilfe der Idee der „Volkssouveränetät" 
dem Volk nicht nur die Gesetzgebungs-, sondern auch die Herrscher- 
gewalt, die der Fürst ebenfalls nur vom Volk ableitet. Entsprechend 
steigert sich das Bedürfnis, die Entstehung des Staates sinnenfällig zu 
erklären. Unter der göttlichen Einsetzung wird der Vertrag zu Hilfe 
genommen, sowohl um die Begründung der Volksgewalt, wie um die 
Übertragung an den Regenten zu verdeutlichen. 

Nur freilich, der umfassende Gedankenkreis, in den diese Konstruk- 
tion eingezeichnet wurde, blieb der der metaphysischen und christlichen 
Glaubenslehre. Und da Staat und Kirche göttliche Schöpfungen sind, 
so ist der göttliche Weltplan auch für die Gestaltung beider im letzten 
Sinne das Mafsgebende, und das Staatsrecht, das die Doktrin ent- 
wirft, bewahrt den Charakter des Idealstaatsrechts. Noch für Aeneas 
Sylvius ist in der Mitte des 15. Jahrhunderts das imperium mundi, das 
praktisch wesenlos gewordene christliche Universalreich, als eine not- 
wendige Anstalt der ewigen Vorsehung, die Grundlage jeder Staatslehre. 

III. Die praktische Staatslehre der Renaissance: Macchia- 
vell, Bodinus, Grotius. Wie der Streifblick auf die Bahn, welche 
die Scholastik vom fünften bis zum fünfzehnten Jahrhundert durchlief, 
beweist, war es ein von langer Hand vorbereitetes Ereignis, dafs sich 
schliefslich die Staatslehre zu offener Empörung gegen die scholastischen 
Grundideen erhob. Es geschieht durch Niccolö Macchiavelli^) in der 

1) Niccolo Maccliiavelli (1469—1527), „U prmcipe'' (ca. 1516). Vergl. neuerdings 
die treffliche Analyse des „Füreteiispiegels'* mit Hilfe der übrigen Werke Macchia- 
vells, der .,di8corsi^ uberLivius' römische Geschichte, und der ^Florentiner Geschichte'*, 
bei Fehter, Macchiavelli (Frommanns Politiker und Nationalökonomen. I) 1900. 
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gleichen unmittelbaren Umgebung des christlichen Machtcentrums, in der 
sich ebenfalls an der Wende des 15. und 16. Jahrhunderts die Natur- 
philosophie des Giordano Bruno von der Lehre der Kirche emancipiert. 

Äufserlich betrachtet wird sich dieser poUtische Wortführer der Re- 
naissance natürlich immer zunächst durch die radikale Formulierung 
seines Hauptgedankens von der mittelalterlichen Scholastik abheben. 
Der bisherigen Vorstellung, als werde der Staat von Gott oder dessen 
irdischem Mittler eingesetzt, stellt er in seinem „principe'' das Bild eines 
Staats gegenüber, den der unternehmende Politiker mit seinem selbstge- 
schaffenen Werkzeug, dem stehenden Heere, gründet und zusammenhält, um 
den Staatszvveck, die „ratio Status'', den widerstrebenden Elementen selbst 
um den Preis grausamer und hinterlistiger Gewaltthat aufzuzwingen. Aber 
so oft sich auch der gewissenlose Staatsmann der Folgezeit bei seiner prak- 
tischen Staatskunst auf die Eatscliläge eines solchen „Macchiavellismus" 
zurückgezogen haben mag, — das Schwergewicht des Einflusses, den 
der Florentiner auf die Staatslehre seiner Nachfolger geübt hat, be- 
ruht nicht auf seinem Kultus der „Staatsraison''. Macchiavell wollte 
keineswegs die idealistische Metaphysik der Scholastiker durch eine mate- 
rialistische oder naturalistische im Sinn Epikurs (o. S. 46) bekämpfen; 
denn in Wahrheit wissen wir, dafs Niemand emsflicher als er von dem 
Walten sitüicher und göttlicher Gesetze über dem Herrscher überzeugt 
war. Vielmehr liegt seine wissenschaftliche Hauptbedeutung darin, dafs er 
eine metaphysische und theologische Betrachtungs- und Beurteilungsweise 
überhaupt aus dem Gebiet der Staatslehre ausschaltete. Sein Interesse er- 
regte nur der irdische Staat, wie er ist mit seinen Existenzbedingungen 
und Zwecken ; sein Stoff ist nur die historische Erfahrung, die die antiken 
Historiker und die Geschiebte des eigenen Vaterlandes erschliefsen. 

Und gerade diese neue Wendung der wissenschaftlichen Methode 
ist es, die sich unter den nächsten Generationen als ganz besonders 
fruchtbringend erweist Obwohl dieselbe den eigenüichen Inhalt der 
Macchiavellischen Staatstheorie — falls man von einer solchen reden 
will — nur teilweise und nur mit Einschränkungen übernimmt, sieht 
sie ihr die politische Betrachtungsweise ab und gelangt mit deren Hilfe 
zu einer Schärfe der Formulierung der praktischen Grundfragen von 
Staat und Recht, die auch die antike Philosophie der Blütezeit unter 
dem Bann ihres Schematisierungsbedürfnisses nicht erreicht hatte. 

Es ist Johannes Bodinus^? der es unternimmt, das Verhältnis 



1) Jean Bodin (1580—1596), „Les six livres de la r^publique" 1577 (lat ^Dc re 
publica libri VI" 1596). — Hancke, Bodin, in Gierkes Untersuchungen zur deutschen 
Staats- und Rechtsgeschichte. Heft 37. 1894. — Land>la.nn, Der Souveränetätsbegriff 
bei den französischen Theoretikern von Bodin bis Rousseau. 1S96. — Rehm, Ge- 
schichte der Staatswissenschaft. S. 209. 218 ff. — Liepmann, Die Rechtsphilosophie 
des Rousseau. 1898. S. 21. 
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zwischen Staat und Recht zum ersten Mal auf eine klare Formel zu bringen, 
ohne dabei das ganze scholastische Beiwerk mit in Kauf zu nehmen. 
Die Frage, wie der Staat aus einer Mehrheit einzelner Familien entstanden 
sei, interessiert ihn wenig. Dafs verschiedene Staatsformen denkbar seien : 
die Herrschaft der Gesamtheit oder des gröfseren Teils der Bürger (Demo- 
kratie), die Herrschaft der pars minor civium (Aristokratie) oder die 
eines Einzigen (Monarchie), wird von ihm als historische Thatsache vor- 
getragen. Aber die gesamte Energie seiner Darstellung verwendet er 
darauf, zu betonen, dafs die Staatsgewalt als die summa potestas, die 
Trägerin der „souverainet6", über jeder anderen Gewalt steht. Die potestas 
publica dessen, der das summum jus imperii hat, ist legibus soluta. Sie 
steht über dem Recht und ist selbst die Quelle alles Rechts für ihre Be- 
amten und ihre Unterthanen. Nur der unbeschränkte Monarch ist des- 
halb wahrer Träger der Staatsgewalt; eine Beschränkung durch andern 
als durch den göttlichen Willen erscheint Bodin nur insoweit möglich, 
als der Herrscher selbst durch Vertrag sie zugestanden hat, — mit an- 
deren Worten nur insoweit, als sie ihrerseits auf dem eigenen Willen 
des Souveräns beruht 

Angesichts der Schroffheit der Bodinischen Lehre ist eine Reaktion 
unvermeidlich, und es liegt nahe, dafs ihr Weg nach dem scholastischen 
Lager zurückführe. Die Publizistengruppe der französischen, schottischen 
und spanischen „Monarchomachen" greift bereits von neuem auf 
den dogmatischen Gedanken, dafs das Volk dem Herrscher die Gewalt 
durch Vertrag (pactio) und deshalb nicht unbeschränkt übertrage, dafs 
der herrschaftbegründende Vertrag auch auf die weitere Dauer der Herr- 
schaft gewisse Minimalverpflichtungen auferlege, vor allem die Pflicht, 
die Glaubensfreiheit der Unterthanen zu achten.'^) Ja, teilweise stellen 
sie, wie Buchanan, schon die Forderung, dafs der Herrscher an der 
Gesetzgebung nicht mitwirken dürfe, um die Volkstümlichkeit der Ver- 
fassungsnormen nicht zu gefährden, — die Forderung der „Gewalten- 
teilung". Noch weiter in der Umkehr zur früheren Zeit geht der eigen- 
artige Deutsche, der aus dem Gedankenkreis der neuen protestantischen 
Dogmatik heraus sich zu dem typischen Vertreter einer „evangelischen 

1) Nur zu diesem Behuf, um die Gültigkeit eines deraitigen Verzichts oder Tei- 
lungsvertrags erweisen zu können, nimmt Bodin das scholastische ius naturale zu 
Hilfe, das im übngen auf seine Staatskonstruktion gar keinen Einflufs übt (vergl. 
darüber u. S. 59 Anm. 2). 

2) Die unter einander nur lose verbundenen Glieder dieses Kreises, dessen 
Ideen mit denen Bodins gleichzeitig zur Ausbildung kommen, sind bes. Hotomanus, 
flFrancogallia^ (1573); Düplessis-Mornay (lunius Brutus), ^Vindiciae contra tyrannos*" 
(1579); Buchanan, ^De iure regni apud Scotos'' (erschienen 1579); Boücher, „De 
iusta Henrid III. abdicatione" (1591). — Eine isolierte Stellung hat der spanische 
Jesuit Mariana „de rege" 1599; vergl. Tbeumann, Die Monarchomachen 1895; Rehm 
a, a. 0. S. 215. 
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Scholastik'^ ausbildet, Johannes Althusius.'j Sein begriffsscharf kon- 
struiertes System erneuert fast in allen Stücken den Gedankenaufbau der 
späteren Kirchenlehrer, etwa des Nieolaus Cusanus, auf der Grundlage 
einer durch göttlichen Willen begründeten Volkssouveränetät, — nur dafs 
selbstverständlich für ihn, den EvangeUschen, der Überbau der Hierarchie 
über den Einzelstaaten in Wegfall kommt. 

Um so wichtiger ist es bei solchem Stand der Diskussion, dafs sie 
vor ihrem völligen Rückfall in die metaphysische Spekulation durch die 
geistige Potenz des Hugo Grotius^) auf dem realistischen Boden fest- 
gehalten wird. Ihm gelingt es, dem System Bodins auf dessen eigenem 
Gebiet streng politisch -juristischer Beobachtung eine prinzipielle Gegen- 
darstellung gegenüberzustellen. Mit Bodin weifs er sich darin eins, dafs 
er die Zuhilfenahme göttlicher, übersinnlicher Einflüsse zur Erklärung 
von Staat und Recht grundsätzlich ablehnt. Er verwirft weiter mit noch 
gr()f serer Präcision als Bodin das Postulat einer Volkssouveränetät, das 
soeben bei Althusius zu neuem Leben zu erwachen drohte. Nicht nur 
das „subjectum commune summae potestatis*', der .,perfectus coetiis homi- 
num'^, das Staatsvolk, — sondern auch das ^subjectum proprium summae 
potestatis^, der Herrscher, behält nach ihm ein summum imperium, ein 
eignes Herrschaftsrecht, und diese Anschauung führt ihn nicht nur einer- 
seits, wie Althusius, zur Konsequenz der Absetzbarkeit der Monarchen 
durch das Volk und zur Annahme einer Teilbarkeit der Staatsgewalt, 
sondern — was wichtiger ist — zum Widerspruch gegen des Althusius' 
aprioristische Darstellung der Staatsformen überhaupt. Die einseitige Be- 
vorzugung der Demokratie als der allein richtigen, nur unter Umständen 
durch Volksmandat an Obrigkeiten beschränkten Staatsform verschwindet 
wieder, — statt dessen öffnet sich von neuem der Blick für die erfahrungs- 
mäfsige Variabilität der Staatsformen.^j Aber andererseits dringt nun 
Grotius in Opposition gegen Bodin viel tiefer in die Grundlagen der obersten 
Gewalten. Der ausdrückliche oder stillschw-eigende Vertrag einer Gruppe 
von Familienvätern, der den staatlichen coetus zu stände bringt, wird 
ihm nur unter der Voraussetzung in seiner verbindlichen W^irkung erklär- 
bar, dafs ein vorstaatliches Recht ihn mit Verpflichtungskraft aus- 
stattet. So gewinnt in Grotius' Augen das Xaturrecht an Interesse und 
an Realität. Er zuerst sieht in ihm nicht nur einen für die theoretische 
Konstruktion notwendigen Begriff, sondern eine wirkliche Macht. Das 

1) JoHANNKs Althusii's (1557 — 16HS), .,Politica" 1603. Hierüber vergl. insbeson- 
dere GiERKE, Johannes Altlmsius und die Entwicklung der naturrechtlichen Staats- 
theorie ISSO. Über den Zusammenhang zwischen Altlmsius und (iierkes eigener 
Staatstheoric , welcher die etwas zu hohe Schätzung dos A. vei-ständlich macht, 
vergl. u. § 25. 

2) Ilroo Grotivs (15^3—1645), .De iure belli et pacis". 162«. 

3) Über die Bedeutung, die diese Gegensätze zwischen Bodinus einereeits, Altim- 
sius und Grotius andererseits für die modenie Staatsdoktrin besitzen, vergl. u. § 25. 
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Naturrecht ist die geistige Schöpfung des menschlichen Einzelindividuums 
als eines Wesens, das von Natur mit Vernunft und Geselligkeitstrieb, mit 
der Fähigkeit, in die Zukunft vorauszublicken und dem Trieb, sich dem 
gemeinsamen Leben zu fügen (appetitus societatis), begabt ist Es umfafst 
die Regeln, die die Vernunft als dem Geselligkeitstrieb angemessen er- 
kennt. Das aber sind nicht nur die Regeln, die den Einzelnen dem 
anderen Individuum verpflichten, z. B. zur Schadenersatzleistung, oder 
welche den Einzelnen dem Recht des Staats unterwerfen, wie z. B. 
der Strafe. Sondern das Naturrecht bindet durch das Medium des Staats- 
vertrags auch den Staat selbst gegenüber dem Einzelnen, — gegenüber 
dem eigenen Unterthan, wie gegenüber dem fremden, sogar im Kriege 
mit dem fremden Staat. 

So stellt sich als Ergebnis dieses ersten Vorstofses einer zwischen 
Antike und Scholastik gleich unabhängig in der Mitte stehenden Rich- 
tung das dar, dafs wieder zwei Konkurrenzauffassungen von Staat und 
Recht herausgearbeitet werden, die ungefähr den Gegensätzen der pla- 
tonisch-aristotelischen und der epikuräisch- stoischen Darstellung ent- 
sprechen. In Bodins Lehre erscheint das Recht als Produkt des im 
sozialen Leben allein mächtigen Staats, dessen Staatsgewalt sich auch in 
ihrer Unteilbarkeit als unbeschränkbar erweist, — in Grotius' Lehre erhebt 
sich das Recht zu einer unmittelbar dem Seelenleben des Einzelnen ent- 
flief senden Macht, die über dem Staat steht und diesen selbst beschränkt, 
wie er auch in der Teilung der Staatsgewalt eine Machtschwächung er- 
fahren kann. Das Wichtigste hierbei aber ist, dafs diese scharfe Fest- 
stellung des Streitpunkts, der alle künftige Diskussion beherrscht, von einer 
Wissenschaft erzielt wird, die, aller Metaphysik abhold, den Streit auf 
das Feld der empirisch-praktischen Erscheinungen verlegt, — 
die als Staatslehre auftritt, ohne Staatsphilosophie sein zu wollen. 
Denn das ist und bleibt vor allem Grotius' That, dafs er es ausspricht, 
für das Naturrecht keine tiefere Quelle nötig zu haben als sein Vor- 
handensein in der Vernunft des Einzelnen: „est jus naturale adeo immu- 
tabile, ut ne a Deo quidem mutari queat".*^) 



1) Die Grundsätze des Grotius über das Verhältnis zwischen Staat und eigenem 
Unterthan werden meist zu wenig beachtet, weil er die Erörtcmngen hierüber in die 
völkerrechtliche Untersuchung einstreut, um diesen H«auptgegen8tand seines Interesses, 
das Verhältnis zwischen Staat und Staat oder zwischen Staat luid fremdem Unter- 
tlian, darnach zu bestimmen. (Vergl. vor allem De iure belli et pacis, lib. III. cap. 2 ff. ; 
über das Kechtsverhältnis der Staatsgewalt zu eroberten Staaten cap. 15.) Jeden- 
falls kommt es hier auf die Gesamtauffassung an, die ihm den Staat als ein recht- 
lich gebundenes Subjekt erscheinen läfst- 

2) Man darf hiemach, wenn man nicht das Wesentliche verdunkeln will, keines- 
falls dahingestellt sein lassen, ob Bodin oder Grotius der ^Vater des Naturrechte** 
ist, wie dies Liepmaxx S. 22 vorschlägt. Das Naturreeht des Bodin ist nur ein Be- 
griff, ein konstruktives Hilfsmittel, — das Naturrecht des Grotius ist eine Realität, 
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IV. Die Staatslehre unter dem Einfluf s der neuen Syste- 
matik. Der Aufschwung, den die praktische Staatslehre zwischen 1510 
und 1630 genommen, bleibt zunächst eine Episode. Schon während 
Grotius' Lebzeiten regen sich die Bestrebungen, die auch die politische 
Betrachtung allmählich aus dem Gebiet der Spezialwissenschaft neuer- 
dings in die Arbeit einer umfassenden Systematisierung hineinziehen. 
Galilei hat die Ideen angeregt, die auf ein mit neuen Beobachtungen 
und neuen Methoden zu erschliersendes Weltbild hinzuweisen scheinen, 
und der Engländer Bacon, der Franzose Descartes unternehmen es, die 
von dem Zwange des kirchlichen Glaubenssatzes befreite Forschung nicht 
mehr blofs auf naturwissenschaftliche oder politische Einzelfragen, son- 
dern wieder auf die Probleme menschlicher Erkenntnis und auf die grund- 
legende Ordnung aller Dinge zu lenken. Bacon beschreitet den induktiven 
Weg, das sinnlich erfatsbare Einzelne zu beobachten und zum Gesamt- 
bild zu ordnen; Descartes begründet die einem solchen Empirismus 
oder Sensualismus entgegengesetzte rationalistische Methode: von 
der allein zweifellos gewissen Thatsache des Selbstbewufstseins aus de- 
duzierend, erkennt er nur das als Wahrheit an, was die Vernunft lediglich 
sich selbst verdankt; auch von der Körperwelt, die der Geisterwelt ge- 
trennt und untergeordnet gegenübersteht, erkennen wir wahrhaft nur 
die mit dem Denken erfafsbaren Eigenschaften, wie die Ausgedehntheit 
der Körper. 

Allerdings läfst die neue Systematik auf die Staatslehre ihr Licht 
nur zögernd fallen, und auch dann ist die Beleuchtung zunächst eine 
sehr einseitige. Bacon von Vemlam, obwohl als Minister Jakobs I. mit 
allen Salben der politischen Praxis gerieben, vermied doch ein theoretisches 
Eingehen auf das Staatsleben und seine Bedingungen und Wirkungen 
nicht weniger standhaft wie die Verwertung seiner exakten Naturwissen- 
schaft für die religiösen Fragen, — der weltabgeschiedene Gelehrte Des- 
cartes aber wendete der Staatslehre sein Interesse überhaupt nicht zu. 
Erst die beiden Philosophen, die in England und auf dem Festland das 
Werk der beiden Begründer der modernen Systematik fortsetzen, erheben 
die Politik zu einem integrierenden Bestandteil ihres wissenschaftlichen 
Gebäudes. Und auch dabei begiebt sich wiederum das Eigentümliche, 
dafs beide — der Sensualist Hobbes sowohl wie der Rationalist Spinoza — 
trotz ihrer extrem verschiedenen Denkmethode zum beinahe gleichen 
politischen Ergebnis gelangen: völlig blind für die Feinheiten von Grotius' 



eine lebendige, inhaltreiclie Macht über dem Staat Es bezeichnet ein eigenartiges 
Verhältnis zwischen Staat und Recht — Hierbei wird nicht verkannt, dafs in der 
Auffassung des Grotius — insbesondere in der oben citierten Aufseruag — sich zu- 
gleich die Schwäche der Naturrechtslehre deutlich ankündigt, — insofern der nach 
indi\iduellen, zeitlichen und öitlichen Verhältnissen wechselnde Mafsstab der Rechts- 
überzeugung der Einzelnen verkannt wird (vergl. u. S. 94 ff.). 
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Naturrechtslehre werden sie beide zu extremen Anwälten der Machtstaats- 
theorie Macchiavells und Bodins. 

Für Thomas H o b b e s ' \ Bacons Schüler, begreift sich das leicht aus 
der naturalistischen Grundanlage eines Systems, das sich mit methodischer 
Absichtlichkeit ganz auf das Beobachten der Kausalitäten des Natur- 
lebens stützt Wenn er alles im baconischen Sinn wahrgenommene Einzel- 
geschehen im Sinn Galileis unter Bewegungen der Körper zu gruppieren 
suchte, so ergab sich von selbst, dafs auch der Staat mechanisch durch 
ein Aneinandergliedem von Naturkörpem — der menschlichen Natur- 
körper — zu erklären sei. Was den Menschen zum Staate treibt, ist die 
I\ircht vor der Bestie in den Mitmenschen, in deren bellum omnium 
contra omnes das Individuum, im staatlosen Naturzustand schutzlos da- 
stehend, hineingerissen wird. Wie der Einzelne immer nur dem Egoismus, 
dem Selbsterhaltungstrieb, folgt und nur aus diesen Antrieben die Gebote 
Seiners sittlichen Handelns entnimmt, so versteht er sich aus Selbsterhal- 
tungstrieb auch zur Begründung des Staats und einer möglichst unbe- 
schränkten, konzentrierten Gewalt seines Beherrschers. Dieser „Leviathan'^ 
absorbiert um den Preis wirksamen Schutzes alle Freiheit der Einzelnen, 
— sie opfern ihm jeder Einzelne alles, was sie von Natur an Recht haben. 
Dafür empfangen sie von seiner überlegenen Macht erst alle materiellen 
und ideellen Kulturgüter, sogar die B^ligion. Erst der Staat macht aus 
dem Tier den Menschen. 

Aber eigentümlich ist es, zu beobachten, wie von völlig anderen 
Ausgangspunkten aus Spinoza'^) um die gleiche Zeit zum fast genau 
entsprechenden Resultat kommt. Die mathematische Denkmethode Des- 
cartes' mit einer starken pantheistischen Überzeugung verschmelzend er- 
hebt er den allumfassenden und einzigen geometrischen Raum zur Einheit 
der göttlichen Substanz; nur wie die mehreren Dimensionen des einen 
Raums sind auch die sinnliche Welt und die geistige Welt zu denken, — 
nämlich als „Attribute'' des einen Weltganzen, nicht als zwei getrennte 
Sphären. Infolgedessen stehen die Attribute auch unter einem einzigen 
beherrschenden Gesetz : Das Naturgesetz, das die sinnliche Welt beherrscht, 
und das Sittengesetz, das die Geisteswelt leitet, sind ein und dasselbe; die 
höchstmögliche Körperkraft und Verstandeskraffe des Menschen bedeutet 
auch die gröfste sittliche Tüchtigkeit, virtus, — jeder hat soviel Recht, 
als er Macht hat. Damit hat Spinoza denselben allgemeinen Kampf- 
zustand der Natur, in dem ^die grofsen Fische die kleinen fressen'', meta- 
physisch deduziert, den Hobbes wie eine historische Thatsache der Ur- 
zeit mit sinnlicher Phantasie geschaut hatte. Die Konsequenzen sind die 

1) Thomas Hobbes (158S— 1679), „De cive" 1642; ^Leviathan'^ 1651. 

2) Bakuch Spinoza (1632—1677), ^Tractatus theologico-politicus'^, gedr. 1670. 
Über die Wandlungen in Spinozas politischen Anschauungen (^tract polidcus" 167S) 
vergl. Rehm, AHgem. Staatslelire S. 220. 
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gleichen: die Beendigung der Unsicherheit durch den Staats vertrag, — 
die Begründung einer unbeschränkten staatlichen Gewalt. Nur zu einer 
Abweichung zwingt ihn sein Gedankengang. Da die Macht des Einzelnen 
für ihn ja nicht nur tierische Gewalt, sondern göttlich verliehenes Recht 
ist, können die Einzelnen sie nicht einem Fürsten übertragen, der alle 
gleich knechtet; die gegenseitige Knechtung mufs zugleich eine gemein- 
same Herrschaft, eine Demokratie sein. Aber in der Hauptsache trifft 
er auch hier wieder mit Hobbes zusammen: die Demokratie häuft alle 
Gewalt auf, sie ist unbeschränkt 

Und so stark sind diese Einflüsse, daXs auch da, wo vom Stand- 
punkt nicht des Philosophen, sondern des Juristen aus, also im Anschlufs 
an Bodin und Grotius — das Recht geschildert wird, doch die Fähig- 
keit zur freien Würdigung der erfahrungsmäfsigen Staatsbildungen durch 
den philosophischen Vemunftschlufs ganz erstickt wird. Dies zeigt sich 
an Samuel Pufendorf.i) In der allgemeinen Grundlegung seines 
grofsen positivrechtlichen Systems folgt er ganz dem Gedankengang 
des Bodin und Hobbes. Nur in ganz äufserlicher Weise sucht er einen 
Ausgleich mit den Ideen von Grotius, indem er dessen Hauptvorstellung 
— das menschliche Geselligkeitsbedürfnis, das nach Grotius zur Grün- 
dung des Staats treibt — seinerseits erst als Folge des Selbsterhaltungs- 
triebes erklärt, der in der Geselligkeit die sachgemäfseste Form seiner 
Befriedigung erkennt. Gerade in dieser künstlichen Verknüpfung zeig*t 
sich deutlich, wie auch für ihn die naturalistische Auffassung des Indi- 
viduums der Auffassung von dessen Verhältnis zum Staat diktiert So 
wiederholt sich die Tendenz nach Konstmktion einer möglichst unbe- 
schränkten Staatsgewalt, die selbst die Quelle alles Rechts darstellt Es 
ist bezeichnend, dafs Pufendorfs erfolgreichste That auf dem Gebiet der 
praktischen Politik, der Nachweis, dafs die Verfassung des alten römischen 
Reichs deutscher Nation ,,monstro tantum simile" sei und in Wahrheit 
die volle staatliche Gewalt bei den Landesherm der Territorien liege, 
darin ihre Bedeutung hat, dafs sie sich aus dem Bodinischen Begriff 
der unteilbaren, absoluten Staatsgewalt folgern liefs.^) 

Kurzum, der ganze denkwürdige Zeitraum, der als Übergang von 
einem Weltalter zum andern für die Art, wie sich die modernen Vor- 
stellungen formieren sollten, so überaus wichtig wurde, bethätigt von 
neuem das, was sich schon an dem Schicksal der antiken Staatslehre 



1) Samukl Pufendorf (1H82 — 1694), „Libri octo de iure naturae et gentium'* 1672. 

2) In der Pseudonymen Schrift: „Severini de Monzambano Veronensiis de statu 
imperii Germanici über unus" 1667 (vergl. LANDSBEm;, Gescliichte der Rechtswissen- 
Schaft. 3. S. 19; Ibersotzung und Einleitung von Bresslau [1S70]), dann vor allem von 
Leibniz in einem zwischen kaiserlicher Gewalt und fürstlicher Souveränetat ver- 
mittelnden Sinn bekämpft (Caesakeus Füersteneriis, ^Tractatus de iure suprematus 
ac legationis principum Gemianiac*. 167S). , 
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wahrnehmen liefs. Er zeigt deutlicher als jeder andere, wie sich für das 
Auge der politischen Betrachtung sofort neue und vielseitige Prospekte 
öffnen, wenn es sich auf die ihm zunächst liegenden und erreichbaren 
Gegenstände der realen, vor allem der geschichtlichen Welt einstellt, — 
wie dagegen die politischen Ideen sofort wieder farblos, einseitig und 
einförmig zu werden beginnen, wenn sich der Ehrgeiz darauf richtet, 
sie auf die Substanz aller Dinge zurückzuführen. Die unphilosophische 
Art des Johannes Bodinus und Hugo Grotius haben der Nachwelt 
erheblich mehr genutzt, als die Weltweisheit des „neuen Organon"* 
und der kartesianischen Traktate, und selbst innerhalb der neuen Syste- 
matik tritt deren tiefsinnigstes Produkt, der Spinozismus, an politischer 
Fruchtbarkeit noch in den Schatten hinter der empiristischen Anschau- 
hchkeit von Thomas Ilobbes, so engbegrenzt dessen Horizont auch 
war. Und wenn nun die Folgezeit auf dem Gebiet der Staatslehre einen 
noch nie gesehenen Erfolg erfocht, so war es das Zeichen des Delfter 
Rechtslehrers, unter dem sie siegte. 

§ 9. Die Staatslehre der Aufklärung. 

Ahrens, Natiirrecht oder Philosophie des Rechts und des Staats. 6. Aufl. 1S70. 
S. 93 ff. — Windelband, Geschichte der neueren Philosophie. 2. Aufl. Bd. 2. Kap. 3—5. 
— Kehm, Allgemeine Staatslehre. S. 223 ff. (1S99). — Liepmanx, Die Rechtsphilo- 
sophie des Jean Jacques Rousseau. 1>)98. — Landsberg, Geschichte der deutschen 
Rechtswissenschaft, 3. Abt. (1S9S). 

I. Die systematische Begründung des Naturrechts durch 
Locke. Unter den gegebenen Umständen wird es für das fernere Ge- 
deihen der Staatslehre von äufserstem Wert, dafs kurz vor dem Anbruch 
des 18. Jahrhunderts die Vorherrschaft über das westeuropäische Geistes- 
leben von derjenigen Richtung der neuen Systematik ergriffen und bis 
auf weiteres ausschliefslich behauptet wird, die unter Vortritt von Bacon 
und Ilobbes ihre Erkenntnismethode überwiegend auf die empirisch-in- 
duktive Beobachtung gegründet hatte. Der Empirismus vollzieht in John 
Locke 2) in geschickter Weise eine Wendung, die ihm bis zu gewissem 

1) Vergleicht man die voituigehende Skizze mit der Schilderung der gleichen 
Litteraturepoche bei Reiim S. 204 — 255, so wird hinlänglich klai* worden, worin die 
Einseitigkeit und damit die UnvoUständigkeit der letzteren liegt. Rehm müht sich 
mit mut»terhafter Gründlichkeit ab, in den Schriften der Renaissanceautoren die 
juristischen und die politischen Elemente zu sondern. Dies ist zunächst schon un- 
durchführbar, soweit sich in jenen Schriften juristische Begriffsentwicklung und 
Politik im Smn der staatsrechtlichen Kritik verbindet, denn beides läfst sich hier 
ebensowenig trennen wie sonst, und Rehm wird auch hier von seinem Grundintum 
geleitet, der unter Politik nur Staats kun st vei-steht (vergl. o. S. 30). Vor allem aber 
vernachlässigt Reiim über seinem Bemühen die viel wichtigere Aufgabe, Staatsphilo- 
sophie und Staatslehre zu sondeni, — auch hier in Konsequenz seines Grund- 
standpunktes (vergl. o. S. *?). 

2) JoiiN Locke (1632 — 1704), „Essay conceming Human Understanding" 1690. 
„Two Treatises of Govenimenf" 16S0. Über seinen Zeitgenossen Aloernon Sidney 
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Grade mit dem Cartesianismus zu vermitteln gestattet. Indem er dadurch 
eine tiefere psychologische und metaphysische Grundlage gewinnt, be- 
hütet er sich vor dem dauernden Rückfall in den Materialismus Epikurs. 
Aber er vermeidet es andererseits, in die metaphysische Grübelei Spinozas 
unterzutauchen und wahrt sich so den kühlen, nüchternen Blick für die 
Erscheinungen und Probleme des realen Lebens. Als echtes und rechtes 
Kompromifsprodukt der Scholastik und der Renaissancephilosophie ver- 
legt er seine Marschroute in die Mittellinie zwischen die bisherige dua- 
listische und materialistische Richtung, um gerade hierdurch eine neue 
Macht innerhalb der Gesamtentwicklung der philosophischen Wissenschaft 
zu werden. Schlechthin neu ist das centrale Bestreben des ganzen Ge- 
dankenbaues, durch realistische Vers tan des belehrung über die wahren 
menschlichen Bedürfnisse und Eigenschaften zugleich den Weg zu. einer 
sittlichen Veredlung des menschlichen Geschlechts zu weisen, und eben 
dieser Grundgedanke der „Aufklärung^, der der ganzen Richtung den 
Namen gegeben hat, ist ihr auch für die Erfassung von Staat und Recht 
mafsgebend. Denn das Eigentümliche der Aufklärungslehre ist die neue 
Art, die Rechts- und Staatslehre mit Erkenntnistheorie und Moralphilo- 
sophie zu verknüpfen. 

Wenn Locke auch mit Hobbes gegen Descartes die Grundanschau- 
ung festhält, dafs die Erkenntnis in erster Linie durch Erfahrung, Sinnes- 
wahrnehmung, „Sensation", 'beschafft wird, so zeigt er sich doch als Ver- 
mittler gegenüber dem Cartesianismus dadurch, dafs er der Sensation 
eine beschränkte Rolle zuweist Sie erschliefst ihm nicht das Wesen 
der Dinge, sondern nur deren Erscheinung, und nicht sie allein 
schafft ihm die Erkenntnis, sondern daneben wirkt in gleicher Richtung 
auch die innere, psychische Erfahrung, die „Reflexion". Die erste Seite 
dieses Standpunkts schneidet jede metaphysische Welterkenntnis im 
Sinne Spinozas ab; als Wahrheit läfst sich nicht die Übereinstimmung 
der Vorstellung mit den Dingen selbst, sondern nur der Einklang der 
Vorstellungen untereinander erreichen, und so kann die Vernunft nur 
Platz schaffen für die religiösen Vorstellungen, die dem Menschen nicht 
erweisbar sind, sondern durch Offenbarung zufliefsen. Aber andererseits 
giebt Locke doch, indem er die produktive Kraft der Reflexion zugiebt, 
durch dieses cartesianische Element seiner Lehre die Handhabe für die 
Ableitung gewisser konfessionsloser Religionsvorstellungen unmittelbar aus 
der Vernunft, also für die Grundidee des Freidenkertums, des „Deismus", 
wie er binnen kurzem aus den Schriften Tolands und anderer hervorgeht. 
Und mit Hilfe desselben Gedankens können seine Nachfolger, wie 
Shaftesbury, Hutcheson, die Glückseligkeitsmoral von Hobbes vertiefen, 

(,,Discoui-ses concerning Government" 16S3), der in den Hauptgedanken der Staatslehre 
mit Locke zusammentrifft, aber ohne dafür eine tiefere philosophische Begründung 
zu geben, vergl. jetzt Liepmann S. 50 ff. 
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ohne doch deren Kern aufzugeben. Reflektierend entwickelt der Mensch 
eine ursprünglich in ihm vorhandene Anlage, die ihn treibt, mit dem 
gröfstmöglichen Nutzen der Mitmenschen zugleich seinem eigenen Nutzen 
zu dienen. Die Tugend, das Sittliche, fällt mit der wahren GlückseUg- 
keit zusammen und wird so zum Mittelpunkt einer „eudämonistischen'^ 
oder „utilitaristischen" Moral. 

Hier ist die Stelle, wo der Logiker und Ethiker in das politische 
System des Hugo Grotius einbiegen kann, und wirklich haben die Kon- 
sequenzen, die Locke selbst in Staats- und rechtsphilosophischer Richtung 
zieht, im Grunde genommen seine moralphilosophischen Gedanken schon 
zur Voraussetzung. Denn in der Reflexion wird jetzt die Kraft erkannt, 
mittels deren das Individuum bereits innerhalb seines staatlosen, isolier- 
ten Naturstands jenes Natur recht erzeugen kann, welches als vorstaat- 
liches Recht auch über dem künftigen Staat steht. Vermöge einer mO" 
ralischen üranlage leben die Menschen schon auf dem Naturstand fried- 
lich, frei und gleich, — nicht wie es Hobbes darstellte, in einem ursprüng- 
lichen Kampf. Erst durch die Ausbildung des Privateigentums und die 
damit verbundene Differenzierung der Menschen beginnen die Konflikte, 
die allmählich zur Gründung des Staats durch Vereinbarung treiben. 
Aber infolgedessen bewegt sich auch die vertragsmäfsige Übertragung von 
öffentlicher Gewalt an den Staat und von diesem, dem Volk, an einen 
Monarchen oder an eine aristokratische Gruppe in bestimmten Grenzen, 
Die Übertragung kann nicht die Begründung einer unbeschränkten Ge- 
walt sein. Denn aus Furcht vor den Mitmenschen die natürliche Freiheit 
und damit sich selbst ganz aufopfern, wäre naturwidrig ; es wäre ebenso 
thöricht, wie sich „vor dem Fuchs fürchten, um sich dann vom Bären 
auffressen zu lassen". Das Naturrecht wirkt also für die ganze Dauer 
des Staatslebens fort. Die Staatsgewalt mufs an Schranken gebunden 
bleiben, und zu diesem Zwecke bedarf es einer aus dem Volk selbst 
hervorgehenden Gesetzgebung, welche diese Schranken fixiert und welche 
eben dadurch dem Individuum als Surrogat der natürlichen Freiheit 
eine staatliche Freiheit gewährleistet, d.h. eine Freiheit von will- 
kürlichen, gesetzmäfsig nicht anerkannten Beschränkungen. Das Prinzip 
der Herrschaft des Gesetzes im Staat drängt aber weiter zu dem 
zweiten Prinzip, dem der Teilung der Gewalten. Die „exekutive" 
und die „legislative"* Gewalt mufs verschiedenen Personen, — jene 
dem Monarchen oder dem Adel, diese dem Volksausschuf s , derVolks»- 
Vertretung, übertragen werden. Denn beide Gewalten würden egoistisch 
gehandhabt werden, wenn der Gesetzgeber zugleich der Herrscher wäre. 
Nur dagegen besteht . kein Bedenken, daf s die beiden Seiten der Exeku- 
tivgewalt nach innen und nach aufsen, die exekutive Gew^alt im engeren 
Sinn, die innere Verwaltung, und die „föderative", die auswärtige Ver- 
waltung, sich in einer Person vereinigen. 

Schmidt, Staatslehre. 5 
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IL Die französische Aufklärung. Die übersichtliche Ge- 
schlossenheit und die nüchterne Verständlichkeit der englischen Erkennt- 
nis-, Religions-, Moral- und Staatsphilosophie verlieh ihr die werbende 
Kraft, mit der sie im Lauf der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts das 
Festland und am vollkommensten Frankreich eroberte. Die Lehre von 
Hobbes, die ursprünglich auf die französische Litteratur Eindruck ge- 
macht hat und sich hier in der Folgezeit zu immer extremeren Formen 
ihrer mechanisch-materialistischen Grundgedanken zuspitzt i), wird von der 
Aufklärung ebenso in den Schatten gestellt, wie ihr anderes Extrem, die 
theosophisch- scholastische Staatslehre. In der Gestalt, die ihr Voltaire 
giebt, wird die Kombination der deistischen Vemunftreligion und der Ethik 
Shaftesburys mit der Naturrechtslehre und Politik Lockes zur herrschen- 
den Anschauung der Gebildeten: die angeborene ßechtsiiberzeugung, 
die als natürliche Mitgabe jedes Einzelindividuums über dem Staat steht 
und infolgedessen die „Herrschaft der Gesetze" im Staat, welche ihrem 
Wesen nach die politische Freiheit, d. h. die gesetzlich geschützte Privat- 
existenz des Einzelnen verbürgt, — diese Grundvorstellungen des Grotius 
werden durch den rührigen und sprachgewandten Popularisator der fran- 
zösischen Litteratur zum erstenmal gemeingültige Vorstellungen. Aber 
die festländische Wissenschaft bleibt bei einer blofsen Reproduktion des 
Lockismus nicht stehen: in Montesquieus „Geist der Gesetze" 2) erlebt sie 
sofort eine epochemachende Fortbildung. Das feinsinnige Talent dieses 
Schriftstellers empfängt dadurch sein eigenartiges Gepräge, dafs sich in ihm 
die Neigung für die rationalistischen Theorien der Aufklärung mit dem 
Verständnis für die lebendige Fülle der staatiichen Einzelgebilde und für 
die Probleme der politischen Praxis mischen, und obwohl ihm die Fähig- 
keit fehlt, diese so verschiedenartigen Elemente klar zu sondern, so ge- 
winnt er mit ihrer Hilfe doch dem Bild Lockes neue Seiten ab. Hat 
Locke nur auf die Trennung der Gewalten von Legislative und Exe- 
kutive bestanden, um eine Herrschaft der Gesetze über die Organe der 
Staatsgewalt zu erreichen, so erkannte Montesquieu weit schärfer sehend, 
dals mit der Scheidung (Separation) der Domänen, wie sie z. B. zwischen 
der exekutiven Krone und dem gesetzgebenden Körper einer Volksver- 
tretung durchgeführt ist, noch ein zweites Verhältnis — das der Ver- 
schmelzung (fondation) verträglich ist Wie der regierende König auf 
die Gesetzgebung einwirkt, so übt der AusschuXs des Volkes einen Einfluf s 
auf die Regierung. Ein gegenseitiges „Hemmen" (arrSter) stellt erst den 

1) UnteF Verschmelzung mit Cartesius^ mechanistischer Welterkläning hauptsäch- 
lich von Lamettrie repräsentiert, dessen Lehre aber nur in der Ethik die rücksichts- 
losen Konsequenzen des Eudämonismus zieht und die egoistische Glückseligkeit 
als das treibende Prinzip der Moral hinstellt Auf die Gesellschafts-, insbesondere 
StaatsphUosophie greift sie noch nicht über. Vergl. hierüber erst unten S. 92. 

2) Charles de Secondat Baron de la Brede et de Montesquieu (1689—1755), 
De Fesprit des lois. 1748. 
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einheitlichen, aber dabei gemälsigten Staat, den itat tempore oder modere 
her. Dementsprechend öffnet sich auch jetzt erst der Blick auf eine ähn- 
liche Wechselbeziehung in der unteren Thätigkeit der Staatsbehörden. Erst 
Montesquieu erkennt neben Legislative und Exekutive eine dritte Grand- 
funktion in der Justiz; und ein leichtes Nachdenken zeigt, dafs die Beaus- 
kunftung dessen, was im Einzelfall rechtens ist — d. h. gerade das, was die 
Justiz zu leisten hat, — für die unteren Behörden nichts anderes bewirkt, 
als jene hemmende Thätigkeit eines Volksorgans neben den obersten 
Vertretern der Exekutive. Hemmende und richterliche Gewalt beginnen 
sich schon hier zu der Grandthätigkeit einer Rechtsbeaufsichtigung oder 
Rechtskontrolle, wie man heute sagen kann, zusammenzuschliefsen. Aller- 
dings hat Montesquieu dies selbst noch unvollkommen erkannt und nicht 
präcis formuliert um den vollen Überblick zu gewmnen, sollte es auch 
hier der erziehenden Logik und Ethik Kants bedürfen. Aber die Bahn 
war durch Montesquieu gebrochen. Er hatte die Zweiteilung der Ge- 
walten durch die Dreitei lung ersetzt *) und wollte sie auch in der äufseren 
Sonderang der damit betrauten Organe in voller Schärfe durchgeführt 
wissen. Hatte schon Locke verlangt, dals gesetzgebende und ausübende 
Gewalt in zwei verschiedenen Händen liegen müfsten, so verlangte Montes- 
quieu nicht weniger konsequent, dafs auch die richterliche Gewalt be- 
sonderen Individuen übergeben werde, denn „würde sie mit der gesetzgeben- 
den Gewalt verbunden, so würde die Macht über Leben und Freiheit der 
Bürger eine willkürliche, da die Richter zugleich Gesetzgeber wären; würde 
aber die richterliche Gewalt mit der ausführenden, der Regierangsgewalt, 
verbunden, so würden die Richter die Macht zur Bedrückung haben." 2) 3) 

1) Es ist vielleicht nicht überflüssig, nochmals darauf hinzuweisen, dafs die 
Dreiteilung Leckes eben nur eine scheinbare ist, weil „Exekutive'' und „Föderative'' 
nur zwei Seiten der Exekutive im weiteren Sinn, der Regierung und Verwaltung, 
darstellen und weil sie vor allem in einer Hand liegen können. 

2) Schon diese Andeutungen genügen, um zu erweisen, dafs nichts unange- 
brachter ist, als eine abfällige Kritik Montesquieus , welche versucht, dem grofsen 
Politiker jedes Verdienst abzusprechen. Einen solchen Angriff gegen das „meist- 
überschätzte'* Buch der Weltgeschichte unternimmt ungenügend motiviert Liep»£Ann, 
Die Rechtsphilosophie des Rousseau. 1898. S. 62. Er beweist dadurch, dafs die 
Kritik eines Schriftstellers von universalhistorischer Bedeutung leicht übereilt aus- 
fällt, wenn sie nicht alle Seiten seines Systems ins Auge fafst. Die „dickleibige 
Gedankenarmut** des „esprit" birgt eben doch einen der fruchtbarsten politischen Ge- 
danken der gesamten neueren Staatslehre. Denn die Forderung einer organisato- 
rischen Sonderung von drei Grewalten ist keineswegs nur die Reproduktion der 
Gedanken Lockes, sondern ein entscheidender Schritt darüber hinaus. Er bedeutet 
das Aufflammen des Verständnisses dafür, dafs die gesetzgeberische Bindung 
der Staatsgewalt allein noch nicht genügt, um d^i Rechtsstaat praktisch zu reali- 
sieren, sondern dafs dazu erst die Schaffung formeller Rechtsgarantien kommen 
mufs (vergl. u. § 24). Über ein ferneres Verdienst Montesquieus s. u. S. 72. 

3) Über die Fortführung von Lockes Lehre in England selbst durch Blackstone 
vergl. REmi S. 243 ff. 

5* 
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III. Leibniz und die deutsche Aufklärung. Die ganze 
Gewalt des praktischen Bedürfnisses, das der englisch-französischen Auf- 
klärung auf ihrem Siegeszug als Bundesgenosse dient und ihren Erfolg 
erst voll begreiflich macht, offenbart sich am deutlichsten, wenn man 
vergleicht, welch geringen Einflufs die Geistesarbeit des gleichzeitigen 
Metaphysikers der deutschen Philosophie auf die Staatslehre ausübte. 
Leibniz hatte inzwischen den Aufbau seines Systems von den Methoden 
Descartes' und Spinozas aus mit einer Gedankenfülle unternommen, die 
gegen die populäre Lehre der Engländer von Naturreligion, Natur- 
moral und Naturrecht wesentlich abstach. Er thut in der Erkenntnis- 
theorie den wichtigen Schritt, den Widerstreit zwischen empiristischer und 
rationalistischer Erkenntnisweise durch die Annahme einer Erkenntnis zu 
versöhnen, die sich von unklaren, unbewuf sten Vorstellungen (dem Produkte 
der Erfahrung) zu klarem, bewuXstem, sicherem Wissen (dem Produkt des 
Denkens) entwickelt. Er überträgt diesen logischen Entwicklungsbegriff 
auf das metaphysische Gebiet und konstruiert daraus sein Weltsystem 
beseelter Kraftwesen, die als eine Unzahl niedrigerer und höherer „Mo- 
naden", als mehr oder minder vollkommenene oder entwickelte Wesen 
einen Stufenbau nach Art des aristotelischen bilden, um von der gött- 
lichen Centralmonade Leben und Ordnung nach dem Gesetz einer „prä- 
stabilierten Harmonie" zu empfangen. Aber dem Staate, der in dieses 
Entwicklungssystem eingefügt, und dem Recht, das nach dem Muster 
des Harmoniegesetzes vom Staat geschaffen wird, vermag Leibniz neue 
Seiten nicht abzugewinnen. GewiXs sollte Leibniz' Lehre — vor allem in 
ihren logischen Bestandteilen — ihre Früchte in den schöpferischen Ideen 
Kants und seiner Nachfolger tragen, die von ihr die Anregung erhielten. 
Was dagegen die Politik angeht, so bewahrheitet sich an ihr wieder 
die Erfahrung, dafs der brauchbare wissenschaftliche Ertrag für die Er- 
kenntnis des Staats- und Rechtslebens um so geringer auszufallen pflegt, 
je gröfser der spekulative Apparat ist, der in ihrem Dienste in Bewegung 
gesetzt wird. Schon bei Lebzeiten erwuchs gegen Leibniz auf diesem 
Felde in dem popularisierenden Verbreiter der englischen Lehren, Christian 
Thomasius, ein Konkurrent, und der eigentliche Erbe der Leibnizischen 
Metaphysik selbst, Christian Wolff i), kombiniert sie in auf serlicher Weise 
mit der Staatsphilosophie der Aufklärung. Wolff hält den Begriff der 
„Vervollkommnung", der Entwicklung, fest, die das Endziel des indivi- 
duellen Daseins bilden soll. Aber er erklärt dieselbe für möglich nur 
mit vereinigten Kräften, besonders innerhalb der staatlichen Ordnung, die 
als Produkt der vernünftigen Erwägung zwar nur eine unvermeidliche 
Nützlichkeitsanstalt bildet, in dieser Funktion aber auch in allen Teilen 

1) Christian Wolff (1679 — 1754), Vernünftige Gedanken von dem gesellschaft- 
lichen Leben der Menschen. 1721. Jus naturae methodo scientifico pertractxun. 
1740—1749. 
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des materiellen Lebens wie der geistigen Erziehung fürsorglich eingreifen 
soll. Hierbei steht für Wolff die Allseitigkeit der Staatsthätigkeit, 
das Prinzip „salus publica suprema lex", im Vordergrund, während die 
von Engländern und Franzosen betonte rechtliche Festlegung derselben 
— Übertragung der Regierungsgewalt durch das Volk und Erfordernis 
der Zustimmung des Volkes zur Wohlfahrtspflege des Staats — wesentlich 
in den Schatten rücken. Wolff nimmt diese Gesichtspunkte auf, aber ohne 
die äufsere Teilung der Gewalten hinzuzufügen, und entkleidet sie so mit 
ihrem formalen Gewand auch ihres praktischen Kerns. Er liefert so 
von neuem einen Beweis dafür, wie sich in den politischen Doktrinen 
die politischen Zustände spiegeln; hob sich doch gegenüber dem eng- 
lischen Verfassungsleben und der leidenschaftlichen Gärung im fran- 
zösischen Staatswesen gerade damals der „aufgeklärte Absolutismus'' der 
deutschen Territorien, besonders des Friedericianischen Staats, auf seine 
volle Höhe. In der Theorie aber wird unter Wolffs EinfluXs auch in 
Deutschland das „Naturrecht" die durchgängige Grundlage der doktri- 
nären Rechts- und Staatsschilderung; — durch Böhmers „introductio 
in ins publicum universalis" wird der Begriff eines „allgemeinen Staats- 
rechts", das aus dem Xaturrecht abzuleiten ist, für die Folgezeit typisch 
geschaffen.*) Frei von ihm halten sich wohl die, die wie der Schwabe 
Johann Jacob Moser oder der einflufsreiche Göttinger Staats- und 
Rechtslehrer Pütter, die historischen Rechtsverhältnisse des deutschen 
Staatslebens — zum Teil bereits in vergleichender Darstellung — ent- 
wickeln. Aber sie verzichten dafür auf eine Anknüpfung an die tieferen 
Grundideen der Staats- und Rechtslehre überhaupt 2) 
• 
IV. Die Auflösung der Aufklärungslehre: Rousseau. An- 
scheinend stellte sich die Staatsphilosophie der Aufklärung um die Mitte 
des 18. Jahrhunderts dem Auge als innerlich wohlgefestigter Bau dar, 
der die politischen Meinungen der Gebildeten gleichmäfsig beherrschend 
überspannte. Und doch zittert er um diese Zeit bereits in allen Fugen. 
Die Schwäche der Lehre ist die Unfertigkeit ihrer erkenntnistheoretischen 
und ethischen Grundlagen, und es ist die wissenschaftliche Bedeutung 
des Jean Jacques Rousseau, dafs er diese Schwäche plötzlich mit ver- 
blüffender Deutlichkeit an den Tag bringt So grofsen Einflufs das agi- 
tatorische Talent des Genfer Schwärmers auf das praktische Parteipro- 
gramm der unteren Volksschichten seiner Zeit üben sollte, so fest steht 
jetzt doch, dafs er, vom Standpunkt der wissenschaftlichen Erkenntnis 
aus betrachtet, nur zersetzend und auflösend in den grofsen Geistesprozefs 

1) Vergl. Rehm, Geschichte der Staatsrechtswissenschaft. S. 252 u. 255. 

2) Über tlie praktische deutsche Staatsrechtswissenschaft des 18. Jahrhunderts 
vergl. bes. Landsberg, Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft, — über Moser 
und Putter s. S. 315 ff. 
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der Epoche eingegriffen hat Er enthäJ^ die Methodelosigkeit der Natur- 
rechtslehre dadurch, dafs er sie ins grofse übertreibt Er bekämpft mit 
Fanatismus einen Teil der Grundideen der Aufklärung und führt doch 
selbst den anderen Teil dieser Ideen mit Badikalismus zu extremen 
Konsequenzen. 

Das, was Rousseau von der Aufklärung als festes Inventar über- 
nimmt, ist der Gegensatz zwischen dem ursprünglichen Isolierzustand der 
Individuen und dem Sozial vertrag, durch welchen die Einzelmenschen 
die staatliche und rechtliche Ordnung begründen. Aber das Verhältnis 
zwischen diesen beiden Epochen der menschlichen Existenz, schon von 
Locke gegen Hobbes verschoben, wird von Rousseau so umgestürzt, dafs 
er schliefslich bei dem geraden Gegenteil des Hobbesschen Ausgangs- 
punkts ankngt. War der Naturmensch für Hobbes ein Tier, dem erst 
der Staat materielle und geistige Kultur bringt, — war er in den Augen 
Lockes schon als Einzelner fähig, sich verständig auf seine Kulturauf- 
gabe zu besinnen, in der ihn der Staat mafsvoU fördert, — so zeichnet 
die Phantasie Rousseaus das verklärte Bild eines edeln Urmenschen; 
sie erblickt in der Kultur nur einen Fluch, im Staat nur ein notwen- 
diges Übel. Rousseau ist ganz erfüllt von der gefühlsmäfsigen Be- 
geisterung für die idyllischen Schönheiten der landschaftlichen Natur 
und in demselben Mafse reizbar gegen die Trockenheit des Zeitalters, 
das den Menschen zu veredeln sucht, indem es seinen Verstand aufklärt 
So malt er sich das staatenlose Individuum als ein Wesen, dessen Selbst- 
erhaltungstrieb durch angeborenes Mitleid und kindliche Hingabe an die 
Natur zu sanfter Güte gemildert ist. Erst „Eisen und Getreide", Krieg 
und Privateigentum wecken die schlummernde Fähigkeit der. „Vervoll- 
kommnung^' im Menschen derart, dafs mit der wachsenden materiellen 
Kultur die natürliche Gleichheit aller Menschen, mit der zunehmenden 
Bildung die naive innere Freiheit verloren gehen. Der Staat, der jetzt 
gegründet wird, um dem entstehenden Zwist zu steuern, macht sich zu- 
nächst den Mächtigen und Gebildeten dienstbar, um mit Gewalt die Masse 
der kleinen Leute niederzudrücken. Aber eben die Erkenntnis dieser Zu- 
stände soll den Staat auf seine wahre Aufgabe hinführen. Sie liegt darin, 
dafs der Staat als Entgelt für die wirtschaftliche und moralische Unfrei- 
heit und Ungleichheit eine volle rechtliche Freiheit und Gleichheit 
aller Bürger schafft 

An dieser Stelle aber setzt die zweite Willkürlichkeit in Rousseaus 
System ein. Rousseau sieht das einzige Mittel gegen den Rückfall in eine 
neue Knechtschaft darin, dafs das Volk die Staatsgewalt nicht dauernd 
einem Einzelnen oder einer privilegierten Gruppe überlasse. Nur der Besitz 
der Staatsgewalt in der eigenen Hand giebt volle Sicherheit In Verbindung 

1) Verg:!. zu den oben Genannten noch Fester, Rousseau und die deutsche 
Geschiclitsphilosophie 1S90; IIaymann, Rousseaus Sozialphilosophie 1S9S. 
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mit diesem Postulat gewinnt also die allgemeine Freiheit und Oleichheit 
die Bedeutung des allgemeinen gleichen Anteils eines Jeden an der 
Staatsgewalt, die Bedeutung der „Volkssouveränetät". In äuTserlicher Weise 
sucht nun freilich auch Rousseau hiermit die Teilung der Gewalten zu 
verbinden, insofern das souveräne Volk im Prinzip nur die Gesetzgebung 
selbst ausübt, für die Exekutive einen Staatsleiter einsetzt Aber bei 
dessen untergeordneter Stellung fällt gerade das Wesentlichste der Ge- 
danken Lockes und Montesquieus weg, — das gegenseitige Sichhemmen 
und Sichergänzen mehrerer an sich von einander unabhängiger Gewalten. 
Im Grunde umfalst die Legislative deS'Staats auch die Einsetzung und die 
Überwachung der Exekutive. Die gesamte Gewalt liegt in einer Hand.^) 
Nach allem liefert Rousseaus System den schlagenden Beweis, wie 
jeder aus dem Naturstand und Staatsvertrag alles herauslesen kann, was 
er will, — um so mehr, je blühender die Phantasie des einzelnen Denkers 
ist Es ist ein eigentümliches Verhängnis gewesen, dals derjenige Philosoph, 
der in den Menschen die Idee des „contrat social'' populär machte, sie in 
der methodischen Wissenschaft am meisten diskreditierte, wie es binnen 
kurzem durch seinen Zeitgenossen und Beschützer Hume offenbar werden 
sollte. Denen aber, die aus der Aufklärung ihre praktischen Folgerungen 
abgeleitet hatten, diente er zur heilsamen Warnung. Denn im Grunde war 
es ihm gelungen, das Bild der idealen Staatsverfassung auf den Zustand 
zurückzubringen, auf dem es unter den Händen von Hobbes und Spinoza 
gewesen war. Gerade die feinsten und politisch tiefsten Ideen Lockes 
und Montesquieus waren wieder beseitigt An Stelle des zusammen- 
wirkenden Spiels geteilter und doch verbundener Gewalten gähnte von 
neuem der Rachen des „Leviathan", der alle andere Gewalt verschlingen- 
den und ihre Macht als das alleinige Recht setzenden souveränen Volks- 
versammlung, der unbeschränkten Demokratie. Man mufste sich sagen, 
dafs die gewonnenen Ergebnisse auf schwacher Grundlage ruhten, wenn 
sie so leicht hinwegzudisputieren seien. Der Versuch der Aufklärung, 
eine Politik aus Erfahrungswissenschaft und Metaphysik zu kombinieren 
und auf diesem Weg ein Idealstaatsrecht zu schaffen, das zugleich prak- 
tisch brauchbar wäre, hatte wohl seine Früchte getragen, aber im schliefs- 
lichen Verlauf war er als gescheitert zu betrachten. 

V. Vorboten der historischen Betrachtungsweise. Rous- 
seau deckt durch die Willkür seiner Gedankensprünge die kranke Stelle 
der Naturrechtslehre auf, die sie von ihren ersten Lebenstagen mit zur 
Welt gebracht hat Aber indem er zerstört, hilft er zugleich den Boden 
bereiten, auf dem sich der Gesundungsprozefs der Politik vollziehen 

1) Diese im Hauptpunkt veränderte Position Rousseaus wird von R£hm, Staats- 
lehre S. 237, richtig erkannt, nicht z. B. in der apologetischen Darstellung der Rousseau- 
schen J^ehre bei Liepmann (vergl. o.). 
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konnte. In den undisziplinierten Arbeiten seiner Phantasie mischt er 
metaphysische Vorstellungen und historische Thatsachen zu einem un- 
trennbaren Gemenge, aber gerade dadurch bringt er seinen Kritikern zum 
Bewufstsein, was not thut: die nüchterne Sammlung und Beobachtung 
der erfahrungsmäfsigen Staatsgebilde, die in buntester Mannigfaltigkeit 
imd doch in gesetzmäfsiger Reihenfolge und Wechselwirkung dem Auge 
dessen, der sich in sie versenkt, die Bedürfnisse der staatsgründenden 
Völker in viel lebensvollerer Frische vor Augen führen, als es das Heraus- 
destillieren der unveränderlichen Eigenschaften und Triebe eines hypo- 
thetischen Gattungsmenschen nach dem Muster der Grotius, Locke, Voltaire 
vermag. Und schon, sind auf dem ganzen ausgebreiteten Arbeitsfeld die 
Gelehrten thätig, die ihr Auge dazu erzogen haben, das Typische, Ver- 
knüpfende, Wiederkehrende innerhalb des realen Lebens zu sehen und 
auf seine Ursachen und Wirkungen kritisch zu prüfen. Eine ähnliche 
Unterströmung wirft an der Oberfläche des grofsen Stroms der Aufklä- 
rung ihre Blasen auf, wie die, welche sich während der Ausbildung der 
klassischen Philosophie in der griechischen Historiographie und Traktaten- 
litteratur (o. S. 38) bemerkbar gemacht hatte. In Italien hat das Bei- 
spiel Macchiavells in dem Neapolitaner Vico einen späten Schüler er- 
weckt ; er wagt zum ersten Mal, das Staatsleben als Gang einer festen 
Entwicklung darzustellen, die im „goldenen'', „heroischen'' und „humanen" 
Zeitalter die Phasen des Urstaats, des Feudalstaats und des verfassungs- 
mäfsigen Volksstaats durchläuft, um dann in den Anfang des Kreislaufs 
zurückzufallen. Sein Einflufs macht sich bereits auf Montesquieu gel- 
tend, und es ist kein Zufall, dafs dieser Schriftsteller, der die Staatslehre 
der Aufklärung am meisten unter dem praktisch -politischen Gesichts- 
punkt erörterte, zugleich einen ausgesprochenen Sinn für die verschie- 
denen historisch gegebenen Bedingungen des Staatslebens — die Eigenart 
und Gröfse des Wohnsitzes und des Volkscharakters — verrät und die 
verschiedenen Eegierungsformen und Staatseinrichtungen mit Rücksicht 
auf diese ihre Bewegungen zu kritisieren strebt 2) Eine ähnliche Geistes- 
richtung macht sich in Deutschland in den gesund-naiven historischen Re- 
flexionen des Westfalen Justus Moser bemerkbar; gestützt auf eine 

1) GiovA2?Ni Battista Vico (166S — 1743), Principi di una scienza nuova d'in- 
torno alla commune natura delle nazioni (de univcrsi juris uno principio et fine) 
1725. Vergl. jetzt hierzu A. Merkel, Fragmente zur Sozialwissensehaft S. 39. 

2) Er erkennt z. B., dafs die kleinen Staaten Neigung zur Republik, die grofsen 
eine Tendenz zur Monarchie haben, und sogar weiter, dafs Riesenreiche sich nur in 
der Form der Despotie halten können (hierzu vergl. u. § 33). Für letztere hatten 
ihm vor allem seine Studien über die römische Geschichte vorgeschwebt, die in 
den ^Considörations sur la cause de la grandeur des Romains et de leur d^cadence" 
1734 vor dem „Geist der Gesetze'' erschienen. — Die Bemerkungen des Textes geben 
eine weitere Illustration zu der Einseitigkeit der von Liepmann an Montesquieu ge- 
übten Kritik (vergl. o. S. 67 Anm. 2). 
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tiefe Kenntnis des deutschen Volkswesens, prüft er die staatlichen An- 
stalten in ihrem Wert für die populären Bedürfnisse. Gleichzeitig 
kündigt sich die historische Auffassung des Kulturgeschehens und seiner 
wechselnden Anpassung an Volk und Zeit in den Schriften Lessings und 
Herders an. Lessing ist es, der die Leibnizische Idee eines metaphy- 
sischen Weltsystems von zahllosen höheren und niederen Entwicklungs- 
formen zuerst in die Gedanken einer zeitlich-historisch fortschrei- 
tenden Entwicklung des ganzen Weltprozesses von niederen Anfängen 
zu immer höherem Ziele umgietst und so zunächst — ganz im Geiste 
von Leibniz — die Entwicklung der Religion aus den verworrenen Vor- 
stellungen der Urzeit zu den reinen Ideen des neuen Zeitalters zu be- 
greifen sucht '^) Und Herder, dehnt den Entwicklungsgedanken auf das 
Ganze des Natur- und Kulturlebens aus. Er versteht die Geschichte des 
menschlichen Geschlechts als Vollendung des Naturlebens und deckt in 
ihren einzelnen Gliedern die Phasen der zu immer reinerer Entfaltung 
fortschreitenden humanen Anlage des Menschen auf.-^ Hier fand auch 
das, was an Kousseau selbst historisch war, sein Gedanke der „per- 
fectibilitö" des Menschen, eine konsequente und gereinigte Gestaltung^), 
und es konnte nur eine Frage der Zeit sein, wann und wie dies speziell 
auf die Staat skultur zu übertragen sei.^) 

Allerdings kreuzten sich in den genannten litterarischen Erschei- 
nungen wieder äufserst verschiedenartige Naturen und Gedanken. Schon 
kündigt sich innerhalb dieser neuen „historischen Methode'', falls man 
von solcher bereits reden will, wiederum ein neuer tiefeingreifender Gegen- 
satz an. Während für Vico, Lessing oder Herder das Interesse vorwiegend 
an der einen, die gesamte Geschichte beherrschenden Entwicklungsidee, 
an dem idealen letzten Ziel der Entwicklung haftete, hielt Moser dafür, 
dals es „mit der moralischen Schnur in der Geschichte Kinderei" sei. 

1) JusTiJs Moser (1720—1794), Osnabruckische Geschichte 176S; Patriotische 
Phantasien 1775—1786. 

2) Vergi. über Lessing insbesondere Windelband, Geschichte der neueren Philo- 
sopliie. I. 535. 

3) Ideen zur Philosophie der Geschichte der Menschheit 1784. 

4) Über den Zusammenhang zwisclien Rousseau und Herder vergl. Fester, 
Rousseau und die deutsche Gcschichtsphiiosophie. S. 31ff. 

5) Zunächst ist in dieser Zeit die zünftige Staatslehre von solcher Übertragung 
noch weit entfernt. August Ludwig von SchlÖzer, eine der vornehmsten Erschei- 
nungen der publizistischen Litteratur, der in seiner „Weltgeschichte" (1792 — 1801) 
einen merkwürdigen Vei-such einer universal-historischen Darstellung macht, trägt in 
seinem „Allgemeinen Staatsrecht und Staatsverfassungslehre** (1793) durchaus die 
naturrechtliche Lehre vom Staat vor: „Der Staat ist eine Erfindung. Menschen 
machten sie zu ihrem Wohl, indem sie Brandkassen erfanden. Die instruktivste Art, 
Staatslehre abzuhandeln, ist, wenn man den Staat als eine künstliche, überaus zu- 
zusammengesetzte Maschine, die auf einen bestimmten Zweck gehen soll, behan- 
delt". (S. 3 ff.) 
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Ihn wie auch Montesquieu beseelte nur der Wunsch, die einzelnen prak- 
tischen Gebilde der Staatskultur aus den unterliegenden Verhältnissen 
der historischen Erfahrungswelt zu begreifen. Aber sie begegneten sich 
sämtlich in der Opposition gegen den Grundgedanken der Naturrechts- 
lehre, deren Idealgesetzgeber, wie Moser es ausdrückt, „mit einem falschen 
historischen Auge an jedem Menschen gleiche Würde und gleiche Rechte 
erblickt", um nach sochem Mafsstab ein unveränderliches Normalstaats- 
recht zu formen. Es bedurfte nur einer neuen methodischen Grundlegung, 
um diese Bestrebungen in ihre Bahnen zu lenken. 

§ 10. Hnmes EinflaCs aaf die Staatslehre. 

Bekanntlich wird der erste Schritt in der Richtung, mit dem Dogma- 
tismus grundsätzlich aufzuräumen , von David H u m e ') noch mit einer 
gewissen Zurückhaltung gethan, und es ist deshalb bis heute üblich ge- 
blieben, ihn, den „Skeptiker", innerhalb der philosophischen Gesamt- 
bewegung mehr als Totengräber der Aufklärung, denn als Herold einer 
neuen Betrachtungsweise hinzustellen. Mag man damit schon seinen Ver- 
diensten um die logischen Probleme nur annähernd gerecht werden 2), — 
unter den Denkern der Staats- und Rechtslehre kommt ihm sicher eine 
weit höhere Rangstellung zu. Denn zweifellos leitet er unter Urnen als 
der erste die eine der beiden Grundanschauungen ein, die seitdem auf 
die rechtswissenschaftliche Behandlung der Staatslehre von EinfluXs ge- 
worden und dauernd einflufsreich geblieben sind.^) 

In seiner Erkenntnislehre vollzieht Hume zunächst die völlige Ver- 
schmelzung der empiristischen und der rationalistischen Erkenntnis- 
methode, indem er gleichzeitig die unerweisbaren Prämissen abschneidet, 
mit denen jede von beiden bisher in einseitigem Verfolg ihres Wegs ge- 
rechnet hatte. Durch ihn wird die grofse Grundregel aller ferneren Wissen- 
schaft zur Gewifsheit erhoben, dafs nur durch ein Zusammengehen 
von Sinneswahmehmung und Reflexion eine Erkenntnis möglich ist, und 
dafs es deshalb aufser dem Geltungsbereich dieser beiden Funktionen 
eine Erkenntnis nicht giebt. Die feste Grundlage des Wissens ist der 

1) David Hume (1711—1776), Versuch über die menschliche Natur [Treatise of 
human naturej 17JJ9/40. — Versuch über den menschlidien Verstand 1748. — Poli- 
tische Abhandlungen 1751. — Untersuchung über die Grundlagen der Moral 1752. — 
Geschichte Englands 1752—1763. 

2) Von den neueren Philosophiehistorikem behandeln ihn sowohl Küno Fischer 
(in dem Band über Bacon und den Empirismus) wie Windeujand (Geschichte der 
Philosophie. 2. Aufl. S. 387. 421; Geschichte der neueren Philosophie. 2. Aufl. Bd. 1. 
S. 325) als blofsen Nachfolger der Lockeschen Aufklärungsphilosophie. 

3) Vergl. z. B. die flüchtige Erwähnung bei Ahkens, Naturrrecht 6. Aufl. I. 134 ; 
Rehm, Allgemeine Staatslehre S. 256. Jheiukg, der im zweiten Band seines ^Zweck 
im Rcchf* nach philosophischen Autoritäten seiner Utilitätstheorie sucht, ist sich 
nicht bewufst, dafs er im wesentlichen nur llumesche Gedanken vorträgt. 
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Sinneseindruck oder die innere psychologische Wahrnehmung nur inso- 
fern, als sie dem Menschen zum Bewufstsein kommt; oder richtiger 
nur die „Idee^, die Vorstellung, der Bewufstseinsinhalt selbst, der durch 
die Impression im Menschen erzeugt wird. Nicht die wahrgenommenen 
Objekte, sondern nur die Erscheinungen, Phänomene bilden den Be- 
stand des menschlichen Wissens. Allerdings versäumt nun Hume, diese Ge- 
danken bis zu Ende auszuspinnen. Er sieht sehr wohl, dals die eigentliche 
Erkenntnis noch nicht in der isolierten Erfassung solcher Sinnesbilder 
oder Vorstellungen besteht, dals sie vielmehr erst mit der Verknüpfung 
der einzelnen Bewufstseinsinhalte ihren Anfang nimmt. Aber an diesem 
Punkt macht sich bereits die Zaghaftigkeit bemerkbar, die der ent- 
schlossenen Farbe seines positivistischen Ausgangspunkts die \aelgetadelte 
skeptische Blässe ankränkelt Hume giebt im wesentlichen nur die Mög- 
lichkeit der Verknüpfung mittels „analytischer" (begriffsauflösender) Urteile 
zu, die zu einem Subjekt nur dasjenige Prädikat nennen, welches — wie 
z. B. das Ausgedehntsein des Körpers — ohnehin im Begriff des Subjekts 
enthalten ist, und hierzu fügt er folgerichtig das Urteil der Gleichheit und 
Ungleichheit, da ein solches nur auf Nebeneinanderstellung zweier analy- 
tischer Urteile beruht. Darüber hinaus jedoch erkennt er nur ein Urteil 
über das räumliche Beieinandersein und über die zeitliche Aufeinander- 
folge zweier Sinneseindrücke an. Gerade die Hauptformen dagegen, in 
denen sich das menschliche Erkennen überlieferungsgemäfs vollzieht, — die 
Bestimmung der Dinge auf ihre Eigenschaften sowie auf ihre Ursachen 
und Wirkungen; — das Urteil der „Substanzialität*' und „Kausalität" — 
erscheinen ihm ausgeschlossen. Als Surrogat der Erkenntnis, die hierüber 
dem Menschen bereits verwehrt ist, läfst er nur für das praktische Bedürfnis 
des realen Lebens einen Glauben des Menschen an eigenschaftliche und 
kausale Verknüpfungen gelten. Das Urteil, dafs glühende Kohle rot sei 
und dafs sie Hitze erzeuge, ist nur ein Produkt der gewohnheits- 
mäf sigen Erfahrung gleichartiger, sich wiederholender Einzelthatsachen. 
Der Zweifel, den Hume den verknüpfenden Urteilen der menschlichen 
Vernunft entgegenbrachte, sollte sich bald — vor der tiefer eindringenden 
Kritik Kants — als übertrieben und unbegründet erweisen. Aber gleich- 
wohl war die Art, sein Prinzip zu formulieren, von gröfster Fruchtbarkeit: 
sie ermöglichte dem Philosophen sofort eine epochemachende Neubeleuch- 
tung der praktischen Probleme. Humes Verständnis für die Macht der 
Gewohnheit wurde auf diesem Gebiet durch den Reichtum lebendiger 
Anschauung unterstützt, den er als Historiker seines Vaterlands erworben 
hatte, — in Verbindung hiermit befähigte es ihn, die Ideen über die Be- 
deutung des geschichtlichen Werdens für den Staat, wie sie zerstreut 
bereits bei Vico, bei Montes(iuieu u. a. aufgetreten waren, methodisch zu 
verdichten und Staat, Moral, Recht als Ergebnisse eines gewohnheits- 
mälsigen geschichtlichen Wachstums zu begreifen. Diemenschlichen 



76 Erster Teil. Die gemeinsamen (Trundiagen des politischen Lebens. 

Einrichtungen und Sitten sind die allmählich und langsam entstehenden 
und sich verändernden Produkte des geschichtlichen Bildungsprozesses. 
Jede plötzliche Veränderung im staatlichen Leben der Menschen ist ge- 
schieh tswidrig, — erst recht also jede plötzliche Staatsgrün düng. Von 
vornherein erscheint in den Augen Humes die Annahme eines staats- 
gründenden „Gesellschaftsvertrags" als ein Phantasiegebilde, das mit der 
geschichtlichen Erfahrung in Widerspruch steht Der Staat ist vielmehr 
ohne Zuthun der Individuen geworden. Ehe die Menschen ein förnüicher 
Vertrag vereinigte, hatte sie schon die Not vereinigt, — diese bewirkte, 
dafs einer befahl und die anderen gehorchten. Die Ausübung der Ge- 
walt eines solchen Oberhaupts konnte allerdings zunächst nur in be- 
schränktem Kreise und durch ein augenblickliches Bedürfnis gefordert 
sein, aber der Nutzen machte die Ausübung häufiger, und durch die 
öftere Wiederholung entstand allmählich eine auf Gewohnheit gegründete 
Beistimmung des Volks. Und in entsprechender Weise baut Hume nun 
auch die Nützlichkeitsmoral Shaftesburys mit Hilfe der geschichtlichen 
Grundidee aus. Jene gesellschaftliche Zusammengehörigkeit, welche als 
etwas Ursprüngliches da ist, begründet für jeden Einzelnen ein Gefühl 
der Sympathie für das Wohl derer, mit denen er zusammenhängt Er 
fühlt instinktiv die Begünstigungen und Schädigungen mit, die den An- 
deren widerfahren, in Handlungen, die den Anderen nützlich oder schäd- 
lich sind, rufen also im unbeteiligten Indi^aduum ein Billigungs- oder 
Mifsbilligungsgefühl wach, das in jenem allgemeinen Sympathiegefühl 
wurzelt So verknüpfen sich allmählich solche billigenden oder mifs- 
billigenden Empfindungen gewohnheitsmäTsiger Ideenassociation mit be- 
stimmten Handlungen. Sie verdichten sich zu den Urteilen des Sittlichen 
oder Unsittlichen, Rechten oder Unrechten. Nur ist eben der Inhalt der 
praktischen Urteile der Moral oder des Rechts in Wahrheit auch blofs Pro- 
dukt der theoretischen Beobachtung der nützlichen und schädlichen Folgen 
der Handlungen. Lediglich die wiederholte und zur Gewohnheit gewordene 
Beobachtung läfst die theoretischen Urteile als Normen erscheinen, die 
für das menschliche Verhalten thatsächlich eine zwingende Kraft entfalten. 
Es ist leicht zu sehen, dafs in Humes Auffassungen die Staats- und 
Rechtslehre eine grundsätzlich veränderte Wendung nimmt So sehr sie 
auch noch in den einzelnen Elementen an die Aufklärungsphilosophie 
anknüpft, — die alten Bestandteile erhalten einen anderen Charakter durch 
die Art, wie sie zum Ganzen verwebt werden, und gerade die Grundidee 
des Naturrechts wird abgestofsen: die Idee eines individualistischen 
Ursprungs von Staat und Recht Allerdings läfst sich auch für Hume 
eine Mitwirkung des Individuums bei deren Entstehung nicht wegdenken. 
Aber die Akte der individuellen Vernunft sind nur unselbständige Glieder 
des unzerreiXsbaren historischen Vorgangs, welcher sich in der historisch 
zusammengehörigen Gesamtheit vollzieht. Zum ersten Male wird hier 
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die Gesamtheit, die soziale Gruppe (vergi. o. S. 8), als eine selbständige 
Macht über den Einzelnen anerkannt und zur Veranschaulichung der 
gesellschaftlichen Organisation und der sozialen Regeln herangezogen. 
Schon dem Inhalt dieser moralischen und rechtlichen Regeln giebt dies 
eine neue bestimmtere Färbung. Während bisher die eudäraonistische 
oder utilistische Ethik in der Auswahl ihres leitenden Nützlichkeitsprin- 
zips zwischen der Rücksicht auf den eigenen oder den fremden Nutzen, 
zwischen „Egoismus" und „Altruismus" hin- und hergeschwankt hatte, wird 
jetzt die altruististische Moral zum Sieg geführt, und zwar in der Form, 
dafs nicht die Rücksicht auf den Vorteil des anderen Einzelnen, sondern 
die Rücksicht auf den Vorteil der Gesamtheit, auf den „allgemeinen 
Nutzen", das malsgebende Prinzip abgiebt. Aber das Entscheidende an 
Humes Moral- und Sozialphilosophie ist doch nicht, wie es meist ge- 
schildert wird, diese Wiederbelebung oder Verbesserung der Nützlichkeits- 
moral. Das Wichtigere ist vielmehr, dafs die Gesamtheit nicht nur eigene 
Rücksicht fordert, sondern auch eine eigene Wirksamkeit für die 
gesellschaftlichen Gebilde entfaltet. Das gleichartige, räumlich 
und zeitlich zusammenhängende Seelenleben der Generationen schafft den 
staatlichen Verband, der den Einzelnen von selbst umfafst, und die Moral- 
oder Rechtsregel, die den Einzelnen bindet Hatte die ganze bisherige 
Philosophie als schaffende Kräfte nur entweder den sinnlichen Einzel- 
menschen oder eine übersinnliche Macht respektiert, zwischen denen der 
Staat und das Recht nur als individuelle oder göttliche Anstalt standen, 
so erscheint jetzt die gesellschaftliche Gruppe als ein eigen- 
artiges Wesen, das über den Einzelmenschen steht und dabei 
doch ganz der geschichtlichen Erfahrungswelt angehört 

§ 11. Kants Verhältnis zur Staatslehre. 

Windelband, Geschichte der neueren Philosophie. 2. Aufl. 1899. Bd. II. S. 49 ff. 
— Ki'NO Fischer, Kant (Geschichte der neueren Philosophie Bd. 5). — Riehl, Der 
philosophische Kritizismus und seine Bedeutung für die positive Wissenschaft. — 
Paui^sen, Kant (Frommans philosophische Klassiker 1899). 

So bedeutsam und fruchtbringend die sozialphilosophischen Ideen 
Humes auch waren, so zweifellos erlangten sie ihr rechtes Licht und 
ihren wahren Wert doch erst durch das Lebenswerk des Deutschen, der 
durch Ilume „aus dem dogmatischen Schlummer gerüttelt" worden war. 
So schlechthin umfassend war Kants Geistesarbeit, dafs in ihr nicht nur 
die brauchbaren Werkstücke der vorangehenden Denker ihre passende 
Stelle finden konnten, sondern dafs durch sie auch die besten derselben 
wohl ihre volle Brauchbarkeit und Geltung entfalten konnten. Er macht 
wie gegenüber allen Alteren, so gegenüber Hume, auch in der Entwick- 
lung der Staatslehre Epoche. Man dringt zwar in das Verständnis Kants 
wohl am leichtesten ein, wenn man ihn an dem ersten Punkt, wo er mit 
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seiner eindringenden Denkarbeit einsetzte — in der Analyse des Er- 
kenntnisvermögens — , als den Fortsetzer des Gedankengangs ansieht, 
den Hume vorzeitig abgebrochen, und den erst er erfolgreich zum 
Ziele führte. Aber man versteht Kant doch nur dann ganz, wenn man 
sich klar macht, dals er sich selbst von dem begabtesten seiner Vorläufer 
nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ unterscheidet Das, was ihn 
zum Rang des Philosophen schlechthin erhebt, ist der grundsätzliche Ver- 
zicht auf die bisherige Methode, einseitig von der Prüfung des Erkenntnis- 
vermögens, sei es des Denkens oder der Sinneswahmehmung, auszugehen 
und von hier aus sekundär Metaphysik und Ethik zu konstruieren. 
Statt dessen bricht bei Kant jetzt der schöpferische Gedanke durch, alle 
Funktionen der Vernunft, alle Zweige des Seelenlebens un- 
voreingenommen in derjenigen inneren Gesondertheit und Selbständig- 
keit zu prüfen, die ihnen trotz allem untrennbaren Zusammenhang des 
psychischen Lebens des Individuums bei exakter psychologischer Beob- 
achtung zukommt Erst hierdurch gelingt es ihm, dieMetaphjrsik im 
bisherigen Sinn, d. h. die Wissenschaft vom „Transcendenten", übersinn- 
lichen, nur rational Erfafsbaren, durch eine auf Erfahrung aufgebaute 
Kritik der Vemunftthätigkeit zu überbieten, — über dieses bisher oberste 
Gebiet „hinaufzusteigen'' und eine „transcendentale" oder besser „kritische'' 
Betrachtungsweise zu erschliefsen. Erst hierdurch wandelt er die Meta- 
physik zu dem um, was er selbst darunter versteht, zur „Wissen- 
schaftslehre". Von ganz besonderer Bedeutung wird dieser Umschwung 
für die Staats- und Rechtslehre. So wie diese nun einmal gleichzeitig 
in theoretische und praktische Philosophie, in Erkenntnistheorie und Ethik^ 
hineinragt, war es für ihr Schicksal epochemachend, dafs Kant zum ersten 
Mal theoretische und praktische Philosophie voneinander unabhängige 
stellt Er macht klar, dafs das Erkenntnisvermögen, die „theoretische 
Vernunft", und das Begehrungsvermögen, die Fähigkeit des Menschen 
nach Motiven einen Willen in Bewegung zu setzen und zu handeln, die 
„praktische Vernunft", jedes auf seine eigene Weise und nach seinen 
eigenen psychischen Gesetzen funktioniert, — mögen beide im innersten 
auch wieder in Zusammenhang .und Wechselwirkung stehen. 

Was Kants theoretische Philosophie anlangt, so empfängt gleich 
den übrigen Spezialwissenschaften durch sie auch die Staats- und Rechts- 
lehre erst den vollen klaren Einblick in ihre Erkenntnismittel und Er- 
kenntnisziele. Indem er Humes Impressionenlehre mit den „unwillkür- 
lichen Formen des beziehenden Denkens" im Sinn Leibnizens (o. S. 68) 
kombiniert i), gelingt es ihm im Bereich der erkennenden Seite der mensch- 
lichen Vernunft, endlich eine Lösung des grofsen Konflikts zwischen 
Empirismus und Rationalismus zu finden, die seitdem im Hauptpunkt 

1) Kritik der reinen Vernunft ITSl. Prolegomena zu einer jeden künftigen 
Metaphysik 1783. 
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als die endgültige anerkannt geblieben ist Sie ermöglicht ihm, einerseits 
die Aufnahme der einzelnen Anschauungsbilder im Sinn Humes, 
aber präciser, zu erklären: schon die Anschauung des Einzelnen voll- 
zieht sich nicht nur so, dals sich der Mensch den Sinnesreiz zum Be- 
wufstsein bringt, sondern schon bei diesem Vorgang bringt der Geist 
des seelisch operierenden Menschen von sich aus einen Anteil zum Werke 
mit, nämlich die reine Anschauungsform von Raum und Zeit, den 
a priori, vor aller äulseren oder inneren Erfahrung jedem 
Menschen innewohnenden und nicht weiter zerlegbaren Begriff, der den 
Menschen überhaupt erst psychisch befähigt, die Vorstellungen der Sinnes- 
reize in ihrem räumlichen Nebeneinander und zeitlichen Aufeinander zu 
erfassen. Vor allem aber überflügelt Kant nunmehr Humes Scharfsinn 
weit, indem er die entsprechenden „synthetischen Urteile a priori** auch 
als diejenige im Menschen wirksame Vemunftfunktion nachweist, welche 
dem Menschen das eigentliche Erkennen, das „Denken^, d. h. das Ver- 
knüpf en der vereinzelten Sinnesbilder und Seelenvorstellungen, gestattet 
Wo Hume die Möglichkeit eines objektiv wertvollen, „allgemeingültigen" 
Erkennens geleugnet hatte (S. 75), ist für Kant diese Möglichkeit aufser 
Zweifel; denn er ermittelt, dafs auch dieses Verknüpfen nur die gesetz- 
mätsige Arbeit von Urteilsformen, von reinen „Denkformen" oder 
Kategorien ist, die einem jeden Menschen kraft der Organisation semes 
Vemunftlebens mitgegeben sind und über die er allgemeingültig verfügt 
So wird ihm nicht nur das analytische Urteil — dasjenige, welches das 
Objekt in seine begriffswesentlichen Eigenschaften auflöst — zum 
Mittel, objektive Wahrheit, wissenschaftliche Gewilsheit zu schaffen, son- 
dern auch das synthetische Urteil erschliefst solche Gewifsheit Indem 
der Mensch die Dinge auf ihre Eigenschaften, auch die aufserbegrifflichen, 
feststellt, fällt er mit dem Satze „die Sonne ist ein leuchtender Körper" das 
gewisse Urteil der Substanzialität oder Inhärenz, — indem er die Be- 
ziehung zwischen Ursache und Wirkung feststellt, giebt er mit dem Satze 
„die Sonne erwärmt die Erdoberfläche" ein entsprechend sicheres Urteil 
der Kausalität ab. 

So wird durch den Nachweis der theoretischen Urteilsformen auf der 
einen Seite der wissenschaftliche Erkenntniswert der menschlichen Denk- 
prozesse gegen skeptische Zweifel sichergestellt Auf der anderen Seite 
aber werden mit Hilfe eben derselben logischen Entdeckung dem wissen- 
schaftlichen Denken auch seine unübersteiglichen Schranken gezogen. 
Wenn bei der Erkenntnis immer Sinnlichkeit und Verstand zusammen- 
wirken, wenn sie sich in dem Funktionieren der Anschauungsformen und 
der verknüpfenden Urteilsformen erschöpft, so kann die Erkenntnis nur 
so weit greifen, als die Notwendigkeit und Allgemeingültigkeit, die „Gegen- 
ständlichkeit" oder Objektivität der Vernunft reicht, d. h. nur so weit, als die 
Bedingungen für das Wirken jener allgemeinen Organisation des mensch- 
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liehen Bewulstseins gegeben sind. Das Weltbild mit all seinen weitver- 
zweigten Zusammenhängen des natürlichen und geistigen Geschehens, vor 
allem das Bild der Ursachen und Wirkungen von Naturvorgängen und 
Geschichtsereignissen, ist nur ein Produkt der gesetzmäfsig arbeitenden 
menschlichen Geistesorganisation. Wissenschaftlich gewifs werden dem 
Menschen nur die „Dinge in der Vorstellung" und die Vorstellungen von 
einem zwischen ihnen bestehenden eigenschaftlichen, ursächlichen u. s. w. 
Zusammenhang, — also die Erscheinungen, Phänomene; — die „Dinge 
an sich", noumena, sind der Erkenntnis unerreichbar. Allerdings läfst 
sich theoretisch nicht beweisen, dafs es Dinge an sich hinter den Er- 
scheinungen nicht giebt — Kant erkennt sogar in der Organisation der 
Menschen ein Bedürfnis an, dies anzunehmen — , aber es läfst sich auch 
das Dasein und die Eigenschaft der „intelligibeln" Welt nicht beweisen. 
Und damit ist vor allem jedes Übersinnliche ausschlief slich dem Gebiet 
des Glaubens überwiesen. Zwar stehen dem Menschen auch für die un- 
sichtbare Welt Begriffsformen zur Verfügung — die „Ideen" Gott, Welt, 
Seele — ; aber die Anschauung reicht an sie nicht heran und deshalb auch 
nicht das Wissen. — So hat Kant die Metaphysik im alten Sinn, die 
„Wissenschaft vom Übersinnlichen", welche von den Gesetzen des mensch- 
lichen Verstands willkürlich auf die aprioristischen, nicht erfahrungsmälsigen 
Gesetze einer aufser dem Menschen bestehenden Welt schluts- 
folgerte, gestürzt. An ihrer Stelle ist eine neue Metaphysik im Kantischen 
Sinn aufgerichtet — eine Wissenschaft von der Möglichkeit aprioristischen 
Erkennens überhaupt, und deren oberstes Prinzip ist gerade das Axiom, 
dafs allein die Erfahrungswelt als Domäne einer jeden Wissenschaft 
übrig bleibt, die theoretische Gewifsheit anstrebt, — insbesondere für 
die SpezialWissenschaften der Naturwissenschaft und Geschichte, aus denen 
auch die Staats- und Rechtslehre ihr theoretisches Material entnimmt. 

Noch viel unmittelbarer greift in Staats- und Rechtslehre die indi- 
viduellste Leistung Kants, seine praktische Philosophie, ein.O Hier 
schafft Kant seine neue Position durch den Nachweis, dafs das „Be- 
gehrungsvermögen", die Willensbildung des Menschen, ganz ebenso 
nach gesetzmäfsigen Urteilsformen arbeitet wie das Erkenntnisvermögen. 
Auch diese Seite des Seelenlebens, die praktische Vernunft, bringt wie 
die theoretische Vernunft solche Formen fertig mit und besitzt sie a priori, 
ohne vorausgehende Erfahrung, — die Formen „gut" und „böse", — 
„sittlich" und „unsittlich". Aber diese Urteile des sittlichen Handelns er- 
scheinen Kant, eben weil auch sie als allgemeingültig und notwendig 
auftreten, weil das Individuum sie als Mafsstab mit dem Anspruch all- 
gemeiner Beachtlichkeit erhebt, als eigenartige, und vor allem sind sie 
ihm unabhängig von den nützlichen und schädlichen Folgen des Han- 



1) Kritik der praktischen Vernunft 17SS. 
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delns. Der Mensch fällt die Urteile des Sittlichen und Unsittlichen ge- 
mäls den Vorstellungen der Pflicht, die ihm ohne Reflexion durch die 
Stimme seines Gewissens zu Gehör kommen. Der Wille des Individuums 
giebt sich selbst die Gesetze, die er selbst befolgt und von anderen befolgt 
wissen will ; als „autonomes" Ich trägt er die Pflichtgebote, die sittlichen 
Imperative, in sich selbst Indem Kant in dieser Weise die Willens- 
autonomie des Einzelmenschen, die Überzeugungstreue, die das Ich 
gegenüber den gesetzmäfsigen Anforderungen seines Gewissens bewährt, 
zum Mafsstab des praktischen Verhaltens erhebt, stellt er sich in Gegensatz 
zu der gesamten „heteronomischen'' Moralphilosophie der früheren 
Zeit. Alle Vertreter derselben leiteten die Gesetze des menschlichen Han- 
delns aus einem aulserhalb des Handelns liegenden Zweck, aus 
den heilsamen Wirkungen ab, die durch das Handeln erzielt werden sollten. 
Dies war nicht nur der Standpunkt der in Blüte stehenden Aufklärungs- 
lehre, wenn sie — eudämonistisch — den Nutzen der That für den Einzel- 
menschen selbst oder — utilitaristisch — deren Nutzen für die Gesamt- 
heit zum Mafsstab der Sittlichkeit machte. Nicht anders vielmehr hatte 
sich im Grunde auch die teleologische Ethik verhalten, die wie die 
des Piaton oder Aristoteles, der Scholastik oder der Leibnizischen Schule 
den Zweck der Gottähnlichkeit, der harmonischen Entfaltung aller Fähig- 
keiten, der Vervollkommnung oder welchen anderen idealen Erfolg als 
Kriterium der Sittlichkeit betonten. Denn alle diese Imperative waren 
„hypothetische", durch Erkenntnis jenes allein wichtigen Zwecks bedingt 
Sie kamen darin überein, dafs das praktische Handeln des Menschen 
seine Regel erst durch Vermittlung der theoretischen Vernunft empfing, 
— sei es durch die Erkenntnis, wie die Handlung für den eigenen oder 
fremden Nutzen innerhalb der sinnlichen Welt wirkt, — sei es durch 
die metaphysische Erkenntnis, welche Güter der übersinnlichen Welt 
durch das Handeln zu erreichen sind. Kant stellt jetzt einen „kate- 
gorischen", unbedingten Imperativ auf, der vom Individuum ohne Ab- 
leitung aus Zweckerwägungen unmittelbar durch „innere" Anschauung 
aus seinem Gewissen erkannt wird, und diese „intuitivistische" Ethik 
macht gleichzeitig die praktische Vernunft von der theoretischen unab- 
hängig. Die Urteilsform „gut" oder „böse", die im Leben sowohl als 
Motiv auf das eigene Handeln, wie als Werturteil über fremdes 
Handeln wirksam wird, entnimmt der Mensch als etwas Fertiges, nicht 
weiter Analysierbares aus seinen eigenen Vorstellungen. 

Allerdings gliederte Kant nunmehr die Entdeckung der Willens- 
autonomie in einen schwierigen und verwickelten Gedankengang ein, 
der — wie sich seitdem gezeigt hat — nicht kraft zwingender Notwendig- 
keit mit jenem im Grunde einfachen Centralsatz verbunden war. Nicht 
genug, dafs er das Dasein von Pfiichtgeboten erwiesen hatte, die sich 
auch den Einzelmenschen, losgelöst von allen Zweckerwägungen, zu Gehör 

Schmidt, Staatslehre. 6 
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bringen, — er glaubte auch die Entstehung dieser Pflichtgebote in 
einer Weise erklären zu müssen, welche sie von allen Bedingungen end- 
licher Zweckbestrebungen frei machte, sie als „unbedingte", „kategorische" 
Imperative erscheinen liefs. Hielt Kant einmal eine solche Herkunft für 
die Bedeutung der sittlichen Imperative für wesentlich, so konnte er deren 
Wurzeln in der Erfahrungswelt nicht auffinden. Ein von Zweckbestre- 
bungen unabhängiges Gesetz kann das sinnliche Individuum in der That 
nie schaffen, denn die Erfahrung lehrt, dafs es selbst niemals von den 
Motiven der Glückseligkeit oder der Gottesfurcht oder von anderen hetero- 
nomen Einflüssen unabhängig ist, — niemals in diesem Sinn „frei" ist 
Einen freien, dem Kausalzusammenhang der Erscheinungen nicht unter- 
worfenen Willen kann es nur in dem Charakter des Menschen als eines 
„intelligibeln Wesens", in dem reinen Willen des „homo noumenon", geben, 
und insofern hat der Nachweis der Entstehung der autonomen prak- 
tischen Vernunft die Annahme einer „Freiheit" jenseits der Sphäre der 
Erfahrungswelt und damit den Glauben an eine Welt der Dinge an 
sich zur Voraussetzung. Und weiter kann auch der Inhalt des Pflicht- 
gebots keinen bestimmten Zweck des Handelns in sich aufnehmen, ohne 
gegen das Erfordernis der Bedingungslosigkeit und damit gegen die Eigen- 
schaft des kategorischen Imperativs zu verstofsen. Das oberste, a priori vor- 
handene Gesetz der Sittlichkeit kann also nur ein „gesetzmäfsiges", 
zum allgemeinen Gesetz geeignetes Handeln vorschreiben. Es kann nur 
formalistisch dahin lauten: „Handle so, als ob die Maxime deines 
Handelns allgemeines Gesetz werden sollte". — Für die praktische 
Sonderung des sittlichen und unsittlichen Handelns innerhalb der Er- 
fahrungswelt erzielte Kant durch diese Deduktion wenig Erfolg. Dieser 
Schlufs war es, durch welchen er zu der von Anfang an bespöttelten Kon- 
sequenz genötigt wurde, denjenigen menschlichen Handlungen den sittlichen 
Charakter abzusprechen, welche nicht nur aus dem Bewufstsein der Pflicht, 
sondern aus dem zufälligen Zusammentreffen von Pflicht und Nei- 
gung entspringen, welche gleichzeitig von dem formalen Imperativ des 
Sittlichen und dem individuellen Zweckbestreben des Handelnden diktiert 
werden. Er wurde also dazu gedrängt, bei allen Handlungen, die äufser- 
lich dem Sittengesetz entsprechen, zwischen „Moralität"^ und „Legalität" 
zu unterscheiden, je nachdem sie nur auf die sittliche Gesinnung zurück- 
führbar waren, oder je nachdem auch andere Motive der subjektiven Glück- 
seligkeit, des allgemeinen Nutzens, des religiösen Glaubens zu ihr mit- 
gewirkt hatten. Und dieser subtile Unterschied wurde um so schwerer ver- 
ständlich, je weniger sich bezweifeln liefs, dafs die absichtlich formalistische 
Fassung seines Gesetzes der GesetzmäXsigkeit Niemanden befähigte, den 
Inhalt eines einzelnen sittlichen Imperativs für das reale Leben abzuleiten 
oder einem anderen zu beweisen. Einen praktisch brauchbaren Mafs- 
stab für die Sittlichkeit lieferte also die neubegründete „formalistische" 
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Ethik ebensowenig wie die utilitaristisch -teleologische, die von ihr be- 
kämpft wurde. Auf der anderen Seite mufste Kant, um seine Position 
eines absoluten, von allen Zweckerwägungen losgelösten Sittengesetzes 
behaupten zu können, «die Wurzeln desselben immer weiter in jene in- 
telligible Welt der ,,Dinge an sich" zurückverlegen, die er selbst mit aller 
Schärfe zwar als möglich, aber doch als theoretisch unerkennbar erwiesen 
hatte. Er verstrickte sich also von neuem in die Gedankengänge der alten, 
von ihm bekämpften Metaphysik, nur dafs die Brücke, die ihn dahin 
führte, nicht der Weg einer apriorischen rationaUstischen Erkenntnis der 
theoretischen Vernunft war, sondern das „Postulat der praktischen Ver- 
nunft". Die übersinnliche Welt, als Gegenstand des Wissens unzugäng- 
lich, wurde als Vorbedingung des Glaubens an ein bindendes Sitten- 
gesetz für notwendig erklärt 

So hatte Kant mit der Fülle dieser neuen spekulativen Wendungen 
bereits das dunkle Gebiet betreten, aus welchem die neuen Zweifel auf- 
tauchen mulsten, die binnen kurzem die gesamte Philosophie umwälzen 
sollten. Aber immerhin, gerade die rigorose Schroffheit, mit der er die 
sittliche Pflicht und die Fähigkeit, sie zu erfüllen, die „Freiheit", an die 
Spitze seines ganzen Gedankensystems stellte, befähigten Kant, dem 
menschlichen Zusammenleben und besonders dem Wesen des Staats neue • 
Seiten abzugewinnen ; — es war ein ähnlicher Verlauf, wie der, welcher 
Hume von seiner Übertreibung des Gedankens der „Gewohnheits- 
mälsigkeit" auf die neue Formel für die Genesis des Staats und Rechts 
geführt hatte, nur dafs die Beobachtungen Kants sich gerade mit denen 
Humes in glücklicher Weise ergänzten.*) 

Für die Entstehung des Staats und Rechts — dasjenige Problem, 
das Hume recht eigentlich beschäftigt hat — lieferte die „Kritik der 
praktischen Vernunft" keine wesentlich neuen Gesichtspunkte. Die „meta* 
physischen" Anfangsgründe der Rechtslehre, die aus der letzteren die rechts- 
philosophischen Konsequenzen zogen, begnügten sich in dieser Richtung 
damit, den bekannten Begriffsschatz der Aufklärungslehre zuzustutzen 
und an die Kantische Ethik anzupassen. Das Recht ist für Kant ein 
notwendiges Übel, — nur deswegen unentbehrlich, weil die Menschen 
in ihrem Zusammenleben das sittliche Gesetz nicht, wie sie sollten, aus- 
schliefslich erfüllen und ihre äufsere Freiheit nicht im Sinne der sitt- 
lichen Freiheit gebrauchen. Das Rechtsgesetz wird also erst in zweiter 
Linie vom Staat geschaffen und ergänzt und unterscheidet sich hier- 



1) Die im Nachfolgenden zusammengefafsten Darlegungen enthalten Kants Schriften 
teils in den „Metaphysischen Anfangsgründen der Rechtslehre'' (1797), teils in klei- 
neren Aufsätzen aus Zeitschriften oder aus seinem Nachlafs („Idee zu einer allge- 
meinen Geschichte in weltbürgerlicher Absicht^ 1784, — „Der mutinafsliche Anfang 
der Weltgeschichte*' 17S6, — «Das Ende aller Dinge'' 1794, — „Philosophischer Ent- 
wurf zum ewigen Frieden* 1795». 

6* 
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durch scharf vom Sittengesetz ^ das aus der individuellen Autonomie 
fliefst Der Staat selbst aber wird -*- nicht minder äufserlich — wieder 
aus dem Vertrag erklärt, und nur dadurch wird die Anfechtbarkeit 
dieser — eigentlich durch Hume bereits endgültig erledigten und mit Kants 
eigener Rechtslehre nicht verträglichen *) — Vorstellung abgeschwächt, dafs 
Kant das Vertragsprinzip nur als die „regulative Idee" betrachtet wissen 
will. Er begnügt sich mit andern Worten dadurch anzudeuten, dafs 
der Staat ein rechtlich geordnetes Verhältnis sei, und dafs seine Akte 
so sein sollen, als ob sie durch einen Rechtssatz, d. h. durch die allge- 
meine Zustimmung aller sanktionirt würden. 2) 

In Wahrheit bilden aber die Fragen, wie Staat und Recht zu stände 
kommen, durch welche äufseren und seelischen Kräfte sie hervorge- 
trieben werden, gar nicht den eigentlichen Gegenstand von Kants 
Interesse. Die Äufserungen, die er hierüber thut, bilden nur eine not- 
behelfliches und in dieser Form zweifellos unvollkommenes Mittel, um 
von seiner Ethik zu dem Verständnis der Funktion von Staat und 
Recht und ihrer Beziehung zu einander überzuleiten, und dieser Be- 
ziehung gewinnt er, wie ebenfalls unbestreitbar ist, mit Hilfe der Grund- 
anschauungen der „praktischen Kritik" ganz neue Seiten ab. Trotz 
der formalen Entstehung des Rechts sieht Kant doch die Lebensfunktion 
desselben darin, das friedliche Zusammenleben in erster Linie zu dem 
Zwecke zu ermöglichen, dafs die Einzelnen ungestört ihren sittlichen 
Aufgaben, der Erfüllung der moralischen Pflichten, nachleben können; 
denn der Zustand der äufseren Rechtsordnung, — die Kant in Anlehung 
an seine enge Begrenzung des sittlichen Verhaltens als „Legalität" be- 
zeichnet, — ist ihm die unerläfsliche Vorbedingung für den Zustand der 
„Moralität". Da nun aber die Rechtsordnung wiederum nur durch den 
Staat möglich ist, so tritt in Kants Anschauungskreis auch der Staat 
mittelbar in den Dienst der sittlichen Weltordnung. Keines- 
wegs ist dieses Axiom nur von theoretischer Bedeutung. Es erschliefst 
im Gegenteil eine ganz neue Funktion des Staats. Kant macht nicht 
wie die Aufklärungsphilosophen bei der Forderung Halt, dafs der 
Staat bei seinen Kulturthätigkeiten unter der „Herrschaft der Gesetze" 
stehen und dafs, wie speziell Montesquieu es angesehen hatte, die 

1) Sie ist um deswillen mit seiner Rechtsichre nicht vertraglich, weil er das 
Recht durch den Staat entstehen iäfst und doch im Vertrag, also auch im Staats- 
vertrag, zu seiner Wirksamkeit einen Rechtssatz voraussetzen mufs. Der circulus ist 
ein ähnlicher wie seiner Zeit bei Bodin (vergl. o. S. 59 Anm. 2). 

2) In demselben Sinn, ivie schon Rousseau den Sozialvertrag nur als Mittel zur 
Erklärung des Rechtsgrunds gebraucht hatte (^je cherche le droit et la raison et ne 
dispute pas dos faits"). Kant steht also ebenso wie Rousseau im Gegensatz zu 
Grotius und Locke, die den Sozialveitrag als historisches Faktum ansehen (vergl. 
Windelband a.a.O. 11,141; Rehm, Allgemeine Staatslehre S. 367). — Über den 
realen Kern der Fiktion einer „allgemeinen Zustimmung" vergl. u. § 25. 
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„Justiz'' diese Rechtsschranken zum Ausdruck bringen müfste. Nach 
Kant wird vielmehr die Erfüllung des Sitten- und Rechtsgesetzes für den 
Staat genau wie für den Einzelnen eine eigenartige Grundfunktion neben 
den Kulturthätigkeiten , — ja, er betont diese Thätigkeiten so aus- 
schlief slich, dafs seine Nachfolger glauben konnten, der Staat er- 
schöpfe sich nach seiner Meinung in der Rechtsbewährung. 

Allerdings treten auch diese mindestens in ihrem Kern praktischen Ge- 
danken zunächst in der Umhüllung eines spekulativen Gewandes hervor. 
Wie die Grundgedanken der Ethik von vornherein an das auf die 
praktische Vernunft aufgebaute System der neuen Kantischen Meta- 
physik eingegliedert sind, so erscheinen die politischen Lehren ur- 
sprünglich als unlöslicher Bestandteil der eigentümlichen philosophischen 
Betrachtungsweise, die während der Folgezeit in Deutschland auf den 
Namen der Geschichtsphilosophie getauft wurde, und für die Kant der 
eigentliche Begründer wurde. Auch Kant wurde, wie Hume, durch den 
wachsenden Sinn für die wissenschaftliche Realität der Erscheinungswelt 
und insbesondere durch die Beschäftigung mit dem Kausalitätsproblem 
intensiv von der Bedeutung des „Entwickelungsgedankens" ergriffen, 
mit anderen Worten von der Erkenntnis, dafs das natürliche und ge- 
schichtliche Geschehen der Erfahrungswelt sich in einer unendlichen 
zeitlichen Aufeinanderfolge von Ereignissen vollzieht, von denen die 
Gesamtheit der früheren siek dem menschlichen Geist als Ursache der 
späteren darstellt. Aber während Hume als reiner Positivist und als 
echter Historiker nur das allmähliche gewohnheitsmäfsige Wachsen und 
Werden der einzelnen historischen Veränderungen ins Auge gefatst 
hatte, war für Kant unter dem Einfluts der Tradition des Rationalismus, 
das von der Scholastik und Leibniz vor allem Herder übergeleitete 
Streben mächtig, den Weltablauf als ein Ganzes, als einen unter ein- 
heitlichem Gesetz stehenden Entwicklungsprozefs zu verstehen. Hatte er 
schon auf dem Gebiete des Naturlebens das Kommen und Vergehen 
der Arten als eine natürliche Entwicklungsgeschichte hingestellt — im 
wesentlichen in dem Sinne, wie sie sich im Laufe des 19. Jahrhunderts 
in dem vulgär sogen. „Darwinismus" aus der Fülle des empirischen Ma- 
terials herausbilden sollte — , so suchte er auch das historische Kultur- 
leben als unendlichen Ablauf in der Richtung auf einen letzten und 
höchsten Zweck zu begreifen. Er folgte darin den abgerissenen Ideen 
Rousseaus und dem systematischen Versuche Herders (o. S. 73); aber 
gerade im Vergleich mit letzterem mutste^sein gesamtes praktisches System 
seine Eigenart bewähren. Er konnte sich nicht dabei begnügen, das letzte 
Ziel der Menschheitsgeschichte wie der Leibnizianer Herder in der höchst- 
möglichen geistigen oder materiellen Vollkommenheit oder Glückseligkeit, 
mit anderen Worten im unendlichen Kulturfortschritt zu erkennen; hatte 
doch schon Rousseau seinen revolutionären Hauptgedanken dahin zu- 
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gespitzt, daXs die Kultur im Gegenteil das Menschengeschlecht von der 
Glückseligkeit entferne. Vielmehr war für Kant durch seine Ethik bereits 
ein anderes Ziel gewiesen. Wie der Einzelmensch die sittliche Norm 
des Verhaltens nicht in der individuellen oder allgemeinen Glückseligkeit, 
sondern in der ,,Freiheit^, in der Erfüllung des sittlichen Gesetzes 
schlechthin findet, so muls auch das Staatsleben im Endziel die sittliche 
Freiheit verwirklichen, — ein Ziel, das freilich in vollem Umfang nur 
als erreicht gedacht werden kann, wenn zwischen der Vielheit der 
Staaten der „ewige Weltfrieden" besteht. 

Diese weitausgreifenden Spekulationen waren es, die für den 
alternden Philosophen den näherliegenden praktischen Kern der von ihm 
betonten sittlichen und rechtlichen Aufgabe des Staats in seinem Innen- 
leben verdunkelten. Er führte den Gedanken konkret nur für eine Seite 
der staatlichen Thätigkeit und noch dazu in nicht anfechtungsfreier 
Weise aus — für die Strafjustiz, deren Hauptaufgabe er in schroffem 
Widerspruch gegen alle bisherige Doktrin nicht in der Unterdrückung 
des Verbrechens, sondern in der Verwirklichung des sittlichen Imperativs 
der Vergeltung des Übels mit Übel erblickte. Diese Lehre verhüllte die 
klare Erkenntnis, dafs in Wahrheit die Aufrechterhaltung des Sittengesetzes 
im Staatsleben eine allumfassende und alle Zweige der Staatsthätigkeiten 
durchdringende Funktion erfordert, welche nur in der Hand eigens hiermit 
betrauter und hierfür eingesetzter Organe zur vollen Entfaltung gelangen 
kann, — diejenige Funktion, die seitdem als „Rechtskontrolle" bezeichnet 
worden ist Aber den Anstols zu dieser Erkenntnis hat Kant doch gegeben, 
und so sehr er den Nachfolgern neue Aufgaben zumutete, indem er sie 
nötigte, erst die ohne weiteres brauchbaren Stücke von den anfechtbaren 
zu sondern, so wenig läfst sich doch verkennen, dafs auch die Staatslehre 
eine schlechthin neue, — die eigentlich moderne Epoche von Kant datiert. 

§ 12. Staatsphilosophie und Staatslehre im 19. Jahrhundert. 

I. Neue Situation der Staatslehre im 19. Jahrhundert. 
Angesichts des Gesamts erlaufs der wissenschaftlichen Entwicklung nach 
Kant, soweit sie sich bis heute übersehen läfst, darf es als ausgemachte 
Sache betrachtet werden, dafs sich durch Kant nicht nur die Philosophie 
selbst, sondern auch alle Spezialwissenschaften einer grundsätzlich ver- 
änderten Methode und deshalb auch einer grundsätzlich veränderten 
Aufgabe gegenübergestellt sehen. Diese Aufgabe ist in erster Linie eine 
gegen früher erschwerte, eine^iompliziertere. Denn Kant macht es für 
jeden Wissenschaftszweig dem Forscher zur dringenden Pflicht, sich vor 
allem Eingehen auf sein Objekt zunächst genaue Rechenschaft über die 
Eigenart dieses Objekts und die dadurch bedingten Mittel und Grenzen 
des Forschens abzulegen, — sich auf jenen transcendentalen Standpunkt 
hinaufzuschwingen, der Kant selbst erst die Begründung einer ,,Meta- 
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physik" im neuen Sinn, im Sinn einer „Wissenschaftslehre'' ermöglicht 
hatte. Dem Endergebnis nach aber ist es doch zweifellos eine Verein- 
fachung, auf die sich das Streben dieses planraäfsigeren und geord- 
neteren wissenschaftlichen Denkens richtet Denn in letzter Linie erstrebt 
und erreicht die Spezialwissenschaft auf dem von Kant gewiesenen Wege 
den Erfolg, sich von der erstickenden ümwucherung der metaphysischen 
Dogmen endgültig zu befreien, die in ihrer unversöhnlichen Gegensätz- 
lichkeit eine Einigung über die schwebenden Fragen ins unendliche 
hinausrücken, durch ihren weitschiclitigen Apparat die Prüfimg belasten 
und die letztere von den eigentlich wissenswerten Gegenständen ab- 
drängen. Wie Naturwissenschaft und Geschichte, hat unter der neuen 
Anleitung auch die Staats- und Rechtswissenschaft gelernt, sich auf den- 
jenigen Teil ihrer Aufgabe zu konzentrieren, der nicht nur der eigentlich 
wesentliche und interesseerregende ist, sondern auch allein im sicheren 
Bereich ihrer Erkenntnismittel liegt. Auch für die Spezialwissenschaft 
war eine neue Situation geschaffen. Zunächst erwuchs ihr die Pflicht, 
für ihren Kreis die Trennung zwischen Philosophie und Spezialwissen- 
schaft bewufst und verständlich zu vollziehen. Aber eben hierdurch er- 
langte sie die Fähigkeit, ihre Kräfte in Erschlielsen neuen Materials frei 
zu entfalten. 

Das Eigentümliche dieser veränderten Situation ist nur das, dals 
der Einschnitt zwischen der v^rkantischen und der nachkantischen Staats- 
lehre an der politischen litteratur des 19. Jahrhunderts nicht so deutlich 
erkennbar wird, wie es nach dem Gesagten zu erwarten wäre. Was 
heute jedem Vorurteilslosen offenliegt, das Verständnis für die unbe- 
streitbaren und wesentlichen Hauptgedanken des Kantischen Systems, — 
ist seinerseits erst wieder durch die anhaltende Arbeit der ihm folgenden 
Generationen aus der ganzen Ideenmasse seines Systems herausgeschält 
worden. Kants eigene Zeitgenossen und seine unmittelbaren Nachfolger 
gewannen die freie Perspektive über die neuen Horizonte, die er er- 
schlossen hatte, nicht mit einem Schlage. Sie standen in der Art, ihre 
Probleme zu stellen und abzugrenzen, nicht nur unter seinem Ein- 
fluXs, sondern auch noch unter dem der voraufgehenden metaphysisch- 
dogmatischen Philosophie, und zwar mit einer gewissen Notwendigkeit 
besonders deswegen, weij ja Kant selbst sich dem Einflüsse der letzteren 
keineswegs entzogen hatte. Wie in der Lehre des Meisters selbst, so 
mischen sich infolgedessen auch bei den Späteren fort und fort die mittels 
Spekulation gewonnenen Ideen unter die exakt gewonnenen Ergebnisse 
einer historischen Beobachtung, einer blofsen Verknüpfung der Erfahrungs- 
thatsachen, ja, für die flüchtige Betrachtung kann es so scheinen, 
als wenn im 19. Jahrhundert die Gegensätze der Religionsvorstellungen 
und Weltanschauungen innerhalb der Politik erst mit ihrer vollen Wucht 
aufeinander gestolsen seien und die praktisch-politischen Untersuchungen 
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überflutet hätten. Auch gilt dies keineswegs nur für die ausländische 
Philosophie, die in die dunkle Tiefe des Kantischen Systems überhaupt 
nur zögernd oder gar nicht hineinblicken lernte, sondern ebenso für die 
deutsche Philosophie, die sich auf Kants Schultern erhob, — für sie 
sogar in allererster Linie. Mit einem Worte, die Philosophie des 1 9. Jahr- 
hunderts ist nicht nur Weiterentwicklung des Kriticismus, sondern auch 
eine Wissenschaft, in der die Systeme der Renaissance und der Auf- 
klärung eine letzte Weiterentwicklung erfahren. Es wird nicht nur an 
den spezifisch neuen Ideen Kants weiter gearbeitet, sondern es werden 
mit Hilfe Kantischer Ideen auch Hobbes, Spinoza, Leibniz, den englisch- 
französischen Aufklärern neue Partien abgewonnen, und auch Staat und 
Recht müssen sich gefallen lassen, noch einmal in allen Strahlen des 
philosophischen Farbenspiels beleuchtet zu werden. 

Gfleichwohl mufs der heutige Schilderer auch gegenüber diesen 
Aposteln einer Erneuerung der vorkantischen Metaphysik einen prinzipiell 
veränderten Standpunkt einnehmen. So tiefsinnig sie ihre Lehren begrün- 
den, so technisch fein und geistvoll sie alle Gedanken der früheren Zeit 
mit den neuen Offenbarungen des führenden Genius verbinden, — eigent- 
lich neue Gesichtspunkte für die mögliche Auffassung von Staat und 
Recht bringen sie nicht mehr bei. Und was vor allem das Wichtigste 
ist, — für die mittelbar durch Kant gewiesenen neuen Ziele der Staatslehre 
sind sie durchaus nicht die eigentlich interesseerregenden Erscheinungen 
der Litteratur. Viel bedeutsamer als sie ist die Reihe derer, die vom ersten 
Beginn des neuen Jahrhunderts an und in stetiger Entwicklung die be- 
scheidenere, aber fruchtbringendere Arbeit vollbringen, Methode und 
Material für eine spezialwissenschaftliche Erforschung der politischen 
Phänomene zu entwickeln. Denn das ist das schlechthin Eigenartige der 
Periode unserer Wissenschaft, die mit Kant anbricht, dafs jetzt und zwar 
erst jetzt neben der Staatsphilosophie eine selbständige praktisch- 
politische Staatslehre in systematischem Ausbau er^vächst 
Mindestens als ganze und geschlossene Richtung betrachtet, hebt sich die 
Staatslehre von der Staatsphilosophie nunmehr deutlich sichtbar ab. 

IL Die „Staatsphilosophie" des 19. Jahrhunderts. Um den 
Charakter der philosophischen Untersuchung des Staats nach Kant 
zu erkennen, bedarf es nur, den Ausgangspunkt im Auge zu behalten, 
von dem aus Johann Gottlieb Fichte als der erste den Spuren des 
Meisters folgte.*) Er deckt den Widerspruch auf, den Kant selbst in 
seinen Gedankengang hineingetragen hat, indem er alle Erkenntnis des 

1) Johann Gottlieb Fichte (1762 — 1S14), «Gnindlage der gesamten Wissen- 
schaftslehre'' 1794. ^Gnmdlage des NatuiTechts*" 1796. „System der Sittenlehre'^ 1798. 
«Bestimmimg des Menschen'* ISOO. .„Der geschlossene Handelsstaat" 1800. „Grandziige 
des gegenwärtigen Zeitalters" 1S06. „Reden an die deutsche Nation'* 1808. 
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Menschen nur als eine Funktionsfonn der Vernunft des denkenden Ich 
erklärt, den „Dingen'' die Wesenheit abgesprochen hat, die ihnen der naive 
Realismus beilegte, um auf der anderen Seite doch Objekte hinter den 
Vorstellungen, Dinge an sich, mindestens als möglich anzuerkennen. 
Von hier datiert jene Kraftanstrengung des spekulativen Denkens, mit 
der Fichte alle naiven Anschauungen auf den Kopf stellt. Auch die über- 
sinnliche Welt mufs nunmehr als eine Vorstellung, und zwar als das Pro- 
dukt eines unbewufsten Vorstellens des Ich in den höheren Sphären, 
verstanden werden. Soll dieser Vorgang aber erklärt werden, so kann die 
Erklärung der unbewufsten Vorstellung, durch die das Ich mit seiner Ver- 
nunft sich eine Welt aufbaut, nur in dem Zwecke liegen, diese Welt 
durch Thätigkeit zu überwinden, da eine Tbätigkeit nur da ist, wo Wider- 
stände, Schranken des Ich, vorhanden sind. Der Thätigkeitstrieb, das 
unendliche Streben des Ich, das reine Tbätig-Seinsollen, ist also die primäre 
Thatsache alles Seienden. Indem dieser Trieb das Vorstellen im Über- 
sinnlichen als das Sekundäre erst hervorruft und hierdurch den Inhalt 
der ganzen Erfahrungswelt bestimmt, ist die Vorherrschaft des Willens- 
vermögens über das Erkenntnisvermögen, der „Primat" der praktischen 
über die theütische Vernunft, über Kant hinaus ohne Rückhalt durchgesetzt. 
Ursprünglich war Fichte bei dem Ausbau seiner Lehre völlig von 
seiner individualistischen Vorstellung der Vernunft, des strebenden und 
denkenden Ich, beherrscht, so wie es der erkenntnistheoretische Aus- 
gangspunkt des Kantischen Denkens thatsächlich bedingte. Mit Not- 
wendigkeit mufste also auch er den Xaturstand des Einzelnen zur Grund- 
lage der sinnlichen Existenz des Menschen machen, aus der heraus der 
Staat nur als vereinbarte Sicherheitsanstalt ins Leben gerufen wird, um 
die sittliche Bethätigung des Ich zu ermöglichen. Ja, Fichte hat den 
Standpunkt zimächst sogar viel stärker als Kant selbst und in direkter 
Anlehnung an Rousseau betont, dafs abgesehen von der rechtlichen 
Sicherung des Einzelnen der Staat der freien Selbstthätigkeit des Indi- 
viduums nicht vorgreifen dürfe, und er hat sich in dieser schroffsten Ein- 
engung der Staatsaufgabe, die die Philosophie je gewagt, mit den Ideen 
des jugendlichen Wilhelm von Humboldt begegnet. *) ^) Aber allmählich 
dringt in seinem System doch mehr und mehr das Element hervor, das 
die Abkehr des Idealismus von Kant vorbereitet Der Vorstellung des 

1) WiLHKi.M VON Humboldt (1767— 1S35), „Ideen zu einem Versuch die Grenzen 
der Wirksamkeit des Staats zu bestimmen" 1792 (ursprünglich in SchiJiers Thalia, nach 
seinem Tod herausgegeben von Baukb, 1851) S. 39: „Der Staat enthalte sich aller 
Sorgfalt für den positi^'en Wohlstand der Bürger und gehe keinen Schritt weiter, 
als zu ihrer Sicherstellung gegen sieh selbst und gegen auswärtige Feinde notwendig 
ist; zu keinem anderen P^ndzweck beschränke er ihre Freiheit''. Vergl. dazu Bruno 
Gebhardt, W. v. Humboldt als Staatsmann 1S96. 

2) Eine gleichzeitige V'erbindung der Kantischen und Rosseauischen Gedanken 
bei Karl v. Rotteck (Lehrb. des Vernunftrechte lS29ff) und Welcher. 
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homo noumenon, derzufolge sich das Ich in dem unendlichen Triebe zur 
Thätigkeit erschöpft, schiebt sich die Idee der mit dem Sein in eins zu- 
sammenfallenden Weltvernunft, des Sittengesetzes als des absoluten Ich, 
unter. In dem Verhältnis, in welchem seine Geschichtsphilosophie sich 
in dieser Richtung ausbildet und die Verwirklichung der sittlichen Welt- 
ordnung als Ziel alles Geschehens ins Auge fafst, beginnen die histo- 
rischen Anschauungen in ihm zu überwiegen. Sie durchdringen auch 
seine Staatsphilosophie. Er erkennt dem Staate in wachsendem Mafse 
Einflufs zu : sein „geschlossener Handelsstaat" soll — ein Vorläufer des 
„sozialistischen" Staats — durch Organisation der Arbeit selbst die Ver- 
antwortlichkeit für die Erziehung der Bürger zu thätigen Individuen über- 
nehmen. In den „Reden an die deutsche Nation" ist die weitere Vor- 
stellung voll zum Durchbruch gekommen, dafs der „Nationalstaat" des 
Volks als natürliche Inkarnation der menschlichen Gattungsvemunft auch 
das Geistesleben der Individuen lenken und entfalten soll. Er geht von 
der Rousseauischen Beschränkung der Staatsaufgaben zu einer fast plato- 
nischen Omnipotenz desselben über und biegt in Schillers Ideal einer 
ästhetischen Erziehung der Menschen ein, dem auch Wilhelm von Hum- 
boldt in' seinen späteren Jahren folgte. 

In Fichtes Entwicklungsgang ist das weitere Schicksal des deut- 
schen Idealismus schon vorgebildet. In Schellings') Lehre geht der 
letztere einen Schritt weiter, indem er auch das Naturleben in den un- 
endlichen Prozefs einer Schöpferthätigkeit der Vernunft eingliedert. Das 
Ganze der Natur wird die Form, in der sich unbewufst das Werk der 
Vernunft vollzieht. Eine ununterbrochene Entwicklungskette von immer 
mehr sich verfeinernden Organismen leitet allmählich zum Ich, von dem 
aus die unendliche Reihe, auch den Staat als Organismus umfassend, 
zum Universum der vollkommenen Erfassung der absoluten, der totalen 
Entwicklung der Vernunft, hinaufführt Schon in Schelling also zeigt sich 
mit Hilfe der Kantischen Begriffe eine neue Metaphysik voll entfaltet, 
und in dem System Hegels'^) empfängt diese ihre technische Abrundung. 
Indem Hegel für den menschlichen Geist, aus dessen Organisation Kant 
die Erkenntnis begriffen hatte, den absoluten Geist einsetzt, gelingt es ihm, 
die Substanz, das Sein selbst, zum Subjekt zu erheben, und es wird 
möglich, die Welt als eine Selbstentwicklung des absoluten Geistes dar- 
zustellen, die Erkenntnistheorie und die Metaphysik in eins zusammen- 
fallen zu lassen. Hegel schildert die Entwicklungsformen des Geistes in der 
Naturphilosophie und in der Geistesphilosophie, in der letzteren vereinigt 
sieh die Form der Vernunft in der theoretischen und die praktische Ver- 
nunft zur Einheit des objektiven Geistes, der Vernunft des menschlichen 

_ _ ■ 

1) Unter Schellings (1775—1854) zahli-eichen Schriften ist ffir die Staatslehre 
vor allem bedeutungsvoll «Der transcendentale Realismus^ (ISOO). 

2) Hegel (1770—1831), „Grundlinien der Philosophie des Rechts'' 1S21. 
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Gattungslebens, und deren „äulserliche" und „innerliche'' Formen, „Recht*' 
und „Moralität^ flietsen in dem äufserlichen Zusammensein, das auf die 
Moralität gegründet ist, — im letzten Sinn im Staat zusammen. Aber in 
dieser Metaphysik war die Kraft der spekulativen Phantasie bereits wieder 
dermafsen angespannt, dafs sie nur durch eine religiöse Staatstheorie über- 
boten werden konnte. Schon in der Philosophie Krauses überwiegt das theo- 
sophische Element, und in der Rechtsphilosophie Stahls wird der Staat als 
göttliche Einsetzung, welche „Vollmachtund Ansehen vor Gott" hat als Werk- 
zeug Gottes zur Vorbereitung für das ewige Reich, rückhaltslos anerkannt. ^) 
Die Gegenbewegung blieb nicht aus. Je schroffer der Idealismus 
die Zügel seines Regiments anzog, desto mehr reizte er zum mate- 
rialistischen Rückschlag. Schon in Deutschland wurde er von He- 
gels abtrünnigem Schüler Ludwig Feuerbach mit einer für das 
Auge des Kritiklosen imponierenden Wucht geführt. Ungefähr gleich- 
zeitig aber traten im Ausland die naturalistischen Ideen in August 
Comte^) an die Spitze der philosophischen Bewegung. Der Begründer 
der „positiven Philosophie" will seinem Pogramm nach nur die Er- 
fahrungsthatsachen im Sinne Humes gelten lassen; er leugnet die Realität 
jeder das erkennbare Geschehen leitenden „Idee'', jedes letzten Zwecks, 
er will die Geschichte nur erklären, die Weltgeschichte zur Naturge- 
schichte des Menschengeschlechts machen. Aber mit dieser Polemik 
gegen die theologische oder die idealistisch -metaphysische Geschichts- 
philosophie der bisherigen Zeit schiebt er unvermerkt bereits ein neues 
beherrschendes Prinzip an die Stelle. Es liegt in der Annahme, dafs die 
Gesetze, die den Kosmos durchwalten, für alle Teile desselben die gleichen 
sind. Wie diese Gesetze von den anorganischen Naturbildungen zu 
den organischen Lebewesen, Pflanze und Tier, aufsteigend nur eine 
feinere Ausgestaltung annehmen, so bedeutet auch das historische Kultur- 
dasein nur das Leben der höheren, freieren, aber gesetzmäfsig gebundenen 
„Organismen"; und die biologische Betrachtungsweise der organischen 
Natur setzt sich auf diese als „Soziologie" fort. Damit wird auch der 
Staat, in entsprechendem, aber gegenbildlichem Sinne wie bei Schelling 
zum „Organismus" und wie bei Schelling läuft der Pantheismus Comtes in 
einen religiös-schwärmerischen Kultus des höchsten biologischen Gebildes, 
des Menschen, aus. Der Hohepriester dieses Kultus, der Naturforscher, ist 
zugleich der berufene, weil verständnisvolle Leiter der gesellschaftlichen 

1) Jrurs Staut. (1802 — 1861), „Die Philosophie des Rechts auf der Grundlage 
christlicher Weltanschauung" (1830 — 1833). Seine Vorläufer: Adam Müller, „Die Ele- 
mente der Staatskunsf* (1812); Friedrich Schlegel, „Vorlesungen über die Philo- 
sophie des Lebens'* (1S28). Gleichzeitig eine entsprechende Richtung (de Bonald, 
de Maistre) auch in Frankreich. 

2) August Comte (1798—1857», ^Systöme de politique positive ou Traite de 
sociologie** 1852 — 54. Vergl. Waentig, A. Comte und seine Bedeutung für die 
Entdeckung der Sozial Wissenschaft. 1894. 
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Organisation. Nur ein geringer Kaum trennt hieraach die Anschauungen, 
aus denen Comtes Positivismus hervorging, von dem völligen Materialismus, 
der in Fortsetzung eines Teiles der Aufklärungsideen (S. 66) sich erst im 
19. Jahrhundert ausgesi)rochenermafsen der Staatslehre bemächtigte. In 
zahlreichen Nuancen bildet sich in Baboeuf, Fourier, Saint-Simon und ihren 
Nachfolgern dieser kollektivistische, kommunistische oder sozialistische 
Gedankenkreis aus, der bald an dieses, bald an jenes metaphysische 
oder ethische System anknüpfend in der Aufgabe einer wirtschaftlichen 
Vergleichung besonders in einer Arbeitsorganisation, die allen gleichen 
Lebensgenufs ermöglicht, das Hauptziel der staatlichen Funktionen erblickt. 
Alle diese Eichtungen sind bis in die neueste Zeit an Ausbreitung gewachsen. 
Die Philosophie Comtes wird beim Übergang nach England eines grofsen 
Teils ihrer Phantastik entkleidet, durch Stuart Mill mit einem gediegene- 
ren logischen Apparat versehen und in dem weitschichtigen Werk Herbert 
Spencers 2) in nüchternem Gewände popularisiert. Der Kollektivis- 
mus hat durch Ferdinand Lassalle und vor allem durch Karl Marx 
seine systematische Abrundung erhalten^); von Marx ist die „naturgesetz- 
mäfsige Entwicklung" im Sinne Comtes für die sozialistische Gestaltung 
des Staatszwecks mit Hilfe der Vorstellung nutzbar gemacht worden, 
dafs kraft gesetzmäfsiger Notwendigkeit die wirtschaftlichen Verhältnisse 
den Staat und das Recht als ihre Produkte hervortreiben müssen. In 
Deutschland ist er in neuester Zeit auf dem Gebiet soziologischer Erörte- 
rung mit dem Idealismus wieder zusammengestofsen. ^) 

Das Schlufsergebnis, zu dem der Aufschwung des spekulativen 
Denkens bis zum dritten Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts geführt hat, 
liegt also klar am Tage. Die philosophische Wissenschaft hat, auch soweit 
sie sich mit dem Staat und Recht beschäftigt, — ja, ganz besonders mit 
Bezug auf sie — die naturrechtlichen Schlacken der Aufklärung abge- 
stofsen. Sie hat sich bis zum äufsersten, sowohl in ihrer idealistischen 
wie in ihrer naturalistischen Form, mit dem Gedanken der historischen 

1) FoiRiER (1777 — 1837), Traite de rassociation domestique agricolo 1S22. — 
Saint-Simon (17()0 — 1825), SyrttOino industriel 1821, nouveau christianismo 1825. — In 
England: Robert Owen 1771 — 185S), New views of society 1812. — Geschichte der 
socialistischen Theorien s. bei Adler, Geschichte des Sozialismus und Kommunis- 
mus, Handb. der Staatswissenschaften. I, 3 (1S99). Cbereicht bei Sombart, Sozialis- 
mus und soziale Bewe^mg 1897. — Vergl. Ahrens, Rechtsphilosophie. I. S. 197 ff. — 
Schmoller, Gnmdrifs der Volkswirtschaftslehre 1900. S. 93 ff. Die speziellere dogmen- 
geschichtliche Dai-stellung dieser Theorien mufs der Nationalökonomie (o. S. 22) 
überwiesen werden. Vergl. aber mit § 107. 

2) Herbert Spencer, .,System der synthetischen Philosophie*^, von Band 6 an 
enthaltend: die Prinzipien der Soziologie (Deutsche Ausg. von Vetter 1877 ff). 

3) Lassallj:, System der envorb. Rechte 1861. —Karl Marx, Das Kapital (1867 ff). 

4) Abgesehen von der nationalökonomischen Litteratur ist ein Versuch einer me- 
thodischen Widerlegung neuerdings von Stammler (Wirtschaft imd Recht nach der 
materialistischen Geschichtsauffa>*rtung 1896) ausgegangen. Vergl. u. S. 109 ff. 



1. Kapitel. Die Ergebnisse der älteren Staatslehre. 93 

Entwicklung gesättigt und vor allem den Staat als eines der voll- 
kommensten Entwicklungsgebilde verstehen leraen. Aber dafür ist ein 
hoher Preis gezahlt worden. Von den beiden Seiten der Philosophie 
Kants hat der Idealismus seiner deutschen Nachfolger ganz überwiegend 
die geschichtsphilosophische weiter entwickelt; er hat sich bemüht, den 
Staat wieder nur als Teil des Weltganzen zu begreifen, und im schliefs- 
lichen Rückfall in die metaphysische Betrachtungsweise hat er den histo- 
rischen Staat der Erfahrungswelt ganz beiseite liegen lassen. Und ganz 
entsprechend hat die französisch -englische Philosophie den Positivismus 
Humes nur benutzt, um daraus ein biologisches System des Natur- und 
Geschichtslebens zu konstruieren. 

III. Die „Staatslehre" des 19. Jahrhunderts. Nur ein sehr 
lockeres Band verknüpft, wie bereits zu Anfang betont, die in aller Kürze 
charakterisierte neueste Philosophie mit denjenigen Gelehrten, auf deren 
Arbeit alle praktisch verwertbaren Untersuchungen unmittelbar fufsen 
müssen, — mit den Vertretern der eigentlichen Staatslehre. Sie schliefsen 
sich zunächst äufserlich zu einer Art gesonderten Kreises zusammen, in- 
sofern sie durchgehends Historiker und Juristen von Fach sind, die die 
politischen Vorgänge behandeln. Aber sie sind auch durch einen geisti- 
gen Sammelpunkt charakterisiert, — die Richtung ihrer Studien bestimmt 
sich durch mehr oder weniger engen AnschluXs an die „historische 
Rechtsschule". 

Es kann allerdings so scheinen, als wenn der grofse Wortführer 
der Schule, Friedrich Karl von Savigny, selbst nur sehr geringe Be- 
deutung für die Entwicklung der Staatslehre beanspruchen könne. Als 
Lehrer des dem öffentlichen Leben am meisten abgekehrten Rechtsteils, 
des Privatrechts, fafst er seine Probleme an der anderen Seite an, als 
der Durchschnitt der philosophischen Vertreter einer politischen Wissen- 
schaft Sein Interesse richtete sich erst vom Recht auf den Staat, nicht 
vom Staat auf das Recht. Aber in Wahrheit ist diese Eigenart seiner 
Stellung durchaus nebensächlich. Das Wesentliche ist, dafs er das Ver- 
hältnis zwischen Staat und Recht einer grundsätzlich anderen Methode 
der Erörterung unterwirft als die zeitgenössischen Staatsphilosophen und 
dafs er die durch Kant geschaffene neue Situation, wie sie oben be- 
zeichnet wurde, mit richtigem Takt und mit aller Klarheit erkennt 

Savignys Leitgedanke ist: erst Staat und Recht, wie sie sind, 
gründlich erkennen, ehe man darüber — im vulgären Sinn — philo- 
sophiert und vor allem ehe man sich über Wert und Unwert eines 
irgend welchen bestehenden Rechtsinstituts vom Standpunkt einer philo- 

1) Savigny (1779—1861), ^Vom Berufe unserer Zeit für Gesetzgebung und 
Rechtswissenschaft" (1814). — ^System des heutigen römischen Rechts** lS40ff. Bd. 1. 
S. 13 — 32. — Vergl. besonders Stintzing, Friedrich Karl v. Sa\ign\' 1862. 
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sophischen Weltanschauung ein Urteil anmafst. Er erkennt als That- 
sache an, dafs der bestehende Rechtszustand unbefriedigend sei, weil 
man in einer ungeheuren Masse juristischen Stoffs stehe, den man nicht 
beherrsche. Aber gleichwohl sei es doch auch nicht möglich, sich von 
diesem von Generation auf Generation vererbten Stoff loszumachen, „alle 
historischen Fäden zu durchschneiden". „Denn es ist unmöglich, die An- 
sicht und Bildung der jetztlebenden Rechtsgelehrten zu vernichten; un- 
möglich, die Natur der bestehenden Rechtsverhältnisse umzuwandeln; 
und auf diese doppelte Unmöglichkeit gründet sich der unauflösliche 
organische Zusammenhang der Geschlechter und Zeitalter, zwischen wel- 
chen nur Entwicklung, aber nicht absolutes Ende und absoluter Anfang 
gedacht werden kann." „Erst wenn wir durch ernstliches Studium voll- 
ständigere Kenntnis erworben, vorzüglich aber unseren geschichtlichen 
und politischen Sinn mehr geschärft haben, wird ein wahres Urteil über 
den überlieferten Stoff möglich sein." i) Unter dem Gesichtspunkt des prak- 
tischen gesetzgeberischen Bedürfnisses also prüft Savigny Wesen und 
Herkunft des Rechts.^) Nur um die eben citierte Behauptung, dafs wir 
uns von dem einmal historisch gewordenen Recht nicht frei machen 
können, tiefer zu begründen, geht er auf die „Entstehung des positiven 
Rechts" überhaupt ein. 3) Er betont zum voraus, dafs sich überhaupt nie- 
mals, selbst nicht in der Urzeit, beobachten lasse, wie das Recht ent- 
steht Das Recht ist historisch anfangslos. Was die schon in grauer 
Vorzeit fertig vorhandenen Erscheinungen des Rechtslebens „zu einem 
Ganzen verknüpft, ist die gememsame Überzeugung des Volks, das 
gleiche Gefühl innerer Notwendigkeit, welches alle Gedanken an zu- 
fällige und willkürliche Entstehung ausschliefst". Wie aber damit die 
willkürliche Schaffung des Rechts durch einen gesetzgebenden Staat ab- 
gelehnt wird, so wird ebenso die unveränderliche Geltung eines unmittelbar 
aus Übereinkunft aller Einzelnen gleichmäfsig abgeleiteten Rechts be- 
kämpft. Dem aufklärerischen Dogma der allgemein menschlichen Gleich- 
heit und der zeitlichen Unveränderlichkeit des Rechts wird die natür- 
liche Verschiedenheit und die unbegrenzte zeitliche Entwicklungsfähig- 



1) Vom Berufe unserer Zeit S. 112. 114 ff. 

2) Es mufs gegen eine unbillige Kritik (u. S. 96 Anm. 2) mit Entschiedenheit be- 
tont werden, dafs hierin der eigentliche Ausgangspunkt von Savignys philosophischem 
und methodologischem Denken liegt Er formuliert seine Auffassung vom Recht 
nicht, um eine neue Staats- und rechtsphilosophische Theorie zu lehren, sondern um 
die praktische Frage zu beantworten, ob schon jetzt — i. J. 1S14 — ein neues 
Civilgesetzbuch für Deutschland möglich sei. Sein Erstlingswerk, das „Recht des 
Besitzes'^ (1803), wirft rechtsphilosophische Fragen überhaupt nicht auf, sondern ver- 
folgt nur den Zweck, ein einzelnes Rechtsinstitut aufzuklären und zu zeigen, 
was es eigentlich bedeutet. 

3) Sie wu'd bald darauf von seinem Schüler Georg Friedrich Puchta, „Das 
Gewohnheitsrecht" 1828, scharfer beleuchtet 
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keit gegenübergestellt Auch für das Recht giebt es keinen Augenblick 
eines absoluten Stillstandes; es ist derselben Bewegung und Entwick- 
lung unterworfen. Das Recht wächst also mit dem Volke fort, bildet 
sich aus mit diesem und stirbt endlich ab, so wie das Volk seine Eigen- 
tümlichkeit verliert. Und die natürliche Einheit des Volks findet Sa- 
vigny auch im Staat wieder. Er ist die „leibliche Gestalt der gei- 
stigen Volksgemeinschaft^. Auch seine Entstehung ist in eine „von 
innen heraus bildende Kraft zu setzen^. Endgültig ist die Auffassung 
der vertragsmäfsigen Entstehung des Staats zu verwerfen, die bisher 
innerhalb des juristischen Lagers noch nicht eigentlich zurückgewiesen 
war. Mit Schärfe wandte sich aber Savigny auch gegen den „verwerf- 
lichen und abenteuerlichen" Versuch, zur Vermeidung der Vertragskon- 
struktion den Staat wieder aus dem beherrschenden Willen des Staatsober- 
haupts, also aus der Gewalt, herzuleiten 0; — ein Versuch, in welchem 
sich die neueindringende historische Anschauung, zurückgreifend auf die 
mittelalterlichen Feudalverhältnisse, in einem willkürlichen Excefs erging. 
Überschaut man so die einfachen Prinzipien seiner Betrachtungsweise 
und vergleicht man damit den Stand der Staats- und Rechtsphilosophie 
vor und in seiner Zeit, so hält es wohl nicht schwer, Savignys Stellung 
innerhalb der geistigen Gesamtbewegung zu kennzeichnen. Es zeigt sich, 
wie unbillig es ist, ihm in erster Linie die kleinen Auswüchse der Darstellimg 
vorzuhalten, die sich unter Einflufs der romantischen Grundstimmung 
seiner Zeit und seines Freundeskreises in seine Darstellung verflochten. 
Sie verhüllten wohl die innere Gesundheit seines methodischen Prinzips; 
beeinträchtigen konnten sie dessen dauerhafte Kraft nicht Denn die 
Hauptsache ist, dals Savignys Lehre mit einem glücklichen Schlag die 
beiden Teile einer modernen Staats- und Rechtslehre zusammenschweifst, 
die in den Systemen Humes und Kants, untermischt mit Unbrauchbarem 
und ohne Vermittlung miteinander, getrennt gelegen hatten. Savigny 
verbindet das methodische Prinzip Kants, das die Spezialwissenschaft auf 
die Erfahrungswelt beschränkt, mit dem offen um sich schauenden Blick, 
den Hume für eine allmähliche historische Entwicklung des Staats und 
Rechts bewährt hatte. Und indem er nun weiter das Ergebnis einer 
solchen Geschichtserkenntnis vorwegzunehmen sucht, zieht er wiederum 
die Hauptgedanken der Kantischen und Humeschen Moralphilosophie zu 
einer neuen Wendung zusammen. Mit Kant erblickt er in der erfah- 



1) Auf das Wesen des Staats geht Savigny erst im „System des römischen 
Kechts" S. 18 ff., also zu einer Zeit ein, zu welcher bereits die Hegeische Philosophie 
sich voll entfaltet, ihren Emflufs auf ihn geübt hatte. 

2) Dieser Versuch wurde — isoliert — gemacht von K. L. von Hajli^er, die Re- 
stauration der Staatswissenschaft oder Theorie des natürlich geselligen Zustandes 
dem Charakter des künstlich bürgerlichen entgegengesetzt 6. Bd. Ibl6— 25. Er hat 
seitdem einen Nachfolger in Öeydel gefunden (vergl. u. § 19. 25). 
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rungsmäfsig eingewurzelten Überzeugung der Menschen den 
Mafsstab für den Inhalt der sozialen Nonnen 0, — wie Hume sieht er 
andererseits, dafs in der geschichtlichen Entwicklung die Staats- und rechts- 
produzierenden Menschen von Natur nie anders als in Gruppen ver- 
einigt vorstellbar sind. Freilich stehen ihm dabei die Elemente, die er 
den Ideenkreisen seiner beiden grofsen philosophischen Vorläufer entlehnt, 
nicht klar vor Augen, — war ja doch vor allem die Idee der historischen 
Entwicklung nicht Humes alleiniges Eigentum, sondern von verschiedenen 
Seiten, von Vico und Montesquieu, von Moser, Lessing und Herder 
in die umgebende Atmosphäre eingedrungen. Und gerade aus mangel- 
hafter Kenntnis der Vorstufen seiner eigenen Theorie erklärt sich die 
gewisse Flüchtigkeit, mit der Savigny über die Vorstellung eines unmittel- 
bar rechtschaffenden „Volksgeistes" zur Tagesordnung überging. Er 
fühlt nicht das Bedürfnis, diese romantische Idee dem wissenschaftlichen 
Vorstellungsvermögen nahe zu bringen, und so vermeidet er es, vor allem 
die Hauptfrage präcis zu stellen, die seither die Gemüter in erster Linie 
beschäftigt hat, — nämlich, wie bei der Entstehung des Rechts das Ver- 
hältnis einerseits zwischen Volk und Einzelnen, andererseits zwischen Ein- 
zelnen und Staatsgewalt zu denken sei ; die Wichtigkeit der Willensauto- 
nomie des Individuums, die für Deutung dieser Beziehungen unerläfslich 
war, blieb ihm verschlossen. 2) Aber auch die naive Unbekümmertheit des 
ßechtslehrers gegenüber dem Philosophen, die hierin zu Tage trat, hatte 
ihre Vorsjüge. Gerade sie führte Savigny dazu, dafs er mit glücklichem 
Takt die feste Grundlage alles weiteren Denkens über Staat und Recht 

1) Dafs die kritische Philosophie auch für die Erfoi-schung des praktischen 
Rechts epochemachend sei, hatte schon Kants nächster Nachfolger, K. L. Reinhold, 
in seinem „Versuch einer neuen Theorie des menschlichen Vorstellungsvermogens'' (1789) 
hervorgehoben. 

2) Infolgedessen ist es leicht, an dieser Stelle die Schwächen der historischen 
Rechtsschule aufzuzeigen, wie es neuerdings wieder Stammler, „Wirtschaft und 
Recht'' S. 170 ff. und „Bedeutung des bürgerlichen Gesetzbuchs für den Fortschritt 
der Kultur" (Festrede 1900) S. 5 ff., tliut Hier wird in ironisierendem Ton ganz ein- 
seitig nur von der „Mystik*' dieser „eigentümlichen'^ Rechtsphilosophie geredet Sogar 
ein „relatives Verdienst'' der Schule , die historische Betrachtung des Rechts gegen- 
über der rationalistischen Auffassimg des Naturrechts zur Geltung gebracht zu 
haben, wird ihr abgesprochen, da der „Historismus'* zu allen Zeiten bestanden hätte, 
— eine Behauptung, die nach dem Bisherigen nicht zu halten ist. Savignys Rettung 
des empirischen Wesens des Rechts gegenüber der metaphysischen Auffassung end- 
lich erwähnt Stammler gar nicht, und doch war es gerade diese epochemachende 
Wendung, in der die Verehrer des Alten, die metaphysisch -deduzierenden Juristen 
des 19. Jahrhunderts, wie Hegels Schüler Eduard Gans, schon in den zwanziger 
Jahren das Neue erkannten, nur dafs sie natürlich gegen diese „Anbetung des 
Aufserlichen als des Absoluten" mit Heftigkeit polemisierten. So erlebt die histo- 
rische Rechtsschule das seltsame Schicksal, dafs man die Hauptleistung, wegen deren 
sie zuerst erbittert angegriffen worden ist, ein Jahrhundert später als etwas Selbst- 
vei-ständliches überhaupt nicht mehr zu erwähnen für nötig erachtet. 
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fixierte: methodisch die Abkehr von aller metaphysischen und teleo- 
logischen Spekulation zu Gunsten eines reinen Detailstudiums der empi- 
rischen Sozialgebilde'), — materiell die Lehren eines Staats und eines 
Hechts, die wohl in Wechselwirkung stehen, aber in ihren Anfängen un- 
abhängig voneinander aus dem Zusammenleben der historischen Volks- 
gemeinschaft herauswachsen. 

Es ist mtilsig, den tiefen inneren Wert der historischen Methode 
schärfer zu betonen. Denn nach ihren Früchten können wir diesen heute 
leicht beurteilen. Im Grunde ist doch alles das, was uns heute für die 
theoretische Kenntnis und die praktische Kritik Interesse und Nutzen 
gewährt, von denen erarbeitet, die nach Savignys Anweisung arbeiteten. 
Freilich, — einem einheitlichen, zielbewulsten Plane ist diese Arbeit nicht 
immer gefolgt. Sie bewegt sich im Gegenteil im Verlauf des 19. Jahrhun- 
derts in unausgesetzten Rück- und Seitensprüngen, — in fortwährenden 
Versuchen, einen vermittelnden Anschluf s an die verschiedensten Richtungen 
der älteren oder der gleichzeitigen Staatsphilosophie zu finden oder sich 
von dieser wieder zu lösen.^) Gerade der Wissenschaft des öffentlichen 
Rechts gelang es nicht so leicht, wie der Civilistik, sich immer auf die 
nüchterne Betrachtung des erfahrungsmäfsig Gegebenen einzuschränken. 
Aber das bildet doch den gemeinsamen Charakter aller Staatslehre seit 
Savigny, dafs das Bemühen, den historischen Entwicklungsgang des Staats 
und Staatsrechts aus sich selbst, aus den Thatsachen heraus, zu begreifen, 
im Mittelpunkt der Forschungsarbeit stehen bleibt 

Deutlich genug brachte diese Tendenz das im Jahre 1835 erschei- 
nende Buch Friedrich Christoph Dahlmanns, die „Politik auf den 
Grund und das Mals der gegebenen Zustände zurückgeführt^, schon 
im Titel zum Ausdruck. Sie war das erste Werk, in welchem ein Histo- 
riker von der geschichtlichen Einzeldarstellung zur systematischen Be- 
leuchtung der historischen Staatsgebilde fortschritt, um sich doch anderer- 
seits dabei von allen philosophischen Vemunftwahrheiten frei zu hal- 



1) Es ist charakteristisch, dafs Savigny in der grundlegenden methodischen 
Schrift (^Beruf unserer Zeit**) wie<leriiolt und mit offenbarer Vorliebe Bacon, den 
grofsen Bahnbrecher induktiver empirischer Einzelerkenntnis (o. S. 60), anzieht (vergl. 
S. 20, 24 u. (*).)• An anderer Stelle wird Montesquieu gerühmt (S. 125), Moser wird oft 
citiert. Es wäre wertvoll, festzustellen, inwieweit Savigny mit Hume vertraut gewesen. 
Über Savignys immittelbaren juristischen Vorgänger Hugo vergl. Stintzing, S. 4 ff. 

2) Es kann somit vorkommen, dafs diese neuere Staatslehre ihr eigenes Wesen 
verkennt und sich selbst mit der Staatslehre der früheren Zeit, d. h. mit Staatsphilo- 
sophie, verwechselt (Jordan, Lehrbuch des allgemeinen und deutschen Staatsrechts 
1S31. 3. Aufl.: allgemeines Staatsrecht sei das Recht, die Staatsrechtsverhältnisse 
«nach der Vernunft^, ohne auf einen besonderen Einzelstaat Rücksicht zu nehmen, 
zu entwickeln, — Schulze (Einleitung in das deutsche Staatsrecht. 2. Aufl. 1S67. 
S. 39) spricht von der „allgemeinen oder philosophischen" Staatslehre. Ebenso noch 
GuMPLowicz, Allgemeines Staatsrecht 1897. S. 450 (vergl. o. S. S). 

Schmidt, Staatslehre. 7 
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ten »); — das Werk, dem die späteren Arbeiten auf dem gleichen Gebiete, 
vor allem in der deutschen Wissenschaft, gefolgt sind. Besonders zahlreich 
sind allerdings die systematischen Arbeiten nicht geworden, — ein 
abschliefsendes Werk, das mit methodischem Bewufstsein das Verhältnis 
zwischen Staatsphilosophie und Staatslehre zu wahren und das naturwissen- 
schaftliche und historische Material unter kritisch-juristischem Gesichtspunkt 
zu vereinigen gewufst, ist uns bis heutigen Tags nicht beschert worden. 
Das weitverbreitete geschmackvolle Buch Bluntschlis entbehrte, mit 
Reminiscenzen der Schellingschen Metaphysik durchtränkt wie es ist, zu 
sehr der strengen Methodik, — die stoffreiche Politik Roschers ver- 
sperrte sich den freien Blick durch die zu enge Problemstellung, die die 
gesamte Analyse des Staatslebens in den „Staateformen", einer relativ 
sekundären Frage, beschlossen glaubte und vor allem der Hauptfrage, dem 
Verhältnis zwischen Staat und Recht, nicht Genüge that, — und gar die 
politischen Vorlesungen Treitschkes haben es durch ihr Vermengen der 
Verfassungskritik mit fortlaufenden, noch dazu sehr einseitigen Raisonne- 
ments der Staatskunst (o. S. 30) in nur zu helles Licht gestellt, wie sehr 
der politischen Wissenschaft noch immer eine feste Methode mangelt. 

Aber es darf eben, wer den Stand der heutigen politischen Wissen- 
schaft abschätzen will, seinen Mafsstab nicht allein nach den systema- 
tischen Arbeiten bilden. Mindestens ebensosehr- ist unser Gesichtskreis 
durch die Einzeluntersuchungen erweitert worden. Ganz abgesehen von 
der unerschöpflichen Fundgrube, die hier allein nur das Lebenswerk 
Rankes und seiner Schule auch dem Juristen und Staatsrechtskritiker 
bieten, haben wir eine Reihe von Werken erhalten, die sich an einzelnen 
markanten Punkten des Staatslebens die Beleuchtung der Verfassungs- 
institutionen in ihrem Einflufs auf das Volksleben zur Aufgabe setzten. 
Alexis de Tocquevilles reif e Studie über die „Demokratie in Amerika'' 
eröffnete die Folge dieser politischen Einzelschilderungen in demselben 
Jahre, in welchem Dahlmanns Versuch einer systematischen Gesamtdar- 
stellung erschien.^) Zu ihr und zu der musterhaften Analyse der fran- 
zösischen Staatsumwälzung, die Tocqueville in „Ancien Regime und Revo- 
lution" leider nur einleitete, lieferte Macaulays weit weniger unparteiisches, 
aber an Geist ebenbürtiges Geschichtswerk, das die Anfänge der Technik 
des modernen Verfassungsstaats in England aufdeckte, ein hervorragendes 

1) Dahlmanns Einleitung beginnt (S. 3) mit den Sätzen: 1. ^Dem Staat geht 
kein Naturzustand voran, der von blinden Trieben und vernunftlosen Menschen han- 
delt*. — 2. „Der Staat ist also keine Erfindung, weder der Not, noch der Kunst» 
keine Aktiengesellschaft, keine Maschine; — er ist eine ursprüngliche Ordnung, ein 
notwendiger Zustand, ein Veiinögen der Menschheit. — 3. ^Der Staat ist uranf anglich'* 

2) Scholl (Anfänge einer politischen Wissenschaft bei den Griechen 1890. S. 2) 
datiert deshalb nicht ohne Recht von dem Jahre 1835 das siegreiche Durchdringen 
der Erkenntnis, dafs „die Politik keine philosophische, sondern eine historische 
(richtiger historisch -juristische) Wissenschaft ist". 
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Seitenstück, und ihm hat sich seitdem in Hippoly te Taines „Entstehung 
des modernen Frankreich^ eine eindringende Untersuchung angeschlossen, 
die sich im Gegenstand Tocquevilles Schriften, im Stil Macaulay näherte, — 
zugleich ein Beleg dafür, wie ein Schüler Comtes auch ohne Zuhilfenahme 
soziologischer und biologischer Entwicklungsgesetze tiefeindringende Kritik 
an den praktischen Rechtsgestaltungen zu üben fähig ist Daneben war 
es vor allem die deutsche Wissenschaft, die es ermöglichte, auch an die 
antike Staatsbildung einen Beurteilungsmafsstab anzulegen, der den Ver- 
gleich mit der westeuropäischen gestattete; — hatte hierzu schon Böckh 
mit der „Staatshaushaltung der Athener'' (1817) den Grund gelegt, so 
lieferten das „Römische Staatsrecht** und die „Römische Geschichte*' Theo- 
dor Mommsens, in unvergleichlicher Weise sich ergänzend, die Mittel, 
die imposanteste Staatsgründung des Altertums zu verstehen. Von hier 
aus tiefer hinabsteigend ist die neueste Forschung auch den Grundlagen 
der antiken Staatsbildung im Orient nahe gekommen, sowie andererseits die 
deutsche und französische Rechts- und Verfassungsgeschichte das mittel- 
alterliche Verbindungsglied zwischen dem Zerfall des römischen Reichs 
und der Bildung der neuen Staaten rekonstruiert hat Von der anderen 
Seite aus ist dem gleichen Bedürfnis die statüiche Folge von vergleichend- 
staatsrechüichen Begriffsuntersuchungen entgegengekommen, die wir aus- 
schliefslich der Rechtswissenschaft, und zwar in erster Linie der deutschen, 
zu danken haben. Die Schriften Gerbers, Frickers, Labands, 
Gierkes, Rosins und Anderer lieferten den technischen Apparat, der 
für die fruchtbringende Ausbildung einer Staatslehre unerläfslich war, und 
der durch eine ausgedehnte monographische litteratur immer weiter vervoll- 
kommnet wird. Allein schon die zahllosen Schriften und Aufsätze, die in- 
folge der Gründung des Deutschen Reichs über das „ Bundesstaatsproblem ^ 
entstanden, haben den Einblick in den Gegensatz einfacherer und kompli- 
zierterer politischer Phänomene nachhaltig gefördert und der allgemeinen 
Staatslehre den Anspnich darauf gegeben, als das mündig gewordene End 
der Staatsphilosophie anerkannt zu werden. So darf ein sehr bestimmter Er- 
fahrungssatz als methodologisches Ergebnis dieser wissenschaftsgeschicht- 
lichen Einleitung formuliert werden. Er lautet: Die systematische Betrach- 
tung des Staats hat die besten und reichhaltigsten, neuesten und praktisch 
brauchbarsten Resultate jedesmal in den Zeiten und Persönlichkeiten er- 
zielt, die sich von philosophischen, d. h. in diesem Sinn von metaphysi- 
schen und geschichtsphilosophisch-soziologischen Erörterungen am meisten 
freihielten, — in Aristoteles, in Macchiavell, Bodin und Grotius, in 
der Aufklärungslehre und in der historischen Staatslehre des 19. Jahr- 
hunderts. Somit wird die Staatslehre, um ganz auszureifen, für die Zu- 
kunft gut thun, solche gesellschaftsphilosophische Umhüllungen ihres 
Puppenstands immer energischer abzustreifen. Diese Verhaltungsmafs- 
regel gilt es noch näher zu beleuchten. 

7* 
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DiLTHEY, Einleitung in die Geisteswissenschaften. I. (1S83) S. 109 ff. — Stein, 
Wesen und Aufgabe der Soziologie , Archiv für systematische Philosophie. Bd. 4. 
S. 6. (1898). — V. Below, Die neue historische Methode, Historische Zeitschrift Bd. 81. 
S. 193 ff. (1898). — VoKELT, Einführung in die Philosophie der Gegenwart (1891). 

I. Die Grenzen der politischen Erkenntnis. Überschaut 
man die Wissenschaft, welche sich der verallgemeinernden Betrachtung 
der Staaten, ihres Lebens und ihrer rechtlichen Verfassung gewidmet 
hat, in ihrem Gesamtverlauf, so wird man über die wertvollen Ergebnisse 
derselben nicht im unklaren sein können. So wenig sie — abgesehen 
von den neuesten Forschungen — im stände gewesen ist, bereits ein 
festes Bild der zu untersuchenden Erscheinungen selbst zu liefern, so 
lehrreich sind doch die Fingerzeige, die sie für die künftige Unter- 
suchung geben. ^) 

Zunächst lehrt die Geschichte unserer Doktrin, welche Probleme 
eine Staatslehre nicht auf werfen darf. Soll überhaupt der verjährte 
Grenzstreit zwischen Staatslehre und Staatsphilosophie einen Austrag 
finden, der mehr als blofs augenblickliche Dauer verspricht, so kann er 
nur darin liegen, dafs sich die Staatslehre mit ihrer Forschung enthalt- 
sam auf das Gebiet der geschichtlichen Welt unserer Erfahrung zurück- 
zieht und dem Fachphilosophen alles jenseits liegende für seine Arbeit 
überläfst Somit mufs er die metaphysischen Probleme älteren 
Stils sowie die gesellschaftsphilosophischen Fragen ausschalten. 
Dabei braucht, was diese Probleme angeht, nicht gesagt zu sein, dafs 
dieselben sämtlich wissenschaftlich zwecklos oder aussichtslos seien« 
Nur das ist vielmehr zu behaupten, dafs sie für die praktischen Ergeb- 
nisse der Staatslehre ohne Belang sind, und dafs sich umgekehrt Meta- 
physik und Teleologie wie auf anderem Gebiete so auch auf staatsphilo- 
sophischem auf die politische Erfahrungswissenschaft stützen müssen, 
wenn sie nicht gleich der vorkantischen Philosophie in Dogmatismus 
zurückfallen will. Der verführerische Umstand, dafs der grofse Meister 
des Kriticismus selbst dieser Gefahr nicht überall entgangen ist, mufs uns 
nur noch eifersüchtiger in dem Bestreben machen, das dauernd Wertvolle 
seiner Lehren festzuhalten. 

Das Gesagte gilt zunächst für alle Versuche, der staatlichen Orga- 
nisation und der staatsrechtlichen Ordnung eine jenseits der Erfahrungs- 
welt liegende Unterlage zu schaffen: Das, was ohne Erfahrung — 
B, priori — metaphysisch — erkennbar ist, hat Kants Erkenntniskritik 
unabänderlich bestimmt Die letztere lehrt uns, dafs eine Erforschung 
des Übersinnlichen im Rahmen der wissenschaftlichen Erkenntnis aus- 



1) Nach Prüfung des Folgenden werden sich methodologische Betrachtungen 
wie die bei Bluntschm , Staatslehre S. 5 , u. a. ohne weiteres als überlebt be- 
zeichnen lassen. 
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sichtslos ist. Wer Gott und Welt oder wer das Wesen der Dinge, die 
hinter den für die Sinne erreichbaren Erscheinungen stehen, zu erkennen 
glaubte, könnte dazu nur auf dogmatischem Wege gelangen. Aber weit 
wichtiger ist ein Anderes. Selbst wenn Jemand es ablehnen wollte, sich zu 
dieser Entsagung des transcendentalen Idealismus zu erheben, so würde 
er doch immerhin zugeben müssen, dafs auch eine erweiterte meta- 
physische Erkenntnis die praktischen Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Politik gar nicht fördern könnte. Für diese Staatslehre verwertbar wäre 
ein Dogma von der atomistisch - mechanischen Begründung des Staats 
oder von der göttlichen Einsetzung des Staats oder Staatswesens doch 
nur dann, wenn sich daraus zugleich eine göttliche Ordnung des staat- 
lichen Lebens, ein allgemeingültiges politisches Idealgesetz ableiten liefse, 
und diese Voraussetzung trifft, wie die ganze Entwicklung der spekula- 
tiven Philosophie lehrt, nicht zu. Die wechselnden Anforderungen, die 
von den Staatsphilosophen an eine staatliche Verfassung erhoben werden, 
beweisen im Gegenteil, dafs ein strikter logischer Zusammenhang zwischen 
ihren metaphysischen Theorien und ihren staatsrechtlichen Ideen meist 
nicht besteht. Bei starker Ähnlichkeit zwischen der Metaphysik Zenons 
und Spinozas sind doch ihre Staatsbilder ganz verschieden. Und noch 
besser wird das Gleiche durch diejenigen Lehren erwiesen, die offen ein- 
gestehen, dafs die übersinnliche Weltordnung nur ein Überbau der thai^ 
sächlichen Staatsordnungen ist, der wohl eine gewisse Rücksicht von 
den letzteren fordert, im Grunde aber und in allen Einzelheiten ihnen 
doch die Möglichkeit läfst, ihre Organisation frei zu entfalten. 
Thomas von Aquino reserviert zwar der civitas Dei und dem ins divi- 
num — will sagen der Hierarchie und der alleinigen Herrschaft des 
Dogmas — ihre Gültigkeit, aber unter ihnen läfst er der lex humana 
ihr Leben, und Althusius macht es unter dem umgekehrten Vorbehalt der 
Glaubensfreiheit genau ebenso. Hieraus ergiebt sich das Entscheidende. 
Entscheidend ist, dafs die Ergebnisse der Metaphysik und der Staats- 
lehre immer nur an vereinzelten Punkten in Einklang gebracht werden 
können. Das System der Einzelrechtssätze dagegen, die den ganzen 
nüchtern-technischen Aufbau des Staats, seiner Organe und Thätigkeiten 
bestimmen, lassen sich aus der Metaphysik nicht ableiten, sondern nur 
aus den empirischen Zuständen und Anschauungen, für die sie bestimmt 
sind; nur hieraus kann das Verhältnis zwischen Regierung und Beamten, 
zwischen Justiz, Verwaltung und Gesetzgebung begriffen werden. Und 
ebensowenig geben die Axiome der Weltanschauungen, auch soweit man 
sie anerkennen wollte, eine Handhabe für die Konflikte zweier Rechts- 
anschauungen, die sich im staatlichen Leben aufdrängen. Mochte sich 
der Engländer des 16. Jahrhunderts zum Anhänger der absoluten Monarchie 
im Sinne Bodins oder zu den Anschauungen der Monarchomachen be- 
kennen, diese Theorien liefsen ihn im Stich, wenn die hochkirchlichen An- 
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bänger der Königin Elisabeth deren Tbronfolgerrecht verfocbten, weil sie 
die ecbte Tocbter Heinricbs VIII. war, oder wenn die Katholiken die Maria 
Stuart vorzogen, weil in ihren Augen König Heinrichs erste Ehe ungültig 
geschieden und Elisabeth ein Bastard war. Und wenn die deutsche 
Burschenschaft der 30 er Jahre mit Überzeugung die nationale Einigung 
erstrebte und der preulsische Beamte sie mit gleicher pflichtmäXsiger Über- 
zeugung verfolgte, so konnte weder mit Fichtes Nationalstaatsidee noch 
im Sinne Hegels mit der Verteidigung der jeweiligen Verfassungsform als 
der berechtigten „EntAvicklungsform des absoluten Geistes'' dieser Konflikt 
gelöst werden. In allen diesen Fragen lälst sich eine tiefere Grundlage 
nicht finden, als die erfahrungsmälsig bestehenden Anschauungen der 
Einzelnen sind, sowie sie sich vermöge der historischen Entwicklung zu 
den Durchschnittsanschauungen der Gruppen verdichten. ^) 

Angesichts dieser historischen Verschiedenheiten fällt jedes „allge- 
meine Staatsrecht'^ (o. S. 8) in sich zusammen. Das ist der Haupt- 
gewinn, der bei der fortschreitenden Auseinandersetzung zwischen den 
ehemals so eng verbundenen Arbeitsgenossen, zwischen Staatslehre und 
Staatsphilosophie, erzielt worden ist, dafs für die Zukunft jedes Suchen 
nach einem Idealstaatsrecht oder nach der „Staatsidee'', wie sie die 
Philosophie immer und immer wieder der Politik hilfsbereit unterschob, 
grundsätzlich abgelehnt werden kann. Jeder Verfasser einer wirklich 
brauchbaren Politik wird sich ängstlich zu hüten haben, dafs er nicht von 
neuem in die Don Quichotische Manier der älteren Schriftsteller herab- 
sinkt, „edlen Bittem vergleichbar, welche ausziehen, um einen Jeden 
zu dem Bekenntnis zu zwingen, dafs die Dame, der sie huldigen, unter 
allen die schönste sei'' (Adolf Merkel). Eine ideale, allgemeingültige 
Norm für Organe oder rechtliche Schranken der Staatsgewalt ist unauf- 
findbar, und alle polemischen oder schwärmenden Ergüsse zu Gunsten 
der wahrhaft guten und befriedigenden, der „freiesten" oder „relativ 
besten" Verfassung, mag sie Theokratie mit Priesterherrschaft oder „auf- 
geklärter Despotismus" heifsen, mag ihr Schlagwort „Volkssouveränetäf* 
oder wie sonst, lauten, sind endgültig als erledigt anzusehen. Nicht 
einmal ein Minimum rechtlicher oder sittlicher Pflichten des Staats oder 
aller Staaten kann aus diesen mannigfachen deduktiv gefundenen 
Axiomen herausdestilliert werden. Ein ewiges Weltgesetz der gerechten 

1) Vergl. jetzt Merkel, Fragmente zur Sozial Wissenschaft S. 23, 24: Die Gründe 
für den resultatlosen Meinungskampf um das oberste Wertraafs sittliclier BeurteUung 
sind „darin zu. suchen, dafs jenes einheitliche Wertmafs — nicht existiert Da ein 
Jeder in der eigenen Empfindung ein Wertmafs besitzt, das er nicht aufgeben kann, 
ohne sich selbst aufzugeben, und da die vollkommene Übereinstimmung dieses Wert- 
mafses bei allen menschlichen Individuen die vollkommene Aufhebung der zwischen 
ihnen bestehenden geistigen Unterschiede voraussetzen würde, so ist jene voraus- 
gesetzte Einheit nicht blofs nicht vorhanden, sondern wird sich auch nie ver- 
wirklichen". 
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Vergeltung kann bei der wissenschaftlichen Würdigung der Handlungen, 
durch die der Staat nach aulsen oder im innem in fremde Interessen 
eingreift, nicht in Ansatz gebracht werden. £s mag nahe liegen, den 
Kuin des italienischen Bauernstands, der das Opfer für die Siege über 
Hannibal war, mit den späteren ungesunden Agrarverhältnissen des 
römischen Reiches in Zusammenhang zu bringen und so den Verfall des 
Staats als Vergeltung für Karthagos Vernichtung aufzufassen. Man 
kann den Niedergang des Osmanenreichs nach Solimans Tode als eine 
Strafe des Mords ansehen, durch den Soliman über die Leiche seines 
edlen Thronfolgers Mustafa dem unheilvollen Selim die Succession er- 
öffnet Es läfst sich endlich so darstellen, als hätten Richelieu und 
Ludwig XIV., als sie den Hugenottismus unterdrückten, damit nur den 
Boden für den Kampf unvermittelter Gegensätze, des Klerikalismus und 
des Radikalismus bereitet, durch den im 19. Jahrhundert die innere 
Stetigkeit und Energie des französischen Staatslebens gelähmt wird, oder 
als sei Napoleons Rückzug von Moskau nur das grofse Gottesgericht 
für die vorangehende despotische Bedrückung der europäischen Völker 
gewesen. 1) Aber in Wahrheit sind das alles ja nur Betrachtungen, 
die ganz bestimmte Weltanschauungen zur Voraussetzung haben. Der 
Materialismus würde ein derartiges Gesetz der historischen Vergeltung 
niemals gelten lassen, und selbst wer es anerkennt, würde es in ganz 
verschiedenem Sinne und auf ganz verschiedene Erscheinungen ange- 
wendet wissen wollen: z. B. würde der Klerikale, der auf eine fort- 
schreitende Festigung der Hierarchie über alle weltlichen Mächte hin- 
arbeitet, gerade umgekehrt wie in dem oben gewählten Beispiel in dem 
fortschreitend siegreichen Kampf des französischen Staats gegen alle 
akatholischen Elemente von der Bartholomäusnacht an bis zur Verur- 
teilung des Kapitäns Dreyfus nur eine Kette von Symptomen für die 
steigende Macht der Kirche erblicken. 

Mit einem Worte, ganz abgesehen von allen erkenntnistheoretischen 
Bedenken, mufs eine metaphysische Betrachtung des Staats und Staats- 
rechts unterbleiben, weil sie die praktische Aufgabe der Staats- 
lehre verdunkeln mufs, ohne ihr irgendwie nützen zu können. Alles 
was sie erstreben könnte, wäre ein allgemeingültiger Wertmafsstab für 
die sittliche Beurteilung des staatlichen Lebens, und diese liefse 
sich mindestens auf die einzelnen historischen Vorgänge des politischen 
Lebens, auf deren Kritik es der politischen Staatslehre gerade ankommen 
mufs, nicht anwenden. 

Nicht ganz so ohne weiteres einleuchtend ist die Forderung, die 
praktische Staatslehre auch von der geschichtsphilosophischen 

1) Was z. ß. Treitschke (Politik Bd. 1. S. 20 ff.) in dieser Richtung so eindring- 
lich aufstellen will, hat nur die Bedeutung einer für viele ge\^ifs durch ihre Wärme 
wohlthuenden Predigt, aber nicht die wissenschaftlicher Lehrsatze. 
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und soziologischen Betrachtung des Staatslebens abzusondern. Und 
doch mufs auch diese Forderung mit Nachdruck erhoben werden. 

Allerdings, das Verhältnis der Geschichtsphilosophie und Soziologie 
zu den Erfahrungswissenschaften ist ein anderes als das der Metaphysik. 
Sie schöpfen selbst aus der Erfahrung oder geben mindestens vor, es zu 
thun. Aus dem Gesamtinhalt des historischen Daseins will die Geschichts- 
philosophie, — aus der Totalität des Natur- und Kulturlebens gemeinsam 
will die Soziologie den einheitlichen Zusammenhang aller der Gegen- 
stände begreifen, die von den Einzelwissenschaften gesondert erkannt 
werden sollen. Nicht deduktiv aus reinen obersten Vemunftwahrheiten, 
sondern induktiv aus der Summe der äufseren und inneren Einzelwahr- 
nehmungen streben sie diesen Zusammenhang zu erschlief sen. Er wird 
entweder zugespitzt auf ein letztes Ziel des gesellschaftlichen Lebens, 
auf eine Idee, der sich alles menschliche Kulturhandeln am fetzten Ende 
dienstbar macht, — so wenn die Menschen als „frei handelnd'' vorgestellt 
werden. Oder die Menschheit wird als unter der Notwendigkeit eines 
Entwicklungsgesetzes stehend gedacht, welches das Menschen- 
handeln ebenso beherrscht, wie das organische Leben überhaupt Im 
einen Falle — für die vorwiegend von Deutschland repräsentierte Ge- 
schichtsphilosophie — ist die Betrachtungsweise teleologisch; auch das 
Naturleben wird durch sie nur zu der Bühne, auf der sich das grofse 
Drama der Erziehung des Menschengeschlechts abspielt. Nach der 
Grundidee der französisch -englischen Soziologie dagegen gestaltet sich 
der Zusammenhang naturalistisch; an die Stelle der „Finalität^, des 
blofsen Zwecks, tritt die ^.Kausalität" als höchstes beherrschendes Gesetz; 
die Ausbildung von Staat, Recht, Religion, Sitte, Kunst etc. wird um- 
gekehrt nur als die Fortsetzung des organisch-biologischen Prozesses einer 
immer weitergehenden, natumotwendig ablaufenden Nachahmung und 
Differenzierung begriffen. Jedenfalls fliefsen bei allen Verschiedenheiten 
der Formeln und der darstellerischen Technik, teilweise auch der Methode, 
die Geschichtsphilosophie und die Soziologie als zwei Formen der Gesell- 
schafts- oder Sozialphilosophie, wie man sie heute zusammen- 
fafst, in einander über. Was sie beide unauflöslich mit einander verbindet, 
ist der Gedanke der Entwicklung im Sinn eines Vorgangs, in welchem 
nach einheitlichem Plan alle gesellschaftlichen Ereignisse von einem ein- 
zigen Anfangspunkt nach einem einzigen Endpunkt hin abrollen. 
Nun ist zunächst schon soviel zweifellos, dafs die Geschichts- 
philosophie zu einem grofsen Teil und zwar gerade in ihren Anfängen 
eng mit der Metaphysik verschwistert ist. Der Gedanke einer idea- 
listischen Erziehung des Menschengeschlechts bei Lessing, Herder, Kant 
und Hegel führt auf die älteste christliche Dogmatik, Augustins Er- 
ziehung zum Gottesreiche, zurück; auf der Verlängerung dieser Linie 
liefen auch noch die neuesten Versuche der gleichen Tendenz, wie der 
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Stammlers (vergl. o. S. 92 Anm. 4). Andererseits besteht ein entsprechen- 
der Zusammenhang zwischen der materialistisehen Welterkläxung der 
französischen Naturalisten des 16. Jahrhunderts, weitergeführt in Fou- 
riers Genufslehre, und der materialistischen Geschichtsauffassung von 
Karl Marx. Und endlich stellt sich der soziologische der Franzosen 
als ein eigentümliches Mischprodukt beider metaphysischer Einflüsse 
dar. Saint Simon formte sein Entwicklungssystem unter der Einwir- 
kung des Systems Hegels, und die Forderung, mit der sein Nach- 
folger Comte seine Lehren krönte, die Naturwissenschaft habe mit Hilfe 
der fortschreitenden Aufklärung der biologischen Zusammenhänge die 
Leitung der Gesellschaft zu übernehmen, ist zutreffend als ein Abglanz 
der hierarchischen Idee des Thomas von Aquino aufgefafst worden, die 
Comte, der Schüler des Katholicismus, von der erzieherischen Rolle der 
katholischeil Geistlichkeit nur auf den modernen Naturforscher umdeu- 
tete.^) So ist die Geschichtsphilosophie nicht nur da mit der Metaphysik 
verwachsen, wo sie es selbst in der Darlegung ihres Gedankensystems 
offen eingesteht, wie bei Hegel und Saint Simon, sondern auch da, wo 
sie sich brüstet, lediglich und ausschliefslich Sozialphilosophie zu sein, — 
wo sie sich rühmt, mit der echten positiven Methode Humes als „Posi- 
tivismus'' aufzutreten, wie bei Comte und Karl Marx, — auch da ist sie 
verkappte Metaphysik und zwar „derbe, naturalistische" (Dilthey). Denn 
sie teilt auch hier mit der Metaphysik deren eigentliches Charakteristikum, 
das Operieren mit einem a priori gewonnenen, glaubensartig befestigten 
Dogma. Wenn Marx seiner gesamten sozialistischen Darstellung das 
Prinzip zu Grunde legt, dafs die wirtschaftlichen Zustände unter allen Ver- 
hältnissen für die politischen und rechtlichen Institute bestimmend seien, 
und dafs infolge dieser Kausalbeziehung das wirtschaftliche Bedürfnis 
der Menschen mit zwingender Notwendigkeit zu einem Staat und Recht 
führen müsse, welcher die wirtschaftliche Gleichheit aller, den Kollektivismus, 
herstelle, so beruht die gesamte Schlufsfolgerung auf dem Glauben an 
ein letztes Ziel der Entwicklung, der vor aller Erfahrung vom Standpunkt 
der proletarischen Parteipolitik aus gefafst worden ist, und der mit wissen- 
schaftlichen Gründen weder bewiesen noch entkräftet werden kann. ^) 



1) Über den Zusammenhang zwischen Hegel und dem Saint -Simonismus — 
zwischen dem idealistischen ,, Geist in der Entwicklung" und dem „Dieu-progrfes" — 
vergl. Ahkens, Naturrecht. 6. Aufl. I. 204. Anm. 2; — über den zwischen Comte und 
St Simon einer- und Comte und de Maistre andererseits vergl. Dilthey, Einleitung 
S. 113. Anm. 1. Über den Zusammenhang zwischen Fichte und Karl Marx neuestens 
Mabtanne Webeb, Fichtes Sozialismus und sein Verhältnis zur Marxschen Doktrin 1900. 

2) Mit vollem Recht wird also über die „materialistische'* Geschichtsphilosophie 
gesagt, sie lasse sich nicht durch historische Einzelthatsachen entkräften, wie etwa 
die, dafs die Kreuzzüge nicht durch wirtschaftliche, sondern durch religiöse Motive 
hervorgerufen worden seien (Stammler, Wirtschaft und Recht S. 69}. Aber es klärt 
die Sachlage auch nicht genügend, wenn man, wie Stamm leu a. a. 0. selbst darlegt, 
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Und wenn neuerdings sogar ein Historiker von Fach, Lamprecht, 
dasselbe Prinzip, etwas abgeschwächt und verklausuliert und der Partei- 
färbung entkleidet, wiederholt, so ist es darum doch nicht weniger ein 
Dogma. 

Hiemach mufs die Sozialphilosophie mit ihren Kesultaten schon 
deswegen vorsichtig aufgenommen werden, weil ihre Vertreter dem me- 
thodischen Prinzip einer Induktion, durch das sie sich programm- 
gemäfs von der Metaphysik unterscheiden will, selbst zu einem grofsen 
Teil nicht treu bleiben. Aber freilich, das sind Ausschreitungen oder 
besser Reste älterer Zustände wissenschaftlicher Unreife. Es soll nicht 
behauptet werden, dafs diese Mängel nach der Natur der Sache mit der 
Sozialphilosophie verbunden sein müssen*^), und die Möglichkeit ist zu- 
zugeben, dafs besonnene, echt kritische Prüfung zu objektiven Ergeb- 
nissen führen werde. 3) 

Aber auch soweit sie sich in diesen Grenzen hält und gerade in 
solcher Begrenzung mufs eine praktische SpezialWissenschaft 
wie die Staatslehre die Geschichtsphilosophie oder Soziologie ausschalten, 
und zwar deswegen, weil sie für ihre Zwecke nichts aus ihr entnehmen 
kann. Wer die gesamte Natur- und Kulturentwicklung oder mindestens 
die letztere als ein grofses Ganzes überschauen will, bleibt in allge- 
meinen Vorstellungen stehen, welche „den Totalemdruck des geschicht- 

diese Geschichtsauffassung sei eine ^Methode^ der Betrachtung, die man als solche 
erkennen und dann als unhaltbar widerlegen müsse. Stammler thut der ganzen 
Theorie wohl zu viel Ehre an, wenn er mit dem schwersten wissenschaftlichen Ka- 
liber diese Widerlegung unternimmt. Gegen den wissenschaftlich ungebildeten, ins- 
besondere für den Anhänger einer blofsen Interessenparteipolitik bleibt die Wider- 
legung, selbst wenn er sie versteht, wirkungslos, weil er an sein Dogma glaubt 
Für den Gebildeten aber ist sie überflüssig, eben weil er erkennt, dafs es sich hier 
um Glaubenssachen handelt 

1) So wird die Situation zutreffend durch den kemhaften und gelehrten Auf- 
satz von V. Below, Historische Zeitschrift („Die neue historische Methode'') gekenn- 
zeich'iet. Völlig gerecht dürfte jedoch auch diese Kritik der Methode Lamprechts 
nicht werden. Ihr Verdienst besteht zweifellos darin, mit erdrückenden Gründen 
noch einmal abschlief send dargelegt zu haben, dafs die „historische'', d. h. enti;\ick- 
lungsgeschichtliche Betrachtungsweise nicht von Lamprecht, wie dieser es hinstellt, 
„erfunden'' worden ist, sondern bereits vor hundert Jahren von Herder, Savigny u. a. 
zum Leitprinzip aller Gesellschaftswissenschaft gemacht worden ist Trotz alledem 
wird man Lamprecht nicht bestreiten können, dafs durch die geschichtliche Be- 
trachtung der „Rationalismus'', wie er es nennt, — richtiger der Dogmatismus — nicht 
verdrängt worden ist, sondern sich fortdauernd mit der geschichtlichen Methode ver- 
mischt hat, wie es auch diese Skizze wieder darlegt (o. S. 97). Die Ironie des 
Schicksals ist nur die, dafs diese triibe Mengung von echt empirisch -geschichtiicher 
und dogmatisch -geschichtsphilosophischer Methode bei Niemand stärker hervortritt, 
als bei LA>rpREciiT selbst 

2) Wie von Dilthev, Einleitung S. 116 ff. 

3) Diese Zuversicht spricht z. B. Windelband, Geschichte der Philosophie 
(2. Aufl. 1S99) S. 511 aus. 
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liehen Weltlaufs in einer Abbreviatur wie eine Wesenheit darstellen", 
er bildet „nur einen ärmlichen und unzureichenden Ausdruck der macht- 
vollen Wirklichkeit, deren Gehalt er auszudrücken beansprucht" (Dilthey). 
Es wiederholt sich hier also genau derselbe Gedankengang, mit dessen 
Hilfe vorhin das Verhältnis der Staatslehre zur Metaphysik beurteilt 
wurde. Auch soweit die sozialphilosophischen Formeln eine Wahrheit 
bergen, sind sie doch nie im stände, damit alles einzelne konkrete Ge- 
schehen aufzulösen und zu erklären. 

Wenn insbesondere die soziologische Schule den gesellschaft- 
lichen Prozels als das Abwickeln eines notwendigen Kausalverlaufs be- 
zeichnet, so scheitert die Brauchbarkeit dieser Formel schon daran, dafs 
wir innerhalb des menschlichen Handelns der Individuen, der Gruppen, 
des Staats den kausalen Zusammenhang am einzelnen Ereignis 
nicht zu verfolgen vermögen. Erkennbar sind hier immer nur gewisse 
Verhältnisse, die als Antriebe, Motive auf das Handeln der beteiligten 
Menschen wirken. Aber nur bis zu gewissem Grade unterliegt psycho- 
logischer Beobachtung auch das Seelenleben dieser Menschen selbst, welche 
unter dem Einfluls jenes „Milieu" stehen; denn sicher berechenbar 
ist das schlielsliche Endergebnis, die entscheidende Handlung des Einzelnen, 
der Partei, des Staats, der Volksvertretung, der Volksversammlung, der 
Gesamtbevölkerung niemals. Hier lälst sich auch nicht durch einen 
Kompromifs helfen, wie durch die These, dafs das Gebiet des individuellen 
Handelns der eminenten Persönlichkeiten unter der Freiheit, das Ge- 
biet des kollektivistischen Geschehens, der sozialpsychischen Vorgänge, 
der Massenbewegungen unfrei unter dem Gesetze der Notwendigkeit stehe. 
Eine solche Auffassung, die „die geschichtliche Menschheit in zwei Teile 
zerreifst, eine kleine aristokratische Elite und die grofse dumpfe Masse, 
die sich blind von den ,gemeinsten* Motiven leiten lätst" (Meinecke), 
läfst sich schon deswegen nicht durchführen, weil man weder von 

1) Auf die erkenntuistheoretischeu Bedenken gegen diese Betrachtungsweise, die 
nach den früheren Notizen über die Entwicklung des Kausalitatsproblenis (o. S. 79. SO) 
leicht verstandlich sein dürfte, gehe ich hier nicht näher ein. Sie lassen sich dahin 
zusammenfassen, dafs die verursachende Bedeutung bestimmter sozialer Erscheinungen 
für bestimmte andere, die aus ihnen folgen, ebenso wie die entsprechende Erschei- 
nung im Staatslcbon, nicht in einer geheimnisvollen „Kraff^ des sozialen „Milieus" 
liegt, der wir diese Wirkungen zuschreiben (wie es die naive Vorstellung der Sozio- 
logen häufig ansieht), — sondern dafs sie (seit Kant) nur als eine Denkform an- 
gesehen werden kann, in welcher die menschliche Vorstellung zwei Eracheinungen 
mit einander verknüpft. S. näher darüber z. B. Stammler, Wirtschaft und Recht 
S. 360 ; V. Beix)w a. a. 0. S. 230 ff. u.a.; speziell über Herbert Spencers Methode 
vergl. Busse, Spencers Philosophie der Geschichte (Diss.) 1894. 

2) So im Anschlufs an Spe>x'er, Buckle u. a. jetzt Lamprecht an \ielen Stellen, 
insbesondere in der Zukunft Bd. 18. S. 23. — Dagegen fast einstimmiger Wider- 
spruch: Meinecke, Historische Zeitschrift 77, 262; Hintze, Ebenda 78,60; Rachfahl, 
Jahrb. für Nationalökonomie 68, 659; v. Below, Historische Zeitschrift 81, 226 ff. 
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vornherein noch hinterdrein weiTs, wer zu den eminenten Persönlich- 
keiten und wer zur Masse gehört; — vor allem aber deswegen nicht, 
weil es unrichtig ist. Auch die Massenbewegungen lassen sich nicht 
berechnen, und wenn wir uns ihre Wandlungen, Stimmungen, Leiden- 
schaften hinterdrein verständlich machen, so ist es ein Wahn, daraus 
zu folgern, daf s es nur so und nicht anders kommen konnte ; — ebenso 
wie wir die Akte der Einzelnen nur verstehen, aber weder vorher noch 
nachher berechnen können. Wenn in der Zeit MacchiaveUs die italie- 
nische Freiheitsbewegung in der spanischen Knechtschaft endete, wäh- 
rend sie im 19. Jahrhundert die Kraft bewies, den österreichischen und 
französischen EinfluXs abzuschütteln und zum Nationalstaat durchzu- 
dringen, — wo liegen die Gründe, die das als notwendig erscheinen 
liefsen, — liefs sich insbesondere im Jahre 1848, als sich Victor Ema- 
nuel vor der Härte Eadetzkys demütigte und die väterliche Krone aus 
Gnaden vom Haus Habsburg zurückempfing, berechnen, dafs derselbe 
zehn Jahre später König des geeinten Italiens sein werde? Und war 
es nach naturgesetzlicher Notwendigkeit voraus zu berechnen, dafs die 
Massen englischer Arbeiter, die bei dem Begierungsjubiläum der Königin 
von 1887 auf Trafalgar Square Kundgebungen wegen Arbeitslosigkeit 
veranstalteten, Eiesenstreiks inscenierten und das sozialistische Evan- 

9 

gelium breit traten, im Jahre 1897 für „Greater Britain'^, für englische 
Weltmachtpolitik und Imperialismus schwärmen würden? Nichts von 
alledem lälst sich erweisen. Das Individuum mag von seiner subjek- 
tiven Weltanschauung aus indeterministisch eine Freiheit des Handelns 
oder deterministisch eine kausale Notwendigkeit als metaphysisches 
Prinzip annehmen, — wissenschaftlich Heise sich auf die Einzelgescheh- 
nisse weder das eine noch das andere anwenden. Wie es Ranke und 
alle seine Schüler thaten, mufs sich der Betrachter der empirischen 
Wirklichkeit mit einer „Verflechtung von Freiheit und Notwendigkeit" 
abfinden, die er bis zu gewissem Grade analysieren, aber nicht reinlich 
scheiden kann, i) 

Und nicht anders verhält sich die Sache mit dem, was die ge- 
schichtsphilosophische Schule als letzten Zweck des gesellschaft- 
lichen Lebens feststellen zu können glaubt. Man darf von den Formeln 
Hegels, dafs der „Geist sich in der Geschichte entwickelnd zum Be- 
wulstsein seiner Freiheit komme'' oder ähnlichen älteren Formulierungen 
ganz absehen, — schon die neueren Versuche, auf diesem Wege etwas 
zu erreichen, illustrieren dies. Sie stellen das Postulat auf, dafs eine b e- 
rechtigte Zwecksetzung nur eine solche sei, die „in ihrem besonderen 
Falle einem allgemeingültigen Gesetze des Telos entspricht'', und gelangen 
von hier dazu, das formale Prinzip eines Idealzwecks zu formulieren, sei 

1) Vergl. hierüber und über Rankes Auffassung v. Belovv, Historische Zeit- 
schrift Bd. 81. S. 20S. 
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es im Anschluls an Kant die ^Gemeinschaft frei, d. h. nur nach Mals- 
gäbe des Sittengesetzes, wollender Menschen'' *), — sei es nach dem Vor- 
gang von Leibniz oder Wolf dem der menschlichen „Vervollkommnung''. 2) 
Aber es zeigt sich leicht, dafs. sich mit diesen abstrakten Formeln die 
konkreten Lebenserscheinungen weder erklären noch beurteilen lassen. 
Hinter der Gemeinschaft „frei wollender Menschen" verbirgt sich nur 
die Herrschaft der sozialen Normen, hinter der Vervollkommnung nur 
die Gesamtheit der Kulturzwecke, wie sie ja als Ordnung und als Ziel 
des sozialen Lebens nach der einfachen Beobachtung der Erfahrungswelt 
von Anfang an ins Auge gefafst werden konnten (o. S. 11). Die eigent^ 
liehe Schwierigkeit beginnt aber erst damit, diese Normen und Kultur- 
zwecke unter einander und mit der gesellschaftlichen Organisation in 
das rechte Verhältnis zu setzen, zu zeigen, wie das eine auf das andere 
einwirkt, wie der eine mit dem anderen in Einklang zu setzen ist In 
dem Bemühen und Ringen um diesen Erfolg geht die Geschichte ihren 
Gang, und aus dem Widerstreit der zahllosen Kulturzwecke der Nationen, 
Klassen, Stände, Religionsparteien, Dynastien einerseits sowie anderer- 
seits aus den Werturteilen, die alle diese verschiedenen Gruppen und 
ihre einzelnen Mitglieder in den Regeln des Verkehrslebens, des Kultus- 
lebens, der militärischen Thätigkeit u. s. w. mitbringen und gegen einander 
ausspielen, gehen die Staatskomplexe und die Verfassungsformen hervor. 
Worin förderte es die „Geraeinschaft freiwollender Menschen", wenn der 
römische Weltstaat die vier Jahrhunderte der Kaiserzeit ernstlich bestrebt 
war, die grolse Masse der kleinen Gutsbesitzer und Landwirte durch An- 
spannung der Aushebungs-, Einquartierungs-, Steuerlast herunterzudrücken, 
um die herrschende Klasse in Wohlstand und Sicherheit und im Klassen- 
interesse den Staat am Leben zu erhalten? Und wie weit ging die „Ver- 
vollkommnung", wenn der dritte Stand der Bürger und Bauern, um freie 
Hand in der wirtschaftlichen Bewegung zu bekommen, die Revolution 
siegreich durchführte, um dadurch gleichzeitig die Wurzeln der franzö- 
sischen Religiosität und des feineren aristokratischen Geisteslebens des 
Ancien Regime zu vernichten? Jene Ereignisse aber und andere 
gleicher Art sind es, die eine Politik erklären soll, deren Bedeutung sie 
ermitteln soll und mit deren Hilfe sie diese eigenen politischen Zustände 
erklären und beurteilen mufs, die darauf beruhen. 

Ohne also irgendwie über die Berechtigung eines metaphysischen 
oder eines sozialphilosophischen Studiums der Staats- und Rechtsbildung 
streiten zu wollen, mufs sie von der Staatslehre ebenso wie von der 
Rechtslehre umgangen werden, weil sie diesen für die praktischen 
Aufgaben, die sie zu lösen haben, nichts nützt. 

1) Stammler, Wirtschaft und Recht S. 573 ff. 

2) VAN Calcker, Politik als Wissenschaft 1S9S. S. 19 ff. unter ausdrücklichem 
Anschlufs an Stammler. 
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II. Methodische Grundlagen der ferneren Betrachtung. 
Es ist nach den vorangehenden Ausführungen vor allem eine möglichst 
weitgehende Bescheidenheit, zu der sich eine allgemeine Staatslehre wird 
zwingen müssen, um zu einem festen und vor allem zu einem praktisch 
verwertbaren Ergebnis zu kommen. Aber trotzdem ist wohl kaum zu 
besorgen, dafs sie auf diesem Wege der Selbstbeschränkung beim Skepti- 
cismus anlange, — dafs ihr statt der Erkenntnis einer gesetzmälsigen 
Entwicklung des Staatslebens und einer objektiven Kritik der politischen 
Einrichtungen allein übrig bleiben werde, in beiden nur die Verkörperung 
oder die Erzeugnisse eines ziellosen Wirbels zu konstatieren. Davon 
kann keine Rede sein, dafs die Weltgeschichte dem Beschauer nur ein 
„zufälliges Durcheinanderstürmen , Cbereinanderherfallen der Staaten 
und Völker'' (Ranke) oder ein ebenso planloses Ringen der Stände, 
Rassen, Religionsgruppen innerhalb des Staats vor Augen stellt, dafs die 
Bilder aller dieser Konflikte und Neuorganisationen, der kriegerischen und 
friedlichen Auseinandersetzungen, welche die Hauptmomente des Staats- 
lebens darstellen, aufeinanderfolgten wie die Bilder beim Schütteln des 
Kaleidoskops. Im Gegenteil, auch die empirisch vorgehende Spezial- 
wissenschaft hat die Möglichkeit, eine gewisse Gesetzmäfsigkeit 
innerhalb des politischen Lebens festzustellen, — ja, gerade sie kann 
das gesetzmäfsig Wiederkehrende bequemer und exakter nachweisen als 
die philosophische Betrachtung. 

Allerdings streitet man neuerdings auch darüber, ob das geschieht 
liehe Leben einer nomothetisch verfahrenden, allgemeingültige Gesetze 
aufsuchenden Betrachtung zugänglich sei. Es soll gerade darin das 
unterscheidende zwischen Naturwissenschaft und Geschichts- 
wissenschaft beruhen, dafs nur jene nomothetisch vorgehe, wäh- 
rend die Geschichte im Gegenteil gemäfs dem Wesen ihres Objekts be- 
strebt sein müsse, die Einzelgeschehnisse des menschlichen Kulturkreises 
in ihren individuellen Verschiedenheiten festzustellen, einer ^id io gra- 
phisch en'^ Methode zu folgen. ^ Aber dieser Streit kann für die 
Staatslehre auf sich beruhen. Ganz abgesehen davon, dafs sie an Natür- 
vorgänge und an geschichtliche Vorgänge zugleich anknüpfen mufs 
(vergl. 0. S. 7), zeigt sich die Unzulänglichkeit jenes logischen Schemas 
schon darin, dafs sich die Staatslehre doch weder in Naturwissenschaft 
noch in Geschiclite auflöst, sondern ihrem eigenen praktischen 
Ziele zustrebt 

Es bleibt zu bedenken, dafs die Staatslehre sich ebenso wie die 
Rechtslehre nur für die auf Dauer berechneten Einrichtungen der ge- 
schichtlichen Nationen interessiert Sie beschäftigt sich nicht mit den 

1) Vergl. darüber Simmel, Die Probleme der Geflchichtsphilosophie 1 892 ; Windel- 
BAifD, (jeschiehte und NaUirwissenschaft 1894; Kickert, Kulturwissenschaft und 
Naturwissenschaft 1S99; Beix)w a. a. 0. und die dort angegebene Litteratur. 
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vorübergehenden Schicksalen eines Volks, noch weniger mit den hervor- 
ragenden Persönlichkeiten^ die handelnd oder leidend den Mittelpunkt 
der nationalen Ereignisse bilden; sondern die Staatslehre fragt , wie die 
Volks- und Gebietskomplexe sich zusammengeschlossen haben, in deren 
Umkreis und Austausch sich das geschichtliche Leben abspielt, — 
welche Regierung, welches Beamtentum, welche gemeinsamen Aufgaben 
sich die staatsbildenden Nationen geschaffen haben, und durch welche 
Rechtssätze sie das Verhältnis der am Staatsleben Beteiligten geregelt 
haben. Immer sind es also die historischen Dauerzustände, welche das 
Objekt der politischen Wissenschaft ausmachen, — das was innerhalb 
längerer Zeiträume über dem Wechsel der Generationen und Völker 
steht und vom Standpunkt der Individuen, Familien, Bevölkerungs- 
gmppen aus gesehen, das bleibende Charakteristikum, in diesem Sinn 
das Gesetzmäfsige, darstellt Vor allem aber sind nun auch im Ver- 
hältnis der verschiedenen Zeitalter und Völker die Kräfte, die 
auf die Ausbildung der Staaten selbst, ihrer Einrichtungen und Veran- 
staltungen einwirken, bis zu gewissem Grad typischer Natur. Immer 
gleich bleiben sich die Naturfaktoren, die auf die Abgrenzung der 
Staaten, auf die Bedürfnisse und damit auf die Aufgaben und Insti- 
tutionen der Staatsvölker einwirken, — die Eigenart der Tiefebene und 
des Hochgebirgslands, der Flufsthäler und der Küstengliederung. Immer 
gleich bleiben sich aber auch bei Barbaren und Kulturvölkern, bei 
Europäern und Asiaten, bei aufblühenden oder absteigenden Nationen 
die Triebfedern des menschlichen Handelns, die körperlichen und 
seelischen Anlagen der Menschen und die Bedürfnisse, die durch sie 
hervorgerufen werden. Machtbegierde und Genufssucht, Egoismus und 
Menschenliebe, religiöse Begeisterung und Drang nach Unabhängigkeit 
bilden konstante Gröfsen im Innenleben der Einzelnen wie mittelbar in 
dem der Völker oder Volksgruppen, ebenso, wie sich die Begehrlichkeit 
zweier Nationen nach dem gleichen Gebiet, die Konkurrenz um die 
Beherrschung des Seehandels in bestimmten Zonen, der Machtkampf 
zwischen Priestertum und weltlichem Beamtentum immer von neuem 
praktisch bethätigen« Mit diesem Typischen und Wiederkehrenden kreuzt 
sich nun allerdings das Individuelle. Auf das politische Leben wirkt 
auch die politische Einzelpersönlichkeit und die immer neue Parteibildung 
ein, der ursprüngliche oder erworbene Rassencharakter des Volks und 
die Eigenart des Gebiets, auf dem sich der Staat erhebt, endlich und 
vor allem die immer neue Kombination der äufseren und inneren Ver- 
wicklungen, der politischen Ereignisse. Aber man kann doch sagen, 
dafs sich das Neue jeder Epoche „im Grunde aus Variationen alter 
Themata zusammensetzt, welche in ihrem Fortgang zu neuen Ver- 
bindungen und Modifikationen konstante Regelmäfsigkeiten hervortreten 
lassen, einem Musikstück ähnlich, das an gewissen Grundmotiven fest- 
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hält und in der Entwicklung desselben den Anforderungen einer musi- 
kalischen Logik und Gesetzmäfsigkeit gerecht wird'' (Adolf Merkel). 
Und die Grenze zwischen Gesetzmäfsigem und Individuellem läfst sich 
nicht von vornherein bestimmen. Im Gegenteil stellt sieh jetzt gerade 
das als Hauptaufgabe der Staatslehre heraus, beides im Hinblick auf 
die verschiedenen Probleme der Politik zu sondern, — festzustellen, 
inwieweit teils das eine, teils das andere auf die praktische Organisation 
und Regelung des Staats einwirkt. Wenn es sich beispielsweise um die 
Frage handelt, wie ein Staat moderner Civilisation seine Justiz- und 
Verwaltungsbehörden einrichten soll, so wäre es vielleicht denkbar, aus 
der Erfahrung das Gesetz abzuleiten, dafs ein Staat in um so gröfserem 
Umfang eines technisch geübten spezialisierten Berufsbeamtentums be- 
darf, je gröfser er ist, je mehr sich also seine staatlichen Funktionen kom- 
plizieren, verzweigen, massenhafter gestalten: die Kantone und die Eid- 
genossenschaft der kleinen Schweiz kommen mit einem geringeren Auf- 
wand an Berufsbeamten aus, als Deutschland und l!>ankreich und als 
auf die Dauer auch England. Fragt sich aber weiter, ob diese Bureau- 
kratie mit viel oder wenig Machtbefugnis ausgestattet werden soll, so 
wird sich das darnach richten, ob der staatliche Aufgabenkreis ein grofser 
oder beschränkter ist, ob also die Bürger bei ihrer Lebensgestaltung in 
gröfserem oder geringerem Umfang von den Beamten abhängig sind, 
und ferner davon, ob das Volk seiner Eigenart nach sehr empfindlich 
und kritisch gegen Beschränkungen ist, oder ob es sich willig neuerer 
auf serer Autorität unterordnet; diese Fragen aber lassen sich nur aus der 
individuellen Gestaltung und dem Entwicklungsgang eines Volkslebens be- 
stimmen. Mit einem Worte, die „Gesetze", die die Politik zu gewinnen 
hat, sind die Regeln der praktisch-politischen Erfahrung. Und 
zwar liegen nach allem früher Gesagten darin schon die beiden Gegen- 
stände, deren gesetzmäfsige Wiederkehr die Politik aufsucht, — die 
Zwecke, auf welche sich erfahrungsgemäfs immer wieder das plan- 
mäfsige Handeln der einzelnen Menschen, Parteien, Völker richtet, und 
die Regeln im engeren Sinne, d. h. die Rechtsnormen, die inner- 
halb des Staatslebens immer wieder das Handeln der verschiedenen 
Interessengruppen im Verhältnis zu einander bestimmt haben, i) 

Freilich, die Schranken, die durch den Umfang des erfahrungs- 

1) Uienach kann also eine schroffe Ablehnung, alles gesetzmäfsigen P'est- 
stellens, wie sie z. B. bei v. Below a. a. 0. hervortritt, von vornherein nur insoweit 
Zustimmung finden, als sie sich gegen ein allgemeingültiges dogmatisches 
Prinzip der Gesetzmäfsigkeit verwahrt, welches, wie von Lamprecht, a priori zur 
Richtschnur der Forechung gemacht wird (darüber vergl. o. S. 106). Man wird wohl 
sagen können: Gesetzmäfsigkeiten im historischen, speziell im politischen Leben 
gelten insoweit, als sie sich aus der Erfahrung am einzelnen Problem er- 
weisen lassen, und es ist deshalb ziemlich nutzlos, über die Frage als eine allgemeine 
Methodefrage zu diskutieren. Die folgende Darstellung mufs das Weitere ergeben. 
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mäfsig Erkennbaren gezogen wurden, dürfen nicht überschritten werden, 
wenn die Staatslehre nicht wieder in die soeben sorgsam von ihr ab- 
gesonderte Sozialphilosophie hinüber fallen soll. Alles, was sich an ge- 
setzmälsigem Verlauf des politischen Lebens erfassen läfst, ist doch nur 
die eine, unvollständige Seite des Verlaufs, — die andere bildet das zum 
voraus nicht Berechenbare, die wechselnden Zweckbestrebungen und Wert- 
urteile der Einzelmenschen, Gruppen und Völker. Man mag z. B. die Er- 
fahrungsregel formulieren, dafs Völker, die von einem auswärtigen Eroberer 
bedroht sind, um ihre Selbständigkeit zu retten, von ihrer politischen 
Freiheit zu opfern pflegen. Aber ob dieses Gesetz im Einzelfalle wirksam 
wird, hängt davon ab, ob sich ein Volk diese Erfahrung zu nutze macht, 
und dies ist bis zum entscheidenden Augenblick ungewifs: es ist eben- 
sowohl möglich, dafs es auf seinem Freiheitsdrang beharrt und aus Mangel 
an fester Disziplin untergeht Ganz besonders trifft dies die Verwertung 
des Entwicklungsbegriffs. Ein bestimmtes Kulturbedürfnis, das Gene- 
rationen lang eine soziale Gruppe beherrscht hat, kann dieselbe in be- 
stimmter Richtung vorwärts getrieben haben, aber jeden Tag können 
neue Ereignisse eintreten, die die Richtung ändern oder in ihr Gegenteil 
verkehren. *) Und endlich mufs man die allergröfste Vorsicht da walten 
lassen, wo man glaubt, aus der Gesamtentwicklung eine einheit- 
liche, beherrschende Entwicklung herauslesen zu können. 2) 

Die Wichtigkeit der Leitsätze, durch die wir so den Ausgangspunkt 
für die folgende Betrachtung des eigentlichen Gegenstandes feststellen, 
erweist bereits, wie notwendig es ist, sich mit der älteren Doktrin in 
Fühlung zu halten. Mit ihrer Hilfe allein konnten wir diese methodo- 
logische Grundlage gewinnen. Es mufs jedoch beim Abschlufs 
der einleitenden Untersuchungen betont werden, dafs sich hierin der Wert 
der Dogmengeschichte nicht erschöpft. Sie liefert auch für den Inhalt 
der folgenden Darstellung in einem wichtigen Punkte Material. 

Es wird nämlich, auch wenn man nur flüchtig die staatsphilosophischen 

1) Man denke z. B. an die ursprüngliche Tendenz de» erobernden römisclien 
Gemeinwesen», die eroberten italienisclien Gebiete für Ackerbaukolonien nutzbar zu 
machen, die sich seit den Punischen Kriegen in die Tendenz umwandelt, die Erobe- 
rungen für die spekulierenden Grofskapitalisten auszubeuten. Hier vollziehen sich 
also unter dem Schein der einheitlichen Evolution eines nationalen Eroberungsdranges 
zwei Entwicklungen, deren Träger ganz verschiedene soziale Gruppen sind. 

2) Thatsächhch wird man nach allen Erörterungen des Textes berechtigt sein, 
es wie Below a. a. 0. unbegreiflich zu finden, wenn heute noch ein Historiker, wie 
Lamprkcht, behaupten kann, dafs der Entwicklungsgedanke, die „genetische" Be- 
trachtungsweise, nicht hinreichend berücksichtigt werde. Im Gegenteil, unsere Wissen- 
schaft krankt eher an einem Zuviel des Entwicklungsbegriffs, — nämlich eben inso- 
weit, als sie sich bestrebt, eine einzige Entwicklung nach einheitlichem Prinzip 
nachzuweisen. Das, was wir jetzt brauchen, ist nicht stärkere Betonung der Ent- 
wicklungsidee, sondern Beschränkung der p]ntwicklungsidee auf die Erfahrungswelt. 

Schmidt, Staatslehre. S 
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Systeme mit der Zeitperiode ihrer Entstehung vergleicht, ohne weiteres 
klar, da[s ein wechselseitiger Znsammenhang zwischen den praktisch- 
politischen Institutionen der Zeit und der Genesis der Doktrinen fort und 
fort besteht. Zunächst ist es der Wunsch nach praktischen Neuerungen 
und Verbesserungen oder der Wunsch nach weiterer und konsequenterer 
Ausbildung schon vorhandener Gebilde, welcher fast in allen epoche- 
machenden Schöpfungen der Doktrin den Leitgedanken hervorgerufen hat. 
Das Lehrgebäude enthält deshalb leicht unausgesprochen ein Idealbild 
des Verfassungszustands, der dem Gelehrten vorschwebt, bezw. eine Kritik 
der Schwächen und Mängel des bestehenden Kechtszustands. Wie an der 
Herkunft der Lehren von Piaton und Zenon, an den Abwandlungen der 
mittelalterlich -scholastischen Doktrinen, so läfst sich dies an den Philo- 
sophemen der neueren Zeit verfolgen. So steht Hobbes mit seiner Apo- 
theose des „Leviathan'' unter dem Eindruck der revolutionären Stürme in 
England (S. 61); er empfiehlt in ihr die Wiederherstellung einer starken 
Staatsgewalt, wie sie in der Militärdiktatur Cromwells und schliefslich in 
der Restauration der Stuarts zur Thatsache wurde. Wenn dann die Natur- 
rechtstheorie Lockes im Gegensatz zu Hobbes den Staat nicht als Quelle 
des Rechts anerkennt, sondern den Staat unter das Recht stellt (S. 65). 
so verherrlicht er damit den parlamentarischen Verfassungsstaat, den 
das Volk durch Vertreibung Jakobs IL aus eigener Kraft aufgerichtet. 
Rousseaus eigenartiges System rügt die soziale Ungleichheit zwischen 
den Begüterten und den Armen und zugleich die rechtliche Ungleichheit 
zwischen dem Volk und den ^Privilegierten'', die das Ancien Regime zu 
überbrücken sich auf ser stände gezeigt hatte (S. 70). Und Kan^ auf dessen 
energische Erfassung des Pflichtgedankens die strenge Beamtenmonarchie 
Friedrichs des Grofsen unwillkürlich ihren Einflufs geübt hatte 0, nimmt 
doch andererseits mit der Forderung, bei den Aufgaben des Staats die 
äufsere und innere Sicherung des Bürgers zu betonen, Stellung gegen 
die krankhafte Expansion der Aufgaben des friedericianischen Polizei- 
staats und dessen Einmischungen in die Bewegungssphäre des Individuums. 
Ist so auf der einen Seite die Doktrin von den praktischen Zuständen 
und ihren Reformen abhängig, so hat das Verhältnis naturgemäfs zur 
Kehrseite eine entsprechende Abhängigkeit der Verfassungszustände von 
der Doktrin. Die theoretische Staatslehre formuliert, wie eben gezeigt, 
die politischen Bedürfnisse des Zeitalters. Sie erhält zu einem wesent- 
lichen Teil ihren Anstofs gerade durch das Bestreben, für jene Bedürf- 
nisse eine tiefere Begründung, eine logische Ableitung aus allgemein 
anerkannten oder objektiv beweisbaren Sätzen zu finden und dadurch 
den Vertretern des Neuen oder des Alten eine erhöhte Autorität, einen 
verstärkten Rückhalt zu sichern. Unter diesen Umständen aber ver- 

1) Über die Abhängigkeit der Ethik von den sozialen Zuständen und Vorgängen 
vgl.WüNDT, Zusammenhang der Philosophie mit der Zeitgeschichte (Rektoratsrede 1881»). 
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flechten sich praktisches Programm und theoretische Begründung so 
eng mit einander, dafs erfahrungsgemäls auch das Lehrsystem einen 
starken Einflufs auf die praktischen Mafsnahmen gewinnen kann. Der 
Glaube an die Richtigkeit der staatsrechtlichen Doktrin wird zur festen 
l""berzeugung, und viele setzen ihre Kraft für die Durchführung der 
praktischen Mafsnahmen ein, nur deswegen oder hauptsächlich des- 
wegen, weil sie das Lehrsystem für richtig halten, aus dem jene sich 
anscheinend als logische Folgenmg ergiebt. *) Freihch haben nicht alle 
staatsphilosophischen Schöpfungen solchen Einflufs ausgeübt, sowie sie 
auch nicht durchweg dem Bedürfnis ihn zu gewinnen entsprungen sind: 
Piatons Republik war nur die Verherrlichung eines schon dem Verfall 
geweihten Gesellschaftsbaus, und auch die Staatslehre der romantischen 
Periode des 19. Jahrhunderts, wie die Hallers (S. 95 Anm. 2), erwuchs 
gröfstenteils aus liebevollen Reminiscenzen an die unwiederbringlich ge- 
stürzten Formen des mittelalterlichen Lehnstaats. Aber der Regel nach 
ist der Staatsphilosoph zugleich mehr oder minder unbewufst ein Stück 
Parteipolitiker, — Doktrinen wie Parteien hängen gemeinsam von den 
realen Interessen und Wünschen ab, die auf eine Änderung der verfassungs- 
oder wirtschaftspolitischen oder religiösen Institutionen hindrängen. 2) 

Ist aber dies die Bedeutung der politischen Doktrinen, — stellen sie 
sich mindestens nach ihrer einen Seite und in dem Stadium einer naiven 
^dogmatischen^ Entwicklung als ein fortlaufender Versuch dar, das 
politische Leben, so wie es sich im Kopf des systematischen Denkers 
spiegelt, auf eine möglichst einfache Formel zu reduzieren, so darf aus 
dem Entwicklungsgang der Doktrin auch ein Rückschlufs gezogen 

1) Auf die Abhängigkeit der verschiedenen, ihre praktischen Zwecke verfol- 
genden Volksgruppen, der ^Parteien-, von der Doktrin ist zurückzukommen (vergl. 
u. § 27). Einstweilen vergl. hierüber besondere Adolf Merkel, Fragmente zur Sozial- 
wissenschaft 189S. S. 25 ff. Die Beleuchtung des hier zunächst interessierenden um- 
gekehrten Abhängigkeitsverhältnisses (die Abhimgigkeit einer Lehre von den poli- 
tischen Vorgängen) fehlt in der unvollendeten, nach dem Tode des Verfassere 
herausgegebenen Schrift. 

2) Wenn trotz dieser Erkenntnis bei der vorausgehenden Dogmengeschichte der 
alteren Staatslehre von den Zusammenhängen der Doktrin mit den politischen Ver- 
hältnissen ganz abstrahiert wurde, so wurde dies Verfahren mit Rücksicht auf die Ziele 
einer Staati^^lehre schon oben (S. 35) gerechtfertigt. Eine Geschichte der Philosophie 
wird natürlich auch die staatsphilosophischen Systeme „im Zusammenhang mit der 
allgemeinen Kultur* schildern müssen, wie dies Windelbands (ieschichte der neueren 
Philosophie (vergl. oben S. 35) ausgesprochenermafsen als ihre methodische Aufgabe be- 
trachtet und durchführt, — ebenso eine Geschichte der Rechtswissenschaft und speziell 
der Staatsrechtswissenschaft, wie die von STiNTziNG-LANDSBERci und von Rehm 
(vergl. o. S. 34). Eine praktische Staatslehre wird dagegen notwendig umgekehrt 
vorgehen müssen. Sie wird an den geeigneten Punkten den Einflufs der Doktrin 
auf die politischen Einrichtungen hervorheben müssen (hierüber vergl. Teil II dieses 
Werks), und um das zu können, wird sie orientierend den rein theoretischen Verlauf 
der Entwicklung dieser Doktrin, wie geschehen, voranstellen müssen. 
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>verden auf das politische Leben selbst. liels sich in jenem Verlauf eine 
stetig fortschreitende Erklärung der theoretischen Erkenntnis verfolgen, 
wie es im Vorstehenden dargelegt wurde, so giebt dies von vornherein 
eine gewisse Gewähr dafür, dafs das Unternehmen nicht aussichtslos ist, 
auch das historische Leben der Staaten innerhalb bestimmter Zeiträume als 
einen in bestimmter Richtung sich vervollkommnenden Prozefs zu erfassen. 



2. Kapitel. Bedingungen, Aufgaben und Wesen des Staats. 
§ 1 4. Die Herkunft des Staats und die Entstehungsbedinsrnngen der Staaten. 

Herbert Spencer, Prinzipien der Soziologie, deutsch von Vetter. Bd. 1. S. 1 S5. 
3, 277 ff. — Morgan, Ancient society. 1878. — Eduard Meyer, Geschichte des Alter- 
tums. 1884. S. 6 ff. — Starcke, Die primitive Familie. 1SS8. — Grosse, Die Formen 
der Familie und die Formen der Wirtschaft 1896. — Hintze, in Schmollers Jahr- 
buch. 1897. S. 776 ff. — Schmoller, Die Urgeschichte der Familie, Mutter- und Gentil- 
verfassung, ebenda 1897. S. 1 ff . — Rehm, Allgemeine Staatslehre. 1899. S. 268 ff. 

I. Die Frage nach der „Entstehung des Staats'^. Die 
methodologische Klärung der Ziele und Erkenntnismittel einer allgemeinen 
Lehre übt von vornherein ihren Einfluls auf die Problemstellung, mit deren 
Hilfe die Untersuchung in das Wesen des Staats einzudringen hat Von jeher 
war die Wissenschaft darin einig, dafs sich das Wesen des Staats nur dann 
bestimmen lasse, wenn zuvor seine Entstehung und seine Aufgaben 
— die Ursachen seiner Existenz und die Wirkungen seiner Existenz — 
bestimmt seien. Aber das Resultat der bisherigen Prüfung mufste ein 
schwankendes sein, solange man sich hierunter, und zwar zunächst unter 
der gesuchten Entstehung des Staats etwas Verschiedenes denken konnte 
und thatsächlich dachte, und gerade diese Unklarheit setzte sich in der 
Doktrin bis in ihre neueren Phasen fort Die letztere bewegte sich mehr 
oder minder unbewufst in einer doppelten Verwechslung. Sie vermischte 
einmal die metaphysische Frage nach der Herkunft der Staatsidee als eine 
das sinnliche Dasein bestimmende Vemunftidee mit der historischen Frage 
nach der Entstehung des Staats in der Erfahrungswelt Hierbei aber ver- 
mischte sie wiederum die Frage, wo und in welcher Weise der Staat als 
Gattungserscheinung auf unserem Planeten zuerst auftaucht, mit der 
Frage nach der notwendigen oder regelmäfsigen Entstehung der einzelnen 
Staaten, bezw. eines einzelnen Staats, stellte also auch die historische 
Frage wieder in doppeltem Sinn. Unter dem Zwange dieser Verwechs- 
lung bew^egte sich vor allem der Streit, ob der Staat organisch oder 
mechanisch entstanden, ob er von selbst geworden oder von Menschen 
gemacht worden sei. Während z. B. der Urheber der Theorie organischer 
Staatsentstehung, Aristoteles, bei dem natürlichen Werden des Staats an 
das Gemeinwesen der Erfahrungswelt dachte,, schwebte Schelling oder 
Comte eine naturphilosophisch -metaphysische Idee vor. Und während 
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die Sophisten oder Locke bei dem Staatsvertrag an eine reale Verein- 
bamng sinnlicher Menschen glaubten (vergl. u. S. 137), wollten Rousseau 
und Kant, indem sie sich auf einen Staatsvertrag beriefen, nur die „regu- 
lative Idee'' des Staats als eines rechtlichen Verhältnisses der Bürger unter 
einander und zwischen Bürgern und Staatsgewalt kennzeichnen. 

Die neuere Staatslehre macht sich von der spekulativen Betrach- 
tungsweise los, läfst die metaphysische Frage nach der Staatsidee bei 
Seite und beschränkt sich auf die Erfahrungswelt. Gleichwohl wirkt doch 
die frühere Diskussion insoweit nach, als die Hauptfrage auch jetzt meist 
noch in der Frage gesehen wird, wie der Staat überhaupt in die 
Welt gekommen sei. 

In dieser Hinsicht kann jedenfalls soviel als unbestritten angesehen 
werden, dafs die Vorstellung eines ausdrücklichen oder stillschweigenden 
Vertrags der einzelnen Individuen wesenlos ist Ein solcher würde vor 
seinem Zustandekommen einen Zustand der Staatenlosigkeit oder genauer 
eifien Zustand völliger individueller Isoliertheit voraussetzen, und diese 
Annahme, soweit sie, wie von Locke, als historische Vorstellung aufge- 
nommen wurde, ist mindestens seit Hume als unbewiesen und unbeweisbar 
erkannt. Im Gegensatz hierzu bildet die aristotelische Charakteristik des 
Menschen als eines ftohriKÖv ^cjov (pvaei die an Präcision nicht zu über- 
bietende Formulierung des Sachverhalts, der den Ausgang der Betrach- 
tung bilden mufs. Der Mensch ist von Natur ein soziales oder Verbands- 
wesen. Hält man das entscheidende Merkmal eines Verbands fest, näm- 
lich das Zusammenarbeiten mehrerer Menschen mit vereinigten Kräften 
im Dienst gemeinsamer Zwecke der Ernährung oder des Schutzes gegen 
Tiere oder Feinde unter Leitung eines beherrschenden Organs oder durch 
dessen Thätigkeit, so ist ein solcher Verband in primitivster Form etwas 
schlechthin Gegebenes : mindestens in das Verhältnis zur Mutter treten die 
Menschen unmittelbar durch ihre natürliche Entstehung. Will man also 
unter „organischer" Entstehung nur die begreifen, die „natürlich''', durch 
Abwicklung des Naturlaufs und ohne zweckverfolgende Thätigkeit des 
Menschen zu stände kommt, so mufs man zweifellos sagen, dafs die 
menschlichen Verbände „organisch" entstehen. Dahingestellt einstweilen, 
ob in den Naturvorgängen die einzige Bedingung dafür liegt, sind sie 
jedenfalls eine nicht wegzudenkende Bedingung. Das ist aber auch 
alles, was sich aussagen läfst. Macht man nunmehr den weiteren Versuch, 
sich den Hergang dieser ältesten Gruppenbildungen in greifbarer Weise 
vorzustellen, so sind der konstruktiven Kunst sehr rasch Grenzen gesetzt. 
Teils derRückschlufs aus den Resten, die sich bei historischen Kidturvölkern 
aus deren Urzeit vorfinden, teils die Erforschung und Vergleichung der noch 
jetzt bekannten oder früheren Reisenden bekannt gewordenen Zustände von 

1) Hiennit soll vorläufig nichts über die Natur des Staats als eines ^Organismus"^ 
ausgesagt sein (vergl. darüber u. § IS, 1.). 
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Naturvölkern ergeben mit Deutlichkeit eine ganze Keihe von Verbands- 
formen, die sämtlich als aulserordentlich alt erscheinen, und von denen 
nicht ohne weiteres klar ist, welches die ältesten sind. Diese Forschungen 
zeigen uns als Fonnen primitiven Verbandslebens nebeneinander die Kl ein - 
oder Sonderfamilie, die nur aus zwei Generationen — Eltern und Kin- 
dern — sich zusammensetzt, und daneben die Grofsfamilie, die im 
Rahmen desselben Haushalts auch noch die Frauen und Kinder der Söhne, 
eventuell die Frauen und Kinder der Enkel umfafst. Die Völkergeschichte 
kennt aber wiederkehrend über der Familie auch den weiteren Verband 
der Sippe oder des Geschlechts, der — ebenfalls auf dem Bewuf st- 
sein der Blutsverwandtschaft beruhend — nicht nur die Ascendenten und 
Descendenten, sondern die Menschen auch mit Seitenverwandten gemein- 
samer Abstammung von gleicher Mutter oder gleichem Vater zu einer 
" Einheit mit praktischen Wirkungen zusammenschliefst. Alle diese Formen 
erhalten aber eine erhöhte Variabilität dadurch, dafs sie sich nach dem 
Prinzip der Vaterfolge oder der Mutterfolge bilden können. Schon 
in der Familie kann sich die Verwandtschaft der Kinder besonders im 
Erbrecht nur auf die Mutter, deren Eltern und Geschwister erstrecken, 
ja, eventuell entwickelt sich dieses „Mutterrecht" zur Form der Mutter- 
herrschaft, des Matriarchats im Hause, obwohl die Mutterfolge an sich 
sehr wohl mit einer Herrschaft des Vaters über die Kinder verbunden 
sein kann. Und endhch kann auch die Sippe als Vater- oder als Mutter- 
sippe gestaltet sein. Über allen diesen vielgestaltigen Formen kann sich 
dann der „Stamm" des nomadisierenden oder sefshaften Volks als eine 
Zusammenfassung vieler Klein-, Grofsfamilien, Sippen erheben, und der 
Stamm kann sich wieder in Unterabteilungen, „Horden", zersplittern. i) 
Manche Gelehrte haben sich nun zugetraut, alle diese Verbands- 
formen in eine feste Reihe niederer und höherer Entwicklungsformen 
einordnen zu können, und infolgedessen hat sich ein Streit darüber ent- 
sponnen, welche Formen den Anspruch auf die gröfsere Primitivität und auf 
das höhere Alter machen dürfen. Man streitet zunächst, ob innerhalb des 
engeren Verwandtschaftskreises die Mutterfolge oder die Vaterfolge älter 
sei, ob die Kinder gemäfs des Mutterrechts ursprünglich nur zur Mutter 
in ein Verhältnis dauernder Lebensgemeinschaft getreten seien, oder so- 
fort mit der Mutter in ein solches zum Vater, — und hierbei bleibt wieder 
zweifelhaft, ob bei dieser Familienverbindung die Kleinfamilie oder die 
Grofsfamilie das Ursprünglichere war. Hiermit hängt aber auch bereits 
die weitere Frage zusammen, ob die gröfseren Gruppen — Geschlecht 
(Sippe), Horde, Stamm — sich als unter einander gegensätzliche Ein- 
heiten schon fühlten, ehe innerhalb derselben sich engere Familiengruppen 
sonderten, oder ob die Familien, erst allmählich sich erweiternd, einen 

1) Die genaueste Terminologie dieser Begriffe vergl. bei Gros^^e a. a. 0. S. 6 ff. 
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Sippenverband oder Stanimesverband aus sich zusammensetzten. War 
das älteste Familienverhältnis auf die Mutter g^egründet, so lag es näher, 
die Entstehung der Vaterfamilie erst nach Entstehung der gröfseren Ge- 
schlechtsverbände oder Stämme anzunehmen, — ging man von der Vater- 
familie aus, so mochte das Umgekehrte wahrscheinlicher sein. Aber 
dabei mufste wieder mit der doppelten Möglichkeit gerechnet werden, dafs 
zunächst die auf Verwandtschaftsbewufstsein gegründeten Sippen oder 
zunächst die weiteren, ihrer Verwandtschaft nicht bewufsten Stämme vor- 
handen waren. Unter all diesen Kombinationen machte sich eine Zeit 
lang die anscheinend einfachste herrschend, dafs die gesamte Entwicklung 
von dem „Mutterrechtszustand^ als dem niedersten ausgegangen sei, sich 
allmählich bis zum Stamm und schliefslich durch dessen Sefshaftwerden 
zum Staat fortgesetzt habe.^) 

In Wahrheit erheben sich diese sämtlichen Versuche einer festen Re- 
konstruktion nicht über den Bang einer Hypothese und noch dazu einer 
methodisch haltlosen. Sie schlagen, welche Richtung sie auch wählen, 
sämtlich die Ausdehnung des Gebiets zu gering an, auf welchem über- 
haupt eine menschliche Entwicklung stattfindet, und vor allem die Aus- 
dehnung des Zeitraums der vorgeschichtlichen Menschheitsentwicklung. 
Sie unterschätzen also weit die unabsehbare Zahl mögUcher Variationen, 
die für jene Entwicklung in Anschlag gebracht werden mufs.^) Schon 
zwischen nahe verwandten Species der gleichen Tiergattung — z. B 
zwischen den verschiedenen Arten der Menschenaffen — bestehen un- 
gemeine Verschiedenheiten der Lebensweise und demgemäfs der Gruppie- 
rung. Um so mehr mufs bei den frühesten Schicksalen der menschlichen 
Gattung mit ganz aufserordentlich zahlreichen Artgegensätzen gerechnet 
werden. Das Problem wird also schon dadurch in unzulässiger Weise 
vereinfacht, dafs für alle Menschengruppen gemeinsam die Frage auf- 
geworfen wird, ob die Familie älter sei als die Horde oder die Horde 
älter als die Familie. Schon der Versuch, diese Grundfrage für alle 
Menschen allgemeingültig zu beantworten, ist willkürlich, und noch will- 
kürlicher ist es, auf der Basis der einen oder anderen hypothetischen 
Annahme ein Schema der Entwicklung der Horde zu konstruieren, das 
für sämtliche Rassen und Rassengruppen durchlaufen worden sein solL^) 

1) So stellt es auch noch Rehm (Staatelehre S. 268 ff.) dai*; vergl. auch z. B. 
Zallinger, Formalismus im altdeutechen Privatrecht 1898. S. 22. 

2) Gegenüber der dilettantisch vereinfachenden und schabionisierenden Dar- 
stellungsweise, wie sie vor allem durch Morgan in die Mode kam, ist eine besonnene 
methodische Individualisierung besonders von Starcke (Primitive Familie 1888) und 
neuerlicli durch die exakte Untersuchung Ernst Grosses (Formen der Familie 1896) 
gefordert worden. 

3) Dies wird vor allem unwahrscheinlich durch den von Grosse in weitem Umfang 
glaubhaft gemachten Zusammenbang der Familienformen mit den ältesten Wirt- 
schaftsformen. Die Erfahrung weist darauf hin und die Natur der Sache bestätigt es, 
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Denn erweisen lälst sich das gerade für unsere wichtigsten Kulturvölker^ 
für Semiten und Arier, nicht, — nicht nur nicht, wenn wir die histo- 
risch ältesten Entwicklungsstufen zu Rate ziehen, sondern nicht einmal, 
wenn wir von den bekannten auf die zunächst älteren zurückschliefsen. 
Insbesondere die mutterrechtliche Organisation, die in der schema- 
tischen Reihe der sozialen Entwicklungsfomien eine so wichtige Rolle 
spielt, erscheint für die kühlere Prüfung mehr und mehr als ein höchst 
unzuverlässiger Anhaltspunkt. Mindestens was die indoeuropäischen Ge- 
schwistervölker angeht, so kann es schon jetzt als erwiesen angesehen 
werden, dafs bei keinem derselben auch nur der kleinste Rest des Mutter- 
rechts auffindbar ist.^ Im Gegenteil besteht bereits in den ältesten uns 
erschliefsbaren Zuständen arischer Nationen überall väterliche Gewalt 
über die Kinder, Erbgang an die väterlichen Verwandten, ja sogar ein 
eheliches Verhältnis, das sich durch Scheidung von Hauptfrau und 
Nebenfrauen der Monogamie stark annähert, um bald in sie überzu- 
gehen. Läfst sich aber bis zur Zeit des ersten Auftretens der Griechen 
am Agäischen Meer im Beginn des 2. Jahrtausends und der Hindu in 
den indischen Stromthälem im 4. Jahrtausend nichts anderes entdecken, 
so ist es müfsige Kombination, für das Jahr Zehntausend oder Zwanzig- 
tausend vor Christus etwas anderes behaupten zu wollen und insbeson- 
dere zu behaupten, dafs es damals bei den Voreltern der indoeuropäischen 
Stämme genau so ausgesehen habe müsse, wie bei den Feuerländem 
oder den Zwergnegem der Kalahariwüste in den uns bekannten Zeiten. 
In Wahrheit müfste der Forscher, der sich über jene durch unmelsbare 
Zeiträume von der Geschichte getrennten Vorgänge eine Meinung bilden 
wollte, notwendig zu diesem Zweck eine Methodeverletzung begehen : er 
müfste das Bereich des empirisch Erkennbaren überschreiten. Denn in 
Ermangelung eines historischen Materials kann er zu einem der genannten 
Ergebnisse nur mit Hilfe der prinzipiellen Voraussetzung gelangen, dafs 
mit naturgesetzlicher Notwendigkeit die soziale ürentwicklung 
bei allen Menschengruppen die gleiche gewesen sei, und dieses Prinzip 



dafs da, wo die Hauptproduktion in der Hand des Mannes lie^, wie bei Jägern und 
Viehzüchtern, auch die Bedeutung des Mannes in der Familiengewalt steigt, das 
"Weib seine Sklavin ist, — dafs dagegen bei niederen Ackerbauern, wo die weib- 
liche Arbeit gleichviel wert ist wie die männliche, die Frau Genossin, eventuell 
HeiTin der Familie ist Nun ist aber längst erkannt, dafs auch in den Wirtschafts- 
fonnen keineswegs alle Völker eine gleiche Reihe durchlaufen. 

1) Dies ist vor allem durch B. Delbrück in der Historischen Zeitschrift (Bd. 71. 
S. 463 ff. 489 ff.) und in den Preufsischen Jahrbüchern (Bd. 79. 1895. S. 16) er\^iesen 
worden. Hat Grosse (vergl. S. 119 Anm. 3) mit dem Nachweis eines Zusammenhangs 
zwischen Viehzuchterwirtschaft und Mannsherrschaft Recht, so würde dies einen wei- 
teren Grund gegen das Mutterrecht geben, denn sicher ist, dafs die Indogermanen 
vor der Emwandemng in ihre historischen Wohnplätze Viehzüchter waren (Bremer, 
Ethnographie der germ. Stämme, S. 25). 
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ist in vollem Sinn dogmatisch: es ist ein Stück der „Soziologie" im 
Sinn der metaphysischen Entwicklungsphilosophie Comtes, mit der die 
ganze Betrachtungsweise der fraglichen Probleme auch im engsten Zu- 
sammenhang steht. So ist der Verauch, einen gesetzmälsigen Ent- 
wicklungsgang der ältesten Verbandsformen nachzuweisen, gescheitert. 
Eine sorgsam vergleichende Darstellung der erkennbaren Thatsachen ist 
noch in den Anfängen, und gerade für die späteren Kulturvölker scheint 
sie schon jetzt wenig ertragreich. * 

II. Die Frage nach den Entstehungsbedingungen der 
Staaten. Angesichts des unsicheren Stands unserer Kenntnis der 
menschlichen Vorgeschichte wäre es sehr unerfreulich, wenn das tiefere 
Eindringen in das Wesen, die Thätigkeiten und Organisationen des Staats 
von der Wissenschaft über jene Dinge abhängig wäre. In Wahrheit mufs 
aber mit Entschiedenheit betont werden, dafs die näheren Hergänge der 
ursprünglichen Verbandsbildung für die praktische Staatslehre gänzlich 
ohne Interesse sind. Das gegenseitige Verhältnis der Familie und Sippe 
mag auf die Bewirtschaftungsformen, auf die Ausbildung des Familien- 
reehts von Einflufs und deshalb auch für das Verständnis späterer Ein- 
richtungen dieses Kreises von Bedeutung sein, — für die Ausbildung 
und Erkenntnis des Staatslebens trifft dagegen ein Gleiches nicht zu. 
Wie nämlich schon früher (S. 14) hervorgehoben, läfst sich von einem 
Staatsleben überhaupt erst dann reden, wenn ein Gegensatz der pri- 
vaten Interessen und allgemeinen Interessen oder Zwecke vor- 
handen ist, — dies aber setzt denknotwendig einen Zustand voraus, in 
welchem über dem Privatleben der Einzelnen oder der persönlich ver- 
bundenen Gruppen noch eine andere, weitere Zusammengehörigkeit nur 
mit Rücksicht auf das Zusammenleben besteht. Da die Sprache ge- 
duldig ist, so mag man wohl einen Zustand, wo es nur Familien oder 
Geschlechtsverbände giebt, als den Zustand des Familienstaats oder 
Geschlechterstaats bezeichnen. Angenommen, es gäbe einen solchen 
Zustand, so würde hier in der That der Familien- oder Sippenverband 
insofern die Funktion des Staats besitzen, als er schlechthin alle gemein- 
samen Interessen erfüllt, die die Einzelnen nicht isoliert befriedigen können. 
Aber unser Sprachgebrauch könnte solche Verwertung des Staatsbegriffs 
nicht billigen. Den Staatsbegriff haben die Menschen ausgebildet mit der 
Zweiheit des Gruppenlebens und der Gruppenarten vor Augen, und eine 
solche fehlt, solange das Individuum ausschliefslich in Sippe und Familie 
lebt, da es, wie gezeigt, ohne Anschlufs an Blutsverwandte nicht denkbar 
ist und Mutterfamilie, Vaterfamilie, Kleinfamilie, Grofsfamilie, engere 
Sippen, weitere Sippen sich immer nur quantitativ, nie qualitativ unter- 
scheiden. Etwas wesentlich Anderes, Eigenartiges ist also erst 
dort zu bemerken, wo eine Personenmehrheit sich als Einheit betrachtet 
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und darnach handelt, obwohl bei ihr die Verwandtschaft überhaupt nicht 
vorhanden ist, oder mindestens in ihrem Bewufstsein keine Bolle 
spielt. Erst jetzt beginnen die Probleme, die wir die des Staatslebens 
nennen und die vorher überhaupt nicht vorhanden waren, — vor allem 
der Antagonismus zwischen den Geschlechtern und dem Staat, zwischen 
den Einzelnen als Sippengenossen und als Bürgern, als Privatpersonen und 
als Gliedern der Gemeinschaft, aus dem dann in späterer Zeit der Anta- 
gonismus zwischen den ständischen, wirtschaftlichen, religiösen Gruppen 
und dem Staat sich entwickelt. Es ergiebt sich also: ein staatlicher 
Verband mufs als entstanden gelten, wenn eine Menschengruppe nur oder 
vorwiegend mit Rücksicht auf die durch ihr Zusammenleben begrün- 
dete Interessengemeinschaft als Verband handelte. Dafs der 
Staat unabhängig von Familie und Sippe entstanden ist, 
gehört zu seinem Begriff. 

In dieser Hinsicht haben aber unsere erweiterten ethnographischen 
und anthropologischen Kenntnisse es zweifellos gewifs gemacht, dafs 
ein solcher Gegensatz zwischen privatem und öffentlichem Verband min- 
destens nicht notwendig etwas von Ursprung an Vorhandenes ist. 
Denn es giebt Völkerschaften, bei denen die Verbindung der einzelnen 
Individuen über die der Familien oder Sippen nicht hinausgeht Es 
ist also in diesem Sinne ein Zustand der Staatenlosigkeit er- 
fahrungsgemäfs denkbar und erweisbar, und die Doktrin mufs sich des- 
halb gewöhnen, die I^age nach der Entstehung des Verbandslebens 
(im Gegensatz zur Isoliertheit, S. 117) von der Frage nach der Entstehung 
eines staatlichen Verbandslebens wohl zu sondern. Freilich folgt 
nun hieraus wiederum nicht, dafs überall die Blutsverbände vor einem 
staatlichen Zusammenschlufs vorhanden gewesen sein müssen. Es liefse 
sich ebensowohl vorstellen, dafs eine zusammenlebende gröfsere Gruppe 
sehr früh sich als Einheit gefühlt habe, und dafs erst innerhalb derselben 
sich die feineren Formen der Familie und Sippe differenziert hätten, — 
denn Familie bez. Sippe und Gemeinwesen berühren sich an und für sich 
nicht, und man darf deshalb da, wo man nichts Thatsächliches weifs, 
aus der Priorität der einen oder anderen keine Schlüsse ziehen, i) Wohl 
aber verschiebt sich jetzt die ganze Fragstellung dieses Problems. Denn 
es ist klar, dafs nunmehr, — wenn die innere Gegensätzlichkeit der Bluts- 
verbände und der Staatsverbände erkannt ist, — das Zustandekommen 
oder das Dasein eines Staatslebens zu einier einfachen historischen That- 
sache wird, die bei jeder gesellschaftlichen Gruppe für sich festgestellt 

1) Dieses für viele Einzelprobleme wichtige metliodische Prinzip macht z. B. mit 
Kecht Stütz (Zeitschrift der Savignystiftung 20, 342) gegen Zallin(4Er (Formalismus 
im altdeutschen Privatrecht. 1S9S. S. 22) geltend, der den allgemeinen Satz formuliert: 
^ Alter als der Staat sind überall die auf Gemeinsamkeit des Bluts beruhenden 
VolksverbUnde". Vor allem vergl. Edvard Meyer, Geschichte des Altertums. I, 6. 
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werden mufs, hier aber auch ganz unabhängig von dem der Familien 
oder Sippen zu prüfen ist. Gerade das ist die Frage, wo und 
unter welchen Bedingungen sich von einem Verbandsleben über 
den blutsverwandten Gruppen, d. h. von einem Staatsleben sprechen läfst. 
Die Frage nach der Entstehung des Staats als einer Gattungs- 
erscheinung verschwindet, und die Frage nach den Entstehungs- 
bedingungen der einzelnen Staaten rückt an ihre Stelle. 

Hier aber gewinnt nun merkwürdigerweise der alte Gegensatz der 
organischen und mechanischen Theorie, an dem sich die ältere Staats- 
philosophie müde arbeitete, eine neue Bedeutung. Schon das bisher Aus- 
geführte lehrte nämlich, dafs überall, wo wir vom Vorhandensein eines 
staatlichen Verbands zu reden pflegen, sowohl natürliche Verhält- 
nisse im Spiel sind, die über den Einzelmenschen stehend auf diese ihren 
Einflufs mit zwingender Kraft geltend machen, als auch eine thätige 
Mitwirkung der Bürger selbst. Die Entstehungsbedingungen des staat- 
lichen Verbands sind zugleich organische (§ 15) und mechanische 
(§ 16). So löst sich der ganze metaphysische Streit, auf das Gebiet der 
Erfahrungswelt übertragen, in einen Ausgleich auf. 

§ 15. Der EinflnCi der natürlichen Verhältnisse auf die Staatsbildnng^. 

Bluntchli, Allgemeine Staatslehre. (6. Aufl.). S. 255 ff. — Fricker, Vom Staats- 
gebiet 1867. — - Preuss, Gemeinde, Staat, Reich. 1SS9. S. 264 (daselbst umfasvsende 
Angaben über die ältere Litteratur). — Grossk, Die Formen der Familie und die 
Formen der Wirtschaft 1S96. — Ratzel, Politische Geographie. 1S97. — Bremer, 
Ethnographie der germanischen Stamme (in Pauls Gnmdrifs der germanischen Philo- 
logie). 1900. 

I. Lebensgemeinschaft und Stamm es Verwandtschaft. 
Wirft man zunächst die Frage auf, welche natürliche Beziehung der 
Menschen gegeben sein mufs, damit von einem Staat, einer nur auf 
Zusammenleben gegründeten Interessengemeinschaft, gesprochen werden 
könne, so ist, wie bisher, eine allzu laxe und weite, andererseits eine zu 
enge Abgrenzung des Staatslebens zu vermeiden. Eine naheliegende 
Verallgemeinerung der Lebensverhältnisse des ausgebildeten Staatslebens 
hat zu der Annahme geführt, dafs ein von Blutsverwandtschaft 
unabhängiger Verband nur vermittelst der Niederlassung in be- 
stimmtem Gebiet, also nur als „Gebietsverband'' möglich sei. Be- 
dingung eines Staats sei also die Sefshaftigkeit, während das Leben, 
das die wandernden Jä^er-, Fischer-, Hirtenvölker führten, stets als ein 
staatsloses Leben im Stamm, im y.Abstammungsverband'^, anzusehen sei. ^) 
Diese Anschauung thut aber den Thatsachen Gewalt an. Im Gegenteil 
ist das dauernde Zusammenleben, ganz gleichgültig ob es an festem 
Sitz oder an wechselnden Aufenthaltsorten stattfindet, die einzige Be- 



1) So MomJAN a. a. 0.; Prei-ss S. 2«5ff.; Rehm S. 3f5. 
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(lingunp der staatliclien Gemeinschaft, nur nmfs diese räumliche Ver- 
bin dun«: so intensiv sein, dafs sie in der That im Einzelfall zu einer 
Gemeinschaft der Kulturzwecke geführt hat. 

Am einfachsten wird dieser Zustand freilich an den fortgeschrittenen 
Verhältnissen der Sefshaftigkeit klar. Hier, wo durch die dauernde 
Bestellung desselben Bodens auf der Grundlage höheren Ackerbaus jeder 
Einzelne mit dem Boden eng verknüpft wird, bildet diese Beziehung mit 
Notwendigkeit eine so feste Gemeinschaft des Interesses am Boden aus, dafs 
nunmehr unter Überwindung aller Hindernisse der Stanmiesverschieden- 
heit ein staatlicher Verband aller Mitwohner nur mit Rücksicht auf ihr 
Zusammenleben zur Existenz kommt Alle politischen Formen, die das 
Interesse der Geschichte erregen, kommen denn auch in der Weise zu 
Stande, dafs ein eroberndes Volk in einem Gebiet sefshaft wird und 
dessen bisherige Einwohner unterwirft und sich angliedert, ohne Rück- 
sicht darauf, ob diese der gleichen oder einer ganz anderen Völker- 
familie angehören. Die bunteste Völkermischung hindert nicht, dafs im 
gemeinsamen Gebiet ein einheitliches Staatswesen entsteht und auf die 
Dauer zusammenhält Über die Ureinwohner des Euphrat- und Tigris- 
landes lagern sich eine ganze Reihe Schichten semitischer Küstenstämme, 
bis schliefslich die arischen Iranier das medisch-persische Reich darüber 
errichten. Ebenso finden die Griechen, Italiener, Kelten in den von ihnen 
besetzten europäischen Territorien Ureinwohner vor, die einen vielleicht 
sehr grofsen Prozentsatz zu den von ihnen begründeten Kulturstaaten 
liefern 2) ; — später setzt sich durch griechische Kolonisation Unteritaliens, 
durch die römische Occupation Galliens und Germaniens, durch die ger- 
manischen Einwanderungen in die Provinzen des Römischen Reichs, durch 
die Eroberungen der Normannen in England und Sizilien, durch das Vor- 
dringen der Slaven dieser Prozefs steter neuer V^ermischung der verschie- 

1) Für Mesopotamien ist eine vorsemitisehe Urbevölkerung in den ältesten 
Besiedlem , den Akkadiem und Sumeriem, von denen Kulturreste vorhanden sind 
(um 3500 V. Chr.), erwiesen. In Ägypten ist nach den#ältesten Denkmälern (ungefähr 
der gleichen Zeit) bereits ein geschlossenes Volkstum vorhanden. Doch wird ver- 
mutet, dafs auch hier die grofse Masse der niederen Bevölkerung Nachkommen afri- 
kanischer Ureinwohner sind, wälircnd die herrschende Klasse der historischen Zeit, 
der Adel, von Asiaten stammt, die, den Semiten verwandt, über die Enge von Suez 
eingewandert sind (vergl. Meyer, Geschichte des Altertums. I. S. 42). 

2) „Von Indien bis nach Spanien hin wissen wir von einer nicht -indogerma- 
nischen Urbevölkerung, welche die indogermanischen Einwanderer nicht ausgerottet, 
sondern sich politisch und sprachlich assimiliert haben" (Bremer, Ethnographie der 
germanischen Stämme, in Pavls Grundrifs der germanischen Philologie. 2. Aufl. S. 755». 
In ihrer Eigenart erhalten hat sie sich bekannthch noch in dem Rest des iberischen 
Urvolks, in den Basken Nordspaniens, vor 500 v. Chr. der alleinigen Bevölkerung 
Spaniens, — vielleicht auch in den Ligureni der Kiviera. Unaufgeklärt ist noch 
immer die Stellung der Etrusker, die bis etwa ü(M) die vorwaltende Bevölkerung 
Ober- und Westitaliens bilden. 
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densten semitischen, romanischen, keltischen, germanischen, slavischen 
Elemente bis ins unendliche fort. Noch heute zeigen sich Stamrafremde 
in allen modernen Kulturstaaten vereinigt, — Polen und Dänen mit den 
Deutschen in Preufsen, niedersächsische Vlamen und romanische Wallonen 
in Belgien, keltische Irländer mit den Engländern in Grofsbritannien, Men- 
schen aller Bässen in den nordamerikanischen Freistaaten. Auch wo es 
den Beteiligten selbst nicht mehr zum Bewufstsein kam, steht es für uns 
historisch fest, dafs sogar Gemeinwesen, die nachmals einen ausgeprägt 
individuellen politischen Charakter oder eine staunenswert einheitliche 
politische Handlungsart aufwiesen, aus der buntesten Bassenmischung her- 
vorgegangen waren. Das eigenartige Staats-, Handels-, litteratur- und 
Kunstleben im Florenz des Trecento und Quattrocento entfaltete sich auf 
einer Grundlage, die aus Nachkommen ligurischer, etruskischer, keltischer, 
sabinisch- römischer Ansiedler, griechischer Handelsleute, gotischer und 
langobardischer Eroberer, endlich aus Spröfslingen westfälischer Ritter- 
geschlechter, die mit den Ottonen über die Alpen gekommen waren, bunt 
gemischt waren, und der Unabhängigkeitskampf der nordamerikanischen 
Kolonien gegen das englische Mutterland wurde von Neu-Engländem 
unternommen, die sich mit Angehörigen holländischer, deutscher, fran- 
zösischer Easse noch nicht seit sehr langer Zeit eins wufsten.^) 

Allerdings liegt nun die Sache nicht unwesentlich anders für die 
primitiveren Zustände, in denen sich ein Volk befindet, ehe es feste 
Sitze einnimmt — für die vorhistorischen Wanderungszeiten der späteren 
Kulturvölker oder für die Naturvölker, die noch jetzt oder bis vor 
kurzem als Noraaden im weitesten Sinn, als umherziehende Jäger, 
Fischer und Viehhirten beobachtet werden konnten. Wirklich kann in 
den schwer zugänglichen Steppen-, Wüsten-, Gebirgsgegenden, die ihnen 
zum Aufenthalt dienen, von einer Völkermischung nur in geringerem Sinne 
die Rede sein. Eroberungszüge richten sich nicht in solche Gegenden, 
sondern gehen umgekehrt von ihnen, vor allem von den überschüssigen 
Bevölkerungen der Hirtenvölker, aus. Die Blutsverwandtschaft spielt also 
für sie eine gröfsere Rolle, sowohl indem sie die engeren Gruppen zu- 
sammenhält, wie indem sie die entfernteren Gruppen trennt. Aber das 
Verhältnis zum Raum kann daneben oder über den Verwandtschafts- 
beziehungen verbindend wirken und mufs in dieser Richtung wirken, 
weil keineswegs immer der Nomadismus mit einer völligen Unstetheit des 
I^bens verbunden ist. Die jagenden Australier ziehen in einem Gebiete 
hin und her, das Stamm gegen Stamm genau abgegrenzt verteidigt, und 
in welchem die einzelnen Horden ihr Jagdterritorium zugewiesen erhalten. 
Und ebenso haben die viehzüchtenden Nomaden Arabiens, die Kalmücken 

1) Über die Völkermisehungen in der Staatenbildung Amerikas vor der Ent- 
deckung, z. B. die der Ma f e » und N«t»ffvoIlver auf dem Plateau von Anahuac (Mexiko), 



vergl. Haebler in Helmülts Weltgeschichte. Bd. 1. S. 22S ff. 
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und die südamerikanischen Renntiernomaden ihre festen Weideplätze 
und Quellen. So nähern sich die Nomaden teilweise dem sefshaften 
Zustand, — z. B. sitzen die höher entwickelten Jägervölker Nordamerikas 
sogar im Winter in Dörfern beisammen, um die während des ümherziehens 
gesammelten Vorräte aufzuzehren — , und ein prinzipieller Gegensatz 
gegenüber den Ackerbauern läXst sich um so weniger fixieren, als anderer- 
seits auch Völker mit niedriger entwickeltem Ackerbau trotz dieser Wirt- 
schaftsformen Wandervolk bleiben können, — nämlich wenn sie nach 
Aberntung des Bodens zu anderem Boden weiterziehen. Es kann des- 
halb keineswegs behauptet werden, dafs gerade bei den Nomaden der 
Stammesverband immer auf Blutsverwandtschaft beruhen müsse. Im 
(Gegenteil kann mindestens und wird auch sehr häufig das BewuXstsein der 
Verwandtschaft bei den Stammesgenossen oder bei den Angehörigen der 
einzelnen Horden eines Stamms hinter der gewohnheitsmäXsigen Lebens- 
gemeinschaft, dem gemeinsamen Interesse am beweglichen Wohnsitz, zu- 
rücktreten. Und was für die eigentlichen Nomadenvölker gilt, das gilt 
erst recht für die wandernden Völker, die im Geschiebe der Kassen- 
bewegungen vorwärts gedrängt neue Wohnsitze suchen. Sie befinden sich 
in einer eigenartigen Lage halber Sefshaftigkeit, insofern sie sich bald 
Jahre, ja Generationen lang niederlassen, um erst bei Gelegenheit oder bei 
dem Drucke der Not weiterzuziehen, — sie sind andererseits vom Boden 
noch mehr gelöst, als eigentliche Nomaden, insofern sie nicht wie diese 
dauernd innerhalb eines mehr oder minder grofsen Gebiets mit periodisch 
wechselnder Niederlassung verweilen. Gerade deshalb wird es an ihnen 
besonders deutlich, wie sich ein grundsätzlicher Unterschied 
zwischen der Staatsbildung sefshafter und nicht sefshafter Nationen 
nicht auffinden läfst Denn gerade bei den Wander Völkern ist die Ver- 
einigung stammfremder Elemente zu gemeinsamem Vordringen und als 
Gegenbild die Zersplitterung ursprünglich verwandter und verbundener 
(iruppen besonders leicht möglich, — an den Schicksalen der Germanen 
läfst sich dies sogar historisch verfolgen. ^) 



1) Bei allen Indogermanenstämmen ist es wahrscheinlich, dafs sie schon auf 
der Wanderschaft fremde Völkerschaften aufgesaugt und assimiliert haben (Bremer 
a. a. 0. S. 755). Speziell in der geiinanischen Volkei-wanderung setzt sich kaum eines 
der occupierenden Volker aus Leuten des gleichen Stanunes zusammen. Die West- 
goten, Vandalen, Alanen und Sueveu, die Spanien erobern, bestehen wieder aus ge- 
trennten Heerhaufen ; Theoderich führt unter den Ostgoten Rugier mit, Albuin unter 
den Langobarden auch Sueven, Gepiden, Bulgaren und andere Donauvölker. Anderer- 
seits finden fortwahrend Teilungen der ui-sprünglich zusammensiedelnden und -wan- 
dernden Völkerschaften statt. — Entsprechend scheint der Name der ^ Arier", den 
sich in ältester historischer Zeit die Westiranier (Meder und Pei"ser) und Ostiranier 
(Inder) tn)tz der schon erfolgten Trennung gleicherweise beilegen, die -PMlen** zu 
bedeuten und darauf hinzuweisen, dafs sie schon bei ihrem Von-ücken andere Völker 
eingeschmolzen haben (Meyer, Geschichte L § 423. S. 514). 
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Es zeigt sich also, dafs Unstetheit oder Sefshaftigkeit an und für 
sich auf den Beginn eines staatlichen Lebens, d. h. darauf, ob eine 
Interessengemeinschaft über den Familien- und Sippenverbänden entsteht, 
ganz einflufslos ist Sowohl der Stamm, der seine Sitze wechselt, wie 
die Niederlassungs- oder Gebietsgemeinschaft kann Staat sein, d. h. ein 
öffentlicher Verband, der nicht mit Rücksicht auf die Blutsverwandt- 
schaft, sondern nur mit Rücksicht auf die gemeinsamen Kulturzwecke 
als organisierte Einheit zusammenhält. Eine prinzipielle Unterscheidung 
welche den Abstammungs- und den Gebietsverband als den vorstaatlichen 
und den staatUchen Zustand gegenüberstellt, ist unberechtigt Die natür- 
liche Vorbedingung des staatlichen Lebens ist vielmehr nur ein derartig 
dauerndes räumliches Zusammenleben, dafs daraus eine Ge- 
meinschaft der Kulturinteressen entstanden ist, wobei zunächst 
ganz dahingestellt bleiben mufs, wann und unter welchen Bedingungen der 
wirkliche Erfolg einer solchen Interessengemeinschaft erreicht wird. Nur 
soviel läfst sich zugeben, dafs bei Wandervölkern die bewufste oder un- 
bewufste Blutsverwandtschaft für das Zustandekommen jener Interessen- 
gemeinschaft neben dem räumlichen Zusammensein eine gröfsere Rolle 
spielt, während bei sefshaften Völkern ihr Einflufs auf Zustandekommen 
und Abgrenzung des Verbands relativ geringer zu werden pflegt Aber 
eine grundsätzUche Bedeutung hat dieser Unterschied nicht *) 

IL Der Einflufs des Wohnsitzes auf die staatlichen 
Verbände insbesondere. Die praktisch wichtigste Konsequenz, die 
sich aus der Feststellung des Entstehungsgrunds der staatlichen Verbände 
ableiten läfst, ist die zuerst von Aristoteles erkannte, dann seit Montesquieu 
immer schärfer betonte Thatsache, dafs für Ausbildung des Staats in 
erster Linie das Staatsgebiet von Einflufs ist Denn wenn der Grund 
des öffentlichen Verbands die Interessen- oder Bedürfnisgemeinschaft ist, 
die durch Zusammenleben hervorgerufen wird, so ist selbstverständlich 
das Dasein einer Interessengemeinschaft selbst wie weiterhin der Um- 
fang und die Art derselben von dem Raum abhängig, der den Schau- 
platz des Zusammenlebens bildet und die Bedingungen dafür schafft 

Schon die Thatsache des Zustandekommens eines staat- 
lichen Verbands mufs nach dem oben (unter I) Ausgeführten vor allem 
von der Konfiguration und der physikalischen Eigenart des Territoriums 
abhängen, auf dem sich eine Menschengruppe bewegt Die Vorstellung war 
zwar zurückzuweisen, dafs die Wirtschaftsform als solche, welche ja selbst- 
verständlich auch in erster Linie durch die Nahrungsquellen des Bodens 

1) Vergl. ebenso Ratzel, Politische Geographie S. 70; Grosse a. a. 0. S. 13: 
^Die Zugehörigkeit zu einem Stamm giündet sich mcht, wenigstens nicht notwendig, 
wie die Zugehörigiveit zu einer Familie und zu einer Sippe auf das Bewufstsein ge- 
meinsamer Abstammung — *. Er ist — v^^uq Gruppe, welche eine lokale, kulturelle und 
politische Einheit bildef^. ^Der Stanmi stellt den Typus aller staatlichen Gebilde dar,** 
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bedingt ist, für die Staatsbildung entscheidend sei: schon Jäger-, Fischer-, 
Viehzüchtervölker können einen staatlichen Verband produzieren. Aber 
damit ist nicht gesagt, dals sie ihn notwendig hervorbringen. Es ist im 
Gegenteil die Art der Wohnsitze, die unmittelbar hierfür entscheidet. Von 
ihr mufs es abhängen, ob jene Interessengemeinschaft entstehen kann, 
die auch die nicht oder nur entfernt oder unbewulst verwandten Gruppen 
zur Verbandsbildung treibt ') In den öden und unwirtlichen Felsenfeldem, 
die die Heimat der jagenden Feuerländer bilden, in der Kalaharisteppe 
der zwerghaften Buschmänner, in dem Polarklima der Eskimos bietet 
die Natur so dürftige Bezugsquellen, dafs auch in weiten Strecken nur 
wenige kleinere, durch Sterblichkeit dezimierte Trupps von Menschen ihr 
kärgliches Dasein fristen können ; sie alle also leben nur in ganz kleinen 
Komplexen, die Buschmänner zu wenig Köpfen, auch die Eskimos in einem 
,,Dorf'' nur zu 5—6 Familien; diese „Horde" geht also über die „Sippe" 
nicht hinaus. Aber andererseits fühlen sich die Australier als Glieder eines 
Stammes, dessen Horden sich, wenn auch getrennt lebend, zu Festen oder 
zur Schlichtung von Streitigkeiten versammeln; der Stamm besitzt das 
Gebiet, in dem die Horden kraft einer gewissen Organisation verteilt werden 
Auch die höher kultivierten Jägervölker und die ihnen gleichstehenden 
Fischervölker, die wie die kalifornischen und früher die kamtschatalischen 
Völker zu Tausenden zählen, bilden Stammesgemeinwesen, in denen sogar 
schon ein gewisser Geldadel eine ständische Sonderung hervorgerufen 
und die Sippengliederung zersetzt hat (vergl. u. S. 131), wenn auch die 
Häuptlinge wenig Einflufs besitzen und die Organisation über den Stamm 
nicht hinausgeht. Und gleich zahlreiche Nuancen zeigen sich bei den 
Nomaden im engeren Sinn, bei den Viehzüchtern Nordasiens, Central- 
asiens, Arabiens, Innerafrikas. Während bei den Renntiernomaden einzelne 
Familien getrennt leben, während in den Riesenflächen der sibirschen 
Steppen die Sippen der Tungusen und Samojeden zu einem Stamm 
nicht zusammenwachsen können, haben es die Neger am oberen Nil, die 
Kaffern, die Beduinen, die Centralasiaten bisweilen unter starken desi)o- 
ti sehen Führern schon zu gröfseren Reichen gebracht, die freilich nie 
von langer Dauer gewesen sind. Es zeigt sich, dafs da, wo günstigerer 
Boden die Ernährung gröfserer Menschenmassen und deshalb ein An- 
wachsen der Bevölkerung begünstigt, sofort die Konkurrenz zur gröfseren 
Gruppenbildung mit kriegerischen Funktionen, zum Staatsleben, treibt. 
Im Fall der Sefshaftigkeit steigt die Bedeutung des Gebiets schon 
deswegen, weil sie an der Behauptung des gemeinsamen Bodens ein weit 
intensiveres Interesse begründet, als dies für den Nomaden besteht, und 

1) Vergl. zum Folgcniien die vortrefflich gesichtete Zusammenstellung des Mate- 
rials bei Grosse, Formen der Familie u. s. w. S. 36 ff. fi6 ff. 95 ff. Daselbst die er- 
schöpfenden Citate über die brauchbaren Reiseberichte von v. d. Steinen, (^ebr- 
S.\KAsiN, Grey, Parker u. a. 



2. Kapitel. Bedingungen, Aufgaben und Wesen des Staats. 129 

weil deingemäfs die' Interessengemeinschaft der Zusammenlebenden eine 
festere wird als bisher. Macht es also hier das Zustandekommen 
eines Staatslebens direkt notwendig, so beeinflufst es aber nunmehr 
auch die Ausdehnung und Zusammensetzung der Staaten. Die 
Grenzen der Staaten passen sich den natürlichen physikalischen Grenzen 
der Gebiete an, und das zeigt sich um so deutlicher, als die Territorien, 
wo sich mit Voriiebe ein sefshaftes Kulturieben entwickelt — die für 
Pflanzenkultur ertragreicheren oder gar für Handelsverkehr geeigneten 
Flufsthäler, Seengebiete, Meeresküsten — , zugleich solche zu sein pflegen, 
die in ihren Grenzen eine schärfere Gliederung zeigen. Hier erweist sich 
nun vor allem das steigende Überwiegen des Einflusses eines gemein- 
samen Wohnsitzes über den eines gemeinsamen Bluts. Die Gebietsgrenzen 
wirken in der Staatenbildung einerseits trennend auf stamm- 
verwandte Gruppen aufserhalb derselben, stammfremde 
innerhalb des gemeinsamen Gebiets andererseits verbindend. 
In erster Linie lehrt d.ie Erfahrung, dafs sich aus gleichen Hassen 
verschiedene Staaten bilden, wenn die von verschiedenen physikalischen 
Verhältnissen getrennten Gebietsteile für die getrennten Gruppen auch 
verschiedene Wirtschaftsformen, Sitten, Naturelle, — überhaupt verschie- 
dene Kultur bedingen. So hat sich Vorderasien trotz seiner Hellenisienmg 
und der darauf folgenden Romanisierung, trotz der neuen abendländischen 
Kolonisation durch die Kreuzzüge doch immer wieder der staatlichen 
Verbindung mit dem Westen entzogen. So hat sich auf die Dauer die 
politische Verbindung zwischen Norditalien und Deutschland trotz an- 
dauernder und immer wiederholter Besiedlung durch transalpinische Ger- 
manen nicht aufrechterhalten lassen. Von dem tolosanischen Westgoten- 
reich ist sehr bald der Teil nördlich der Pyrenäen an die Entwicklung 
Frankreichs gefesselt worden, so wie einige Jahrhunderte später die nor- 
mannischen Besitzungen auf dem Festland sich von dem normannisch 
gewordenen England loslösten und ebenfalls an Frankreich angliederten. 
Für die Entwicklung des grofsen Strorasystems zwischen dem mittel- 
europäischen Hochgebirge und der Nord- und Ostsee, das die geogra- 
phische Grundlage Deutschlands bildet, ergab es sieh mit Notwendigkeit, 
dafs das Alpenland selbst trotz engster Stammesverwandtschaft mit den 
süddeutschen Alemannen selbständig wurde und mit den kulturgleichen, 
zum Teil romanisch bevölkerten Landschaften der Süd- und Westalpen, in 
der Schweiz eine eigene politische Verbindung einging, — die entsprechende 
Emancipation des ganz nach dem Meere gerichteten niederdeutschen Küsten- 
lands, der Niederlande, wurde durch die physikalischen Bedingungen 
mindestens befördert J) Erst recht also mufs sich die geographische 

1) Von eigenartiger Bedeutung für die politische Gestaltung Deutschlands ist 
auch die geographische Sonderstellung Böhmens , das mit seiner dreiseitigen , nach 
Norden, Osten und Westen vorgeschobenen Gebirgsmauer stete ein Gebiet gebildet 
Schmidt, StaAtslehro. 9 
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Grenze wirksam erweisen, wenn sie mit den Grenzen der Basse und 
Sprache zusammenfällt, — dafs das Elsafs, das von den Vogesen abge- 
schlossene, in seiner Kultur völlig einheitliche und rein germanische Rhein- 
thal durch einige Jahrhunderte an Frankreich hing, war in der That 
nur aus einem ganz abnormen politischen Schwächezustand des deutschen 
Staatswesens zu erklären. umgekehrt ist das Fehlen einer festen geo- 
graphischen Grenze für die Ausbildung dauerhafter politischer Grenzen 
stets hinderlich. Die Grenze der Nationalitäten, — auch wenn sie 
durch ein auf serliches Kriterium, wie das der Sprache, kenntlich wird, 
bietet in solchen Fällen um so weniger einen Ersatz, als in Ermangelung 
genügender physikalischer Scheidewände auch die Linie, auf welcher 
die verschiedenen Stammeselemente aneinanderstofsen, erfahrungsgemäfs 
schwanken oder nach beiden Seiten hin ausbiegen wird. So findet gerade 
zwischen Frankreich und Deutschland die sichere Mauer des Elsafs, die 
sie im Süden trennt, ein wenig erfreuliches Widerspiel in dem unsicher 
verfliefsenden Ubergangsgebiet der abgeflachten Hochebene Lothringens 
und der unteren Mafsniederung, auf welchem sich die romanische und die 
germanische Bevölkerung nördlich der Vogesen begegnen. Von jeher bilden 
sich hier gemischtsprachige Zwischenstaaten — Lothars Zwischenreich, — 
in der Zeit der Sachsenkönige das fast unabhängige Gebiet Gieselberts 
von Lothringen, — dann das burgundische Reich, — nur sind auch sie 
nicht von dauernder Lebensfähigkeit, die heutigen Reste derselben, Belgien 
und Luxemburg, sind künstlich durch Xeutralisierung geschützte Puffer- 
staaten. Soweit Grenzstaaten nicht bestehen, mufs, wie jetzt in Lothringen 
selbst, die deutsch-französische Grenze ausschliefslich auf Machtentfaltung 
beruhen.2) Noch viel ungünstiger liegt die Sache hinsichtlich der Ostgrenze 
des Deutschtums gegen die Slaven.^) Und überhaupt werden da, wo an 
flachen, offenen Seeküsten, in Stromthälem oder Ebenen verschiedenartige 
Bevölkerungen sich berühren und mehr oder minder sich mit einander 
mischen, stets wunde Stellen im politischen Verhältnis der Staaten liegen, 
— wie z. B. in den Gegenden, die heute das Agitationsobjekt der italie- 



hat, das die Einheit der Staatsbildung stört und fremdartigen, ev. feindliehen Ele- 
menten Rückhalt giebt. Schon in vorhistorischer 2^it hält sich dort allein ein kel- 
tischer Stamm (die Boier) innerhalb der Germaneneinwanderung. Auf die konfessio- 
nelle und politische Sonderung zwischen Norddeutschland und Deutsch -OesteiTcich 
hat es entscheidenden Einflufs geübt (vergl. Gustav Fbeytag, Bilder aus der 
deutschmi Vergangenheit. Bd. 1. S. 36). 

1) Dies ist von objektiven Beurteilem auch auf französischer Seite zugegeben 
worden , z. B. in einem Aufsatz Fourniers , der allerdings nur in einem deutschen 
Blatt (Frankf. Zeit, vom 9. August 1897) veröffentlicht und von den französischen 
Blättern unfreundlich besprochen wurde. 

2) Das Moment, das für die jetzige Grenze den Ausschlag gab, war deshalb 
bekanntlich der Besitz der Festung Metz. 

3) Vergl. darüber u. S. 135. 



2. Kapitel. Bedingungen, Aufgaben und Wesen des Staats. 131 

nischen Irredenta bildeD, — im französisch -italienischen Grenzgebiet von 
Xizza, im österreichisch -italienischen des Trentino. 

Wie -hiernach für die Abgrenzung des Staats nach aufsen das Gebiet 
trennend wirkt, so wirkt das abgeschlossene Gebiet nach innen 
zusammenhaltend. Wie stammverwandte Bevölkerungen durch den 
Boden zu verschiedenen Staatsbildungen geführt werden, so verwischt der 
Besitz gemeinsamen Bodens auf die Dauer die Unterschiede der Bevölke- 
rung. Der Verlauf ist hier der umgekehrte wie in den bisher geschilderten 
Vorgängen. Ursprünglich vorhandene Gegensätze der Abstammung machen 
sich zunächst auch innerhalb des gemeinsamen politischen Lebens mit 
Macht geltend. Aber mit der Zeit werden sie unter dem Druck der ge- 
meinsamen Interessen nivelliert, und die Interessengemeinschaft wurzelt 
wiederum vor allem im Grund und Boden. 

Dies gilt bereits von den Gegensätzen, die ursprünglich zwischen den 
verschiedenen Geschlechtern oder Sippen derselben Kasse oder 
Nationalität bestehen. Zunächst zeigt sich allerdings der Mangel eines festen 
Unterschieds zwischen dem Nomaden- oder Wandervolk und dem sefshaft 
gewordenen Volk auch darin, dafs die Geschlechtsverbände trotz des lokal 
befestigten Lebens ihre bisherige Rolle im Zweifel unvermindert weiter 
spielen. Der „Geschlechterstaat'' der Sefshaftigkeit kann über Jahrhun- 
derte hin dieselbe gesellschaftliche Gruppierung bewahren, auf welche die 
politischen Thätigkeiten schon in der Wanderzeit gebaut waren.*) Die 
Geschlechter bilden die Heeresabteilungen wie die Kultusverbände für die 
religiösen Übungen; sie geben dem Sippengenossen Schutz durch die Blut- 
rache und vertreten ihn als Eidhelfer im Gericht, im Rahmen der Sippe 
vollzieht sich der Erbgang und die Verteilung und Bewirtschaftung der 
Acker- und Weideflur; — ja, auf den Geschlechtern beruht in der Regel 
wohl auch die Einteilung des Staats in Gemeinden, in Dörfer, insofern mut- 
mafslich die ursprünglichen Gemarkungen mit den Verbänden eines oder 
mehrerer Geschlechter zusammenfallen. Und ganz entsprechend wird 
sich in einem Staat, der sich durch Mischung mehrerer Stämme gebildet 
hat, die Selbständigkeit dieser Stämme über den Sippen bemerkbar 

1) Es ist sogar wahrscheinlich, dafs sie mit dem Beginn eines niederen Ackerbaus 
an Bedeutung gewinnen (vergl. Gbosse, Formen der Familie. S. 139 ff.). Dafs der Sippen- 
verband mit der Sefshaftigkeit überhaupt erst zur Ausbildung kommt (Eduard Meyer, 
Geschichte. II. S. 85), ist unbewiesen und nicht walirscheinlich (vergl. Teil II, Kap. 1). 

2) Dabei versteht man unter Geschlechterstaat im engeren Sinn (über einen 
dritten, ungenauen Gebrauch des Begriffs o. S. 121) die Formen, wo die oberste 
Gewalt in der Hand der Vielheit der Geschlechtshäupter liegt, wie noch im Anfang 
des 19. Jahrhunderts bei den Afghanen und wie zu Beginn der geiinanischen Ge- 
schichte bei den festländischen Sachsen. Aber auch wenn sich die Völkerschaft unter 
einem Häuptling, der Stamm unter einem Fürsten, das Volk unter einem König einigt, 
kann trotzdem im inneren Staatsleben die Sippe ihren Einflufs behalten. Die einfache 
Veranschaulichung bietet <lie Hauptmasse der Germanen in Röiiierzeit und Völker- 
wanderung (vergl. ausführlich Brunneb, Deutsche Rechtsgeschichte. I. S. 217 ff.). 

9* 
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machen, — die alten Phylen der hellenischen Gaustaaten, die alten Tribus 
des römischen Gemeinwesens haben vielleicht diese Bedeutung. Erst all- 
mählich verwischen sich diese Gegensätze. Innerhalb der Geschlechter 
bilden sich andere Gegensätze, die zwischen den bisherigen Sippegenossen 
eine soziale Kluft öffnen und statt dessen zwischen Familien verschie- 
dener Sippen verknüpfende Fäden spannen : vor allem wirkt so nach der 
gewöhnlichen Annahme die auf die Dauer unvermeidliche Differenzierung 
zwischen den mehr oder minder Begüterten und die stärkere oder ge- 
ringere Teilnahme am Waffenhandwerk und Krieg, — häufig, ja meist 
trifft auf die Länge der Zeit beides zusammen. Erst jetzt ergiebt sich 
eine Scheidung der Stände, ein grundbesitzender und technisch waffen- 
geübter Adel hebt sich über die Landbevölkerung heraus. Die neue 
Ständegliederung hat als Folge der verschiedenen Wirtschaftsergebnisse 
im Gebiet die ursprünglichen Geschlechtergruppen zersetzt, die Dorf- 
verbände gesprengt. So ist die Entwicklung erweislich bei den Ger- 
manen seit der Karolingerzeit verlaufen. Wahrscheinlich die gleiche hat 
sich vorhistorisch bei Ägyptern und Mesopotamiem, — nahe an der ge- 
schichtlichen Grenze bei Hellenen, Italikem, Kelten vollzogen. 

Im Grunde nicht anders ist aber auch der Einfluls des gemeinsamen 
Staatsgebiets auf die Gegensätze verschiedener Bässen oder Nationali- 
täten, die durch Eroberung, allmähliche Einwanderung u. s. w. in diesem 
Gebiet vereinigt worden sind. Soweit die Ureinwohner durch siegreiche 
Eindringlinge, wie in ältesten Zeiten die Eegel ist, zu Sklaven gemacht 
werden, wird sich von Anfang an ein Stammesgegensatz nicht praktisch 
fühlbar machen können; die Eassenmischung kann sich hier am leich- 
testen vollziehen, indem Angehörige der Sklavenbevölkerung zu Freien 
aufsteigen und sich mit dem niederen Teil der herrschenden Basse ver- 
schmelzen.') Anders, wenn sich die Angehörigen der verschiedenen 
Nationen im Staat als berechtigte Bürger, wenn auch nicht zu gleichem 
Eecht, gegenübertreten. Der Gegensatz, ja die Feindschaft der Gruppen 
mufs sich hier notwendig infolge gegenseitiger Abneigung, verschiedener 
politischer Interessen und Bedürfnisse, kontrastierender Sitte, Sprache 
u. s. w. sehr stark geltend machen, — um so stärker, je weiter die beiden 
Völker an Abstammung und Eigenart von einander entfernt sind, — ganz 
besonders wenn sie durch das religiöse Bekenntnis, durch die Hautfarbe 
kontrastieren. So ist der Antagonismus zwischen Angelsachsen und Nor- 
mannen in England, zwischen Langobarden und Romanen in Italien, 



1) Dieser Vorgang, den wir bei allen ei*obernden semitischen und indoeuro- 
päischen Völkern des Altertums annehmen müssen, wiederholt sich in der neueren 
Geschichte zwischen den amerikanischen Indianern und den erobernden Spaniern 
( vergl. Ranke, Völker Südeuropas [Die Osmanen und die spanische Monarchie] S. 339 ff.), 
sowie teilweise bei der Kolonisation des slavischen Ostens durch die Deutschen seit 
dem 10. Jahrhundert. 
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zwischen Arabern und Germano- Romanen in Spanien, später zwischen 
Türken und Neugriechen im Orient für die ganze Entwicklung des Staats 
und für die staatlichen Thätigkeiten von einschneidender Bedeutung ge- 
wesen, — teilweise konnte er sich sogar zu der Neigung steigern, sich in 
den staatlichen Funktionen ganz von einander abzusondern. Aber auf die 
Dauer drängt die Einheit des Gebiets zur Vereinheitlichung der Nationalität, 
und es hängt dann nur von den Volksnaturen ab, wie sich diese Vereinheit- 
lichung vollzieht. Es ist denkbar, dafs die besondere Energie, der robuste 
Egoismus ein kleines Eroberervolk befähigt, die von ihm beherrschten 
schlafferen Rassen sich anzugleichen, indem es ihnen Sprache, Sitte, Reli- 
gion mechanisch auf octroyiert ; das scheint den heutigen Magyaren trotz 
ihrer Minderzahl gegenüber den ungarischen Sachsen, Slaven, Ruthenen 
u. s. w. zu gelingen, und die Türken haben es während der ersten Zeit ihrer 
Herrschaft in Europa planmäfsig und geschickt und mit grofsem Erfolg 
versucht.2) Umgekehrt ist es denkbar, dafs die grofse Masse eines unter- 

1) Die christlichen Neugriechen in dem von den Türken unten^orfeiicn Ost- 
europa, ^Turcogracia'^, schlief sen sich von Anfang an völlig gegen die herrschende 
Nation ab. Abgesehen von denjenigen ihrer Angehörigen, die von den türkischen 
Beamten gewaltsam entführt, mosleiui^siert, den Janitscharen oder Sipahi einverieibt 
werden, bilden sie unter einander eine politische Gemeinschaft für sich. Die Organe 
derselben sind die Priester, die zusammen mit angesehenen Gemcindegliedem vor 
allem auch die Rechtspflege versehen und deren Autorität durch Exkommunikation 
wahren; das Oberhaupt ist der Patriarch von Konstantinopel, den auch die von 
Jerusalem, Antiochien, Alexandrien als übergeordnet anerkennen. Den türkischen 
Beamten werden nur die unvermeidlichen Abgaben entrichtet. Durch diese im 16. Jahr- 
hundert ausgebildete Organisation wird nach dem späteren Erschlaffen der türkischen 
Waffenmacht die Wiederloslösung aus dem Osmanenreich vorbereitet (vergl. Ranke, 
Völker Südeuropas [Die Osmanen und die spanische Monarchie!. 4. Aufl. 1877. S. S). 

2) Die ursprüngliche Gegenmafsregel der Osmanen gegen die Absonderung der 
Christen (vergl. vorige Anmerkung) war folgende. Aller fünf Jahre wurde durch herum- 
ziehende Soldatenabteilungen eine Aushebung der kräftigen und schönen Christen- 
knaben aller Teile des Reichs veranstaltet Nach Stambul verbracht, wurden diese 
Russen, Polen, Böhmen, Deutschen, Italiener je nach ihrer Beanlagung in verschie- 
dener Weise zu Moslemin erzogen, teils zu groben Arbeiten bei anatolischen Bauern 
oder im Dienst der Gärten des Padischah, teils — die Begabteren — in einem der 
vier Serails des Sultans in Stambul, Galata oder Adrianopel. Erwachsen wurden sie 
beschnitten ; das Gros fand Aufnahme in die Kemtruppe zu Fufs, die Janitscharen, — 
die auserlesenen Zöglinge wurden den Sipahi, der Reitertruppe, eingereiht oder zu 
höheren Staatsämtem verwendet. Diese ChristenabkömmluCge sind es, die dann die / 
Schlachten des Reichs schlagen, die osmanischen Eroberungen ausbreiten, den Staat 
militärisch und bureaukratisch im osmanischen Sinn regieren; die Timarli, die mit 
Gütern im ganzen Reich umher ausgestatteten türkischen Lehnskrieger, stehen faktisch 
unter ihrer Führung. Neben der wachsenden Unfähigkeit der Sultane und Wessiere 
ist es der Verfall dieser Institution, mit dem der Verfall des Staats beginnt. Nach dem 
Tode Solimans (1566) erzwingen es die Janitscharen, die ursprünglich Ehelosigkeit zum 
Prinzip hatten, dafs auch ihre Kinder in die Truppe aufgenommen werden. Dies 
lockert die Disziplin, — noch mehr der Umstand, dafs nun auch Türken unter die 
Janitscharen und Sipahi aufgenommen werden. Von etwa 1640 ab hören die Christen- 
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worfenen Volks die dünne Schicht der schlaff gewordenen Eroberer, soweit 
sie dieselbe nicht verjagt oder zur Auswanderung nötigt, in sich aufsaugt, 
wie in der Völkerwanderung zahllose Germanenschwärme in den sefshaften 
Völkern, die von ihnen besiegt worden waren, verschwunden sind Oi wie 
es wohl auch in den orientalischen Staaten, in Ägypten, Mesopotamien 
mit den Resten der Hyksos, Elamiten verlaufen ist, und wie es vermutlich 
künftig mit den Resten der Osmanen in der europäischen Türl^ei veriaufen 
wird. Das Nächstliegende wird aber immer sein, dafs zwei Nationen von 
ungefähr gleicher Stärke, Begabung, Kultur sich zu einer eigenartigen 
Rasse verbinden, wie es zwischen Angelsachsen und Normannen, Spa- 
niern und Mauren auf der iberischen Halbinsel, zwischen Spaniern und 
Indianern in Südamerika und in zahlreichen anderen Fällen geschehen ist. 
Aber alle diese Erscheinungen gelten eben wiederum nur unter der 
Voraussetzung, dafs die verschiedenen Rassen durch die relative Ab- 
geschlossenheit ihres Wohnsitzes gezwungen werden, sich auf die Dauer 
mit einander abzufinden. Da, wo hinter den Einwanderern — sei es 
Eroberern, sei es Kolonisten — die offene Fläche eines weiten Gebiets gähnt, 
das über das Nachbarland immer neuen Nachschub ausspeit, da kann 
sich eine einheitliche Mischnation gar nicht bilden. In solchem Fall mufs 
allmählich die ältere Bewohnerschaft durch die neuen Eindringlinge über- 
flutet werden. So wie zwei stationäre Völker mit offener Grenze stets 
die Neigung zu Grenz Verschiebungen behalten, solange sie nicht 
aus gegenseitiger Furcht oder Achtung sich in ihren Schranken halten 
(o. S. 130), so wird eine Bevölkerung, die mit vorwärtsdrängender Ten- 
denz hinter offener Grenze sitzt, plötzlich oder allmählich zur fortschrei- 
tenden Occupation des geographisch ungedeckten Nachbarterritoriums 
schreiten, solange sie nicht durch Gewalt zurückgejagt wird. So haben 
in früherer Zeit die iranischen Steppenbewohner — Skythen, Elamiten. 
Meder, Perser — ihre vorderasiatisch - semitischen Angrenzer mit immer 
neuen Schichten überdeckt, sowie früher die semitischen Wüstenstämme 
die mesopotamischen Ureinwohner unter immer neuen Einwandererhorden 
begraben hatten, und wie später Neuperser und Araber an der gleichen 
Stelle das Römerreich mit Beschlag belegten.^) Ebenso haben an der 
Rhein- und Donaugrenze des römischen Imperiums die Germanen langsam, 
aber sicher ihr Vemichtungswerk durchgeführt Und genau so wäre von 

aushebungen ganz auf. Von hier fangen die unterworfenen Christennationen an, 
sich wieder innerlich zu konsolidieren (vergl. Ranke, S. 5 f f . 41 ff.). 

1) Das Gleiche kann man wohl auch nocli von den Normannen während der 
Zeit ihrer westfranzösischen Ansiedlung sagen. Sie sind in Sprache, Sitte, Art, Ein- 
richtungen französisch geworden. Die Normannen, die England erobern, sind ihrem 
Haupttypus nach Franzosen, nicht mehr Skandinavier. 

2) Ähnlich vollzieht sich wohl auch die (vorgeschichtliche) Zurückdrangung der 
nordamerikauischen Puebloindianer (zwischen Rio Pecos und Colorado) durch die 
minder civilisierten Präriestamme des Nordwestens (Häbl?:r, Geschichte. 215). 
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Spanien her das Frankenreich von den Arabern, das heutige Deutsch- 
land von den Slaven und später Mitteleuropa von Mongolen und Türken 
occupiert worden, hätten nicht Karl Martell und die Ottonen und später 
die einzelnen westeuropäischen Staaten mit Gewalt das Ihrige behauptet 
So wird sich auch die Bedeutung -der Art, wie die Slaven in den 
deutschen Ostmarken und in Deutsch - Oesterreich und Böhmen im Vor- 
dringen sind, kaum anders beurteilen lassen. 

Das Gesagte reicht hin, um für alle Lebensstufen der Völker den 
entscheidenden Einflufs des räumlichen Zusammenlebens auf die Staats- 
bildung deutlich zu machen. Schon hiermit erledigt sich ohne weiteres 
der Versuch, ein Nationalitätsprinzip in dem Sinn aufzustellen, als 
ob eine durch gleiche Abstammung, Rasse verbundene Masse von Indi- 
viduen schon um deswillen berufen sei, einen Staat zu bilden. Die ver- 
unglückte Bewegung der in Kleinasien verstreuten Armenier würde allein 
schon beweisen, dafs ohne die Gemeinsamkeit des äufseren Lebens auch 
das stärkste Rassenbewufstsein die fehlende räumliche Grundlage des 
Staats nicht ersetzen kann.O 

§ 16. Der EinfloTs der menichlichen Thätigkeit auf die Staatsbildnng. 

(Die politifohe Organisation.) 

Zur vorläufigen Orientierung über die bisherige Betrachtungsweise Rehm, All- 
gemeine Staatslehre. S. 19 ff. 70 ff. Im übrigen vergl. hierzu die unten zu § 25 citierte 
Litteratur, die im einzelnen für jetzt um deswillen nicht beriicksichtigt werden kann, weil 
sie die hier angedeuteten Fragen unter anderem Gesichtspunkt, nämlich unter juristi- 
schem behandelt ( — für diesen bringt erst unten Kap. 2 die Unterlage bei — ), und ferner 
weil sie die Frage auf ein zu enges Gebiet (den modernen Rechtszustand) einschränkt. 

I. Staatliche Thätigkeit und staatliche Organe. Je klarer 
man sich in der oben angedeuteten Weise den Zusammenhang zwischen 
Staat und Natur, zwischen der politischen Interessengemeinschaft der Men- 
schen und ihren gemeinsamen Lebensbedingungen zum Bewulstsein bringt, 
desto deutlicher zeigt sich der Grundirrtum der naturrechtlichen Staats- 
auffassung. Sie verkannte, dafs das Verhalten der Menschen, sich in 
einen staatlichen Verband einzufügen, zu einem wesentlichen Teile die 
Wirkung von Kräften ist, die von aufsen her auf diese Menschen wirksam 
werden. Aber nichtsdestoweniger hatte sie doch einen berechtigten Kern. 
Denn zweifellos ist neben jenen Naturfaktoren auch eine zweckbewufste 
menschliche Thätigkeit unerläfslich, um einen Staat zu stände zu bringen. 
Gerade darin unterscheidet sich jeder soziale Körper als neue Einheit 
von dem blofsen äufseren Beieinandersein von Menschen, dafs er für 
seine Mitglieder Aufgaben erfüllt (o. S. 19). Auch der staatliche Verband 

1) Vergl. Bluntschli, Staatslehre S. 97. Die spätere Erörterung hat zu zeigen, 
dafs hiermit nur die eine Seite des Einflusses der Nationalität bezeichnet wird 
(vergl. u. S. 22. 23). Im übrigen waren im § 15 nur die leitenden Gesichtspunkte anzu- 
deuten, die im besonderen (II.) Teil auf viele praktische Einzelfälle auszuführen sind 



136 Erster Teil. Die gemeinsamen Grundlagen des politischen Lebens. 

verkörpert sich also in einer Mehrheit von Menschen nicht schon des- 
wegen, weil dieselbe geraeinsame Interessen besitzt, sondern erst dann, 
wenn ihre Interessengemeinschaft so stark ist, um sie zu gemeinsamer 
Thätigkeit für ihre Zwecke zu spornen; nur insofern der Verband 
einheitliche Thätigkeit übt, bewährt er sich praktisch als etwas von der 
Summe der Individuen Verschiedenes J) Nun ist aber eine solche gemein- 
same Thätigkeit der Natur der Sache nach nur in der Weise möglich, 
dafs Einzelne für die Gesamtheit und im Hinblick auf die 
Zwecke der Gesamtheit handeln. Solche bevorzugte Glieder eines 
Verbands, die irgendwie für den Verband handeln — eine nicht weiter 
zerlegbare und erklärungsbedürftige Erscheinung eigener Art — , nennen 
wir gemäfs einem anerkannten Sprachgebrauch Organe des Verbands.^) 
Zu ihrem Wesen gehört es nicht, dafs sie dauernd für den Verband 
handeln, — noch weniger, dafs sie auf Grund einer allgemein anerkannten 
Eegel für den Verband thätig werden, d. h. rechtlich geordnete Organe 
sind.^) Auch der, welcher nur in einem konkreten Fall und vorübergehend 
für den Staat handelt, wie der Geschworene, der nur an einer Sitzung 
teilnimmt, oder der Privatkläger, der wegen eines Deliktfalls Anklage auf 
öffentliche Bestrafung erhebt, ist Organ des Staats, und auch die Per- 
sonen sind es, die sich impulsiv zu solcher vorübergehenden Thätigkeit 
entschlief sen, — der Gemeindegenosse, der an einem Gottesfrevler die 
Volksrache vollzieht, — der Krieger, der sich bei feindlichem Zusammen- 
stofs zum Unterhändler mit den Gegnern oder zum Anführer der kämpfen- 
den Männer einer Horde oder eines Inselvolks auf wirft, bethätigt sich 
hier als Organ des Stammes in keinem anderen Sinn, als der Führer 
oder Soldat des disziplinierten Heers. 

Allerdings darf auch in diesem Punkte über dem äufserlichen Kenn- 
zeichen das Wesen der Sache nicht übersehen werden. 

Die Naturrechtslehre ging mit diesem Fehler voran; der Haupt- 
mangel ihrer Theorie wurzelte in einem für uns Heutige leicht sichtbaren 
Mifsverständnis. Ausgehend von der empirischen Beobachtung, dafs 



1) Dieses Wesenserfordemis schwebt Treitschke (Politik I. S. 32) vor, wenn 
er behauptet, der Staat sei „Machf*. Versteht man darunter Entfaltung und Bethä- 
tigung von Willensmacht überhaupt, so bedeutete es nichts anderes, als das im Text 
Verlangte. Treitschke schiebt aber sofort den Begriff der Macht, sich im Völker- 
kampf zu erhalten, unter und vermischt dadurch die Wesenseigenschaften des Staats 
mit einer (besonders wichtigen) Aufgabe des Staats (vergl. u. S. 154). 

2) Dieser Sprachgebrauch ist so fest, dafs man bei ihm zunächst nicht an die 
Absicht denken darf, etwas über die Art des Verhältnisses zwischen Verband und 
Verbandsorgan auszusagen. Insbesondere soll darin allein kein Vergleich mit dem 
Verhältnis des natürlichen Körpers der Lebewesen zu seinen Sinnes-, Bewegungs- 
organen u. 8. w. liegen. Hierüber vergl. u. S. 157 ff. 

3) Die staatliche Gruppe und die rechtliche Gemeinschaft müssen auch hier 
zunächst gesondert bleiben (vergl. o. S. 11. 12). 
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sich der Staat im Vorhandensein eines obersten Organs, der Staatsgewalt, 
und beliebig zahlreicher abhängiger Funktionäre dieser Gewalt als existent 
erweist, glaubte sie in der Schaffung der Organe, in der Organisation 
des Geraeinwesens das Wesentliche der Staatsentstehung zu erblicken. 
Gerade hierdurch gelangte sie dazu, von früh an den Akt der 
Staatsbegründung als einmaligen historischen Vorgang be- 
sonders zu betonen, sei es als Aufrichtung der Herrschaft seitens des 
Gewalthabers, sei es als Vertragsschluls der Bürger. Es zeigt sich jetzt, 
dafs das zufällige äulsere Zustandekommen der politischen Organe eine 
ganz nebensächliche Frage bedeutet Nur in den seltensten Fällen läfst 
sich überhaupt eine Thätigkeit historisch nachweisen, die über losen Indi- 
viduen oder über ganzen Gruppen eine beherrschende Ordnung zweck- 
bewufst ins Leben ruft. Sie erscheint typisch nur in dem Zusammenschlufs 
mehrerer schon bestehender Gemeinwesen zu einem gröfseren, gleichviel ob 
eine führende Macht die andere unterwirft, oder ob sie sämtlich freiwillig 
zusammentreten, oder ob wie meistens beide Faktoren zusammenwirken; 
so sehen wir die Staatsgründungen sich im ganzen Verlauf der Geschichte 
vollziehen von der Aufrichtung des attischen Seebunds und der römischen 
Hegemonie über den italienischen „ Bundesgenossen '' bis zum Abschlufs 
der Schweizer Eidgenossenschaft und zum deutschen oder italienischen 
Einigungswerk, ohne dafs untersucht zu werden braucht, welchen Anteil 
hieran Gewalt und freier Willensakt hatten, und in wieviel Stufen sich die 
Staatsentstehung bewerkstelligt. >) Eine Staatsgründung zwischen Indivi- 
duen tritt überhaupt nur vereinzelt auf und zwar in den vielbesprochenen 
Verfassungsverträgen transatlantischer Kolonisten wie der Vereinbarung 
der ^Pilgerväter" von Neu-England und der goldsuchenden Besiedler Kali- 
forniens.'^) Aber beide Erscheinungen sind schon deswegen theoretisch 



1) Nicht hiermit zu vergleichen ist die Unabhängigerklärang eines bisher unter- 
worfenen Gebiets von seinen ehemaligen Beherrschern, sei es mit, sei es ohne inter- 
nationale Anerkennung, — denn ein solches Gebiet pflegt schon vor dem Unab- 
hängigwerden ein selbständiger politischer Verband (Provinz, Kolonie) zu sein 
(vergl. u. S. 144) ; — so Bulgarien, Serbien, Griechenland gegenüber der Tui'kei, die 
amerikanischen Kolonien gegenüber England. 

2) Der älteste Fall dieser Art ist der Pflanzungsvertrag (plantaticm covenant), 
den die puritanischen Mitglieder der 41 „Pilgrimsväter** an Bord des Schiffes ^Mai- 
flower** über die Begründung der Kolonie New-Plymouth in Virginien am 12. No- 
vember 1620 abschlössen („We — covenant and combine ourselves together into a civil 
body politick''). Diesem folgten später andere über Rhode-Island (1637), Connec- 
ticut (163S) u. a, ra. (vergl. Jellinek, Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte. 
S. 34 ff.; Kehm, Staatslehre. S. 224 Anm. 8. S. 270; — vergl. daselbst über die mög- 
liche Einwirkung dieser Verträge auf Lockes Vertragstheorie, vergl. o. S. 117). — 
Die Goldgräber von Kalifornien wäldten am 1. September 1849 Abgeordnete für 
ein konstituierendes Kollegium. Am 13. Oktober wurde die von diesem beratene Ver- 
fassungsurkunde den Wählern zur Genehmigung vorgelegt (vergl. Mohl, Mittermaiers 
Zeitschrift f. ausländ. K, 27, .5, 394; Bluxtschli, Allgemeine Staatslehre. I. 304). 



138 Erster Teil. Die gemeinsamen Grundlagen des politischen Lebens. 

wertlos ^), weil in beiden der neue Staatsakt an bereits Vorhandenes an- 
knüpft Im letzteren Fall bedeutet er nur den Übertritt der Angehörigen 
eines bestehenden Staats in einen anderen, wenn auch zu diesem Zwecke 
neu zu gründenden, ähnlich wie bei der Auswanderung und NaturaU- 
sation eines Staatsbürgers in einem fremden Staat. 

Jedenfalls verschwinden die Ausnahmen gegenüber den weit zahl- 
reicheren Fällen, wo sich ein Geburtsmoraent des Staats überhaupt gar- 
nicht fixieren läfst, wo vielmehr ganz allmählich und unsichtbar das Zu- 
sammenwachsen einer Bevölkerungsgruppe und der für sie thätigen Be- 
herrscher und Beamten stattfindet. Allmählich ordnen sich germanische 
Geschlechtspatriarchen auf der Wanderschaft einem Häuptling, dann nach 
der Sefshaftigkeit mehrere Häuptlinge und Gaufürsten für den Kriegsfall 
einem Herzog und endlich ständig einem Stammeskönig unter. Allmählich 
wird der ßeligionsstifter Mohammed aus dem Lehrer und Prediger einer 
Sekte und aus dem Führer einer Freibeutertruppe zum Schutzherm von 
Medina und zum Khalifen eines arabischen Gesamtstaats. Das Kenn- 
zeichen des Staats ist mit anderen Worten das schlielsliche dauernde 
Dasein eines obersten Organs, nicht der vorübergehende Akt 
der Einsetzung eines solchen. 

Aber auch das blofse Vorhandensein eines Herrschaftsträgers genügt 
noch nicht, um die Existenz des Staats zu bewähren. Dazu ist weiter 
erforderlich, dafs derselbe selbstthätig oder die unteren Behörden anleitend 
und in Bewegung setzend seine Kräfte für die einzelnen Mitglieder des 
Verbands entfaltet. Nur in der Erfüllung von Aufgaben, in der Kultur- 
thätigkeit, zeigt überhaupt der Staat seine Existenz als eine Macht in 
der menschlichen Gesellschaft und als eine Persönlichkeit im Rechtsleben 
(vergl. § 13 und § 15 ff.). Eine territoriale Gruppe also, die ein oberstes 
Organ nicht produziert, um solche Funktionen zu verrichten, ist kein staat- 
licher Verband, und hieran ändert auch das Dasein eines Figuranten nichts, 
der eine solche Gruppe nach aufsen repräsentiert. Das Repräsentieren 
als solches ist keine staatliche Thätigkeit, es erlangt Bedeutung erst 
durch Verbindung mit einer solchen, z. B. Akten der auswärtigen oder 
innem Verwaltung. Ein blofser Titularkönig, wie z. B. der von Jerusalem 
gegen Ende des Mittelalters, schafft einen Scheinstaat. Nur die Ge- 
fahr besteht, dafs man Organe für solche blofsen Titularorgane hält, 
die in Wahrheit sehr bestimmte und praktische Thätigkeiten erfüllen. 



1) Andere gestaltet sieh auch bei Kolonisationen die Sache, wenn die Kolonie 
von einer Staatsgewalt ausgeht (vergl. u. S. 139 ff.). So meist heute und iin Altertum. — 
In der Antike begegnet das Projekt einer rein mechanischen Staatsgnindung in dem 
Vorechlag, den Bias von Priene nach dem Sieg des Kyros über Krosos von Lydien 
auf der Panionischen Tagsatzung machte: alle ionischen Stadtstaaten sollten ge- 
meinsam auswandern, Sardinien occupieren und dort ein gemeinsames Staatswesen 
gründen (Meyer, Geschichte des Altertums. II. 771). 



2. Kapitel. Bedingungen, Aufgaben und Wessen des Staat». 139 

Insbesondere braucht eine oberste Gewalt nicht gerade zu ^herrschen", d. h. 
die Regierung, Centralverwaltung auszuüben, sie kann auch als Inhaber 
einer blolsen Kontrollgewalt staatsrechtlich in Betracht kommenJ) 

Zu alledem kommt aber nun noch das Wichtigste, dals für die 
Existenz eines selbständigen staatlichen Verbands nicht das Vorhandensein 
eines thätigen obersten Organs über bestimmt abgegrenzte Menschengruppen, 
insbesondere dem der Bevölkerung eines bestimmten Gebiets genügt. Es 
muls vielmehr zwischen Gruppe und Organ ein inneres Ver- 
hältnis der Zusammengehörigkeit bestehen. Die Beziehung mufs 
eine derartige sein, dals die politische Wirksamkeit der regierenden Per- 
sönlichkeit oder der herrschenden Körperschaft als die des Verbands an- 
gesehen werden kann, dafs der Verband durch das oberste Organ und 
die von letzterem abhängigen Behörden eine eigene Thätigkeit ent- 
faltet. Dies aber ist nur dann der Fall, wenn ein oberstes Organ aus 
dem Verband selbst hervorgeht. Das letztere kann auf ver- 
schiedene Weise geschehen. Es kann durch Einsetzung der Verbands- 
glieder (z. B. durch Wahl der Bürger) geschehen. Es kann auch indirekt 
durch Berufung eines engeren Kreises erfolgen, der seinerseits seine 
Stellung aus den internen Lebensverhältnissen der Volksgruppen ent- 
nimmt (durch Wahl adliger Geschlechtshäupter oder dergl.). Es kann 
endlich der Herrscher seine Gewalt aus einer Sonderstellung schöpfen, 
die gesetzlich oder gewohnheitsrechtlich von der Gesamtheit anerkannt 
ist, ja, die er ihnen sogar gewaltsam aufgenötigt haben kann. Aber in 
jedem Fall mufs in einer Willenshandlung oder mindestens in einer 
stillschweigenden Duldung der Mitglieder gerade dieses Verbands der 
entscheidende Vorgang liegen, auf den die herrschende und politische 
Funktion des Organs zurückzuführen ist. 

Legt man diesen Mafsstab an, so mufs zunächst allen äufserlich ab- 
geschlossenen Gebieten der Charakter eines selbständigen politischen Ver- 
bands abgesprochen werden, soweit das für sie politisch thätige oberste 
Organ der Herrscher eines, anderen Gebiets ist, der selbst oder durch 
die von ihm eingesetzten Behörden von aufsen her auf dasselbe ein- 
wirkt. Eine derartige Stadt, Landschaft, Insel ist nur der unselbständige 
Teil eines anderen gröfseren Staats, nicht ein selbständiges Gemeinwesen. 
So ist Helgoland, trotz der Eigenart seiner Lage und früheren Schicksale 
zur Zeit nur ein Teil eines preufsischen Regierungsbezirks, und Britisch- 



1) Aus diesem Grunde ist z. B. der römische Kaiser deutscher Nation von 
1648—1806 nicht nur ein Scheinkaiser. Er ist nicht nur Repräsentant der Ileichseinheit 
(womit die Existenz eines wirklichen Staatswesens negiert gewesen wäre), sondern 
Kontrollorgan gegenüber den (regierenden ) Landesherren. Genauer dargelegt wer- 
den kann dies allerdings erat bei der Sonderung der staatlichen Thätigkeiten (>'ergl. 
u. § 24). Erst dort ist insbesondere eine Auseinandersetzung mit dem Begriff des 
^Trägers"* der Staatsgewalt möglich. , 
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Ostindien untersteht trotz seiner Namensbezeichnung als ^Kaisertum 
Indien" als Kronkolonie dem Parlament und dem Staatssekretär für Indien, 
denen gegenüber der „Vicekönig" mit seinem Ratskollegium nur ab- 
hängige Unterbeamte darstellen. 

Umgekehrt ist ein gröfserer Völkerkomplex, der durch Abstammung, 
Wohnsitz, Sprache, Sitte zusammenhängt — insbesondere ein gröfseres 
äulserlich zusammenhängendes Gebiet — , nicht notwendig ein einheit- 
licher Staat, wenn sich auch seine politischen Thätigkeiten und Ein- 
richtungen in grofsem Umfang nach den gleichen Grundsätzen richten. 
Der Staatscharakter fehlt ihm, wenn die Leitung der gesamten staat- 
lichen Thätigkeiten in eine Reihe nebeneinander stehender Spitzen aus- 
läuft, wenn für keine einzige öffentliche Funktion, weder für Gesetz- 
gebung noch für einen Zweig der Sicherheits- oder Wohlfahrtspflege ein 
gemeinsames oberstes Organ existiert. Eine solche Mehrheit selb- 
ständiger Verbände mag dann in zahlreichen Fällen — kriegführend 
oder gesetzgebend oder wie sonst - in enger Berührung operieren; 
einheitlich kann sie nicht thätig werden. Ihre Verrichtungen bleiben 
eine gemeinschaftliche Befriedigung gleichartiger Interessen der verschie- 
denen Volksgruppen, sie werden nie zur Befriedigung gemeinschaftlicher 
Interessen des einen Volks, und die Gleichheit der Gesetze oder Ver- 
waltungsakte beruht auf freiwilliger Verständigung, Nachahmung u. s. w., 
nie auf einer durch die Einheit bedingten Notwendigkeit. So ist der 
Komplex der griechischen Stadtstaaten, der Diadochenreiche des Orients, 
der Stammesorganisationen der Germanenfürsten nach der Völkerwan- 
derung trotz aller Kulturgemeinschaft und homogenen Ausbildung kein 
Staat, sondern eine Staatenvielheit, und vor allem ist auch die moderne 
„Staatenfamilie", die Völkerrechtsgemeinschaft des civilisierten Europa 
und Amerika kein Staat, sondern nur eine gleichartige Staatengruppe. 
Sie ist eine Gemeinschaft, kein Gemeinwesen, d. h. keine Gemeinschaft, 
die eine selbständige Thätigkeit über die Thätigkeit der Glieder besitzt. ') 

Das Kennzeichen einer selbständigen staatlichen Thätigkeit oder 
— was dasselbe bedeutet — des Besitzes eines eigenen obersten 
Organs wird hiernach schon deswegen von Wichtigkeit, weil nur mit 
seiner Hilfe erkannt werden kann, dafs der politische Gegensatz einer 
Mehrheit selbständiger Gemeinwesen und einer Mehrheit un- 
selbständiger Teile desselben Staatsganzen sich mit dem äufser- 
lichen, ethnograi)hischen oder geographischen Gegensatz einer Mehrheit 
selbständiger Völker und Gebiete und einer Mehrheit unselbständiger 
Volksgruppen oder Gebietsteile nicht im entferntesten deckt. Durch 
die historische Entwicklung, durch die irgendwie begründete Verschieden- 
heit der Bedürfnisse, durch die Einwirkung machtvoller Persönlichkeiten 
kann ein beliebig losgerissener Teil einer Nation zum selbständigen 

1) Vergl. hierzu bes. Jellinek, System der öffentlichen Rechte. S. 29S. 
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Staat, kann umgekehrt eine völlig selbständige Völkerschaft, ein in sich 
geschlossener Gebietskomplex politisch zum blofsen Teil eines gröfseren 
Ganzen werden, und es zeigt sich deshalb bereits, dafs die „organischen"* 
und die „mechanischen'' Kräfte, welche auf die Bildung des Staatslebens 
einwirken, keineswegs Hand in Iland zu gehen brauchen. 

Vor allem aber erhält erst jetzt die Thatsache ihr volles Licht, dafs 
recht wohl und sehr häufig ein und dieselbe Bevölkerungs- 
gruppe zu gleicher Zeit mehreren politischen Verbänden ange- 
hören kann. Die Staatsentwicklung von den ältesten Zeiten bis heute 
vollzieht sich, wie schon erwähnt wurde, grofsenteils in der Weise, dafs 
unausgesetzt kleine Kreise sich zu grofsen zusammenschliefsen, bez. dafs 
sich grofse Kreise durch Aufnahme weiterer Bestandteile zu einem Ganzen 
abrunden, oder umgekehrt in der Weise, dafs sich gröfsere Gebiete gänz- 
lich in Bruchstücke auflösen oder mindestens einzelne Stücke sich aus dem 
Ganzen loslösen (vergl. o. S. 137). Schon das ägyptische Reich, das meso- 
potamische Kulturgebiet, hat sich in mehrfachen Wiederholungen in solcher 
Weise vereinigt, zersetzt und wieder vereinigt, und in ähnlichem Verlauf 
bewegt sich die Begründung und Wiederauflösung aller gröfseren Staaten 
der persischen, athenischen, makedonischen, römischen, ebenso wie der 
Gemeinwesen innerhalb der neueren Staatenwelt Westeuropas, wie endlich 
der amerikanischen und mongolischen. Bei solchen Zusammenschlüssen 
und Auflösungen aber ist es nun nicht nur der mögliche, sondern geradezu 
der regelmäfsige Verlauf, dafs nicht die gesamte Staatsfunktion von den 
Teilen auf das neue Ganze oder von dem bisherigen Gesamtstaat auf die 
selbständig werdenden Bruchstücke übergeht, sondern dafs eine Ver- 
teilung der staatlichen Thätigkeiten, eine Gliederung des gemein- 
samen Staatswesens in selbstthätige engere Kreise inner- 
halb des ebenfalls thätigen weitesten Verbands eintritt. Ent- 
weder die engeren Gruppen behalten bei dem Anschlufs an den gröfseren 
Staat einen Teil ihrer Verrichtungen, z. B. Sicherheitspolizei, Strafscn- 
und Brückenbau und die Beschaffung der für solche Funktionen er- 
forderlichen Geldmittel, sodafs der Gesamtstaat nur die wichtigsten 
Thätigkeiten, internationalen Verkehr, Heerwesen, Justiz und Finanzver- 
waltung für diese Zwecke übernimmt Oder es lösen sich umgekehrt 
von dem ursprünglich einheitlichen Pflichtenkreis eines Staats Thätig- 
keiten ab, die die eigenen Verbände an sich ziehen, während der weitere 
Staatskomplex sich die seinigen vorbehält. Aber der Hergang, wie ein 
solches Verhältnis zu stände kommt, ist für dessen Charakter bis 



1) Dieser Gedanke ist weiter unten (in § 18) wieder aufzunehmen und aufzu- 
lösen. Für jetzt mufs nur konstatiert werden, dafs hier einer der Punkte liegt, über 
den die Betrachtung, die vom allzu sehr bctonteu, naturwissenschaftlichen bezw. 
ethnologisch-geographischen Staudpunkt ans sich mit dem Staat beschäftigt, hinweg- 
zusehen pflegt, — so auch z. B. Ratzei>< Politische Geographie (vergl. o. vor § 15). 
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auf weiteres gleichgültig. Und ebenso gleichgültig ist zunächst, wie weit 
und wie eng die konzentrischen Kreise sind, und wie die Verteilung der 
Funktionen stattfindet Zwischen der Dorf- oder Stadtgemeinde als der 
niedrigsten Form eines derartigen Verbands innerhalb des Staats und 
einem ausgedehnten, verschiedenartige Landschaften und Stämme um- 
fassenden Staat, der als ünterstaat einem gröfseren Reich angehört^ wie 
bisher Finland dem Kussischen Reich, bewegen sich in grofser Fülle ab- 
gestuft die blofsen Einzellandschaften, Provinzen, Kreise, Gaue, und eine 
eigenartige Zwischenstufe, die am leichtesten den Übergang vermittelt, 
ist der „Stadtstaat", der selbsthätig einem gröfseren Territorium einver- 
leibt ist In seiner häufig wiederkehrenden Erscheinung, der griechischen 
^Polis'^ (S. 44), dem Stadtstaat der übrigen antiken Staaten und den Städte- 
republiken des italienischen, schweizerischen, niederländischen, deutschen 
Mittelalters stellt er sich als ein politisch geschlossener Bezirk dar, 
welcher eine Stadt als Mittelpunkt mit einem Vorland von Einzelhöfen, 
Dörfern, abhängigen Kleinstädten umfafst, in welchem sich aber doch 
die politische Thätigkeit vorzugsweise auf den städtischen Kern zu- 
sammenzieht Er unterscheidet sich also ebensowohl von der selbstthätigen 
Stadtgemeinde wie von einem landschaftlich ausgedehnten Staatsgebiet 
und beweist besonders deutlich, wie die zahlreichen Formen der politischen 
Verbände durch unmerkliche Schattierungen in einander übergehen. 

IL Staatliche und nichtstaatliche, souveräne und nicht- 
souveräne Verbände. Die gemeinsame Haupteigenschaft, die allen 
öffentlichen Verbänden ihr Wesen aufdrückt, mufs von Anfang an um so 
schärfer ins Auge gefafst werden, als sich jene Verbände nun weiterhin 
dem Beschauer sehr verschieden darstellen. Ihre Funktionen, ihr Ver- 
hältnis zu einander sind von sehr mannigfaltiger Bedeutung und Gestaltung. 
Es ist deshalb in der neueren Litteratur vielfach versucht worden, den 
staatlichen Charakter eines Verbands noch von anderen Wesenseigen- 
tümlichkeiten als den bisher geschilderten abhängig zu machen, und 
weitschichtige Auseinandersetzungen sind noch jetzt darüber im Gange, 
ob es zum Begriff des Staats gehöre, dafs ein Verband „selbständig'^, 
„unabhängig", „souverän", mit „eigenem Ilerrschaftsrecht", mit „völker- 
rechtlicher Persönlichkeit" ausgestattet sei u. s. w. *) 

Eine Diskussion über diese fragen ist zunächst solange wenig 
fruchtbar, als sie ihren Ausgangspunkt lediglich aus dem zufällig ent- 
wickelten Staatsbegriff unseres gewöhnlichen Sprachgebrauchs und der 
spezifisch modernen Lebensverhältnisse entnimmt Denn es besteht keine 

1) Die folgenden Bemerkungen sollen nur dazu dienen, auf die veränderte 
Betrachtungsweise hinzudeuten, die diese Darlegung gegenüber der bisherigen Litte- 
ratur einnimmt, aus der sie vorwiegend ihr Material schöpft Sie folgt darin haupt- 
sächlich den kritischen Ergebnissen von Preuss, Gemeinde, Staat, Reich. 1889. S. 89 ff. 



2. Kapitel. Bedingungen, Aufgaben und Wesen des Staats. 143 

Gewähr, ob nicht ein solcher Begriff in schwankendem Sinne gebraucht 
wird, und gerade, was den Staat anbetrifft, ist ein schwankender Sprach- 
gebrauch häufig zu beobachten. ^) Noch unerfreulicher gestaltet sich die 
Debatte, wenn die scheinbar rein theoretische Begriffsuntersuchung nur 
den Deckmantel für eine in dieser Form einzuführende parteipolitische, 
tendenziöse Darstellung der staatlichen Lage abgeben soll.'^) Folglich ist es 
von äufserster Wichtigkeit, zunächst zu fixieren, in welchem Sinn der zu 
untersuchende Gegenstand überhaupt für die jeweilige wissenschaftliche 
Betrachtung Wert und Interesse besitzt. Was eine Staatslehre angeht, 
so raufste von Anfang an (S. 17 ff.) immer mit Schärfe betont werden, 
dafs sie, um ihren Aufgaben zu genügen, den „Staat" grundsätzlich 
in dem weiten Sinn eines Verbands zu betrachten hat, welcher mit den 
gemeinsamen und organisierten Kräften seiner Glieder deren öffent- 
liche (gemeinsame) Bedürfnisse zu befriedigen strebt Liegt aber die 
Sache so, so kann kein Zweifel bestehen, dafs in diesem Sinn der 
höhere und entwickelte Verband, welcher vom modernen Sprach- 
gebrauch als „Staat'' bezeichnet zu werden pflegt, und die niedern 
Verbände (Gemeinde, Provinz, Kolonie) sowie die unentwickelten 
politischen Verbände (Horde, Stamm) einander wesensgleich sind, — 
falls sie nur die (in I näher dargelegte) Eigenschaft besitzen, selbstän- 
dig, d. h. durch eigene Organe politische Thätigkeit zu entfalten. 
Allerdings darf nun über dieser gemeinsamen Gattungsähnlichkeit eine 
grofse Reihe individueller Charakterzüge der verschiedenen Verbände 
nicht übersehen werden. Aber soviel steht von vornherein fest, dafs 
diese Verschiedenheiten im Vergleich zum Hauptpunkt nur sekundäre 
Bedeutung haben und deshalb ohne alle Leidenschaft und nur für 
denjenigen Kreis politischer Probleme erörtert werden müssen, an 
welchem die Wirkung der Verschiedenheit praktisch hervortritt 

Etwas Nebensächliches in diesem Sinne ist zunächst der Gegensatz, 
der zwischen zwei Staaten dadurch entsteht, dafs der eine als der 
weitere, als Oberstaat, den anderen als den engeren, als Unterstaat, 

1) Man denke an die häufigen Wendungen, mit denen man die Kirche, das 
Heer, eine soziale Klasse u. s. w. als ^Staat im Staate^ bezeichnet. 

2) In dieser Hinsicht sind instruktiv die einander extrem gegenübertretenden 
Staatstheorien von Treitschke und Seydkl. Treitschke spricht, von seinem 
Borusscnfanatismus geleitet, den deutschen Gliedstaaten eine selbständige Staats- 
eigenschaft ab (weil sie nicht mehr die Heeresverwaltung bcsäfsen und diese, wie 
er ohne jeden Beweis behauptet, das Kennzeichen der Souveranetät und damit des 
Staats sei); das Deutsche Reich ist ihm also nur ein „verlängertes Preufsen'' (Politik. 
I. S. 39ff.). Seydel dagegen, von dem Bestreben geleitet, den deutschen Einzel- 
staaten, besonders Bayern, möglichst viel Rechte zu bewahren, deduziert (Bundes- 
staatsbegriff. 1S72, Abhandlungen. S. 6. 119) — allerdings mit viel gröfserer juristischer 
Schärfe als Treitschke — das Umgekehrte, dafs nur die Einzelstaaten Staat seien 
imd das Reich nur ein völkerrechtliches Bündnis. (Im einzelnen vergl. hierüber u. 
§ 32 und Teil U, Kap. 2.) 
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mitumfafst. Wenn der erstere, das „Reich", gewisse Funktionen wie 
Gesetzgebung oder Heeresverwaltung für die Bürger seines Gesamt- 
gebiets ausübt und dem „Gliedstaat" nur ein Teil politischer Ver- 
richtungen übrig bleibt, so sind die Bürger des Gliedstaats bezüglich des 
anderen Teils auf die Fürsorge von Organen angewiesen, die nicht 
von ihnen allein ihre amtliche Macht und Autorität ableiten, sondern 
von dem Volk des Gesamtstaats, — sie sind also insoweit in der Or- 
ganisation der politischen Thätigkeiten beschränkt und von der Willens- 
macht Fremder abhängig. Die zweifellose Besonderheit eines 
Unterstaats liegt also in der partiellen Abhängigkeit desselben; 
— nur der relativ oberste Staat, das Gesamtreich, ist unabhängig, 
und es zeigt sich somit, dafs die Selbständigkeit der Thätigkeit, die 
allen Verbänden schlechthin zukommt, wenn sie überhaupt öffentliche 
Verbände sein wollen (I), von deren Unabhängigkeit sorgsam zu 
scheiden ist. Letztere kann nur dem für ein gewisses Gebiet höchsten, 
obersten Staat im Gebiet seiner Funktionen beigelegt werden. 

Hierbei ergeben sich sofort weitere denkbare Verschiedenheiten, da 
das Verhältnis zwischen einem Oberstaat und einem Unterstaat nicht 
überall, w^o es vorliegt, gleichförmig und konstant zu sein braucht. 
Schon quantitativ kann die Abhängigkeit des Glieds vom Ganzen 
äufserst verschieden sein, — je nach der Zahl und Wichtigkeit der 
Funktionen, die dem Gesamtstaat übertragen sind und vorzugsweise 
dem Gliedstaat verbleiben. Manche Funktionen sind aber so wichtig, 
dafs durch ihre Ausübung geradezu eine qualitative Verschiedenheit 
des Verhältnisses bedingt sein kann. Es liegt* z. B. auf der Hand, dafs 
die Beschränkung von oben, die Abhängigkeit, eine ganz andersartige da 
ist, wo der Oberstaat sie allein durch sein Zuthun beliebig steigern 
kann, als da, wo nur durch Mitwirkung der Unterstaaten eine solche 
Verschiebung der bisherigen Thätigkeitskreise möglich wird. 

Nebensächlich von dem Standpunkte aus, welcher das Wesentliche 
in dem Verhältnis der Einzelmenschen und seines Privatlebens zu dem 
öffentlichen Leben der sozialen Gruppen erblickt, ist ferner auch die 
Verschiedenheit zwischen dem Staat im engern Sinn und dem selbst- 
thätigen öffentlichen Verband, dem kein Staatscharakter zukommt, 
der Gemeinde, dem Gau, der Landschaft, der Provinz. Dafs sich eine prin- 
zipielle Grenze zwischen ihnen nicht ziehen läfst, lehrt am einfachsten die 
schon betonte geschichtliche Thatsache, dafs viele von derartigen Staats- 
gliedern Staaten im eigentlichen Sinn vorher gewesen sind oder nachträg- 
lich geworden sind, — bes. die Erscheinung des Stadtstaats (S. 142). Es 
liefse sich nun auf den ersten Blick leicht denken, ein selbständiges Gemein- 
wesen verliere eben dadurch den Staatscharakter, dafs es als Glied in ein 
höheres, es beherrschendes Gemeinwesen eingefügt wird, dafs es also seine 
ausschliefslichc Selbstbestimmung, seine Unabhängigkeit einbüfst. Aber in- 
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zwischen hat sich bereits herausgestellt, wie dieser Umstand nicht der 
entscheidende sein kann. Denn die allgemeine Erscheinung des Gliedstaats 
oder Unterstaats hat schon den Beweis geliefert, dafs es Gemeinwesen 
giebt, denen trotz ihrer Abhängigkeit von einem Oberstaat vom Sprach- 
gebrauch die Eigenschaft des „Staats" zugesprochen wird. Immerhin kann 
doch zwischen dem Staat und der Gemeinde, sowie den übrigen 
Selbstverwaltungskörpem ein unterscheidendes Kriterium übrig bleiben. 
Die Gemeinden werden in ihrer thätigen Wirksamkeit des Verbands 
zunächst nur den Verbandsmitgliedem, den Bürgern gegenüber als dem 
Staat gleichstehend anerkannt, es zeigte sich ferner, dafs die Gemeinde 
in dem Abhängigkeitsverhältnis zu einem höheren Verband mindestens 
dem Unterstaat gleichsteht Aber immerhin kann sie sich z. B. vom Staat 
durch das Verhältnis zu dritten Staaten unterscheiden, d. h. zu solchen, 
welche aufserhalb des die Gemeinde umfassenden Staats liegen. Mit 
anderen Worten die Fähigkeit zum internationalen Verkehr wird im 
Zweifel die Eigenschaft bilden, die der Gemeinde fehlt, die aber dem 
Staat zukommt, und die insbesondere auch ein abhängiger Gliedstaat mit 
dem unabhängigen Oberstaat teilt. 

Erst unter Berücksichtigung aller der genannten möglichen Ver- 
schiedenheiten kann denn auch ein fester Mafsstab für die Beurteilung des 
Sprachgebrauchs gewonnen werden, der manchen staatlichen Verbänden im 
Gegensatz zu anderen die besondere Eigenschaft der „Souveränetät" 
zuweist, und es rechtfertigt sich deshalb, dafs diese Frage nicht an den 
Anfang, sondern an den Schlufs einer Erörterung über die Organisation 
der staatlichen Verbände- gestellt wird. Für jetzt kommt es nur darauf 
an, die möglichen thatsächlichen Verhältnisse festzustellen, um, wie zuvor 
an der natürlichen Unterlage der staatlichen Verbände, so jetzt an dem 
Punkt, \Y0 sie in die menschliche Kulturthätigkeit hineinragen, ihr 
schlechthin allgemeines Merkmal — die Thätigkeit durch eigene 
Organe — hervorzuheben. In ihr kommt zunächst die thatsächliche 
Lebens- und Willensfähigkeit des Verbands zum Ausdruck. Eine Be- 
stimmung des gegenseitigen Verhältnisses zwischen mehreren staatlichen 
Verbänden zieht ohne weiteres die Frage einer grundsätzlichen Rege- 
lung, also die Frage des Rechts, in Mitleidenschaft. 

§ 17. Die Aufgaben des Staats. 

Waitz, Politik. S. 11. — Schulzk, Einleitung in das deutsche Staatsrecht 2. Aufl 
(1867). S. 125 ff. (irbersicht über die älteren Zwecktlieorien.) — BiiUNTscHLi, Allgem. 
Staatslehre. S. 346 ff. — Rosin , Der Begriff der Polizei (Sonderabdruck aus dem 
Verwaltungsarchiv I. 1894. — Haenel, Deutsches Staatsrecht. I, 81 ff. (1891). — 
BoRNiiAK, Allgem. Staatslehre. S. 19. — Treithchke, Politik. I. S. 67 u. a. 

I. Die Frage des „Staatszwecks'^. Wenn es, wie gezeigt 
(§ 16), geradezu eine Daseinsbedinguog jedes Staats ist, dafs er im In- 

1) Vergl. hierüber weiter unt teilweise § 25 u. Kap. 4, § 32, teilweise Teil II, Kap. 2. 
Schmidt, Staatslehre. 10 
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teresse seiner Glieder Thätigkeiten entwickelt, so kann nur aus der Art 
dieser Thätigkeiten das Wesen des Staats weiter ergründet werden. Von 
Alters her stellte sich deshalb die allgemeine Staatslehre als zweites Haupt- 
problem die Frage nach dem „Zweck des Staats". Aber wie an der 
Frage nach der Entstehung des Staats erwies sich auch an den Unter- 
suchungen über den Staatszweck die Methode der älteren Staatslehre 
verhängnisvoll. In der Auffassung des Staatszwecks fand die „Staats- 
idee" der einzelnen Philosophen ihren praktischen Ausdruck, und in 
dieser spiegelte sich wiederum nur ihre Idee von Welt- und Menschheits- 
bestimmung. Die Folge war, dafs ganz wie bei dem theoretischen Streit 
um die Herkunft des Staats sich auch zwei extreme Meinungen über 
den Zweck des Staats ausbildeten. Wie dort zwischen einer organi- 
schen und einer mechanischen Erklärung der Staatsexistenz, so bewegte 
man sich hier zwischen den Extremen einer grundsätzlich allseitigen 
und einer grundsätzlich einseitigen Bestimmung des Staatszwecks. 
Bald erwartete man vom Staat, dafs er den Menschen schlechthin mit 
allen Lebensgütern versorge, — bald verlangte man nur die volle 
staatliche Sicherstellung des Individuums, das im übrigen sich seine 
materielle und geistige Vervollkommnung selbst besorgen sollte, — wenn 
auch freilich die Formulierungen oft, ja meist der Schärfe entbehrten 
und vermittelnde Deutungen wohl zuliefsen. ^) Auch diese ganze dog- 
matische Diskussion erledigt sich jedoch für eine methodisch gereinigte 
Staatslehre von selbst Von einem ein für allemal gegebenen „Zweck" des 
Staats läfst sich ja im strengen Sinne nur vom Standpunkt einer zweck- 
setzenden, also den Staat zweckbewulst schaffenden Persönlichkeit aus 
reden (o. S. 9). Entweder mufs dabei an eine über den Menschen stehende 
höhere Vernunft gedacht werden, an die Gottheit, die ihre Zwecke in 
den dem Menschen eingepflanzten Staatstrieb hineinlegt, oder an die 
Menschen selbst, die reflektierend den Staat für ihre Zwecke ins Leben 
rufen. Aber bekanntlich ist weder die eine noch die andere Beziehung 
auf ein zwecksetzendes Ich statthaft Methodische Gründe verbieten es uns, 
den göttlichen Schöpfer in die wissenschaftliche Untersuchung zu ziehen; 
und ebenso kann aus Gründen der historischen Wahrheit der Staat nicht 
zum reflektierten Machwerk der Einzelmenschen herabgedrückt werden. 
Nur als eine^mit natürlicher Notwendigkeit zusammenwachsende Lebens- 



ffemeinschaft über den Einzelmenschea. kann der Staat Wissenschaftlich 
betraclitet werden, und von diesem Standpunkt aus "kann die Staatslehre 
ebensowenig nach einem Zweck des Staats im allgemeinen fragen, wie 

1) Unzweideutige Vertreter der Extreme sieht man wohl nur in Christian Wolff 
(o. S. 69) und in dem jungen Wilhelm v. Humboldt (o. S. 89), bezeichnenderweise 
in naher zeitlicher Nachbarschaft, einander gegenübertieten. Dafs vor allem Kant 
nicht beabsichtigt, den Staatszweck einseitig einzuschränken, wurde schon angedeutet 
(0. S. S4) und erhellt aus den späteren Ausführungen (u. S. 85). 
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die Naturwissenschaft nach einem Zweck der Gebirge, Meere, Pflanzen 
und Tiere oder die Geschichte nach einem Zweck der Menschheit. Wie 
alle Lebewesen, wie insbesondere der Mensch, hat der Staat als natürlich 
gewordener und in seinen Organen verkörperter Verband nur natür- 
liche Fähigkeiten, und diese bestehen ein für allemal in dem Gebrauch 
der geistigen und mechanischen Kräfte, die die staatlichen Organe wie 
alle Menschen besitzen und ausüben, nur dafs diese Kräfte, weil hinter 
ihnen die Billigung oder die physische oder wirtschaftliche Unterstützung 
der gesamten Bevölkerungsmasse steht, im Gegensatz zu denen der 
menschlichen Individuen aJs konzentrierte, erhöhte, verstärkte Kräfte 
bezeichnet werden müssen (vergl. hierzu o. S. 9). über die Richtung, 
in welcher sich die Kräfte des politischen Verbands entfalten müssen, 
ergiebt sich aus dem schon bekannten Wesen der staatlichen Organisation 
nur soviel, dafs sich die Thätigkeit der Staatsorgane nach den Be- 
strebungen der Gesamtheit der einzelnen Staatsglieder richten mufs; denn 
nur dann besteht eine innere Beziehung zwischen Staatsorgan und 
Staatsvolk, vermöge deren die Thätigkeit des erstem als eigene Thätig- 
keit der Verbandsgruppe erscheint (§ 6 II). Die Willensbethätigung des 
Staats mufs also den gemeinsamen Bedürfnissen der Be- 
völkerung dienen. Welches aber diese Bedürfnisse sind, läfst sich 
nur relativ nach den Lebensbedingungen der Einzelnen und der be- 
sonderen sozialen Gruppen im Staat bestimmen und entzieht sich der 
allgemeingültigen Charakteristik. ^) 

Hiemach mufs sich zufolge des Entwicklungsgangs, den die Staats- 
lehre genommen hat, in dem Problem des Staatszwecks die Fragestellung 
ganz in der gleichen Weise verschieben, wie dies in dem Problem der Staats- 
entstehung (o. S. 121) notwendig geworden ist. Die politische Hauptfrage 
ist auch im Hinblick auf die Wirksamkeit des Staats die Frage, was die 
einzelnen historisch gegebenen Staaten leisten sollen. Diese 
Frage beantwortet sich aber nach Zeit und Nation verschieden. Die Nation 
wird etwas anderes vom Staatsorgan verlangen, jenachdem sie sich auf der 
Phase der Jäger- und Fischervölker, der Hirtenvölker, der ackerbauenden 
oder der handel- und industrietreibenden Völker befindet, und Nationen 
gleicher Entwicklungsphase werden wieder verschiedene Anfordemngen 
an den Staat stellen, jenachdem sie arm oder wohlhabend, gegen äufsere 
Feinde exponiert oder durch ihre geographische Lage sichergestellt sind, 
oder jenachdem sich in ihnen Kassen, Stände, Religionsparteien im ge- 
gebenen Moment gruppieren. Angesichts dieses unausgesetzten Wechsels 

1) Waitz, Grundziige der Politik. 1862. S. 11: „Bei dem Staate als einem Orga- 
nismus (vergl. u. § 18) ist von einem Zweck im gewöhnlichen Sinn nicht zu sprechen: 
alles Organische trägt den Grund seines Daseins in sich. Der Staat ist sich selbst Zweck^. 
Besonders treffend Sakwey, Das öffentliche Recht. S. 51. Nr. 1: „Es giebt keinen 
anderen Staatszweck als den, dafs das Volk im Staat handlungsfähig wird". 

10* 
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der Richtung, die jede Bevölkerung und deren Wünschen nachgebend die 
Regierung oder Gesetzgebung *) dem Staat geben mufs, wird die Staatslehre 
besser nach den Aufgaben des Staats fragen, als nach seinem Zweck. 
Mindestens dürfte nur von Zwecken, nicht vom Zweck des Staats ge- 
sprochen werden. Nur soviel ist zuzugeben, dafs sich die Aufgaben des 
Staats nach den jeweiligen Zwecken der einzelnen Bürger oder der 
Bevölkerungsgruppen richten, d. h. nach den Bedürfnissen, deren Be- 
friedigung für sie das Motiv ihres Handelns in Familie, Wirtschaft, Be- 
ruf, Glaubensübung u. s. w. ist. 

IL Unmöglichkeit prinzipieller Abgrenzung der Staats- 
aufgaben. Aus dem Gesagten geht bereits hervor, dafs eine allgemein- 
gültige positive Abgrenzung der staatlichen Aufgaben nicht möglich ist 
Jeder Versuch einer solchen würde der natürlichen Sachlage widersprechen, 
welche eben in der unbegrenzten historischen Variabilität der Bedürfnisse 
ihr Wesen hat Soweit deshalb über die Wirksamkeit der politischen Ver- 
bände etwas Allgemeingültiges ausgesagt werden soll, kann es nur etwas 
Negatives sein, — nämlich die Verneinung jener grundsätzlichen Mafs- 
stäbe der älteren Staatslehre, mochten sie extrem oder vermittelnd auftreten. 

Gänzlich unhaltbar ist zunächst jene Theorie der Einseitigkeit 
der Staatsaufgaben, welche die letzteren auf die Thätigkeit der Sicherung 
nach innen und aufsen einschränken will. Niemals hat, soweit wir sehen 
können, ein Staat seiner Thätigkeit solche Zügel angelegt, dafs er seine 
Kräfte nur auf Landesverteidigung und Rechtspflege verwendet hätte. 
Selbst bei den dürftigsten Naturvölkern sehen wir die öffentlichen Gewalten 
sich stets dem religiösen Kultus widmen; letzterer bildet dort geradezu 
eine der Hauptfunktionen der Oberhäupter. Die ältesten Civilisationen 
haben sich bereits mit staatlicher Bodenkultur und Verkehrsregelung be- 
fafst; wir kennen von der ältesten ägyptischen Dynastie des vierten 
vorchristlichen Jahrtausends staunenswerte Entwässerungsanlagen und 
Stromkorrektionen, vom Mykenischen Staat des zweiten Jahrtausends 
nicht weniger imposante Gebirgsstrafsenbauten.^) Die „Wohlfahrtspflege'' 
ist also an sich nicht minder wichtig wie die Sicherheitsfunktion, und 
zum Verständnis der Staatsthätigkeit ist dies der notwendige Ausgangs- 
punkt. 3) Auch innerhalb des Kreises der Wohlfahrtspflege läfst sich 

1) Dafs die Bestimmung der Staatsaufgaben nicht nur Sache der Regierung (der 
ausübenden Politik, Staatskunst, vergl. o. S. 28), sondern in erster Linie der 
Gesetzgebung (der dauernden rechtlichen Festlegung des Staatsrechts) ist, kann 
erst später (im § 30) eingehender zur Sprache kommen. 

2) Auch die Trockenlegimg desKopaissees erscheint als eine Arbeit der mykenischen 
Kultur, die hinter dem Merisee im Gebiet der Nilüberschwemmung nicht zurücksteht 

3) Für die neuere Zeit und von der neueren Litteratur wird dies nirgends mehr 
bestritten. Man hat darauf hingewiesen, wie die nachkantischen Vertreter der reinen 
Sicherungsfunktion ihrer eigenen Theorie untreu wurden, — wie Wilhelm v. Hum- 
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keine Grenze ziehen. Die materielle Wohlfahrt steht hier ebenso hoch 
wie die ideelle Förderung der Religion, Erziehung, Kunst Wenn neuer- 
dings der Versuch gemacht wird, die Aufgaben des Staats grundsätzlich 
und seinem Wesen nach auf die Besorgung der weltlichen Bedürf- 
nisse einzuschränken und die geistlichen davon auszuschlietsen ^), so 
ist diese Auffassung ganz unhistorisch und trägt die Unterscheidung von 
Staat und Kirche, jener getrennten Körperschaften, die der modernen 
Anschauung auf Grund eigenartiger Entwicklung geläufig worden ist, 
willkürlich in meist andersartige Verhältnisse früherer Zeiten und fremder 
Kulturwesen hinein. Natürlich durchzieht das Bewufstsein einer Ver- 
schiedenheit von geistlichen und weltlichen Angelegenheiten alle 
Staaten und Völker. Aber hieraus folgt nicht, dafs überall auch das 
Dasein zweier verschiedener Verbände, welche diese Angelegenheiten 
getrennt besorgen, von Anbeginn des sozialen Lebens an einen Be- 
standteil des Bewufstseins oder überhaupt des gesellschaftlichen Zustands 
ausmacht Dies lälst sich nur dann behaupten, wenn die Funktionen 
von Anfang an in den Händen verschiedener Organe gelegen hätten, 
oder wenn dasselbe Organ sie für grundsätzlich getrennte Menschen- 
kreise errichtet hätte, und weder das eine noch das andere ist der Fall, 
Im Gegenteil sind die weltlichen Herrscher in allen ältesten Gemein- 
wesen zugleich auch die geistlichen Häupter derselben; — ein beruf s- 
mäXsiger Priesterstand bildet sich erst allmählich unter dem Fürsten 
als eine Gehilfenschaft des letzteren und ohne ihn von seiner Funktion 
als obersten Oberpriester zu verdrängen; — ja, diese seine geistliche 
Funktion weits er sich durchgängig sogar am längsten zu bewahren, 
selbst in Verhältnissen, wo er in seiner weltlichen Machtstellung als 
Kriegsherr, Gerichtsherr und Polizeiherr durch die Gruppe der adligen 
Geschlechtshäupter wie bei Italikern und Hellenen in Schatten gestellt 
oder gänzlich beseitigt wird: bekanntlich bleibt gerade dem späteren 

boldt als praktischer Staatsmann seine vornehmste Aufgabe in der Hebung des 
preufsischen Schul- und Universitatswesens fand und Fichte selbst in die Landwehr 
trat, um gegen die französische Herrschaft zu kämpfen, die wohl Sicherheit, aber 
nicht die nationale Kultur gewahrleistete (vergl. Bluntschli, Allgemeine Staatslehre. 
S. 356; Schulze, Einleitung in das Staatsrecht. 1867. S. 125 ff.). Über Bismarcks An- 
schauungen citiert Rosm a. a. 0. S. 7 Bismarcks Begründung des ersten Entwurfs 
eines Unfallvereieherungsgesetzes von 1S81 (bei Horst Kohl, Politische Reden des 
Forsten Bismarck 9, 9) : „Neben der defensiven, auf den Schutz bestehender Rechte 
abzielenden liegt nach modemer Staatsidee dem Staate noch die Aufgabe ob, durch 
zweckmäfsige Einrichtungen das Wohlergehen aller seiner Mitglieder, und namentlich 
der schwachen und hilfsbedürftigen, positiv zu fördern. 

1) So im Anschlufs an Altere (Schmitthenner , Zwölf Bücher vom Staate. I. 
2. Aufl. 1839. S. 2; Zacharla.e, Deutsches Staats- und Bundesrecht. I. 2. Aufl. 1865, 
S. 19. 45 ; Bluntschli, Allgemeine Staatslehre. S. 23) jetzt wieder Rehm, Allgemeine 
Staatslehre S. 32 ff.: „Eine Schranke der Staatsthätigkeit haftet jedem Staate an; der 
Staat ist lediglich nur Gemeinschaft zur Verfolgung weltlicher Zwecke**. 
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Haupt der Priesterschaft der Name des ^Königs'' {dgxcov ßaaueijg, rex 
sacrificulus) als Ehrentitel erhalten. Die völlige Verschmelzung von Staats- 
verband und Kultusverband, von Herrscher und Oberpriester in der Ur- 
zeit gilt für alle Indoeuropäer und Semiten; und dieser Zustand wird 
auch für die spätere Zeit der antiken Staaten dauernd, soweit der inte- 
grierende Zusammenhang von Staat und Kultusverband in Betracht 
kommt: die Geistlichen sind und bleiben Staatsbeamte unter der Re- 
gierung. 1) Was die griechisch-italienische Staatenwelt angeht, so erklärt 
sich gerade aus diesem Verfügenkönnen des Staats über die geistlichen 
Machtmittel zum grolsen Teil die besonders erdrückende Machtstellung 
des antiken Staats, besonders die der vergötterten Cäsaren 2) während 
umgekehrt bei Juden und Ägyptern die priesterliche Gewalt allmählich die 
weltliche Staatsgewalt in sich aufsaugt und dadurch die staatsbildende 
Kraft ihres Volkes untergräbt. 3) Noch deutlicher zeigt sich das In- 
einanderfliefsen von Staat und Kirche in den Orientstaaten der späteren 
Zeit. Der Chalifat Mohammeds ist ebenso ein geistliches Herrschertum *) 
wie das Sultanat der Osmanen, und die gleiche Verbindung kehrt in 
der Würde des Mikado von Japan und anderswo wieder. Ja man wird 
bei näherer Betrachtung finden, dafs die dem heutigen Westeuropa ge- 
läufige begriffliche Trennung von Staat und Kirche eine völlige Singu- 
larität ist, die einen der hauptsächlichen Schlüssel für die ebenfalls 
singulare Entwicklung der westeuropäischen Staatenwelt liefert.^) Der 
Streit, ob der heutige Staat ein „christlicher Staat" sei, hat mit der be- 
handelten Frage gar nichts zu thun.^) 

So wenig sich die Staatsaufgabe auf bestimmte Funktionen ein- 
engen lälst, ebensowenig läfst sie sich umgekehrt grundsätzlich zu einer 
allseitigen ausdehnen. Die erschöpfende Versorgung mit Lebensgütem 
schlechthin, eine „vitae sufficientia" im Sinne Wolffs (S. 69), vom Staate 

1) Vergl. vorläufig Eduard Meyer, Geschichte des Altertums. Bd. IL S. 749 
und dann unten Teil II dieses Werks. Bei den von Rehm besonders betonten Indem 
S. 33) liegt die Entwicklung nicht anders. 

2) Mit Recht betont von Burckhardt, Griechische Kulturgeschichte. I. S. 83 ff. 

3) Rehm (S. 33) hat vollkommen Recht, wenn er derartige ^Theokratien" als 
eine Anomalie bezeichnet und gegen die früher wohl öfter dilettierend vorgetragene 
Anschauung polemisiert, als sei sie fQr den Urzustand aller Nationen charakteristisch. 
Aber er täuscht sich, wenn er mit Ablehnung dieses Irrtums die ursprüngliche Identität 
von Staat und Kirche verneint. Jene Fälle bedeuten nur das Überwiegen des kirch- 
lichen Elements im Staat 

4) Als das Haupt der dem Islam feindlichen koreischitischen Partei, Abu Sufjan, 
Mohammeds siegreiches Heer vor Mekka sah, sagte er zu Mohammeds Oheim Abbas: 
,;Da8 Königtum deines Neffen ist grofs geworden'*. Abbas erwidert«: ^Es ist kein 
Königtum, sondern ein Prophetentum** (Ranke, Weltgeschichte. 5, 88). 

5) Vergl. hierüber Teil II, Kap. 1. 

6) Heranziehung dieser Frage auch bei Rehm, S. 55 Anm. 6. — Vergl. über die 
wahre Bedeutung derselben unten § 21 a. E. 
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erwarten, hiefse den eben betonten, an sich berechtigten Gedanken der 
Vielseitigkeit des Staats übertreiben. Es ist das uralte und historisch 
durchweg konstante Verhältnis, dals der Staat nur die gemeinsamen 
Bedürfnisse, den Bedarf an öffentlichen Gütern zu befriedigen unter- 
nimmt. Dies macht fortdauernd die Eigenschaft der politischen Verbände 
— Staat, Landschaft, Gemeinde u. s. w. — als öffentlicher Verbände 
aus und begründet ihren Gegensatz zu den privaten Verbänden, die 
wie die Einzelmenschen für die grundsätzlich individuell verschiedenen 
Bedürfnisse, die Güter des Privatlebens arbeiten (vergl. o. S. 1 3). In allen 
Verhältnissen wird also der Staat ein Gebiet der individuellen, privaten 
Selbstbestimmung, eine Sphäre der freien persönlichen Bewegung offen 
lassen, — die Gestaltung der Familie, der Hauswirtschaft, des wirtschaft- 
Uchen, gelehrten, künstlerischen Berufs, der technischen und geistigen Aus- 
bildung, der Erholung, der individuellen Keligionsübung. Allerdings läfst 
sich nun eine feste und gleichbleibende Grenze zwischen den Gütern des 
Privatlebens und des öffentlichen Lebens und entsprechend auch zwischen 
den privaten und öffentlichen Verbänden nicht ziehen. Wie meistens bei 
solchen Einteilungen, mufs man innerhalb jeder Zeit mit Übergangserschei- 
nungen und zwischen verschiedenen Zeiten mit einem Wechsel der An- 
schauungen rechnen. Unterricht und Erziehung der Kinder gilt heute wie 
früher innerhalb gewisser minimaler Grenzen als Befriedigung eines all- 
gemeinen Bedürfnisses, dem Staat oder Gemeinde in der Schulverwaltung 
Nachdruck geben, — in allen feineren Seiten als private Thätigkeit der 
Familie. Unterhalt Mittelloser oder Arbeitsunfähiger war früher völlig der 
Pflege der Angehörigen oder des privaten Unterstützungsvereins überlassen, 
während sich jetzt der Staat die Aufgabe setzt, das Leben seiner Bürger 
in der Armen Verwaltung nicht nur gegen Kriegsgefahr und Verbrechen, 
sondern auch gegen die akuteste materielle Not zu sichern. Und wie hier 
ein und dasselbe Bedürfnis teils vom Privatverband, teils vom öffentlichen 
Verband befriedigt wird, so ist es auch denkbar, dafs ein und derselbe 
Verband sich zugleich mit der Pflege privater und öffentlicher Güter 
befafst und sich somit zugleich als privater und öffentlicher Verband dar- 
stellt Die Zunft der mittelalteriichen Stadt sichert für ihre Angehörigen 
die privaten Interessen des gemeinsamen Handwerks, sowie sie gleichzeitig 
öffentliche Funktionen der Justiz, des Kriegsdienstes, der Teilnahme am 
Stadtregiment übernimmt, und in ähnlicher Weise mischen sidh im Sippen- 
verband der Urzeit, im Lehnsverband des Lehnsherrn und der Vasallen, in 
der bäuerlichen Markgenossenschaft Elemente des privaten und des öffent- 
lichen Lebens. Aber ein fester Sprachgebrauch hat nichtsdestoweniger von 
jeher zwischen den privaten und den politischen Verbänden unterschieden. 

III. Der ,,Polizeistaat" und die „staatliche Subsidiarität^. 
Wie sich zeigt, spottet die staatliche Aufgabe jedes doktrinellen Ver- 
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suchs, sie fest und allgemeingültig zu bestimmen. Weder die Engbe- 
grenztheit noch die Grenzenlosigkeit der Staatsfunktionen entspricht deji 
Thatsachen. Nichtsdestoweniger wird sich doch, nachdem einmal inso- 
weit die dogmatischen Resultate der älteren Staatslehre als unhaltbar 
erkannt sind, aus ihnen ein beachtenswerter Kern herausschälen lassen. 
Die Glückseligkeits- oder Wohlfahrtstheorie hat zunächst insofern 
etwas Berechtigtes, als sie richtig betont, dafs die politischen Thätigkeiten, 
die, wie soeben gezeigt, nicht unbegrenzt sind, sondern sich in dehnbaren 
Grenzen bewegen, unter Umständen eine abnorme Ausbreitung an- 
nehmen können. Jene Theorie ist in Zeiten aufgekommen, wo der Staat 
häufig mit Bewufstsein in Funktionen übergriff, welche in erster Linie 
die Gestaltung des Einzeldaseins berühren und regelmäfsig der Einzel- 
thätigkeit oder der privaten Organisation überlassen bleiben. Aber sie 
ruht eben deshalb auch auf der Überzeugung, dafs zu allen Zeiten ein 
solches Übergreifen des Staats wohlbegründet, ja unentbehrlich sein 
kann. In grofsem Mafsstabe zeigt sich das an den entscheidenden 
Wendepunkten der Geschichte, wo ein Volk von primitiver Kultur zu 
feineren Formen des Verkehrs-, Wirtschafts- und Geisteslebens übergeht 
Hier, wo vereinzelte intelligente, unternehmende Individuen den Weg zu 
höheren Lebensformen gewiesen und eingeschlagen haben, während die 
grofse Masse noch bedürfnis- und interesselos den alten Weg weitertappt, 
— wo vielleicht sogar begünstigte Nationen die höhere Stufe erreicht 
haben, da liegt es für den Staat sehr nahe, die unteren Schichten nach 
dem Muster der Einzelnen oder des Nachbarstaats durch einen fürsorg- 
lichen Zwang auch zu einer zeitgemäfseren Einrichtung ihres Privat- 
lebens, ihres Familien- und Wirtschaftslebens anzuleiten. Der Staat 
dirigiert dann durch seine Beamten intensivere Bodenkultur, Gründung 
neuer verfeinerter Gewerbszweige, Einrichtung und Betrieb von Manu- 
fakturen und Fabriken, — er erstreckt seine Verwaltung, „Poüzei" 
(vergl. u. § 24) darauf, auch die Lebenshaltung der Bürger in der 
Tracht, in Familienfesten und Luxusbedürfnissen zu überwachen, — er 
wird also zum „Po Hz ei Staat", der bevormundend und antreibend den 
schwächeren Kräften auch innerhalb derjenigen Sphären nachhilft, die 
bis dahin oder der Natur der Sache nach überhaupt regelmäfsig dem 
individuellen „freien" Streben nach materiellem oder ideellem Fortschritt 
überlassen Waren. Nach dem grofsen Aufschwung, den Italien in der 
Renaissance seit dem 13. Jahrhundert genommen hat, treten nach der 
Reihe alle europäischen Staaten in diese Erzieherrolle ein — im 16. Jahr- 
hundert Frankreich, nach dem 30jährigen Kriege die deutschen Terri- 
torialstaaten, — zuletzt Ruisland, wo Peter dw Grofse und Katharina am 
aufdringlichsten und rücksichtslosesten als Pädagogen ihres Volks wirk- 
sam werden, n Ein solches Verhältnis zwischen Staatsgewalt und Bürger 

1) Vergl. im einzelnen hierüber Teil JI, Kap. 1. 
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überlebt sich nun freilieb, wenn die Durchschnittseinsicht des Volks sich 
den neuen Bedürfnissen angepafst hat. Dann wird die bevormundende 
Funktion des Staats aus der gern gebrauchten Stütze zur lästigen Fessel, 
und gerade das Streben lag der „Sicherungstheorie" zu Grunde, die staat- 
liche Thätigkeit — besonders in Deutschland — wieder in die Schranken 
zurückzuweisen, welche ihr durch die unmittelbar gemeinsamen Bedürfnisse 
gesteckt werden, — dem Einzelbürger und den frei gegründeten privaten 
Organisationen wieder ungehemmte Bewegung für industriellen Unter- 
nehmungsgeist und „freie Konkurrenz'' zu schaffen. Aber nichtsdesto- 
weniger hat doch besonders die Entwicklung des 19. Jahrhunderts gelehrt, 
dals ein Umsichgreifen der Staatsfunktion sich jeder Zeit erneuern kann. 
In der sogenannten sozialpolitischen Gesetzgebung des Arbeiterschutzes 
und der Arbeiterversicherung hat auch neuerdings wieder der Staat sich 
ein Gebiet für seine Wirksamkeit angeeignet, von dem er sich bisher 
femgehalten hatte, — das einer eingehenden Beaufsichtigung der Arbeits- 
verhältnisse, der Kindererziehung, der Unfall-, Kranken-, Altersversorgung 
von Volkskreisen, in denen die individuelle Kraft hierzu nicht ausreicht 
Sonach wird man gut thun, ganz allgemein von einer Pflicht des Staats zu 
reden, derzufolge er aushelfend überall da eintritt, wo im gegebenen Fall 
die Kraft des Einzelnen oder der Privatverbände zur Befriedigung wichtiger 
Bedürfnisse nicht ausreicht. Dieses Verhältnis stellt sich also als das der 
staatlichen „Subsidiarität'' im Gebiet der Wohlfahrtspflege dar.*^) 

IV. Der Vorrang der Sicherungsaufgaben. Das Gesagte be- 
tont zunächst den richtigen Grundgedanken der „Wohlfahrtstheorie". Aber 
auch die Sicherungstheorie enthält bei all ihrem willkürlichen Doktrinaris- 
mus ein Gran Wahrheit, von dessen eigenem Gewicht die moderne Politik 
sich mehr und mehr überzeugt hat Diese Theorie beruht auf dem richtigen 
Gefühl, dafs die an sich zahllosen und unbegrenzten Aufgaben des Staats 
einander nicht sämtlich gleichwertig sind, sondern dals die Siche- 
rungsaufgaben eine Vorrangsstellung vor allen übrigen, auch vor den 

1) Die ^freie Konkurrenz" ist das Schlagwort, das meist dem System des 
^^Polizeistaats" gegenübergesetzt wird. Bisweilen stellt man ihm auch den „Volks- 
staaf* als sein Gegenbild entgegen. Eine feste Terminologie fehlt leider auch in 
diesem Punkte wie an vielen Punkten der politischen Grundbegriffe; denn häufig 
denkt man bei dem Gegensatz von „Polizeistaat" und Volksstaat" gai* nicht an die 
denkbarerweise verschiedene Begrenzung der Staatsaiifgaben, sondern an das denk- 
barerweise verschiedene Verhältnis zwischen Staatsgewalt (Regierung) und 
Bürgern (Volk), — nämlich an den Gegensatz eines Staats, in welchem nur der 
Wille und die Zweckmäfsigkeitserwägungen der regierenden und verwaltenden Or- 
gane (der Polizei) für die innere Politik entscheiden, zu einem Staate, in welchem 
die Behörden im Einklang mit den Anschauungen des Volks handeln (vergl. hierüber 
Näheres u. § 25 a. E.). 

2) Vergl. hierüber Kosin, Allgemeine Staatslehre in den Reden des Fürsten 
Bismarck. 1897. S. 19. 
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wichtigsten Wohlfahrtsaufgaben behaupten. i) Was die Sicherung des Staats 
nach aufsen angeht, so ist klar, dafs sie schon rein logisch be ehtet 
die Vorbedingung für Erhaltung und Fortentwicklung der nationalen und 
innerstaatlichen Kultur bildet Dafs also im Fall eines Kriegs alle anderen 
Aufgaben vor der selbsterhaltenden Abwehrthätigkeit zurücktreten, versteht 
sich von selbst. Weniger selbstverständlich ist die Einsicht, dafs der Staat 
auch bereits vor einem eigentlichen Zusammenstofs und sogar, ehe eine 
bestimmte Gefahr unmittelbar in Sicht tritt, seine Kräfte und Mittel in erster 
Linie auf den Erwerb starker Waffen verwenden mufs.^) Zu dieser Ein- 
sicht haben, wie die Geschichte lehrt, alle Kulturvölker erst durch mehr 
oder minder trübe Erfahrungen erzogen werden müssen, wie Griechenland 
durch die Perserinvasion, so Frankreich durch die Plage des englischen 
Erbfolgekriegs oder die deutschen Territorien durch die Greuel des Dreifsig- 
jährigen Kriegs, — und meist geben dann die Zeiten solcher Erfahrungen 
bedeutsame Wendepunkte in der Geschichte des Staats ab, den Anstofs zu 
Grofsstaatbildung imd Centralisierung oder zu einem Machtzuwachs der 
Staatsgewalt im Innern.^) Trotz derartiger Winke des Schicksals fällt es 
aber den Nationen immer von neuem schwer, dessen Lehren zu beherzigen. 
Völker, die e\ne nüchterne und materiell gerichtete Sinnesart besitzen, 
wie Kömer und Engländer, verdanken ihr Übergewicht dem Umstand, 
dafs sie jenen Grundsatz, einmal erfafst, zäh und pedantisch festhalten. 
Nationen dagegen, die wie die deutsche, idealistisch veranlagt die Auf- 
gaben der geistigen Kultur — Bildung, Litteratur- und Kunstpflege — 
besonders hoch anzuschlagen pflegen, fallen nur zu leicht in eine gering- 
schätzende Ansicht über die Sicherungsaufgaben zurück. Trotzdem dafs 
die gewaltsame Zerstörung des Hansahandels und des deutschen Volks- 
wohlstands durch England im 16. Jahrhundert^) und der Zusammenbruch 
des gesamten nationalen Lebens unter den Stürmen der ausbeuterischen 
Kriege Frankreichs, Spaniens und Schwedens im 1 7. Jahrhundert genügt 
hätten, um dem deutschen Volk für alle Zeit den Fluch der Wehrlosigkeit 
zu Gemüte zu führen, gelang es doch im 19. Jahrhundert den leitenden 
Politikern nur um den Preis eines schweren Konflikts mit der Majorität 

1) Vergl. zum Folgenden besonders Rosin, Begriff der Polizei. S. 9. 19. 

2) Als Seitenstück zu dem bekannten Ausspruch Moltkes, dafs der teuerste 
Frieden wohlfeiler sei als der billigste Krieg, diene die Aufserung Bismarcks, dafs 
die Erhaltung der äufseren und inneren Sicherheit Deutschlands ein „Feld höherer 
Ordnung" gegenüber der Pflege der materiellen Interessen bedeute (Bericht über das 
Bundesreformprojekt Beusts bei Poschinger, Preufsen im Bimdestag. 18S2 ff. 111. 154); 
vergl. Rosm, Staatslehre Bismarcks S. 10, woselbst der Vermerk, dafs Bismarck an 
anderer Stelle die gesamten auswärtigen Angelegenheiten als „An - sich -Z weck "^ 
des Staats höher stellt als die übrigen (Rede im Abgeoi-dnetcnhaus am 3. Febr. 1S66; 
Horst Kohl 3, 27). 

3) Vergl. die Weiterführung dieses Gedankens unten § 34. 

4) Vergl. Ehrenbero, Hamburg und England im Zeitalter der Königin Elisa- 
beth. 1896. 
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der öffentlichen Meinung: und der Volksvertretung, die Heeresorganisation 
zu ermöglichen, die allein im stände war, die nationale Einigung gegen 
Oesterreich und Frankreich zu erzwingen. ^) Und noch heute ist vor allem 
in Deutschland nicht allerseits anerkannt, dafs dem Bedürfnis nach einem 
starken Landheer das Bedürfnis nach einer entsprechenden Seemacht 
ebenbürtig ist Auch das letztere hat keineswegs etwa nur das Streben 
nach expansiver oder gar erobernder Handels- oder KolonialpoUtik zur 
Voraussetzung. Der Besitz einer starken Kriegsflotte wird vielmehr auch 
für einen nicht ehrgeizigen Binnenstaat eine unentbehrliche Garantie der 
Selbsterhaltung, falls nur andere Staaten über eine solche Flotte schon 
verfügen. Denn wie die Erweiterung des historischen Gesichtskreises zeigt, 
sind die glücklichsten Operationen einer leistungsfähigen Landmacht auf 
die Dauer nutzlos, wenn eine feindliche Seemacht die Häfen blockiert, 
die Küsten beunruhigt und angreift die Volksernährung gefährdet, den 
Staat isoliert. Hauptsächlich deswegen mufste sich Hannibal im italie- 
nischen Feldzug verbluten, weil die Römer das Meer beherrschten; — 
aus dem gleichen Grunde wurde die glänzende staufische Politik in Italien 
an dem für ihren Angriff unzugänglichen Widerstand der dem Papst ver- 
bündeten genuesischen Flotte zu nichte. Es lag hierin die gleiche Einseitig- 
keit, wie in der umgekehrten Politik Athens, sich nur zur See wehrfähig 
zu ehalten, während es zu Lande den überlegenen Heeren Spartas gegen- 
über machtlos blieb 3), — eine Einseitigkeit, die sich auf die Dauer auch 
an dem modernen England rächen könnte. 

Wie sich aber die Pflicht vorsorglicher Sicherung des Staats nach 
autsen nicht auf ein allgemeingültiges Minimum begrenzen läfst, sondern 
ihr Umfang nur in den möglicherweise von den Machtmitteln anderer 
Staaten zu erwartenden Gefahren seinen Mafsstab findet, so erstreckt sich 
ebenso weit die sichernde Thätigkeit des Staats nach innen auf das Ver- 
hältnis zu seinen Bürgern. Jedenfalls giebt es auch für sie ein festes und 
in gewisser Hinsicht gleichbleibendes Ziel, das der Erhaltung der Ordnung 
zwischen den Einzelbürgem und den Bevölkerungskreisen, wie sie später 
in ihren wechselnden und ineinandergreifenden Formen der Civilrechts- 
pflege, der Strafrechtspflege, der Sicherheitspolizei näher zu beleuchten 
sein wird (vergl u. § 24). Denn auch dieser Zweig der Sicherheitsauf- 

1) Ja noch im Mai 1S69 stellten Mitglieder der Fortschrittspartei im Norddeutschen 
Reichstag den Antrag, abzuriistcn, da die Kriegsbereitschaft nicht durch Eifersucht 
der Volker, sondern nur durch das Verhalten der Kabinette bedingt sei (Sybel, Die 
Begriindung des Deutschen Reichs. Bd. 7. S. 166. 173). 

2) Wertvolles historisches und politisches Material in deutschen Gelegenheits- 
schriften der jüngsten Zeit. Vergl. bes. Dietrich Schäfer, Deutschland zur See. 1897. 

3) Der kritische Zeitpunkt war bekanntlich der archidamische Krieg, der erste 
Teil des Peloponnesischen , der unter dem Einflufs des Perikles zur Preisgabe des 
platten Landes von Attika und dadurch mittelbar zum Sturz des Perikles und zum 
Untergang der attischen Macht führte. 
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gaben geht allen Wohlfahrtsaufgaben vor. Mag der Bürger in der wirt- 
schaftlichen und geistigen Wohlfahrtspflege, in Familie und Einzelberuf 
ganz seiner eigenen Kraft überlassen werden, so ist eben die rahige Ent- 
faltung dieser Thätigkeiten auf die Dauer nicht möglich, wenn das Indi- 
viduum sich des ungestörten Besitzes und Genusses seiner Häuslichkeit, 
seines Arbeitsverdienstes, seiner freien Bewegung nicht sicher weifs. 

Im Gegensatz zur Subsidiarität des Staats in allen Wohlfahrts- 
aufgaben läfst sich also von einem Vorrang oder Primat seiner 
Sicherangsaufgaben reden. 

§ 18. Wesen und Wertmalsstab dei Staats. 

Herbert Spencer, Prinzipien der Soziologie. Bd. 6. S. 1 ff. — Schaeffle, Bau 
und Leben des sozialen Korpers; eneyklopädiscber Entwurf einer realen Anatomie, 
Physiologie und Psychologie der menschlichen Gesellschaft mit besonderer Rücksicht 
auf die Volkswirtschaft als sozialem Stoffwechsel. 1878. — Ferdinand Cohn, Die 
Pflanze, Vorträge aus dem Gebiet der Botanik. 2 Bde. 1. Aufl. 1882. 2. Aufl. 1896. — 
GiERKE, Grundbegriffe des Staatsrechts, Zoitschr. f. d. ges. Staatsw^issenschaft Bd. 30 
(1874). S. 32. — Preuss, Gemeinde, Staat, Reich. 1889. S. 137 ff. (Analyse des orga- 
nischen Staatsbegriffs). Femer zahlreiche andere (zum Teil u. gen.) Aufsätze. 

I. Der Staat als Organismus. Es mulste zunächst darauf an- 
kommen, die einzelnen Kräfte zu analysieren^ die den Staat hervorrufen, 
und in denen er sich verkörpert, -- mit anderen Worten also den ganzen 
Zusammenhang von Ursachen und Wirkungen aufzudecken, in welchem 
überhaupt ein politisches Leben in die Erscheinung tritt Erst auf Grund 
einer genaueren Kenntnis dieser Zusammenhänge ist es möglich, eine Frage 
aufzuwerfen, die die dogmatische Staatsphilosophie oft übereilt allen übri- 
gen voranstellt, nämlich die, welche man als die Frage nach dem Wesen 
des Staats bezeichnen kann. Es muls sich darum handeln, den Staat in 
die Reihe der verwandten Erscheinungen, die den Gegenstand der mensch- 
lichen Erkenntnis bilden, einzugliedern, — festzustellen, welcher von 
diesen er innerlich am nächsten steht Die Formulierung der Alternative 
entnehmen wir auch hier der bisherigen Litteratur. Sie ist es, die uns 
die Frage zuschiebt, ob der Staat einen Organismus oder einen Mecha- 
nismus darstellt 

Selbstverständlich ist auch dieser Streit in dem Sinne, wie er bis in 
die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts geführt wurde, für eine praktische 
Staatslehre unbrauchbar. Denn die Vorstellung des Staats als eines 
Mechanismus, als einer ^Maschine'' oder „Anstalt'' tritt zum ersten Male 
in der Verflechtung mit dem ganzen Ideenkreis der Naturrechtslehre auf, 
und andererseits wird der Begriff des Organismus aus Kants Wesens- 
bestimmung der Naturerscheinungen erst von Schelling auf den Staat über- 
tragen, und zwar in engem Zusammenhang mit seinem ganzen naturphilo- * 
sophischen System. Bei solcher Provenienz war vor allem die Anwendung 
des Organismusbegriffs auf den Staat für den praktischen Betrachter von 
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vornherein als ein Stück mystischer Spekulation diskreditiert, und der 
anfängliche Makel wurde dadurch nichts weniger als abgeschwächt, dals 
im weiteren Verlauf sehr verschiedenartige Systeme die Organismusnatur 
der staatlichen Verbände für sich ausbeuteten, — theosophische wie das 
Bluntschlis ebensowohl wie das pantheistische August Comtes. Es wurde 
gerügt, dafs der Begriff, wenn nicht für gehaltlose Phrase, so doch für die 
Vermischung eines blofs veranschaulichenden Bildes oder Vergleichs mit 
realen Gedankengängen weiten Spielraum biete. Der Milsbrauch zeigte 
sich in zahlreichen Versuchen, den Staat als den ^Menschen im grotsen^^, 
den irdischen „Makrokosmus^ im Gegensatz zum Mikrokosmus des Einzel- 
individuums zu analysieren (Bluntschli), — vor allem ab^r darin, dafs 
Jeder mit dem Begriff ^Organismus'' die Vorstellung einer anderen Eigen- 
schaft als der wesentlichen Eigenschaft des Staats und infolgedessen 
den Gedanken an einen anderen Vergleichspunkt zwischen Naturerschei- 
nung und Staat verband. Während der Eine in der „Arbeitsteilung" 
zwischen mehreren Organen das Gleichförmige des natürlichen und des 
sozialen Organismus erblickte ? sah ein Anderer das Wesen des Orga- 
nismus darin, dafs ^alle Glieder in gegenseitiger Einwirkung auf einander 
stehen'' ^)y und ein Dritter darin, dafs das „Ganze vor seinen Teilen vor- 
handen sei. 3) Und während der Eine auf Grund dieser Eigenschaften 
den Organismusvergleich verteidigte, bezeichnete ein Anderer gerade die 
Eigenschaft, auf die sich der Vergleich stützte, für unerheblich.^) So war 
es begreiflich, dafs Viele den Vergleich als gleichgültig bezeichneten. '0 
Gleichwohl wäre es voreilig, aus diesen Ausartungen ohne weiteres 
schliefsen zu wollen, dafs der ganze Streit überhaupt keine Bedeutung 
mehr für eine erfahrungswissenschaftliche Staatslehre habe. Denn es 
ist zweifellos, dafs ein exakter Sprachgebrauch mit dem Gegensatz von 



1) So nach Spencer z. B. Cohn, Pflanze S. 232 : „Der leitende Gedanke, welcher 
die Pflanzenzellen zu einem Staatsorganisnms verknüpft, ist der nämliche, wie im 
ßienenstaate oder im Staate der Menschen : die Teilung der Arbeit Jede Zelle besitzt 
zwar ihr individuelles Leben und durchläuft ihren besonderen Entwicklungsgang, aber 
sie übernimmt nicht mehr alle Lebensaufgaben, sondern sie beschränkt den Kreis ihrer 
Thätigkeit, um im kleineren Bezirk gröfscre Vollkommenheit zu erreichen "^ u. s. w. 
Aus allem Vorhergehenden (besonders S. 9 ff.) geht schon hervor, dafs dieser „leitende 
Gedanke" für die Staatslehre ein schiefer ist Nicht Teilung der Funktionen, sondern 
im Gegenteil Zusammenfassung und dadurch Stärkung der Kräfte ist das erste, wo- 
nach die Gruppe in der sozialen Vereinigung drängt; — die Arbeitsteilung ist erst 
sekundär und die Beigabe höherer Entwicklungsformen. Im patriarchalischen Staate 
der Urzeit findet keine Arbeitsteilung statt — Wesentlich auf das Gleiche läuft auch 
die begrifflich wenig föixlerliche Darstellung von Hertwkj (Die Lehre vom Orga- 
nismus in ihrer Beziehung zur Sozialwissenschaft 1899) hinaus. 

2) Fricker, Zeitschr. f. d. ges. Staatswissenschaft 25, 42. 

3) VAN Krieken, Über die sog. organische Staatstheorie. IST 3. 

4) So VAX Krieken a. a. 0. 

5) Bornhak, Allgemeine Staatslehre. S. 14. 
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Organismus und Mechanismus die Vorstellung einer Verschiedenheit ver- 
bindet, die Realität besitzt und der heutigen Wissenschaft zunächst für das 
Verständnis der Naturerscheinungen unentbehrlich ist Das wissen- 
schaftlich allein haltbare Merkmal der Unterscheidung ist dasjenige, wel- 
ches Kant bei der Betrachtung der Erscheinungen des Naturlebens in der 
„Kritik der Urteilskraft'' hervorgehoben hat. In Gegensatz zu den leblosen, 
nur von auf sen belebten Naturgebilden stellt Kant den Organismus als den 
aus sich selbst belebten, mit eigenem Leben erfüllten Körper. Mechanische 
Produkte sind die anorganischen Aggregate, die sich erschöpfend aus 
Elementen und Kräften der Natur herleiten lassen. Sie sind es nicht nur, 
was ihre Entstehung und Zusammensetzung, sondern auch was ihre Be- 
wegung und Wirksamkeit angeht, sind es also auch da, wo sie äufserlich 
belebt erscheinen. Auch den ausbrechenden Vulkan und den Wasserfall, 
den Wirbel des Orkans und den Blitzschlag können wir erschöpfend aus 
den chemischen und physikalischen Prozessen erklären, die unseren Plar 
neten und den Kosmos beherrschen. Nimmt man einmal die Grundstoffe 
und die Kräfte des letzteren, die Elemente sowie die Schwerkraft, die 
Elektricität oder die Wellenbewegung als gegeben an, so lösen sich in 
ihnen und in dem mechanischen Fortwirken der Kräfte auf die Elemente 
auch jene Einzelerscheinungen restlos auf. Wenn wir nun aber inner- 
halb der Natur „Organismen"^ als etwas Anderes und Eigenartiges an- 
erkennen, so zwingt uns hierzu gerade die Einsicht, dafs wir bei ihnen 
— Pflanzen, Tieren, Menschen — Dasein und Funktion nicht rein 
mechanisch auflösen können. Allerdings ist erkannt worden, dafs auch 
im organischen Leben viele der Prozesse, die die naive Wissenschaft 
älterer Zeit als Bethätigung ihrer „Lebenskraft^^ betrachtete, chemische und 
physikalische Vorgänge sind. Indem die pflanzlichen oder tierischen Wesen 
atmen, Nährstoff aufnehmen und verarbeiten, vollziehen sich Zersetzungen 
und Verbrennungen; indem sie die Säfte durch ihre Gewebe treiben, ge- 
horchen sie dem Einflufs physikalischer Druckkräfte; die harmonische 
Gruppierung der Blätter am Stengel und in der Blüte folgt mechanischen 
Gesetzen. Aber aufser allen diesen von aufsen auf den Stoff des 
organischen Wesens in Bewegung gesetzten Kräften fordert dessen Leben 
zu seiner Erklärung doch gebieterisch die Annahme weiterer, eigener 
Kräfte, die im Innern des Organismus selbständig ruhen und durch 
den äufsem Anstofs nur ausgelöst werden. Dafs sich die Fiederblättchen 
der Mimose unter dem Lichtreiz aufrichten und zusammenklappen, dafs 
der Regenwurm unter der Berührung sich krümmt und der Igel sich 
vor dem Angreifer zusammenrollt, setzt Fähigkeiten voraus, die die 
Pflanze und das Tier mitbringt, ganz ebenso wie jene chemische und 
physikalische Aufnahme, Verarbeitung und Vertreibung der Nährstoffe 
auf einem solchen eigenen Trieb der Selbsterhaltung beruht Reizbar- 
keit und Stoff Wechselfähigkeit, die Kriterien des Lebens, 
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versinnlichen eine eigene Energie, die nicht von aufsen zuge- 
führt wird. Sie wird nur durch die Vererbung übertragen. Der 
Organismus besitzt sie auf Grund seiner Abstammung von einem gleich- 
artigen Organismus, von dem er sie ableitet, und da dieser sie wiederum 
in solcher Weise empfangen haben mufs, so bilden die Organismen eine 
nach rückwärts verlaufende unendliche Kette, deren Anfänge — die 
Entstehung des Lebens — überhaupt nicht erkennbar sind,^) 

Nur die Anfangslosigkeit des Lebens also kann den Vergleichs- 
punkt liefern, mit dessen Hilfe der Gegensatz von Mechanismus und 
Organismus auf das menschliche Kulturleben übertragen werden kann. 
Dasselbe mufs in erster Linie mit mechanischen Erscheinungen rechnen. 
Die Kulturprodukte der Menschen sind weitaus zum gröfsten Teil Anstalten 
oder Einrichtungen, die einem bestimmten Zwecke dienen sollen und für 
diesen Zweck durch menschliche Reflexion mit entsprechender Wirkungs- 
kraft ausgestattet werden. Die Werkzeuge, Maschinen, Bauanlagen, auch 
soweit sie aus sich selbst zu funktionieren scheinen, sind Mechanismen, 
sind tot, wenn die Kraft versiegt, die ihnen von aufsen zugeführt wird. 
Die ühr mufs aufgezogen, die Dampfmaschine mufs geheizt werden, 
— bleibt dies aus, so sind sie eine leblose Verknüpfung starrer Massen- 
teile. Ebenso könnten auch menschliche Individuen mechanisch zu einer 
Gesamtleistung vereinigt und in Bewegung gesetzt werden. Ein Haus- 
bau, eine Eisenbahnanlage, ein Fest, eine Prozession, eine Theaterauf- 
führung stellt sich für den objektiven Beschauer als eine einheitliche 
Leistung dar; aber wenn der Unternehmer, der Veranstalter, der Dirigent 
ausbleibt oder sich zurückzieht, ist gerade die Kraft beseitigt, die die 
Einheitlichkeit der Leistung herstellt, die einzelnen Teilnehmer heran- 
gezogen, angestellt und in ihrer Thätigkeit erhalten hat, — übrig bleiben 
nur eine Reihe einzelner Menschen mit ihren willkürlich unternommenen 



1) Allerdings haben viele neuere Naturforscher den Standpunkt eingenommen, 
dafs ebensowenig wie zwischen Pflanzen und Tieren, so aucli zwischen Lebenden 
und Leblosen, zwischen Anorganischen und Organischen eine Grenze bestehe. Aber 
dieser Standpunkt kann heute bereits als überwunden gelten. Der methodisch, vor 
allem philosophisch geschulte Fachgelehrte, der nicht in naivem Verstofs gegen fest- 
stehende erkenntnistheoretische Grundregeln (vergl. o. S. 100) die Grenzen des ob- 
jektiv Erkennbaren und des nicht Erkennbaren durcheinanderwirrt, mufs zugestehen, 
dafs das lebende Protoplasma von dem toten durch die eigene Lebensenergie, 
wie sie in Reizbarkeit, in Ernährung samt Stoffwechsel und Wachstum, in Fort- 
pflanzung hervortritt, grundsätzlich verschieden ist, dafs für diese Vorgänge eine 
mechanische Erklänmg fehlt, und dafs die "Welt der Organismen sich als eine un- 
endliche Reihe darstellt, die sich von Geschlecht zu Geschlecht fortpflanzt, aber 
keinen Anfang hat, da wir nirgends einen anderen Ursprung des Lebens wahr- 
nehmen, als eben den der Fortpflanzung von einem bereits lobenden Wesen. Die 
zahlreichen Prophezeihungen, die auch die exakten Denker unserer Naturwissenschaft 
hören lassen, die Wissenschaft werde sicher dereinst auch jene spezifisch orga- 
nischen Qualitäten erklären können , müssen bis auf weiteres auf sich beruhen. 
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Einzelleistungen. In dieser Weise müfste also auch das Zustandekommen 
von Staat oder Gemeinde gedacht werden, wenn sie als Mechanismus 
zu denken wären. Aber gerade für sie trifft die Voraussetzung nicht zu. 
Wie die früheren Dargelegungen der Art, in der Staaten zu stände kommen, 
beweisen, zeichnet sich im Gegenteil die Entstehung der Staaten da- 
durch aus, dafs der Hergang der Staatsentstehung unerkennbar ist.*) 
Auch die Mitwirkung menschlicher Kräfte, die, wie gezeigt, zum Staats- 
leben unerläfslich ist, ist ihrerseits erst wieder das Produkt der Interessen- 
gemeinschaft, die das räumliche Zusammenleben schafft, und das Ent- 
stehen dieser Interessengemeinschaft, wie man es sich an der verschiedenen 
Lebenslage der Nomadenvölker bis zu einem gewissen Grade vorstellen 
kann (o. S.128j, ist nicht ein zweckbewufstes Arbeiten von Individuen, son- 
dern ein nicht weiter zu zerlegender Wachstumsprozels, der in der That 
nur mit dem Wachsen natürlicher Organismen verglichen werden kann. 
Allerdings scheint nun trotz allem noch ein grundsätzlicher Unter- 
schied zwischen den natürlichen und den sozialen Organismen zu be- 
stehen. Pflanze, Tier, Mensch stellen sich als einheitliche Naturerschein- 
ungen, als in sich geschlossene, unteilbare Wesen, „Individuen^, dar, 
— die Horde, der Stamm, die Gemeinde, der Staat sind Gruppen von 
Individuen. So könnte man denken, dafs schon im Ausgangspunkte, — 
in der Zusammensetzung — und folglich auch im weiteren Verlauf — 
in der Lebensfunktion — beide Erscheinungen verschieden zu beurteilen 
seien: dort Zusammenwirken mechanisch verbundener unselbständiger 
Teile im Dienst der einen unteilbaren, „individuellen'' Lebenskraft, — 
hier, im sozialen Dasein, nur ein Zusammenwirken seelisch verbun- 
dener Einzelwesen, deren jedes auch für sich allein, selbständig, eine 
Lebensthätigkeit entwickelt. Aber auch dieser Unterschied trifft nicht 
zu. Auch die Wesen des organischen Naturlebens setzen sich ja aus 
einer Unzahl selbständiger kleinerer Wesen zusammen. Alle Pflanzen und 
Tiere ohne Ausnahme sind in allen ihren Teilen, in jedem Zweig, jedem 
Laubsprofs, jedem Bewegungs- und KSinneswerkzeug aus Zellen auf- 
gebaut. Jede einzelne Zelle aber erscheint der fortgeschrittenen Forschung 
nicht nur als das unscheinbare Saftbläschen, das der äufserliche Be- 
trachter wahrnimmt, nicht nur als ein unselbständiger Teil des Ganzen. 
Vielmehr verkörpert jede Zelle selbst wieder einen selbständigen Orga- 
nismus von komplizierter innerer Einrichtung. Auch sie führt neben der 
Anteilnahme am Leben des Ganzen ihr individuelles Leben für sich. 
Sie erhält sich und entwickelt sich, nimmt Nahrung auf, atmet, arbeitet, 

1) Ganz richtig deshalb Dflthey, Einleitung S. 91 : „Thatsachen, wie die Familie 
und der Staat, können — einer wirklichen Konstruktion durch den Begriff nicht 
unter^'orfen werden. Jedes Verfahren, welches sich diese Aufgabe stellt, setzt einen 
Mechanismus zusammen**. Vergl. auch Dahlmaxns These: „Der Staat ist ui*anfUng- 
lich" (0. S. 9S Anm. 1). 
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altert und stirbt für sich, letzteres regelmälsig erst dann, wenn sie vorher 
für einen Ersatz durch Nachkommenschaft gesorgt hat i), und sie verrichtet 
vor allem die gesamte Thätigkeit ebenfalls durch eine innere Organisation 
im kleinen. Denn wiederum erst das Zusammenwirken ihrer umschliefsen- 
den Zellhaut, ihres Zellinhalts und besonders ihres innerlich nochmals 
gegliederten Zellkerns ermöglichen jeder Zelle ihre eigenen Funktionen, 
und die durch die Zellwände hindurchlaufenden Fäden stellen ihre Ver- 
bindung mit den Schwesterzellen und die Eingliederung in das Ganze her. 
Und so trifft denn auch die letzte Analogie zu, dafs ebenso wie der 
schiffbrüchige oder einsiedlerische Einzelmensch auch die einzelne Zelle 
unter gewissen Bedingungen ihr gesondertes, unabhängiges, isoliertes 
Dasein führen kann. Bekanntlich giebt es unter Algen und Pilzen auch 
Pflanzen, die ihr ganzes Dasein hindurch nur aus einfachen, einzelnen 
Zellen bestehen; — der grüne Überzug auf Felsen, Baumstämmen, Dach- 
schindeln, der braune Schleim auf Wassergräben, der gärungverursachende 
Hefepilz sind solche einzellige Wesen. Ganz entsprechend kann auch eine 
Zellengruppe, aus dem Zusammenhang des Ganzen herausgerissen, unter 
günstigen Umständen die Fähigkeit behalten, die Lebensfunktionen des Ge- 
samtorganismus selbständig fortzuführen, — auch das einzelne Citronenblatt 
oder der Weidenzweig kann sich im Wasser oder im feuchten Erdreich 
frisch bewurzeln und zur selbständigen Pflanze auswachsen. Freilich ist 
dies eben nur unter bestimmten Bedingungen möglich. Aber auch der Einzel- 
mensch oder der Menschenkomplex, der aus seinem natürlichen Verband 
gerissen wird, ist einer selbständigen Existenz nur unter Bedingungen fähig. 
Dafs sonach der Begriff des Organismus auf die politischen Verbände 
logisch übertragbar ist, kann nicht bezweifelt werden. Es ist nicht nur 
unter dem Gesichtspunkt einer metaphysischen Betrachtungsweise zu be- 
haupten, sondern auch dann, wenn man sich in den Grenzen der em- 
pirischen Betrachtung hält. 

IL Wert der „Organismustheorie". Das gesamte Ergebnis der 
Untersuchung hat zunächst nur Wert für die Klärung des wissenschaft- 
lichen Sprachgebrauchs. Es liefert nur die terminologische Probe auf die 
Thatsachen, die sich über die theoretische Frage der Herkunft und Ent- 
stehung der Staaten (o. § 15) feststellen liefsen. Insoweit stände es also 
zu den wesentlichen Gedankengängen der Staatslehre in ziemlich lockerem 
Zusammenhang. Denn wenn sich keine praktischen Folgerungen daraus 
ziehen liefsen, würde die Untersuchung als blofse müfsige Übung des 
Distinktionsverniögens besser aus der Staatslehre auszuschalten sein. 

In der That hat die bisherige Doktrin die Organismustheorie für 

1) So sind insbesondere Holzstamm und Rindenborke der Bäume leeres Gemäuer 
abgestorbener Zellen. Sie entstehen dadurch, dafs sich der Lebensträger des Zell- 
wesens, der sog. Protoplast, aus ihnen zurückzieht. 

Schmidt, Staatslehre. 11 
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die politische Spezial Wissenschaft nur als Veranschaulich ungs- 
mittel fruchtbar zu machen gewufst, und die Erf abrangen, die die 
Wissenschaft mit derartigen Parallelisierangen gemacht hat, belehren uns 
zur Genüge, daf s ihr Nutzen ein sehr beschränkter ist ; ja oft haben sie 
sogar direkt schädlich gewirkt. Soweit sich Ähnlichkeiten zwischen 
natürlichen und sozialen Organismen aufdecken lassen, reichen sie eben 
immer nur bis zu einem gewissen Grade, meist nur bis zu den allge- 
meinsten äufserlichen Analogien, — eben nur soweit, als die Bedürfnisse 
des Lebens für beide Arten von Organismen die gleichen sind. Man 
mag sagen, dafs die Baumzellen, welche, von ihren Protoplasten verlassen, 
die verholzende harte Rinde bilden (S. 161 Anm. 1), gegen äufsere Feinde, 
Insekten und Parasiten, eine Befestigungsmauer schaffen, deren Schad- 
haftigkeit die Pflanze mit dem Untergang bedroht, und man mag dies 
mit der Abwehr des Staats gegen seine Feinde vergleichen (S. 153). Aber 
gewonnen ist damit nichts. Das politische Interesse beginnt erst bei den 
verschiedenen Möglichkeiten der Abwehr, der Systeme der Befestigung, 
und gerade diese richten sich durchaus nach der Eigenart der Grenzen 
und der internationalen Lage des Einzelstaats. Noch unfrachtbarer 
werden die Analogien da, wo w4e bereits in allen prinzipiellen Aus- 
gangspunkten die sozialen Einrichtungen der Menschen auf den spezifisch 
menschlichen Bedingungen, auf den Erscheinungen des menschlichen 
Seelenlebens rahen. Was nützt es, das Altern und Absterben der Staaten 
mit dem Verfaulen des Waldbaums zu vergleichen oder die revolutionäre 
Bewegung unterer Volksschichten gegen eine träge gewordene herrschende 
Klasse mit der „Drohnenschlacht" der Arbeitsbienen gegen die entbehr- 
lichen Männchen des Stocks in Parallele zu stellen, wo doch jeder dieser 
Vorgänge aus einer eigenen Kausalreihe begriffen werden mufs? Noch 
dazu wo manche der in Betracht zu ziehenden Faktoren, wie vor allem 
die Tierpsychologie, zu den dunkelsten Gebieten der Forschung gehören, 
die Naturwissenschaft oft unsicherer als die Sozialwissenschaft ist So 
ist denn in der That die ganze Analogie eher verhängnisvoll als nützlich. 
Hinter die scheinbar tiefsinnige Verknüpfung der beiden Vorstellungs- 
kreise verschanzt sich nur zu leicht Phantasterei und Phrase. Der 
geistvolle Vergleich liefert den bequemen Vorwand, sich ein tieferes Ein- 
dringen in die Sache selbst zu ersparen, indem man den Lesern den 

1) Das Mafs von Klarheit, das SchelJing, Comte oder Spencer mit Hilfe der 
biologischen Betrachtungsweise über politische JVagcn verbreitet haben, ist denn in der 
That minimal, wie schon die in den folgenden Kapiteln besonders vortretende Über- 
sicht der Probleme verdentlichen kann. Vor allem für das Verhältnis des Staatslebens 
zum Rechtsleben, w^oraus sich gerade die Hauptschwierigkeiten ergeben (Kap. 3), er- 
schliefst sich auf diesem Wege überhaupt nicht das Verständnis. — Vergl. im selben Sinn 
Arnom), Kultur und Rechtsleben. S. 8; L. Stein, W.esen und Aufgabe der Soziologie, 
eine Kritik der organischen Methode in der Soziologie, Archiv für systematische Philo- 
sophie. 1S98. S. 203; Bklow, Neue historische Methode, Historische Zeitschrift. 81, 255. 
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Wahn erweckt, durch den analogen Hinweis auf entsprechende Vorgänge 
des Staatslebens lösten sich nunmehr alle Schwierigkeiten von selbst ^ 
Und wenn gar versucht wird, lediglich aus der naturwissenschaftlichen 
Analogie Folgerungen zu ziehen, die noch über die theoretische Erklä- 
rung der politischen Geschehnisse hinausgehend sich auf eine praktische 
Kritik des Bestehenden und auf bestimmte politische Forderungen, was 
für die Zukunft wünschenswert sei, zuspitzen sollen, wenn man das all- 
gemeine direkte Wahlrecht oder das Einkammersystem als „unorganisch" 
als den Verhältnissen organischer Körper nicht entsprechend verwirft 
u. dergl., so wird in solchem Zusammenhang der Vergleich geradezu zum 
maskierten Verzicht auf eine sachliche Begründung. ^ Jedenfalls wird man 
die methodologische Forderung nicht ernst genug betonen können, dafs 
die Probleme der Staatslehre von den eigenartigen Bedingungen aus in 
Angriff genommen werden müssen, die das Staatsleben in der Natur- 
umgebung und Seelenanlage des Menschen und in dem Gang des histo- 
rischen Schicksals vorfindet ; diese Bedingungen alle aber, Wohnsitz und 
Rassencharakter ebenso wie der Entwicklungsgang, beginnen sich im all- 
gemeinen gerade erst an dem Punkte zu differenzieren, wo die Gemeinschaft 
der Lebensbedingungen des Staats mit denen des Einzelmenschen oder der 
Einzelpflanze bereits ihre Endschaft erreicht. Mag man hinterdrein 
immerhin den einen oder anderen der gewonnenen Sätze der Politik durch 
entsprechende Vorgänge des Xaturlebens veranschaulichen (vergl. z. B. 
u. § 26), — gewonnen werden müssen die politischen wie die natur- 
wissenschaftlichen Wahrheiten durch selbständige Beobachtung, und ihre 
innere Unabhängigkeit wird am besten dadurch bewiesen, dafs ebenso 
wie das Staatsleben durch die Analogie des Naturlebens, auch umgekehrt 
der Naturvorgang durch den Vergleich mit dem Lebensprozefs des staat- 
lichen Organismus beleuchtet werden kann. 3) 

1) Vergl. Merkel, Fragmente zur Sozial Wissenschaft S. 20, und die methodo- 
logischen Darlegungen o. S. 105 ff. 

2) So steht es z. B. auch mit der jetzt beliebten Wendung der Krinünalpolitik, 
die Bekämpfung des Verbrechens durch Strafe sei eine „soziale Therapie" oder eine 
„soziale Hygiene^. Man mag damit die eine Seite der Strafjustiz, ihre bessernde oder 
abschreckende Wirkung auf den Verbrecher, annähernd verdeutlichen. Alle Seiten 
der Straf Justiz kann man dagegen mit diesem Hilfsmittel nicht veranschaulichen. 
Gerade die Seite, wo sie mit dem Rechtsleben verwachsen ist, bleibt dunkel, und 
die Folge ist, dafs alle jene sozialen ^Hygieniker" den eigentlich schwierigsten Fragen 
des Rechts nicht gerecht zu werden vermögen (vergl. hierüber unten § 24, I.). 

3) So versucht Cokn (Die Pflanze. I. Kap. 5, bes. S. 231 ff.) den pflanzlichen 
Organismus als einen „Zellenstaat" zu schildern, — das Grundgewebe der Zellen re- 
präsentiere den Nährstand, die Zellen des Leitgewebes den Handel, die Zellen des 
Hautgewebes den Wehrstand , der schädliche pai'asitäre Einflüsse abwehre u. s. w. 
Vergl. dazu den parodierenden Vorschlag Exners (Politische Bildung. S. 24) , ein 
physiologisches Kompendium nach dem Muster und System eines Civilrechtslehrbuchs 
und unter dem Titel „Pandekten des menschlichen Körpers'' zu verfassen. Vergl. 

11* 
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Aber es wäxe voreilig, hieraus allein schon zu folgern, dafs die Er- 
kenntnis der Organismusnatur des Staats praktisch wertlos sei. Vielmehr 
wird nun der praktische Schweri)unkt der Untersuchung auf das Gebiet 
zurückverlegt werden müssen, an welchem bei exakter Betrachtung über- 
haupt jene organische Beschaffenheit des Staats allein hervortritt, — auf 
die Frage der Entstehungsbedingungen des Staats. Wir nennen, wie 
gezeigt, den Staat um deswillen einen Organismus, weil er an organische, 
natürliche, von der Natur des Menschen und seinen umgebenden Verhält- 
nissen diktierte Bedingungen geknüpft ist, von diesen aber auch 
mit Notwendigkeit hervorgetrieben wird. Und diese theoretische 
Erkenntnis wird auch praktisch von grofsem und unmittelbarem Wert. 
Denn sie gestattet innerhalb der Erfahrungswelt eine Wertabstufung 
der verschiedenen historischen Staatsgebilde. Gerade daraus war ja der 
Zweifel über die mechanische oder organische Natur des Staats erzeugt 
und immer neu genährt worden, dafs neben den allmählich aus natür- 
lichen Anfängen der Stammes- und Gebietsgruppen entwickelten Ge- 
meinwesen an allen Punkten der Geschichte auch solche Staaten standen, 
an denen die berechnende, mechanisch schaffende Thätigkeit einzelner 
Personen und einzelner Klassen ohne die Hilfe organischer Kräfte, ja 
im Widerspruch mit ihnen, offensichtlich hervortrat Die sämtlichen 
Baub-, Eroberungs- und Kolonialstaaten — der Masse der Staatsbildungen 
nach fast die Überzahl — liefern die Belege. Die Eroberungsstaaten der 
Vandalen in Afrika oder der Goten in Spanien, das Hunnenreich, die 
Mongolen- und Tartarenstaaten mit ihrer schon früher geschilderten 
Mischung von Vertretern aller Rassen, die Staatsgründungen der Kon- 
quistadoren, die durch Landteilung oder Heiratsunionen erzeugten Gebiete 
der italienischen und deutschen Renaissance und der Folgezeit und hun- 
dert andere sind vorwiegend mechanisches Machwerk. Und angesichts 
dieser Erscheinungen liefert der Vergleich des Staats mit dem Organismus 
in der That die Möglichkeit, zwischen mehr oder minder vollkomme- 
nen Staaten zu unterscheiden, und zwar je nach dem Grade, in welchem 
die organischen Vorbedingungen der Staatsentstehung erfüllt sind, 
und jenachdem hiernach der Staat Dauer, Lebensfähigkeit verspricht. 
Man wird dieser Unterscheidung allerdings nicht die Wendung geben 
dürfen, dafs nur der vollkommene Staat einen Organismus, der' 
unvollkommene einen Mechanismus darstelle. Denn in gewissem 



auch DiLTHEY, Einleitung S. 89: — es ist „viel naturgemäfser, wenn die Natur- 
forschung sich der Analogie mit den gesellschaftlichen Thatsachen jetzt gern bedient, 
so oft sie vom tierischen Organismus spricht. Nur entsteht so die Gefahr, dafs ein 
neues naturphilosophisches Spiel mit dem Leben in der Materie durch diese Bilder- 
sprache sanft eingänglich gemacht werde'^. 

l) Wie sie in klassischer Weise durch Jakob Buriuiardt (Kultur der Re- 
naissance in Italien. 1S60. S. 5 ff.) geschildert werden. 
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Grade sind an organische Bedingungen auqh Staaten geknüpft, die ihren 
äufsern Anlafs in gewaltsamer Gründung und Knechtung haben. Noch 
einmal mufs davor gewarnt werden, die letzte Veranlassung der Staats- 
entstehung mit der Gesamtheit ihrer Bedingungen zu verwechseln. Und 
umgekehrt: die mechanische Seite des Staatslebens — die berech- 
nende Thätigkeit seiner Organe — ist ebenfalls für die Lebensfähigkeit 
jedes Staats wesentlich. Nur durch Erfüllung von Aufgaben bewährt 
er seine Existenz. Ein Volk, das geographisch und historisch, in seiner wirt- 
schaftlichen und in seiner geistigen Kultur noch so eng zusammengehört, 
ist doch kein Staat, wenn es nicht die Kraft hat, eine Macht zu produzieren, 
die für seine Bedürfnisse wirksam wird. Die Italiener des 15. Jahrhunderts 
konnten sich mit Recht als eine Nation mit wunderbar abgeschlossenem 
Gebiet, individuellem Nationalcharakter und ehrwürdigstem, blühendstem 
Kulturleben fühlen, — und doch mufsten sie sich gefallen lassen, eine 
spanische Provinz zu werden, sie mufsten sogar um der dringendsten 
politischen Notdurft willen dies Ergebnis noch mit Dankbarkeit begrüfsen. 
Nicht anders aber verhielt es sich mit Deutschland nach dem Dreifsig- 
jährigen Kriege, und nicht anders war es mit Griechenland nach dem 
Peloponnesischen Kriege gewesen. Auch ihnen gab die gesunde orga- 
nische Zusammengehörigkeit, die sich in Deutschland binnen kurzem an 
dem Aufbrechen der Blütenknospen einer klassischen Litteratur bewahr- 
heiten sollte, nicht die Kraft, die zur Erhaltung eines Staats erforderlicli 
war. Die Willenskraft, diepolitischeEnergie gehört zum Dasein und 
zur Dauer des Staats genau ebenso, wie der gesunde Körper. Nur dahin 
also wird sich das Ergebnis der ganzen Betrachtung über das Wesen des 
Staats formulieren lassen: derjenige Staat ist der relativ vollkommenste, d. h. 
derjenige verspricht die mutmafshch gröfste Lebens- und Leistungsfähig- 
keit, in welchem natürliche Zusammengehörigkeit und menschliche Thätig- 
keit, organische und mechanische Bedingungen in möglich- 
stemEinklang stehen, den das gesündeste organische Wachstum mit 
der Eigenschaft des „Staats als Kunstwerk^ (Jakob Burckhardt) vereinigt. 
Jedenfalls liegt nunmehr auf der Hand, dafs der Begriff des Orga- 
nismus, indem er auf das Gebiet des menschlichen Kulturlebens über- 
tragen wird, völlig seine Bedeutung ändert. Denn er entfaltet 
seine klärende Kraft jetzt gerade dadurch, dafs er die Wissenschaft vor 
die Aufgabe stellt, die natürliche Entstehung des Staats, das Zustande- 
kommen des Staats als eines Natur gebildes abzuschätzen auf den Ein- 
flufs, den das Dasein der natürlichen Vorbedingungen des Staats auf die 
Tauglichkeit des Staats für die vom Kulturmenschen erwarteten Kultur- 
aufgaben übt. Und schon damit tritt die politische Betrachtung aus dem 
Bahmen der Gedankengänge heraus, in denen sich die exakt biologische 
Untersuchung, die ja teleologische Erwägungen gerade vermeiden mufs, zu 
bewegen hat. Soweit also der ganze Streit um Organismus und Mecha- 
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nismus einen Wert gehabt hat, ist dieser Wert nur ein juristischer gewesen: 
er hat die Wissenschaft auf das Studium der natürlichen und der kultu- 
rellen Bedingungen des Staatslebens hinge^viesen. Immerhin genügt das, 
um ihn nicht fruchtlos erscheinen zu lassen. Der Wert eines organisch ent- 
wickelten, einheitlichen Staatszusammenhangs für die Leistungen des Staats 
ist durch nichts Anderes zu ersetzen, und wenn irgendwo, so tritt es an 
der Beziehung deutlich hervor, die neben der kulturf ordernden Thätig- 
keit des Staats (vergl. o. § 16. 17) dessen Leben in mafsgebender Weise 
bestimmt, — an der Beziehung des Staatslebens zum Rechtsleben. 



3. KaplteL Das Yerhältnls des Staats zum Becht. 

§ 19. Das Recht und seine Bedeutnng für den Staat. 

Die ältere Litteratur rechtsphilosophischen Inhalts fällt der Hauptsache naeh mit 
der älteren staatsphilosophischen zusammen, über welche das 1. Kapitel orientiert 
hat In der neueren fehlt ein Werk, das die verschiedenen Meinunp:en in erschöpfender 
Weise zur Darstellung bringt. Vergl. Jhering, Zweck im Recht. 1. Bd. 2. Aufl. 18S4. 
1877. 2. Bd. 18S0. — Gareis, Encyklopädie und Methodologie der Rechtswissen- 
schaft 1887. — Adolf Merkel, Juristische Encyklopädie. 2. Aufl. bes. von Rudolf 
Merkel. 1900. — Derselbe, Elemente der allgemeinen Rechtslehre in der 5. Aufl. von 
Holtzendorffs systematischer Encyklopädie der Rechtswissenschaft 1890. — Stammler, 
Wirtschaft und Recht (1896). — Vergl. femer die encyklopädischen Erörterungen in 
den systematischen Darstellungen der Privatrechtswissenschaft, z. B. Gierke, Deutsches 
Privatrecht Bd. I (1894). S. 112 ff. — RegelsbergeR, Pandekten. I (1893). S. 57 ff. 

I. Die Probleme der Rechtslehre. Die bisherige Darstellung 
bemühte sich, die Naturvorgänge und die menschlichen Seelenkräfte auf- 
zudecken, bis zu denen innerhalb der Grenzen unserer Erkenntnis das 
staatliche Leben zurückgeführt werden kann. Sie ermögüchte es, die 
Thatsache der Existenz des Staats selbst in ihrer praktischen Bedeutung 
zu erfassen, nämlich als das Dasein einer thätigen Macht, die über den 
Einzelmenschen stehend und deren Kräfte zusammenfassend fähig ist, 
eine höher gesteigerte Kulturwirksamkeit zu entfalten als die Individuen. *) 
Zugleich konnten ungefähr die Bedingungen bestimmt werden, von denen 
der Umfang der staatlich organisierten Gruppen einerseits, der 



1) Nur hierin liegt an sich die Bedeutung oder, wenn man es so ausdrücken 
will, der „Grund'* des Staats. Sie liegt mit anderen Worten nur in dem Thatig- 
w erden einer Verbandsperson im Interesse der Verbandsglieder. Wenn dagegen 
Rehm S. 199 sagt, das „Wesen des Staats ist — Zusammenfassung einer Menschen- 
vielheit zu einer Willenseinheit, zu Friede und Ordnung", so involviert das einen 
äufserst bedenklichen Gedankenspning. Er verflüchtigt damit das Wesentliche (die 
Thätigkeit zu Kulturzwecken) und betont etwas für den Staat als gesellschaftliche 
Erscheinung Unwesentliches, die Friedensordnung im Staat. In dieser liegt vielmehr 
das Wesentliche des Rechts, dessen Sphäre gegenüber der des Staats 
gerade der Abgrenzung bedarf. In dem durchgehenden Fehlen solcher Gi-enzen 
liegt der Hauptmangel des verdienstlichen REHAischen Werks. Er behandelt von 
Anfang an Staatsordnung und Rechtsordnung geradezu als identisch. 
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Umfang der vom Staat in seinen Wirkungskreis gezogenen 
Kulturaufgaben andererseits abhängt. Der alte Streit um organische 
oder mechanische Entstehungsbedingungen, um eine möglichst weite oder 
möglichst enge Begrenzung der Staatszwecke löste sich hierin auf. Noch 
gar nichts aber läTst sich mit den gefundenen Ergebnissen über das Ver- 
hältnis des Staats zu der andern Macht aussagen, welche das menschliche 
Zusammenleben beherrscht und sich hierin mit der staatlichen Wirksam- 
keit verflicht, — über das Verhältnis zwischen Staatsordnung und Rechts- 
ordnung. Dieses läfst sich nur mit Hilfe der Ergebnisse der allgemeinen 
Rechtslehre überschauen. Die ungefähre Entwicklung derselben, wie sie 
sich im Zusammenhang mit der Rechtsphilosophie vollzieht, erhellte bereits 
aus der Übersicht der älteren Staatslehre und Staatsphilosophie (o. S. 35 ff.). 
Im übrigen können ihre Ergebnisse, so wie sie sich bei endgültiger Zu- 
sammenfassung herausstellen, hier nur andeutend wiedergegeben werden. 
Die Erkenntnis, die für die heutige Betrachtung des Rechts den 
festen Punkt bilden mufs, entspricht genau dem leitenden Gedanken der 
modernen Staatslehre (o. S. 116ff.). Auch die Rechtslehre steht vor der 
Schwierigkeit, die Gefahr eines allzutiefen Untertauchens in die mensch- 
lichen Seelenregungen ebenso wie die entgegengesetzte einer äufserlich 
formalistischen Betrachtung zu vermeiden. Auch für die Rechtslehre gilt 
diese methodologische Verhaltungsmafsregel sowohl im Hinblick auf die 
Aufgabe des Rechts wie im Hinblick auf dessen Herkunft. 

II. Aufgabe des Rechts. Die Aufgabe des Rechts läfst sich 
nicht anders bezeichnen, denn als Bindung und Regelung der mensch- 
lichen Kulturthätigkeit im Wechselverkehr der Gesellschaftsglieder. Sie 
ergiebt sich aus der Erfahrungserkenntnis, dafs sich unter allen Lebens- 
bedingungen der Menschen deren Streben nach Kulturgütern, in welchem 
sich ihr Leben selbst seinem Wesen nach bethätigt, im Gegensatz und Wett- 
streit mit gleichstrebenden Interessenträgem vollzieht Gleichviel worin 
diese Kulturgüter bestehen, ob sie auf dem materiell sinnlichen oder auf 
dem geistigen Gebiet liegen, ob sich der Interessenkonflikt in dem Ringen 
um Vermögenserwerb oder um Familienglück, im Kampf um wirtschaft- 
liche, politische Macht oder um ästhetische, geistige, religiöse Ideale 
äufsert, — für die Wechselbeziehung der Menschen haben diese Güter 
jedenfalls die gleiche Bedeutung, die Bedeutung von Objekten des Wett- 
bewerbs, und mit Bezug auf sie alle erhebt deshalb das gesellschaftliche 
Leben an jeden Teilnehmer, jedes Glied desselben die gleiche Forderung: 
Rücksicht zu nehmen durch abwechselndes Sichmäfsigen und Sichbe- 
schränken. Es gilt, jedem einen Kreis des Genusses und der freien Be- 
wegung im Privatleben wie im öffentlichen Leben offen zu lassen und hier- 
durch eine Verteilung der Kulturgüter zu ermöglichen. Das Mittel 
hierzu sind die Normen, Regeln oder Sätze, die Imperative des gesellschaft- 
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liehen Lebens, die in ihrem Zusammenhang ineinandergreifend und sich 
ergänzend die Rechtsordnung, das Recht, darstellen. Seine Funktion ist 
hiernach jedenfalls eine Aufgabe, die als eigenartige neben der Be- 
friedigung der materiellen und ideellen Kulturbedürfnisse, neben der 
Verwirklichung der menschlichen Glückseligkeit steht. Wie man sich 
ihr Verhältnis zu der letzteren des näheren zurechtlegen will, gehört 
bereits nicht mehr in das Bereich der empirischen Forschung. Man 
mag die Realisation der Rechtsordnung, wie die Aufklärungslehre, nur 
als Mittel zum Zweck denken, um die vollkommene Glückseligkeit zu 
ermöglichen, also jene äufsere Sicherung, welche eins von den vielen 
Kulturgütern darstellt Man mag sie, wie die deutsche Philosophie nach 
Kant, als das äufsere Werkzeug zur Verwirklichung des Sittengesetzes und 
somit wie die Sittlichkeit als Selbstzweck, als Erziehung des menschlichen 
Willens nur zur reinen „Freiheit" auffassen. Aber zu dieser Alternative 
läfst sich nur dann Stellung nehmen, wenn man sich im einen oder anderen 
Sinn über die sozialphilosophische Idee vom letzten Ziel des Menschen- 
daseins ein Urteil gebildet hat, und fällt deshalb aus dem Rahmen einer 
Staatslehre heraus, die sich bewufst nur auf die Kritik der endlichen 
Schöpfungen des sozialen Lebens erstreckt (o. S. 103 ff.). 

IIL Herkunft des Rechts. Gleiche Zurückhaltung wird der 
Rechtswissenschaft auferiegt, wenn sie nach der Herkunft der recht- 
lichen Regeln forscht. Die empirisch erkennbare Thatsache, über die 
hinaus sie hier nicht vordringen kann, ist die historische Thatsache, dafs 
die Rechtssätze sich allmählich aus den urältesten Lebensgebarungen 
der Menschen herausschälen und zwar ursprünglich in untrennbarer Ver- 
bindung oder Mischung mit den Wurzeln derjenigen Normen, die später 
als Normen der Religion, Sittlichkeit oder Sitte von den Rechtsregeln 
unterschieden zu werden pflegen. Auch für das Rechtsleben gilt jene 
Anfangslosigkeit wie für das Staatsleben, soweit man bei den Anfängen 
menschlicher Kulturgebilde an ein planmäfsiges, zweckbewufstes Schaffen, 
ein mechanisches Veranstalten bestimmter Individuen denkt. Schon auf 
den ältesten erkennbaren Stufen menschlicher Völkerschaften sind die 
Keime sozialer Regeln im weitesten Sinn vorhanden. Alle Individuen 
finden sich bereits von ihnen beherrscht. Sie ererben sie von ihren Vor- 
eltern zunächst in Gestalt fester, zwingender Bräuche. Aus dem 
Geschäftsverkehr entspringen feste Formen der Abmachung, an die die 
Pflicht zur Leistung gebunden wird, — aus dem Familienleben feste 
Bräuche der Kindespflichten und des Erbgangs, aus der unwillkürlichen 
Reaktion gegen verletzende Eingriffe der Brauch zum Abkaufen der 
Rache durch Sühneleistung und bestimmte Vorstellung über Erlaubtes 
und unerlaubtes. In diesen gewohnheitsmäfsig fortgeerbten Bräuchen 
mischt sich ursprünglich alles, was an Regeln für das Verhalten des 
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Menschen zum Mitmenschen vorhanden ist. Erst allmählich hebt sich 
aus der Gesamtmasse ein engerer Kreis heraus. Von der Hauptmasse 
der Regeln, wie sie Sittlichkeit oder Sitte vorschreiben, wird eine besondere 
Gruppe, das Recht^ die Gesamtheit der Rechtssätze, unterschieden, und 
zwar vermöge einer besonderen Behandlung, die ihnen zu teil wird. 
Nicht im Inhalt beanspruchen sie eine eigenartige Beurteilung; inhaltlich 
sind die Rechtssätze nur Sätze, die ohnehin in den Anschauungen des 
Volks als beherrschende Normen Bestand haben. Wohl aber erlangen 
sie dadurch ein eigenartiges Gepräge, so oft für sie, die unentbehrlichsten 
der sozialen Normen, das Bedürfnis nach dem Besitz äufserer Ga- 
rantien ihrer Durchführung rege wird. Für den Inhalt der Moral- 
und Sittengebote fehlt ein allgemein erkennbarer Mafsstab; jeder Einzelne 
ist hinsichtlich dessen, was moralisch oder sitiengemäfs ist, und was nicht, 
an seine eigene individuelle Überzeugung gewiesen. Und femer fehlt 
für die Erfüllung der Moral- und Sittengebote ein geordneter Zwang; 
erzwingbar ist das Unterbleiben einer Moral- oder Sittenwidrigkeit nur 
vermöge der launischen und nicht genau berechenbaren Reaktion der 
dem Verletzen nahestehenden Gesellschaftskreise, ihrer wörtlichen oder 
thätlichen Mifsbilligung. Das Recht dagegen wird gerade dadurch aus 
dem Bereich der Moral und Sitte herausgelöst, dafs für seine Normen 
ein klarer und bestimmter Mafsstab in einer öffentlichen, von den 
Organen der sozialen Gruppen vorgenommenen Willensäufserung ge- 
wonnen wird, — sei es durch allgemeingültige Aufstellung des Satzes 
in einem Akt der Gesetzgebung oder Rechtssetzung, — sei es 
durch eine besondere Feststellung, was im Einzelfall Rechtens ist, in einem 
Akt der Rechtsanwendung. Und daneben wird gleichzeitig eine 
äufsere formale Möglichkeit zur Durchführung des Inhalts der 
Pflichtgebote geschaffen in Gestalt eines offiziellen Zwangs. 

Hieraus ergiebt sich jedenfalls, dafs das Recht zu keiner Zeit aus- 
schliefslich oder auch nur in erster linie durch den beherrschenden 
Willen eines gesellschaftlichen Machtträgers hervorgerufen wird, — vor 
allem nicht nur von den Organen des politischen Verbands, zu 
welchen die durch Rechtsgemeinschaft verbundenen Individuen verbunden 
sind. Den wichtigsten Bestandteil, seinen Inhalt, entnehmen vielmehr 
die Rechtssätze ihrer Gattungserscheinung nach aus den Sätzen der Moral 
und Sitte, und ihre Quelle ist deshalb die gleiche wie für die ethischen 
Regeln: das auf gemeinsamer überindividueller Organisation beruhende 
Seelenleben der Einzelmenschen. Die rechtsschaffende Kraft ist 
die seelische Funktion, welche vor allem Kant aufgedeckt hat, — die 
„praktische Vernunft'' der Menschen in Gestalt der nicht weiter zer- 
legbaren Fähigkeit der Willensautonomie. Von dem Moment an, wo der 
Mensch zum Bewufstsein erwacht, findet er sich im Besitz von festen 
Vorstellungen, die ihm die eigenen und fremden Handlungen als ,,gut'' 
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und „böse^, als „sittlich" oder ^unsittlich'*, als „recht" oder „unrecht" zu 
bewerten gestatten, — „Überzeugungen", wie sie der gewöhnliche Sprach- 
gebrauch, — „Urteile", wie sie der logische nennt. Sie wirken als Motiv, 
als Antrieb bei der Bildung der eigenen Willensentschlüsse, — als be- 
wufste oder unbewufste Kritik gegenüber fremden Entschliefsungen 
und Handlungen, deren Zeuge der Mensch ist Indem der Mensch sich 
die Überzeugungen vorstellt, giebt er sich als „autonomes Ich" sein eigenes 
Gesetz. Wenn er dafür Allgemeingültigkeit oder Notwendigkeit, bindende 
Wirkung auch für Andere beansprucht, so ist dies zunächst nur seine sub- 
jektive Prätension, und eine Gewähr besteht an und für sich nicht dafür, 
dafs auch Andere die gleiche Überzeugung besitzen. Aber die Erfahrung 
lehrt andererseits, dafs zu allen Zeiten die allgemein -menschlich gleiche 
Organisation, die gleiche Erziehung, das fortgesetzte Leben unter gleichen 
Einflüssen, einen gemeinsamen festen Grundstock von Regeln für alle 
Individuen einer engeren oder weiteren Gemeinschaft hervorgerufen hat. 
Die zuerst von Hume rationell erklärte gewohnheitsmäfsige Zusammen- 
gehörigkeit der Zusammenlebenden begründet, wie die Staatsgemeinschaft, 
so auch die Rechtsgemeinschaft, — wobei sich diese beiden Kreise 
freilich keineswegs zu decken brauchen (vergl. u. IV). Erst in Ver- 
bindung mit der Thatsache, dafs die menschliche Gattung sich nicht in 
isolierten Individuen, sondern in Gruppen entwickelt, wird somit auch 
die Willensautonomie des Individuums verständlich und für die Er- 
fahrungswissenschaft verwertbar, — erst durch sie erlangen die in der 
praktischen Vernunft des Einzelnen ausgebildeten Urteilsformen ihre er- 
fahrungsmäfsig erweisbare „Objektivität", Allgemeingültigkeit, und auf 
diese stützt sich die Staatsgewalt, wenn sie solche Regeln ergreift, 
gesetzgeberisch anerkennt oder behördlich durchführt. Es zeigt sich 
also, dafs man heute zum Verständnis der Rechtsentstehung die Grund- 
gedanken jeder der drei Hauptströmungen der älteren Doktrin, die sich 
bekämpften, zu Hilfe nehmen und mit einander verbinden mufs; — von 
der Renaissancephilosophie des Bodin, Hobbes und Spinoza den Gedanken 
eines rechtsschaffenden Willensaktes der Staatsgewalt, von der Auf- 
klärungslehre des Grotius und Locke und dem Kantischen System den 
Gedanken einer regelproduzierenden Kraft im Individuum, und von 
dem Historismus Humes, Savignys und seiner Nachfolger den Gedanken 
des Zusammenhangs des individuellen Rechtsbewufstseins mit dem „Volks- 
geist", mit der sozialen Gruppe. Kurzum, man darf formulieren, dafs 
das Recht als Ganzes, in der Durchschnittserscheinung der 
Rechtssätze, der unter öffentliche staatliche Garantien ge- 
stellte Teil der Volksmoral und Volkssitte ist,') Es ist nicht 

1) Der Text betont absichtlich, dafs das Recht in seiner Gesamterschei- 
nung Teil der Moral- und Sittenregel ist; denn der einzelne Rechtssatz braucht 
sich, wie weiter unten noch näher auszuführen ist (S. 176 ff.), nicht not\\'endig mit einer 
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nur Wille der Gesamtheit, die im Staat aus den Einzelnen zu einer 
neuen Einheit organisiert ist, sondern auch Überzeugung der in der 
Gesamtheit vereinigten zahllosen Einzelnen. *) 



Moral- oder Sittenre^el zu decken; er kann sich vielmehr lediglich in staatlichem 
Machtbefehl erschöpfen» wie das am einfachsten die politischen, religiösen, überhaupt 
die von Klasseninteressen diktierten Karapfgesetze aller Orten und zu allen Zeiten 
beweisen. Aber diese Thatsache thut der Richtigkeit der obigen Definition keinen 
Eintrag. Denn der einzelne Rechtssjitz hat als solcher überhaupt im realen Leben 
keine Existenz. Jeder Rechtssatz gilt und bindet nur in notwendiger Wechsel- 
wirkung mit einer unbegrenzten Zahl anderer Normen, die ihn näher bestimmen, 
einschranken oder in näherer oder entfernterer Beziehung ergänzen, so wie das ein- 
zelne staatliche Organ nur im Zusammenhang mit zahllosen anderen gleichstehenden, 
unter- oder übei-geordneten Organen, Behörden u. s. w. Bestand hat. Das Recht ist 
seiner Natur nach ein Sammelbegriff wie der Staat. Sein Wesen kann also nur nach 
dem Durchschnittswesen aller einzelnen Rechtssätze bestimmt werden. 

Für die Rechtaregeln in ihrer Gesamtheit gilt aber der notwendige und natürliche 
Zusammenhang mit Moral- und Sittenregeln als eine reale Erfahrungsthatsache. 
Er gilt nicht nur für die Uraeit, sondern für alle, Zeiten. Wird die Rechtsgeschichte 
auf dem jetzt betretenen Weg exakter Forschung noch weiter fortgeschritten sein, 
so wird sie schlief slich an allen wichtigen Erecheinungen des modernen Rechts- 
lebens, wie schon jetzt an vielen, den Nachweis führen können, dafs deren Ent- 
stehung, oft noch im vollen Licht historischer Zustände, durch Bräuche stattfindet, d. h. 
durch gewohnheitsmäfsige Lebensgestaltung in der Form, wie es später die daraus 
abstrahierte „Regel ^ verlangt. Dies läfst sich jetzt ebenso im Staatsrecht von der 
Herkunft des englischen Parlaments, wie im Strafprozefsreeht von dem Grundsatz 
der Verbrechensverfolgung von Amts wegen, — im Civilprozefsrecht von der akten- 
mäfsigen Aufzeichnung des Prozefsinhalts (^dem Schriftlichkeitsprinzip") , wie im 
Kirchenrecht von der kirchlichen Eheeinsegnung oder im Privatrecht vom Grand- 
buchprinzip behaupten. Das Nähere gehört in die allgemeine Rechtslehre. 

1) Hiermit \iird zu der Hauptfrage der modernen Rechtslehre, ob das Recht 
als Ganzes, als „AI Igem ein w ill e" oder als ^allgemeine Rechtsüber- 
zeugung" zu charakterisieren sei, im Sinn der letzteren Anschauung Stellung ge- 
nommen, welche zur Zeit bereits die überwiegend herrschende sein dürfte. Die 
crstere Meinung, welche zwischen Moral und Recht einen prinzipiellen Unterschied 
machte, erlangte ihre frühere Verbreitung, besonders im Umkreis der neueren Civi- 
listik, vor allem unter dem Einflufs Kants, — nicht unter dem seines eigentlichen 
Grundgedankens, wohl aber seiner Formuliening, welche sich an die anfechtbare 
Unterscheidung des Thomasius anlehnend zwischen ^Moralität" und «Legalität'' unter- 
schied und dem Recht eine prinzipiell andere Funktion (Regelung der äufseren Frei- 
heit) im Gegensatz zur Moral zusprach (vergl. o. S. 82). 

Die im Text gegebene Darstellung deckt sich insoweit im wesentlichen mit der 
bei GiERKE (Deutsches Privatrecht. L S. 116) ersichtlichen, wenn auch Giebke weiter- 
hin in die Erklärung des Rechts eine Frage hereinzieht, die korrekterweise ausgeschaltet 
bleiben müfste (vergl. u. S. 172 ff.). Im Grunde der gleichen Auffassung ist auch 
Merkel (Juristische Encyklopädie. S. 11 ff.), doch giebt er ihr den wenig glücklichen 
Ausdruck, dafs das Recht nicht nur „als Macht", sondern auch „als Lehre'' wirke. 
Da derjenige, welcher lehrt, was der Mensch im Sinn der allgemeinen Überzeugungen 
thun und lassen soll, doch wieder der Staat ist, so verhüllt diese Fonnulierung 
gerade das AVichtigste, dafs aufser dem Willen des Staats auch der Wille der Indi- 
viduen rechtsschaffend wirkt. 
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Tiefere Wurzeln des Rechts lassen sich auch beim Suchen nach 
seiner Entstehung nicht blofslegen. Es erweckt zwar den Anschein, als 
knüpfe sich an das gewonnene Ergebnis nunmehr die weitere Frage, 
worin die Regeln der Moral und Sitte, die vom autonomen Ich produ- 
zierten Imperative ihrerseits ihren Entstehungsgrund haben, und in 
der That ist ja auch um diese Frage der Streit der ethischen Systeme 
geführt worden. Sie erklärten die Herkunft der sittlichen Werturteile 
entweder teleologisch im weitesten Sinn oder intuitivistisch und 
zerspalteten dabei die teleologische Moral wiederum mit Rücksicht auf 
die Art des Zwecks, der für die sittliche Qualität einer Handlung be- 
stimmend sein sollte, in verschiedene Gedankengänge. Entweder 
sollte — gemäfs dem „Eudämonismus" von Hobbes — der Wert für den 
eigenen Nutzen, der egoistische Nützlichkeitszweck, den sittlichen Cha- 
rakter des Handelns begründen — oder gemäfs dem „ütilitarismus" den 
Wert der Handlung für den allgemeinen Vorteil, — oder es sollte — 
nach der im engern Sinn sogen, teleologischen Auffassung des Piaton, 
Aristoteles oder Leibniz — die göttliche Bestimmung des Menschen zu 
geistiger Vollkommenheit, Tugend oder Gottähnlichkeit auch den Wert 
seines Handeln danach bestimmen, in welchem Grade es der Verwirk- 
lichung dieses Zwecks seiner sittlichen Gesamtpersönlichkeit dient. Zu 
allen diesen Erklärungen aber trat der Kantische ,Jntuitivismus" in Gegen- 
satz, der das Sittengesetz, die Forderung des gesetzmäfsigen Handelns 
als das nicht tiefer erklärbare Produkt des intelligenten Menschen oder 
des übererfahrungsmäfsigen höheren Willens erfafste und unter dem 
Handeln nach einer Norm, wie sie sich zu einem allgemeinen Gesetz 
des menschlichen Verhaltens eignen würde, das sittliche Handeln ver- 
steht. Es ist selbstverständlich, dafs sich die Verschiedenheit der ethischen 
Auffassungen, wenn einmal die Rechtssätze inhaltlich auf den Sätzen 
der Moral fufsen, auch die Rechtslehre ergreifen mufs, und wirklich hat 
gerade die neueste Jurisprudenz begonnen, sich mit ihnen auseinander- 
zusetzen. 2) 

1) Von vornherein ausgeschaltet ist hierbei allerdings, 'v\'ie schon im letzten 
Satze des Textes angedeutet, der Streit um ^Autonomie'' und ..Heteronomie" des 
Moralgesetzes, weil ihm ein eigentlicher Gegensatz nicht oder doch nicht notwendig 
zu Grunde liegt. Die Kantische «Willensautonomie'' tritt insofern mit keinem der 
älteren Moralsysteme in Konflikt, als das Sittengesetz nach ihnen allen dem Einzel- 
menschen aus den in seiner psychischen Organisation von Natur angelegten 
Werturteilsformen erkennbar wird. Der prinzipielle (Gegensatz Kants mit den älteren 
Ethikem zeigt sich vielmehr ei*st an der Frage, wie das Dasein dieser Ur- 
teilsformen innerhalb der individuellen Psvcho zu erklären ist. mit anderen Worten 
wie sie innerhalb der menschlichen Gattung entstanden sind (vergl. o. S. Slf.). 
Nur hierauf bezieht sich das Folgende des Textes. 

2) Beispielsweise hat Jhering im „Zweck im Rechf^ eine utilistische Herkunft 
des Rechts, Gikrke in seinem Handbuch des deutschen Privatrechts eine intuiti- 
vistische behauptet. Letzterer stützt sie auf einen der Natur des Menschen inne- 
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In Wahrheit läfst sich aber dieser Meinungsgegensatz mit den 
Mitteln . objektiver psychologischer Forschung nicht schlichten. Die er- 
fahrungsniälsige Beobachtung der historischen Vorgänge gestattet keinen 
Schluls, ob die jetzt als Moralgebote anerkannten Sätze bei ihrem ersten 
Auftreten auf Grund einer verstandesmäfsigen Abwägung ihrer nütz- 
lichen Wirkungen oder durch gefühlsmäfsige Regungen dem handelnden 
Menschen ins Bewufstsein gelangt sind. Vielmehr hängen die beiden 
einander entgegengesetzten Vorstellungen wesentlich von den verschiedenen 
metaphysischen Weltanschauungen der Philosophen ab, wie dies die 
Geschichte der älteren Staatslehre schon bewiesen hat. Infolgedessen 
befindet sich hier die Staats- und Kechtslehre in keiner andern Lage 
wie gegenüber der metaphysischen Frage überhaupt. Sie hat sie aus- 
zuschalten, weil sie für die Ermittlung des praktischen Inhalts der 
Moral- und weiterhin auch der Rechtssätze gänzlich bedeutungslos ist. 
Denn weder aus dem Gebot „handle zum eignen oder allgemeinen Nutzen'* 
noch aus dem Imperativ „handle so, dafs die Maxime deines Handelns 
allgemeines Gesetz sein könnte'* noch aus dem aristotelischen Tugend- 
begriff oder einem andern Prinzip läfst sich ein allgemeingültiger 
Mafsstab dafür entnehmen, welcher Handlungsweise im konkreten 
Falle die Eigenschaft der sittlichen zukommt Einen greifbaren Mafs- 
stab für den Inhalt des Sittengesetzes kann im Gegenteil nur der einzelne 
Mensch aus seinen eigenen Vorstellungen über das sittliche Verhalten, 
aus seiner Überzeugung entnehmen. Kein Mensch kann einem sittlich 
Andersdenkenden den objektiven Beweis der Unrichtigkeit von dieser 
Überzeugung und den Beweis der Richtigkeit seiner eigenen führen, und 
nur aus der thatsächlichen Verbreitung einer Überzeugung unter vielen 
kann eine Richtschnur für die Bildung der eigenen oder die Beein- 
flussung der fremden Überzeugung entnommen werden; insbesondere 
die gesetzgeberische Anerkennung eines Satzes als Rechtssatzes kann die 
notwendige Grundlage für die Allgemeingültigkeit nur in der erfahrungs- 
mäfsigen Geltung des Satzes bei vielen Einzelnen finden. Der Inhalt 
der individuellen sittlichen Überzeugung aber ist seinerseits von den Vor- 
stellungen über die Herkunft dieser Überzeugung ganz unabhängig. 
Der Einzelmensch folgt seiner Überzeugung, weil er sie besitzt, — 
gleichviel, wie sie in ihm entstanden ist. In vielen Fällen wird er über 
diese Herkunft gar nicht Auskunft geben können. In den Fällen, wo 
er sich deren wirklich bewufst ist, wird die Entstehungsgeschichte bei 
den verschiedenen Menschen ganz verschieden sein: Der eine führt sie 

wohnenden „Ilechtstrieb'* (S. 120). Der Begriff ist in der Philosophie unbekannt, 
verrät aber ohne weiteree seine Kantische Provenienz. 

1) Für die Erkenntnis dieser negativen Wahrheiten ist das Werk von Simmel 
(Einleitung in die Moral Wissenschaft 2 Bde. 1S92) von hervorragender Bedeutung 
geworden. 



174 Erster Teil. Die gemeinsamen Graudiagen des politischen Lebens. 

auf seine religiösen Anschauungen, der zweite auf die Autorität seiner 
Eltern, eines Lehrers oder Freundes, der dritte auf eigene Nützlichkeits- 
erwägungen oder auf welche Einflüsse sonst zurück, und dabei besteht 
sogar niemals die Sicherheit, ob die Gründe, die der Einzelne für seine 
Überzeugung zu besitzen glaubt, auch wirklich die wahren Gründe 
sind, ol) nicht ganz andere Einflüsse geheimnisvoll wirkend ursprünglich 
seine sittlichen Urteile bestimmt haben. 

IV. Die Bedeutung des Rechts für den Staat. Nachdem 
so noch einmal auf die Grundlage hingewiesen worden ist, bis zu 
welcher die erfahrungs wissenschaftliche Betrachtung des Rechts zurück- 
gehen kann und zurückgehen mufs, ist es möglich, das Verhältnis 
zwischen den beiden bisher getrennt untersuchten Mächten des sozialen 
Lebens — zwischen dem staatlichen Verband und der rechtlichen Ge- 
meinschaft — endgültig klarzustellen. Das gewonnene Ergebnis bestätigt 
jetzt zunächst die Annahme, die von Anfang an (S. 10 ff.) vorsorglich in 
der Schwebe gelassen werden mufste. Da die thätige Kraft des Staats- 
lebens in dem bevorzugten Glied der Gesamtheit, im Verbandsorgan, 
liegt, — da andererseits die schaffende Kraft des Rechtslebens in der 
Gesamtheit aller einzelnen Glieder eines Kulturkreises und nicht 
gerade blofs eines staatlichen Verbands sich verkörpert, so sind Staat 
und Recht für die Erfahrungswelt in ihrer Entstehung von einander 
unabhängig. Dafs sich die Überzeugung von einer bestimmten Regel 
des menschlichen Verhaltens im geschäftlichen Verkehr oder über Ehe- 
schliefsungsform und Mitgiftgewährung herausbilde, setzt ein Eingreifen 
oder Mitwirken eines staatlichen Organs nicht voraus, und ebenso läfst 
sich vorstellen, dafs ein unternehmender Stammeshäuptling gewaltsam 
eine Reihe von Nachbarstämmen oder fremder Völkerschaften unterwirft 
und zu gemeinsamen Kriegszügen mobil macht, ohne dafs dies Verhältnis 
durch irgend eine gemeinsame Regel sanktioniert ist. Am einleuchtend- 
sten zeigt sich diese Unabhängigkeit daran, dafs recht wohl die räumlichen 
und persönlichen Unterlagen eines Staatsverbands und eines Rechtsgebiets 
auseinanderfallen können. Während in der Urzeit überall eine Vielheit sehr 
kleiner staatlicher Gruppen er^veisbar ist (vergl. o. S. 147), breiten sich 
doch die Rechtsüberzeugungen gerade in primitiven, wirtschaftlich ein- 
fachen Zeiten in wesentlichen Punkten gleichfönnig über ausgedehnte 
Völkerschichten aus. Während später eine grofse Energie der Regierenden 
und ein starkes Bedürfnis der Regierten einen Staat aus verschieden- 
artigen Elementen zusammenschweifsen und zusammenhalten kann, ist 
doch leicht möglich, dafs sich innerhalb derselben schroffe Gegensätze der 
Rechtsanschauungen begegnen (vergl. hierüber eingehend u, § 22. 23). 

1) Hier rechtfertigt sieh alao die von Anfang an (S. 11) eingeschlagene Methode, 
die Formen des Gesellschaftslebens (Organisationen und Nonnen) nicht als etwas Un- 
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Aber wenn auch Staat und Recht in ihrer Entstehung oder 
mindestens in ihrer ursprünglichen Wurzel sich nicht berühren, so ist 
doch zweifellos, dals sie in ihrem Bestand praktisch vom ersten Augen- 
blick menschlichen Kulturlebens an in Verbindung treten und für die Zu- 
kunft unauflöslich verbunden bleiben. Freilich läfst sich nicht ein ein- 
faches Verhältnis konstatieren, demzufolge das Recht als die stärkere 
und wichtigere Macht gegenüber dem Staat erscheint oder umgekehrt. 
Im Gegenteil liegt gerade darin das Eigentümliche, dafs die Natur der 
Dinge zwischen Staat und Recht eine Wechselbeziehung, eine Ver- 
sicherung und Unterstützung auf Gegenseitigkeit bedingt. Das Recht 
bedarf für seine Geltung ebenso des Staats, wie der Staat in seinem 
Bestand auf die Normen des Rechts angewiesen ist. Einerseits mufs 
sich das Recht dem Staat unterordnen und von ihm abhängig werden, 
weil es den Staat als Schützer braucht. Andererseits ist der Staat dem 
Recht untergeordnet, weil er, wie alle andern thätigen Glieder des Ver- 
kehrs, wie jeder Mensch, von den beschränkenden Satzungen des Rechts 
als Rechtssubjekt ergriffen wird. Beides ist näher ins Auge zu fassen. 

§ 20. Die staatlichen Eeobtsgantntien und ihre Bedeutung. 

I. Der äufsere Einflufs des Staats auf Anerkennung und 
Erhaltung des Rechts. Die für den landläufigen Vorstellungskreis 
am nächsten liegende Seite der Wechselverhältnisse zwischen Staat und 
Recht ist selbstverständlich die, dafs das Recht dem Schutz der staat- 
lichen Organe unterstellt ist, dafs von den staatlichen Verbänden, 
sei es in Form der Gesetzgebung, sei es in Form der behördlichen An- 
wendung, Entscheidung, Erzwingung eine Thätigkeit erwartet wird, durch 
welche der Staat für die Geltung der Rechtssätze Garantien, Schutz- 
wehren schafft. Aber erst die vorausgehende Untersuchung weist uns 
darauf hin, dafs dieser Beitrag des Staats zum Rechtsdasein mit Vor- 
sicht auf seine Bedeutung abzuschätzen ist. 

Zunächst erhellt jetzt schon soviel, dafs jene staatliche Rechtsgarantie 
nicht notwendig in einem bestimmten Kriterium gesucht werden darf. 
Die ältere, vorwiegend durch Kants Autorität gedeckte Meinung, die ver- 
einzelt noch bis heute fortwirkt, sah dieses Kennzeichen bekanntlich in 
der Erzwingbarke it der Rechtsregeln. In der That gilt selbstver- 
ständlich die Haltung einer Norm erst dann für vollkommen gesichert, 
wenn die Möglichkeit besteht, dafs der Staat sie im Falle ihrer Nicht- 
erfüllung zwangsweise durchführt; — erst dann ist sie nach dem 
üblichen Ausdrucke eine lex perfecta. Aber es war voreilig, wenn man 
besonders in einseitiger Rücksichtnahme auf die Erscheinungen des 

trennbares, als zwei Kriterien desselben ^ Gesellschaf tsdaseins'', sondern als zwei 
getrennte, nur in Wechselwirkung stehende Eraeugnisse des äufseren Zusammen- 
lebens zu beti-achten. 
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Privatrechts den Zwang als einziges und ausschliefsliches Wesensmerk- 
mal des Rechts bezeichnete und so schlielslich bei der ungeheuerlichen 
Konsequenz anlangte, dafs das Völkerrecht in Ermangelung einer über 
den Parteien stehenden Zwangsmacht überhaupt nicht als Teil des Rechts, 
sondern bestenfalls als Völkermoral in Anspruch genommen werden 
dürfe. Im Gegenteil hat sich mehr und mehr gezeigt, dafs auch die 
staatlichen Schutzmafsregeln zu Gunsten des Rechts in verschiedener 
Vollkommenheit abstufbar sein können, und dafs ein irgendwelcher Bei- 
trag des Staats zur Bewährung einer Regel genügt, um diese Regel als 
Rechtsregel erscheinen zu lassen. Schon die blofse gesetzliche An- 
erkennung einer Norm verleiht ihr rechtlichen Charakter, wenn auch 
keine staatliche Gewähren für ihre Erfüllung bestehen. Vor allem aber 
sind Rechtspflichten auch alle diejenigen Pflichten, deren Erfüllung von 
Gesetz oder Gewohnheitsrecht vorwiegend in die Hand staatlicher 
Organe gelegt ist, wenn auch kein Zwang existiert, um diese Organe 
zur Erfüllung anzuhalten. Schon der Umstand, dafs eine objektiv ver- 
antwortliche Person, wie der Herrscher, der Minister, das Gericht, der 
Gesandte eines Staats durch die Regel ihren Weg vorgezeichnet erhalten, 
ist als solcher eine formale Garantie für die wirksame bindende Kraft 
der Regel, und das Staatsrecht und Völkerrecht werden in ihrer Funktion 
nie verständlich, wollte man sich nicht mit dieser Vorstellung völlig vertraut 
machen. Bereits eine verstärkte Garantie dieser Art ist es nun, wenn 
der Akt der amtlichen Rechtsan Wendung sich zu einem solchen der 
Rechtsprechung verdichtet, der wie das richterliche Urteil eigens 
die Funktion hat, festzustellen, was Rechtens ist i) 

II. Der innere Mafsstab für den Wert der Rechtssätze. 
Gleichwohl ist doch aus dem Vorstehenden klar, dafs diese staatliche 
Garantie für die Geltung der Rechtssätze nur die eine von zwei Be- 
dingungen der Rechtssätze bildet. Sie bedeuten keineswegs, dafs der 
Staat mit seiner überlegenen Macht die Rechtssätze frei schafft, sondern 
nur, dafs er dessen w'ichtigste Moral- und Sittensätze aufgreift und sich 
für sie einsetzt.*^) Die eigentliche Substanz, den Inhalt des Rechtssatzes 

1) Über die nälierc Bedeutung dieser Akte füi* das staatliche Rechtsleben vergl. 
u. § 24, IL 

2) Diese Anschauung Bodins, dafs der Staat die alleinige Quelle des Rechts 
sei, hat auch im 19. Jahrhundert fortdauernd ihre Vertreter gefunden. Am Anfang 
desselben durch K. L. von Haller in scharfem Gegensatz zur Naturrechtslehre neu 
belebt (vergl. o. S. 95) , wird sie noch heute verteidigt von Skydel (Abhandlungen. 
S. Iff.), Sarwey (Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege. 18 SO. S. 11 ff.: 
„Zu dem Rechtsbegriff gelangt man nur durch den Staatsbegriff''), von Zorn u. a. 
Stark beeinflufst von ihr ist auch Jellinek. Er sieht das Wesen des „Hen-schens^, 
welches den Charakter des Staats ausmacht, in dem „Erteilen unbedingter Befehle, 
die ihren Grund und ihre Schranken nur in der freien Entschliefsung des Befehlenden 
finden" (Gesetz und Verordnung S. 190). Wenn Preuss (Gemeinde, Staat, Reich 
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bildende soziale Werturteil ist logisch mit Notwendigkeit vor dem staat- 
lichen Eingreifen vorhanden, und hierin liegt die weittragende Bedeutung 
der „Naturrechtsauffassung'' , die insoweit ihre Wirkung auch noch 
auf die heutige Doktrin und auf alle Zeiten erstreckt. 

Allerdings kann die Naturrechtslehre nicht mehr wörtlich aufrecht 
erhalten werden. Man kann zweifellos die Normen, die sich kraft der 
„natürlichen^ Organisation des Menschen in dessen Brust regen, und die 
in der „Willensautonomie der praktischen Vernunft" nur dem Individuum 
erkennbar zu Tage treten, das q^vau dlxatov (o. S. 40), nicht mehr als 
Bechtssätze bezeichnen, — ein Becht im eigentlichen Sinn giebt es 
nur in Form des staatlichen Becht s.^) Jene Sätze sind als solche 
nur das, als was sie Kant endgültig bestimmte, — Begeln der Moral. 
Es läfst sich femer eben deshalb nicht verkennen, dafs zu allen Zeiten 
auch vom Staat Normen als Bechtssätze gesetzgeberisch anerkannt und 
behördlich durchgesetzt werden, die nicht mit Volksmoral und Volks- 
sitte übereinstimmen, sondern die staatliche Macht und auf Macht 
ruhende Autorität für unpopuläre Normen aufbieten: es giebt ein „blofs 
formales'' Becht. Dieses Becht unterscheidet sich in seiner praktischen 
Bethätigung und Wirksamkeit für den Augenblick nicht von den „na- 
türlich" entstandenen Bechtsregeln. Aber darum ist es doch nicht weniger 
richtig, dafs auf die Dauer inder inneren Autorität ein fundamentaler 
Unterschied unter den verschiedenen Bechtssätzen besteht, jenachdem sie 
nur auf staatlichem Machtgebot oder zugleich auf dem populären Bechts- 
gefühl ruhen, und dieser Gegensatz äufsert sich praktisch in einer gar nicht 
zu bestreitenden realen Erscheinung — darin, dafs nur die populären 
Bestandteile der Bechtsordnung auf die Dauer lebensfähig 
sind. Gegen einen blols formalen Bechtssatz macht sich, falls überhaupt die 
Vorstellungskreise des Volks über die Begeln des sozialen Zusammenlebens 
bereits zur Klarheit entwickelt sind, sofort ein Widerstand geltend, der that- 



S. 1S4 Anm. 25 hierzu die Frage auf wirft: „Wäre eine solche absolute Macht noch 
eine Kechtsmacht?^, — so dafs von einer solchen Auffassung aus Recht und Staats- 
macht zusammenfielen. Geradezu den Grundgedanken bildet die bezeichnete Rechts- 
auffasAung für das Werk von Bergbohm, Jurispnidenz und Rechtsphilosophie. 1. Bd. 
Das Naturrecht der Gegenwart 1S92. 

1) Mit der klaren Erfassung dieses Irrtums fällt vor allem jene dem ganzen 
Naturrecht von Grotius bis zu Kant und Fichte, Rotteck und Welcker eigentümliche 
Grundvorstellung von dem Verhältnis des Staats zum Recht in sich zusammen, wo- 
nach der Staat das Produkt des Rechts, Vertragsstaat, war. Diese Vorstellung hatte 
die Existenz eines eigentlichen Rechts vor dem Staat zur Voraussetzung. 

Die oben (S. 1T6 Anm. 2) genannten Schriftsteller setzen denn auch zur Be- 
gründung ihrer Ansicht meist mit diesem Einwand gegen die Naturrechtslehre ein, 
so Sarwey a. a. 0. und vor allem Beroboilm, der in immer neuen Wendungen den 
Gedanken ausführt, dafs nicht zwei ^Rechte^ verschiedenen Inhalts neben einander 
bestehen können. S. dagegen Stammler, Wirtschaft und Recht S. 172 ff. 
Schmidt, Staatslehre. 12 
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sächlich in der leichten und häufigen Ignorierung des Rechtsgebots und 
in der Schwierigkeit seiner Durchführung oder ganz ausdrücklich ausge- 
sprochen in dem Verlangen eines andern bessern Kechts herrortritt, und 
der, wie die Erfahrung lehrt, über kurz oder lang zur Wiederbeseitigung 
des fraglichen Rechtssatzes führt Es wiederholt sich hier ein ganz ana- 
loger Gedankengang wie der sich aus der Herkunft des Staats ergebende. 
Wie der Staat seiner Eigenart nach an natürliche Existenzbedingungen ge- 
bunden ist^ deren Mangel zwar sein mechanisches Zustandekommen 
nicht hindert, wohl aber auf die Dauer seinen Fortbestand unmöglich 
macht, so kann auch eine praktische Norm des menschlichen Verhaltens 
für den Augenblick wohl durch Rechtsgebote des Staats mit der vollen 
Wirkung des Rechts ausgestattet werden, aber auf Kosten seiner dauer- 
haften Geltung. Der blols-mechanische Staat und das blols- 
formale Recht sind gleichartige, d. h. gleich minderwertige Er- 
scheinungen. 

So führt denn die Analyse der Entstehung des Rechts im 
Weg eines ganz gleichen Gedankengangs wie die der Entstehung des 
Staats (o. S. 164) zu einem Wertmalsstab für die Beurteilung der Rechts- 
sätze, und auch in diesem Problem löst sich der scheinbar blols theo- 
retische Streit um das Wesen des Rechts in einer praktischen Frage 
auf — in der Kritik der Mehr- oder Minderwertigkeit des Rechts. Aus der 
wissenschaftlichen Erkenntnis von dessen psychologischer Genesis gewinnt 
der Gesetzgeber den Boden für seine praktische Thätigkeit der tech- 
nischen Formulierung der Rechtssätze. Er entnimmt aus ihr die Er- 
fordernisse, denen ein Rechtssatz genügen mufs, — nicht um formal 
staatlich anerkanntes Recht zu werden, wohl aber um in seiner Geltung 
der unterstützenden Förderung des öffentlichen Rechtsgefühls und auf 
die Dauer der Lebensfähigkeit sicher zu sein. Dieses innere Erfordernis 
pflegt man — wesentlich gleichbedeutend — als das der Volkstüm- 
lichkeit oder der Gerechtigkeit, weniger glücklich als das der 
Zweckmäfsigkeit zu bezeichnen. Insbesondere unter der Forderung der 
Gerechtigkeit versteht der Sprachgebrauch nicht eine irgendwelche ab- 
solute Eigenschaft im Inhalt der Rechtssätze — deren innere „Wahr- 
heit" oder was sonst — , sondern nur die relative Eigenschaft, derzufolge 
der Rechtssatz dem „RechtsgefühP, den praktischen Werturteilen der 

1) Dies die herrschende Anschauung, wie sie seit den Lehren Savignys sich 
in der juristischen Litteratur behauptet hat. Mit besonderer Energie ist neuerdings 
GiERKi: in den wiederholt citierten Schriften dafür eingetreten. Er nennt die oben 
zurückgewiesene Auffassung eine ^ode, trostlose, leere Theorie^, die ^allen positiven 
Inhalt der Rechtsidee kritisch zersetzt und in ihrer eigenen vei'zweifelten Impotenz 
nichts anderes an die Stelle zu setzen weifs, als die nichtige Formel: Recht seien 
die vom Herrscher für die Beherrschten aufgestellten Verhaltungsmafsregehi'^ (Grund- 
begriffe des Staatsrechts, Tüb. Zeitschr. 30, 181). — Von aufserjuristischer Litteratur 
vergl. bes. Dilthey, Eiinleitung in die PhUosophie. S. 98. 



3. Kapitel. Das VerhältniB des Staats zum Recht. 179 

Bürger, des Volks, entsprechen mofs. Ob und wann aber dieser Eigen- 
schaft genügt ist, lälst sich nicht nach bestimmten gleichbleibenden 
Merkmalen ein für alle Mal feststellen, sondern setzt in jedem Fall eine 
ganze Keihe von Vorfragen in Bewegung. Die Vorfragen sind, welche 
Interessen, Kulturzwecke oder Kulturgüter nach den Volksanschauungen 
durch die zu regelnde, typisch wiederkehrende Handlung des Einzelnen, 
des Vereins, des Staats, der Kirche u. s. w. berührt werden, und in welcher 
Weise die verschiedenen kollidierenden Zwecke miteinander versöhnt 
werden sollen. In einer derartigen Verteilung von Macht und Last, von 
Freiheit und Gebundenheit, Recht und Pflicht, bei welcher alle anerkannten 
Zwecke oder Interressensphären des sozialen Zusammenlebens nach Ver- 
hältnis ihrer in der Volksanschauung anerkannten Bedeutung Bücksicht, 
Schutz und Förderung erfahren, liegt die Gerechtigkeit und damit 
zugleich die wahre Zweckmälsigkeit, die verhältnismälsige Berück- 
sichtigung aller Zwecke. Gerecht ist derjenige Satz des Schuld- und 
Vollstreckungsrechts, der sowohl das Interesse der möglichst energischen 
Befriedigung des Gläubigers wie das der möglichsten Schonung von 
Familien- und Berufsleben des Schuldners, sowohl das Interesse des 
kreditsichem Verkehrs (insbesondere der eventuellen dritten Gläubiger), 
als auch das Interesse an einem friedlichen Verhältnis der Vermögens- 
klassen (z. B. zwischen Arbeitern und Arbeitgebern) berücksichtigt Ge- 
recht ist diejenige Regelung der Wehrpflicht, die zugleich das Interesse 
der Wehrkraft des Staats, wie das an möglichst wenig einschneidender 
Behelligung des einzelnen Bürgers, das Interesse am Gedeihen des land- 
wirtschaftlichen Arbeiterstands wie das Interesse an der ungehinderten 
Entfaltung der sozial stärker belasteten, gebildeteren Volksklassen (z. B. 
durch die Einrichtung des FreiwiUigeninstituts) berücksichtigt Und 
immer kann nur aus dem jeweiligen Stand des Volkslebens und der 
Volksanschauungen ermittelt werden, ob derartige rücksichtswürdige In- 
teressenkreise neu auftauchen, oder ob bisher zu berücksichtigende ver- 
schwinden. 

1) Die im Text gegebene sehr flüchtige Charakteristik des Gerechtigkeitsb^griffs 

— des centralen Problems , in welchem die Fäden der allgemeinen Rechtslehre zu- 
sammenlaufen (vergl. o. S. 20) — moTs im Bahmen einer allgemeinen Staatslehre für 
deren Zwecke genügen. In der That kann sich aber die vorliegende Darstellung 
hierbei auch um so mehr beruhigen, als sie sich im wesentlichen Punkte mit der 
herrschenden Meinung eins weiTs. Dieselbe hat sich heute von dem Vorurteil frei 
gemacht, als liege der „ Gerechtigkeit^ ein bestunmter objektiver Mafsstab zu Grunde, 

— eine Vorstellung, Idie nur dann aufkommen kann, wenn man unwülkürlich an eine 
^göttliche" Gerechtigkeit, an die Gerechtigkeit einer „sittlichen Weltordnung** oder 
dergl. denkt In Wahrheit umschliefst der Wortbegriff des „Gerechten** kein solches 
Element „Gerecht" ist an sich nur soviel als (urspr.) „gerade" (gerichtet — so noch 
heute in „schnurgerecht") und (später) soviel als „passend", „gemäfs" (so noch heute 
in „schuf sgerecht", „spielgerecht", „in alle Sättel gerecht", — vergl. Herhakk 
Paul, Wörterbuch verbo „gerecht"). Der gerechte Bechtssatz ist somit der für alle 

12* 
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So zeigt sich, dafs die Stellung des Staats, soweit er als Schützer 
des Rechts über dem Recht steht, nicht überschätzt werden darf. 
Allerdings ist seine Mitwirkung zur Schaffung rechtlicher Normen 
unentbehrlich. Aber sie ist doch nur ein Accidenz zu schaffenden 
Kräften, die dem Staat gegenüber selbständig wirksani werden. 

§ 21. Das EeohtMtaatsprinzip und seine praktiiche Bedentiing. 
Insbesondere die sog. politische Freiheit und Gleichheit. 

Bahr, Der Rechtsstaat 1864. — Gneist, Der Rechtsstaat 2. Aufl. 1869. — 
L. Stein , Verwaltungslehre. L (2. Aufl.). S. 297. — Gierke, Zeitschr. f. Staatsrechts- 
wissenschaft Bd. 30. S. 184. — Pkeuss, Gemehide, Staat, Reich. 1889. S. 214. — 
Jelunek, System der subjektiven öffentlichen Rechte. 1896. 

I. Der Staat als Glied der Rechtsordnung und der Ge- 
danke des Rechtsstaats. Bei dem oben gewonnenen Ergebnis wird 
es doppelt wichtig, dals das Schutzverhältnis, in welchem der Staat zum 
Recht stehtj doch nur die eine Seite der zwischen Staat und Recht be- 
stehenden Beziehung zum Ausdruck bringt. Neben ihm läfst der Ver- 
gleich des natürlichen Wirkungsgebiets alles Rechts mit den bekannten 
Wesenseigenschaften des Staats sofort noch einen zweiten Gesichtspunkt 
hervortreten, der für die folgenden politischen Betrachtungen der eigentlich 
grundlegende wird. 

Wie betont, ist das Recht eine Macht, welche zwischen den ver- 



beteiligten Zwecke passende oder gemäfse; „gerecht" und „zweckmäXsig" ist das- 
selbe. Nur mufs man vermeiden, bei dem zu berücksichtigenden Zweck lediglich 
an einen einzigen, dem Gesetzgeber oder Gesetzeskritiker besonders naheliegenden 
(die Staatsraison, die individuelle Freiheit) zu denken, wie es thatsächlich sehr häufig 
geschieht Vielmehr ist es wesentlich, dafs man verhältnismäfsig, proportional 
an alle Zwecke zugleich denkt Insofern nun die Zwecke eines Kulturlebens und 
ihre verhältnismäfsige Bedeutung aus den historisch wechselnden Vorstellungen der 
menschlichen Grappen zu erkennen sind (vergl. o. S. 1T7), kann man vereinfachend 
auch sagen, dafs gerecht soviel heifst als „dem populären Kechtsgefühl entsprechend" 
(so Paul a. a. 0.) ; nur bleibt zu bedenken, dafs dies blofs eine übertragene Bedeutung 
ist Korrekter, wenn auch ebenfalls Mifsverständnissen ausgesetzt, Lotmar, Vom 
Rechte, das mit uns geboren ist — die Gerechtigkeit Zwei Vortrage. 1893 (Ge- 
rechtigkeit soviel als „verhältnismäfsige Gleichheit"). 

Eine abweichende Begriffsbestimmung der Gerechtigkeit findet sich vor allem 
bei Merkel a. a, 0. (2. Aufl.) S. 12. Nach ihm fallen die Gesichtspunkte der Zweck- 
mäfsigkeit und Gerechtigkeit logisch nicht zusammen. Ohne genügenden Beweis 
will er die Gerechtigkeit als die „thatsächliche und moralische Wahrheit" eines 
Rechtssatzes oder seiner Anwendung verstehen, — unter Zweckmäfsigkeit aber 
denkt er (S. 13) nur an die Gemäfsheit für die Zwecke des Subjekts einer Rechts- 
beziehung, also für einseitige Zwecke. Es liegt auf der Hand, dafs diese Ein- 
schränkung willkürlich ist; zieht man alle bei einem Konflikt von Interessen be- 
teiligten Zwecke in Rücksicht, so kommt man notwendig auf die obige Deduktion. — 
Dafs den Kern der Erfordernisse eines Rechtssatzes dessen „Übereinstimmung mit 
herrschenden ethischen Anschauungen" ausmacht, betont auch Merkel (S. 12). 
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schiedenen Willensträgeni der menschlichen Gemeinschaft und den In- 
teressenkreisen, die sie vertreten, zwischen den Personen, die im sozialen 
Leben eigne Thätigkeit entfalten, eine geregelte Ordnung herstellen soll. 
Nun liegt ja aber auch das Wesen eines Verbands darin, dals er eine 
Willens- und Interesseneinheit, eine Person mit ihrem eigenen, durch die 
gemeinsamen Interessen der Mitglieder bestimmten Lebenszweck und vor 
allem mit einer entsprechenden Zweckthätigkeit darstellt. Infolge- 
dessen unterfallen auch die Verbände als „Verbandspersonen" der ^ech^ 
liehen Ordnung. Das Bedürfnis, eine allgemeine Regelung im thätigen 
Verkehr der Gesellschaftsglieder herzustellen, ergreift auch sie, und zwar 
sowohl da, wo sie in der Verfolgung ihrer Zwecke andern, fremden In- 
teressensphären, Einzelmenschen oder Gruppen gegenübertreten, als auch 
vor allem da, wo sie mit den Interessen ihrer einzelnen Mitglieder in 
Kollision geraten. Die Normen des Rechts bemächtigen sich also jenes 
Herrschaftsverhältnisses zwischen Verband und Verbandsgliedem, 
in welchem sich die Einfügung der Einzelnen in eine Organisation 
auf sert (o. S. 9), und machen Überordnung und Unterordnung, Herrschaft 
und Beherrschtsein zu einer rechtlich geordneten Beziehung, einem 
Rechtsverhältnis, in welchem das Mals von Herrschaft und Unter- 
ordnung ebenso wie das Mals von Hilfe, das der Einzelne vom Verband 
erwartet, bindend bestimmt ist 

Insofern also der Staat und die übrigen politischen Organisationen 
ebenfalls nur eine Form der zahllosen Verbände darstellen, müssen auch 
sie als berechtigte und gebundene Wesen in die Rechtsordnung eintreten. 
Und gerade für den Staat ist diese Beziehung besonders wichtig. Aller- 
dings ist er mit seiner gesteigerten Wirkungsmacht, seiner besonderen 
Energie und thätigen Lebenskraft, die er seiner breiten Basis, der Gesamt- 
heit der Zusammenlebenden, verdankt, für die Menschen von besonderem 
Wert, — er ist der leistungsfähigste Verband. Aber eben hierin liegt auch 
die Gefahr begründet, mit der sein Schaffen und Wirken andere mit ihm 
in Kollision tretende Interessen, besonders die Individuen, bedroht Jeder- 
zeit kann der mächtige Helfer der Schwachen durch seine Kriegführung, 
Truppenaushebung, Besteuerung, Strafjustiz, Sicherheits- oder Wohlfahrts- 
polizei mit Einzelinteressen oder den Interessen anderer gröfserer oder 
kleinerer Kreise, der Kirche, der Gemeinde, des fremden Staats, der 
Vereine in Konflikt treten, falls sich deren Lebensfunktionen der staat- 
lichen Aufgabe hemmend in den Weg stellen. Ja, es kann auch das 
staatliche Organ — Regierung oder Behörde — seine überlegene Macht 
benutzen wollen, um egoistische Interessen auf Kosten der Unterthanen 
zu fördern, und die Gefahren solchen Mifsbrauchs sind um so gröfser, 
je machtvoller, leistungsfähiger der Staat und seine Organe nach der 
segensreichen Seite aufzutreten fähig sind. Unter diesen Umständen 
mufs jede soziale Gruppe, je deutlicher sie sich die Abhängigkeit des 
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Einzelnen vom staatlichen Verband zum Bewufstsein bringt, um so 
dringender das Bedürfnis empfinden, auch den Staat selbst unter die 
Ordnung des Hechts zu stellen. Ganz in demselben Sinne wie das 
Einzelindividuum wird auch der staatliche Verband in ein Netz von 
Rechtsverhältnissen, von Berechtigungs- und Verpflichtungsverhältnissen 
zu Einzelnen oder anderen Verbänden verstrickt, und die Rechtsregeln, 
die dies bewirken, entfalten ihm gegenüber die gleiche Funktion, wie 
alle rechtlichen Normen. Sie sind bestrebt, Freiheit und Gebundenheit 
zwischen dem Staat und den Willensträgem, die in ihren Rechtssphären 
mit ihm zusammenstofsen, zu verteilen, nach den verschiedenen Richtungen 
hin die beteiligten Interessenten teils zu ermächtigen, teils zu beschränken, 
und deren Wesensgleichheit ist um so gröfser, als ja eben auch jedes Ge- 
meinwesen nur in Menschen, in den für sie handelnden höchsten oder 
niederen Organen Leben und Körper gewinnt Die Gesamtheit der Rechts- 
regeln, die die Verbände, besonders die politischen, in der Erfüllung der 
allgemeinen öffentlichen Bedürfnisse gegenüber ihren Gliedern 
berechtigen und verpflichten, bilden das öffentliche Recht i) 

Hieraus erst läfst sich der volle Ei;iblick in das Verhältnis zwischen 
Staat und Recht gewinnen, das im Umrisse schon von Anfang dieser 
Darstellung an zu Grunde gelegt werden mufste (vergl. o. S. 5). Seine 
Schwierigkeit und Kompliziertheit liegt in seiner Doppelseitigkeit: der 
Staat ist nicht nur Schutz, sondern auch Glied der Rechtsordnimg, 
Rechtssubjekt, vom Recht ermächtigte und gebundene, berechtigte 
und verpflichtete Person. Erst in dieser zweiten Bedeutung tritt 
die Eigenschaft des Staats hervor, die man jetzt gemeinhin als die Eigen- 
schaft des „Rechtsstaats^ zu bezeichnen sich gewöhnt hat Der Staat 
ist Rechtsstaat im spezifischen Sinn, insofern er rechtlich be- 



1) Aus diesen Bemerkungen des Textes, verbunden mit den früheren Darlegungen 
über Formen und Funktionen der sozialen Verbände (o. S. 9 ff.) ergiebt sich , was 
zur obersten Einteilung der Rechtsnormen erforderlich ist Die nächste und 
sicherste Einteilung ist nicht, wie Gierke a. a. 0. richtig gegenüber der früher üb- 
lichen Systematik ausführte, die in Privatrecht und öffentliches Recht, sondern die 
in Individualrecht (Regelung der Verhältnisse der gleichgeordneten Rechtssub- 
jekte, worunter allerdings auch z. B. das Recht zwischen mehreren gleichberechtig^n 
Staaten, der Hauptteil des Völkerrechts, gezogen werden mufs) und Sozialrecht 
(Regelung des Verhältnisses der herrschaftsberechtigten Verbände zu ihren unter- 
geordneten Gliedern). Aber deswegen ist doch die Unterscheidung des Privat- 
rechts und öffentlichen Rechts nicht ohne Realität, wie Gierke meint Sie 
beruht nur auf einem ganz anderen Einteilungsprinzip, — auf der Verschiedenheit 
der Güter, Interessen oder Bedürfnisse, die den Gegenstand der rechtlichen 
Verhältnisse bilden. Privatrecht ist Regelung der Rechtsverhältnisse des privaten 
Lebens, d. h. derer, welche die Verteilung der persönlichen, individuell verschiedenen 
Kulturgüter bewirken, — öffentliches Recht ist Regelung der Rechtsverhältnisse des 
öffentlichen Lebens, d. h. derer, welche die Verteilung der allgemeinen, allen gemein- 
samen Lebensgütcr bewirken. (Im übrigen vergl. bes. o. S. 15 Anm. L) * 
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schränkter, unter dem Recht stehender Staat istO Und dabei 
ist insbesondere zu bedenken, da[s diese ßechtsstaatsidee nicht erst ein 
Produkt allmählicher Entwicklung, sondern ein unlösbares Stück der 
Rechtsidee überhaupt ist Wie die Menschheit in allen Verzweigungen 
von der unerkennbaren Wiege ihres Daseins an nur unter dem Recht 
und nur im Staat existierend denkbar ist, so ist inbesondere das 
Streben, auch den Staat unter das Recht zu stellen, ein nicht weg- 
zudenkender Bestandteil ihrer Bedürfnisformen. 

Freilich bleibt zu bedenken, dafs sich auch in der Anwendung des 
Rechts auf den Staat die verborgene Quelle der Rechtsregeln von der 
Erfahrungswissenschaft nicht weiter aufdecken läXst, als soweit sie in 
den einmal vorhandenen Rechtsüberzeugungen der durch Abstammung, 
Tradition, Erziehung u. s. w. verbundenen Individuen fliefst. Nur in dem 
Sinne also können auch Ideen der Weltanschauung, Religion u. s. w. auf 
das Staatsrecht einwirken, als sie thatsächlich gemäfs der historischen 
Entwicklung die gemeinsame Rechtsüberzeugung der Volksglieder beein* 
flussen. Vor allem kann auch nur in diesem Sinne von den heutigen 
Staaten als „christlichen Staaten" gesprochen werden. Sie sind es, in- 
sofern sich die Rechtsanschauungen über Pflichten und Grenzen des 
Staats heute thatsächlich auf dem Gedankenkreis der christlichen Eultur- 
welt aufbauen. Die staatliche Pflicht zur Unterdrückung der Sklaverei 
oder zum Schutz der wirtschaftlich Schwachen sind allerdings Rechte- 
gedanken, die ohne das Christentum nicht vorhanden wären. Aber der 
Staat unterwirft sich ihnen nicht, weil sie die Religion gebietet, und weil 
jeder Staat sich auf den Boden einer Religion stellen muls ^) -^ dies ist 
unbeweisbares Postulat — , sondern weil sie in die Rechteüberzeugung aller 
oder der meisten Glieder der modernen Rechtegemeinschaft übergegangen 
und dort auch losgelöst von positiv-religiösen Vorstellungen lebendig sind. 

IL Die praktische Bedeutung des Rechtsötaatsge- 
dankens. Die volle Bedeutung der Rechtestaateidee läfst sich erst er- 

1) Diese jetzt allgemein übliche Bedeutung des Rechtsstaatsbegriffs ist also zu 
unterscheiden von dem Rechtsstaatsbegriff der NaturrechtsphUosophie , welche dem 
Staat als Produkt des Rechts, mit anderen Worten als Vertragsprodukt, die 
Eigenschaft des Rechtsstaats zusprach, wie vor allem noch Kant Diese Bedeutung 
ist für die neuere Wissenschaft erledigt (vergl. o. S. 177 Anm. 1). — Was den jetzigen 
Rechtsstaatsbegriff angeht, so bleibt nur zu bedenken, dafs derselbe sein theo- 
retisches Wesen für alle diejenigen verändern mufs, welche das Recht selbst 
(umgekehrt wie die eben bezeichnete Naturrechtslehre) lediglich als Produkt des Staats 
ansehen (vergl. o. S. 178 Anm. 1). Für sie ist ein rechtlich gebundener Staat nur als ein 
sich selbst durch seinen eigenen Willen beschränkender Staat denkbar 
(so z.B. nach Zobn, jELiiiNEK, Gabeis). Gerade an dieser künstlichen Konsequenz 
wird aber das Unvollkommene jener Rechtsauf fassung besonders deutlich sichtbar. 

2) Abweichend Riekeb, Die Stellung des modernen Staats zu Religion und 
Kirche (1S95). S. 11 ff. Insbesondere über Bismarcks Auffassung des christlichen 
Staats s. RosiN, Die allgemeine Staatslehre Bismarcks. S. 13. 
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messen, wenn man sich die Interessen des realen Lebens vergegen- 
wäxtigt, denen sie zu gute kommt. Denn wenn sie sieh auch im Kern 
ihres Wesens als eine fest gegebene, dauernde und einheitliche Beziehung 
zwischen Recht und Staat als Herrschaft des Bechts über den Staat 
darstellt, so strahlt sie doch entsprechend der Vielseitigkeit des staatlichen 
Lebens nach so verschiedenen Seiten aus, dafs sich ihre Konsequenzen 
selbst wieder zu einer Reihe selbständiger Prinzipien verdichten. 

Diejenigen Rechtssätze, welche sich aus den Rechtsanschauungen 
der staatsbildenden Völker stets zuerst abheben, sind zweifellos die or- 
ganisierenden Regeln^ meist als Verfassungsrechtssätze bezeichnet? 
Es erweist sich m. a. W. das Bedürfnis, das Staatsleben in dauernder Weise 
rechtlich zu ordnen, am dringendsten an der Frage wirksam, welche Per- 
sonen für den Staat handelnd auftreten, mit anderen Worten Organe des 
Gemeinwesens sein sollen (S. 136). Diese Rechtsregeln des öffentlichen 
Rechts sind insofern die Grundlage aller übrigen, als sie für die Beziehungen 
des Staats nach aufsen zu andern unabhängigen Staaten, wie für die Be- 
ziehungen im innem zu den Gliedern des Staats, besonders seinen Bürgern, 
die gleiche Bedeutung haben. In ihnen liegt also das Gebiet, in welchem 
sich die Kreise des Völkerrechts und des Staatsrechts im eigent- 
lichen Sinn schneiden. Allerdings werden sich die Organe des inter- 
nationalen Verkehrs, je weiter die Ausbildung des Staats fortschreitet, 
um so mehr von den Organen des staatlichen Innenlebens absondern, wie 
in letzter Linie der heutige Gesandte und der Konsul als die Behörden 
der auswärtigen Verwaltung von den Bezirksverwaltungsbeamten der 
Heeres-, Finanz-, Wohlfahrtsverwaltung der modernen Staaten (s. u. § 24, 1). 
Aber in den EJeinstaaten der Urzeit fehlt diese Differenzierung noch, 
und unter allen Umständen stellt das oberste Organ, der Träger der 
Staatsgewalt, zugleich ein Organ des Völkerrechts wie der inneren Staats- 
verfassung dar. Einheitlich ist deshalb auch das praktische Bedürfnis, 
welches durch die rechtUch bindende Regelung dieser Organe befriedigt 
wird. Es ist das Bedürfnis nach einem stetigen, sicher berechenbaren Ab- 
lauf des Staatslebens. Die Unsicherheit eines Staatslebens, dem ein vom 
Recht unzweideutig anerkanntes Organ fehlt, in welchem vielmehr eine 
Rivalität mehrerer prätendierender Organe, ein Kampf um die oberste 
Macht und deshalb eine Ungewifsheit über den mafsgebenden Träger 
der staatlichen Thätigkeit stattfindet, mufs sich in einem Schwanken der 
staatlichen Operationen fühlbar machen. Im innem Staatsleben ist unter 
solchen Verhältnissen ein zielbewufster Fortschritt, ja überhaupt nur eine 
planmäfsige Abwicklung der Staatsangelegenheiten unmöglich. Gemein- 
nützige Veranstaltungen des Ganzen hören auf, schlief slich auch die produk- 
tiven Thätigkeiten der Einzelnen, da Niemand bei seinen Unternehmungen 
auf das rechnen kann, was der kommende Tag bringen wird, und man 
braucht nur z. B. die Kette der Palastrevolutionen im byzantinischen 
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Reich des 7. Jahrhunderts zu betrachten, um sich einen derartigen Zustand 
zu veranschaulichen, und um zu begreifen, wie sich damals das christ- 
liche Ägypten, Syrien, Kleinasien nicht ungern in die gewaltthätige, aber 
doch relativ geordnete Herrschaft der Araber fügen mochten.^) Nicht viel 
anders aber liegt es in neuester Zeit da, wo wie in den südamerikanischen 
Republiken im wesentlichen die Laune der Truppen über den jeweiligen 
Machthaber und über dessen. Wechsel durch ein Pronunciamento ent- 
scheidet. Und nicht minder verhängnisvoll machen sich jetzt solche 
Verhältnisse auf den auswärtigen Verkehr geltend. Es bedeutet für jeden 
Staat ein Risiko, sich in friedliche, vor allem kommerzielle Beziehungen 
mit Staaten einzulassen, in denen die oberste Gewalt schwankt Das 
Unheil, das die Europäer im Sommer 1900 in Ostasien traf, ergab sich 
nicht aus dem falschen Vertrauen auf die Civilisation der Chinesen, 
sondern aus dem Fehler, dafs die Kulturstaaten sich ohne genügende 
eigene Machtdeckung mit einem Staat eingelassen hatten, auf dessen 
Staatsgewalt kein Verlafs war. Ja, sogar kriegerische Vorteile gegen- 
über einem fremden Staat sind unsicher und trügerisch, so lange dessen 
Regierung, die man bekämpft, selbst auf unsicherer Grundlage steht. 
Bismarck beklagte es sofort, dafs Napoleon III. persönlich mit in Sedan 
eingeschlossen sei, da nunmehr Niemand vorhanden sein werde, mit 
dem sich Frieden schliefsen lasse. Die völlig verrotteten Zustände der 
deutschen Straf Justiz, die im 15. und 16. Jahrhundert mit ihrem Mifs- 
brauch der Folter, ihren heimlichen Verhaftungen u. s. w. den Haui)t- 
beschwerdepunkt des Volks im Innern Staatsleben bildete, haben ihren 
tiefem Grund vorwiegend in dem Konflikt der territorialen und der 
städtischen Behörden um die Ausübung der Strafgewalt. Feste Regeln 
über die Organe des Staats sind also im Interesse der Stetigkeit des 
Staatslebens die Minimalbedingung für die Befriedigung aller weiteren 
politischen Interessen. 

Setzt man das Dasein einer geregelten Verfassung als gegeben voraus, 
so erwächst nunmehr dem Völkerrecht seine eigentliche Aufgabe darin, ■ 
jedem Staat in Verfolg seiner Kulturthätigkeit (o. § 17) gewisse Grenzen ■ 
gegenüber der Interessensphäre der übrigen Staaten abzustecken. Es 
schafft direkt durch Rechtsgewohnheit oder indirekt auf Grund bindender 
internationaler Vereinbarungen die Pflicht des einen Staats, dem andern 
Staat die freie Lebensentfaltung zu ermöglichen, auf ihn schonend 
Rücksichten zu nehmen oder ihn an manchen Punkten thätig zu unter- 
stützen. In dieser Wirkung laufen im wesentlichen die Normen des 
Völkerrechts zusammen, gleichviel ob sie im einzelnen darauf ausgehen, 
dem Staat störende Eingriffe in das Gebiet, in die autoritäre Ehren- 
stellung, in Justiz und Verwaltung, in die Schiffahrt, in die Kriegführung 
fremder Nationen zu verbieten, oder ob sie ihn anhalten, die fremde 

1) Vergl. Raä'ke, Weltgeschichte. Bd. 5. S. 131 ff. 
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Staatsthätigkeit durch Auslieferung von Verbrechern, Weiterbeförderung 
von Briefen und Frachtstücken, Veraehmung von Zeugen für fremde 
Prozesse zu fördern und zu unterstützen. Die Rechtsstaatsidee im inter- 
nationalen Verhältnis bedeutet also im Hauptpunkt die gesicherte Gleich- 
stellung aller in Rechtsgemeinschaft stehenden Staaten in 
ihrer freien Kulturthätigkeit. 

Nur das Gegenstück zu dem Leitprinzip der völkerrechtlichen Be- 
ziehungen des Staats bildet der Gedanke, welcher den Staat in recht- 
liche Beziehung zu seinen Angehörigen, den Untertanen 
oder Bürgern, setzt. Indem die Rechtsüberzeugung des Volks auch 
die Berührung zwischen Staat und Individuum zu einem bindend ge- 
regelten Verhältnis zu gestalten strebt, muls sie vom praktischen Stand- 
punkt aus ihr Absehen darauf richten, auch im Innern die Kulturthätig- 
keiten, durch die die Organe des Staats dessen eigentliche Aufgabe 
erfüllen, in Grenzen einzuschliefsen. Der Staat kann seine I\inktionen 
ihrer Natur nach gar nicht vornehmen, ohne an allen Ecken und Enden 
mit der Lebensthätigkeit der Individuen in Konflikt zu geraten. Die 
Hauptaufgaben des Staats, Landesverteidigung, Verbrechensverfolgung, 
Civilrechtspflege, Sicherheitspolizei ebenso wie zahlreiche Zweige der 
Wohlfahrtspolizei, wie Gesundheitswesen;. Volksschulwesen oder Ver- 
kehrswesen, sind nicht anders zu realisieren als in der Weise, dafs in das 
Ackerfeld des Bauern zur Truppenübung, in die Grundstücke des Stadt- 
bürgers für Festungs- und Strafsenbau oder im Wege der Baupolizei, in 
die Freiheit des Privatmanns nicht nur durch die Bestrafung und Zwangs- 
vollstreckung, sondern mittels des Zeugenzwangs oder der Durchsuchung 
und Beschlagnahme seiner Habseligkeiten, in die Körperintegrität durch 
Impfung oder Schuldisziplin eingegriffen wird. Aber abgesehen davon 
mufs, damit diese staatlichen Funktionen überhaupt eingerichtet werden 
können, der Bürger auch zu positiv mitwirkenden, das öffentliche In- 
teresse fördernden Leistungen, zu Abgaben und Steuern, Heeresdienst 
und Schulbesuch herangezogen werden. Und andererseits ist er unter 
Umständen seinerseits, damit er sein eigenes Dasein erhalten und ge- 
stalten könne, auf Leistungen des Staats angewiesen, der Beamte auf 
Gehalt und Pension, der Abgeordnete auf Tagegelder, der Unbemittelte 
oder Invalide auf Unterstützung oder Versorgung, jeder Bürger auf 
die Gewährung des rechtlichen Schutzes durch die Gerichte, die die 
Störung seiner Rechtslage wiederherstellen sollen. Ja, in letzter Linie 
hängt das Privatdasein aller Volksgenossen gemeinschaftlich davon ab, 
dafs der Staat sich prompt und stetig den gemeinnützigen Aufgaben 
unterziehe. Indem also das Recht diese sämtlichen korrespondierenden 
Leistungen in ein System bindend geregelter Pflichten einspannt, gewähr- 
leistet es allen Bürgern eine gesicherte Existenz. Der Bürger mufs 
die Lasten und Vergünstigungen berechnen können, die er von dem öffent- 
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liehen Verband zu gewärtigen hat, — er bedarf einer genauen Fixierung 
der Grenzen, bis zu welchen er im Allgemeininteresse beschränkt werden 
kann, und innerhalb deren er sich andererseits frei bewegen darf. Der 
Rechtsstaat bedeutet also für den Einzelbürger im Verhältnis zum 
Staat die bürgerliche oder politische Freiheit. 

Die bezeichnete Funktion der Sätze des eigentlichen Staatsrechts, 
des Rechts der staatlichen Thätigkeiten, kann aber ihrem Wesen nach 
gar nicht wirksam werden, ohne sofort ein zweites Bedürfnis mit zu er- 
füllen. Wenn das Recht feste Regeln hervortreibt, welche bis auf wei- 
teres die bürgerlichen Vergünstigungen und Lasten dauernd fixieren, so 
müssen diese Regeln notwendig generell, allgemeingültig, für alle 
Bürger oder mindestens für grofse, davon berührte Gruppen lauten. 
Die Sicherheit für den Einzelnen besteht gerade um deswillen, weil 
er weifs, dats alle Bürger in bestimmter Altersstufe und gewisser Dauer 
heerdienstpflichtig, dafs alle Bürger bestimmter Vermögenslage in ge- 
wissem Umfang steuerfällig sind. So lätst sich diese Sicherung nur 
erzielen durch Gleichbehandlung aller Bürger in gleicher Lage, und die 
politische Freiheit schliefst in diesem Sinn diepoliti^cheGleichheit 
bereits mit ein. 

Die Konsequenzen des Rechtsstaatsgedankens sind also weittragend 
und verästelt Doch darf man sagen, dafs wie die rechtliche Regelung 
der Verfassung der im Staat thätigen Organe, so auch die rechtliche 
Regelung der Beziehungen des Staats, in die er durch seine Thätig- 
keiten eintritt, für die nationalen wie internationalen Beziehungen im 
Grunde von einem und demselben Bedürfnis diktiert ist. Das Völker- 
recht strebt darauf hinaus, eine Freiheit und Gleichheit aller 
Staaten in ihren parallel verlaufenden, ineinandergreifenden und sich 
durchkreuzenden Kulturfunktionen zu schaffen, und nähert sich hierin 
dem Staatsrecht mit seinen Abspaltungen wie dem Strafrecht, Prozefs- 
recht und den verschiedenen Zweigen des Verwaltungsrechts, insofern 
dieses die Freiheit und Gleichheit aller Bürger im Verhältnis 
zum Staat und in den wechselseitigen Beziehungen ihrer Bürgerstellung 
gewährleisten möchte. Und diese innere Einheit zeigt sich um so 
schlagender, als Völkerrecht und Staatsrecht sich in manchen der von 
ihnen zu ordnenden Rechtsverhältnisse einander nähern. Auch im inter- 
nationalen Verkehr treten einander nicht nur die unabhängigen Staaten 
als Verbände gegenüber, sondern auch der Staat und die Einzel bürger 
des fremden Staats, wie bei der Auslieferung oder der Niederlassung. 
Und andererseits erwächst dem Staatsrecht in grofsem Umfang, wie schon 
bekannt (o. S. 1 42 ff.) , die Aufgabe , das Verhältnis des Gesamtstaats zu 
untergeordneten politischen Verbänden zu regeln. Auch hier handelt 
es sich darum, der selbstthätigen Gemeinde oder dem selbständigen 
Gliedstaat die freie Entfaltung einer eigenen Verwaltung und Gesetz- 
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gebnng innerhalb ihres Gebiets zu ermöglichen. Dieselben stehen in einer 
Richtung dem Staat, der sie als der Oberstaat beherrscht, selbständig 
gegenüber, während sie in der andern, wie die Einzelbürger, die Pflichten 
des abhängigen Glieds gegenüber dem umfassenden Gemeinwesen zu 
erfüllen haben. Auch hier spricht man deshalb von der „Freiheit*^ des 
selbständigen Gebietsteils, — ja man bezeichnet auch die volle völker- 
rechtliche Unabhängigkeit des einen Staats gegenüber fremden Staaten 
als Freiheit. „Freiheit und Gleichheit'' sind demnach die 
Schlagworte, unter denen der Kechtsstaatsgedanke im ge- 
schichtlichen Leben, im Nationalkrieg und Volksaufstand, im parlamen- 
tarischen Leben und in der Agitation der Presse oder des politischen Vereins- 
wesens seine populäre Bedeutung erlangt und bis heute bewahrt hat. 

IIL Die politische Freiheit und Gleichheit insbesondere. 
Gerade das Ergebnis der Analyse des Rechtsstaatsbegriffs zwingt zu 
einer ergänzenden Betrachtung. Ist auf der einen Seite gezeigt worden, 
dafs sich die praktische Bedeutung dieses Eechtsgedankens am inten- 
sivsten in der Forderung politischer Freiheit und Gleichheit zeigt, so ist 
andererseits damit' auch schon die Gefahr des MiXsverständnisses ange- 
deutet, die aus dem Gebrauch dieser Schlagworte erwächst^ wenn man 
sie aus dem Zusammenhang der allgemeinen Kechtsgedanken herausreifst 

Am nächsten liegt die Gefahr, dafs ein unklarer Sprachgebrauch 
das Prinzip der rechtlichen, staatsrechtlichen oder politischen Freiheit 
mit dem Prinzip einer möglichst grofsen individuellen Bewegungsfreiheit 
im sozialen Leben verwechselt, denn auch das ist eine bis zu gewissem 
Grade zu allen Zeiten berechtigte Forderung, dafs dem Individuum 
gegenüber den sozialen, gemeinsamen Kulturthätigkeiten des Staats eine 
Sphäre gewahrt bleibe, innerhalb deren es sich sein Dasein nach eignem 
Willen und Wunsch gestalten kann. Die frühere Betrachtung hat jedoch 
schon gelehrt, dafs dieser Fordemng niemals ein bestimmtes Mafsvon 
Freiheit untergeschoben werden kann, dafs es sich im Gegenteil nach der 
jeweils zu lösenden Kulturaufgabe richtet, wieviel Thätigkeit der Staat in 
die eigene Hand nimmt, wieviel er den Einzelnen, der Familie, den pri- 
vaten Verbänden überläfst (S. 151). In der rechtlichen Freiheit handelt 
es sich dagegen um eine formale und absolute Forderung. Sie besagt, dafs 
innerhalb des Gebiets der staatlichen Thätigkeit das Einzel- 
individuum schonend, d. h. nur im Umfang der rechtlich geregel- 
ten Machtgrenzen, nicht nach Willkür behandelt werden mufs')> 
und diese Bedingung kann vom Staat erfüllt oder vernachlässigt werden, 
ganz gleichviel, ob die Thätigkeitssphäre der Gesamtheit grofs ist oder 
beschränkt Die Gemeinwesen der Germanen nach der Völkerwanderung 

1) In diesem Sinn ist richtig die Freiheit nach Locke „Liberty from absolute 
or arbitrary power'' dl, 23, — vergl. o. S. 65). 
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lassen dem Individuum im Heer- und Gerichtswesen, in Feldbestellung 
oder Berufswahl eine minimal geringe freie Bewegung, streben aber 
nach einer sehr festen gewohnheitsrechtlichen Bindung aller staatlichen 
Organe, wo sie mit dem Einzelnen in Berührung treten. Umgekehrt ist 
da, wo — wie im heutigen Rufsland — die persönliche Sicherheit der 
Einzelnen gegenüber den Verwaltungs- und B^erungsbehörden sehr 
stark gefährdet ist, — häufig die Macht des Einzelnen, sich z. B. im 
wirtschaftlichen Leben selbst zu helfen und zu fördern, eine sehr bedeu- 
tende. Es muls also, ganz abgesehen zunächst von der Frage, in welcher 
Weise die rechtliche Freiheit äufserlich durchzuführen ist (vergl. u. § 24, II), 
jedenfalls die Doppeldeutigkeit des Freiheitsbegriffs im staatlichen Leben 
festgehalten werden. Die persönliche oder soziale Freiheit ist 
die Anwartschaft des Einzelnen auf ein gewisses, wenn auch wechselndes 
Mafs selbstthätiger Machtentfaltung neben der staatlichen Thätig- 
keit Die rechtliche oder politische Freiheit ist die Anwartschaft 
des Einzelnen auf eine grundsätzliche und feste Bestimmtheit der 
beiderseitigen Machtsphären, derzufolge er in seiner individuellen 
Sphäre gegen willkürlichen Übergriff gesichert ist^ 

Eine ganz entsprechender Gedankengang ist es, welcher lehrt, dafs 
auch die Forderung der rechtlichen Gleichheit der Staatsbürger mit 
Vorsicht zu gebrauchen ist. So wenig wie die rechtliche Freiheit für 
den Einzelnen ein bestimmtes grofses Mafs von Macht und Gebundenheit 
bedeutet, so wenig bedeutet die rechtliche Gleichheit, dafs alle Einzelnen 
dem Staat gegenüber in gleichgrofsem Maafse ermächtigt und ge- 
bunden sein sollen. Schon bei Beleuchtung des Verhältnisses der In- 
dividuen zur Gesamtheit zeigte sich, dafs eine mechanische Gleichstellung 
aller Individuen gegenüber den Staatsaufgaben in Wahrheit praktisch 
sehr leicht eine soziale Ungleichheit bedeutet, und dafs deshalb 
häufig der Staat seine sozialen Aufgaben gegenüber den einen Be- 
völkerungsklassen weiter ausdehnen mufs als gegenüber den anderen 
(vergl. 0. S. 153). Die entsprechende Betrachtung wiederholt sich bei der 
rechtlichen Abgrenzung der bürgerlichen Vergünstigungen und Lasten. 
Auch sie kann von der Gesetzgebung nicht jedem Einzelbürger in mecha- 
nisch gleichgrofsem Umfang zugemessen werden, ohne der Wirkung nach 
einen ungleichen Zustand der Beteiligten zu begründen. Die allgemeine 
gleiche Heerespflicht des germanischen Gemeinfreien, die für den Grofs- 
grundbesitzer angemessen war, w^irkte für den kleinen Bauern wirt- 
schaftlich vernichtend und wurde auf die Dauer ebenso unhaltbar, wie 

1) Hierbei ist zu bedenken, dafs jene Anwaltschaft auf ein gewisses Mafs freier 
Bewegung, die das Wesen der persönlichen Freiheit ausmaciit, wiederum zwei Seiten 
einschliefst, eine positive (Freibleiben gewisser Aufgaben für die private Thätigkeit) 
und eine negative (Freibleiben des Bürgers von allzugrofsen Lasten der Mitwirkung 
an staatlichen Aufgaben). Vergl. darüber u. § 30. 
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es heute eine allgemeine gleiche Pauschalvermögenssteuer für die ver- 
schiedenen Vermögensklassen sein würde. Die politischen Bechte und 
Pflichten lassen sich also nur mit Rücksicht auf die gesamte Stellung 
des Einzelnen, bez. der Stände und Interessengruppen im gemeinen 
Wesen regeln. Sie müssen zu derselben im Verhältnis stehen, und 
nur soviel bedeutet die Forderung der Gleichheit, dafs alle in gleicher 
j Position befindlichen Personen nach dem gleichen Grundsatz be- 
, handelt werden, während die in verschiedener Stellung stehenden grund- 
sätzlich verschieden zu behandeln sind. Die politische Gleichheit bedeutet 
^ also nur die allgemeingültige und grundsätzliche Regelung 
des gegenseitigen Verhältnisses der Einzelnen in ihrer Eigen- 
schaft als Staatsbürger. 

Noch bedenklicher ist die Unklarheit, die sich in die Forderung 
einer rechtlichen Freiheit und Gleichheit vor allem unter Einfluls der 
Staatslehre Rousseaus eingeschlichen hat Sie hält diese Forderung für 
gleichbedeutend mit dem Anspruch jedes Bürgers auf Teilnahme 
an der Staatsgewalt, und zwar auf einen für jeden gleich- 
grofsen Anteil an derselben. Wäre dies im Begriff enthalten, so 
würde sich damit die Rechtsstaatsidee zu dem Gedanken der demo- 
kratischen Staats- oder Regierungsform verdichten; denn von einer 
solchen reden wir gerade da, wo mindestens indirekt die Einzelbürger 
und zwar in einer möglichst weiten Abgrenzung des politisch 
berechtigten Kreises ihren Willen auf die Staatsleitung geltend machen, 
sei es direkt in einer Volksversammlung, sei es indirekt durch Einflufs auf 
die Wahl eines von ihnen abhängigen obersten Organs. In der That findet 
sich denn in der politischen litteratur der früheren Zeit und noch jetzt 
besonders in der Presse der Unfug unausrottbar eingewurzelt, die Be- 
griffe „Freiheit und Gleichheit und „Demokratie" durcheinander zu 
wirren. Man bezeichnet die progressiven Einkommensteuern, eine ein- 
fache Konsequenz der verhältnismäfsigen Gerechtigkeit, als eine „demo- 
kratische'' Errungenschaft, — man bezeichnet gemeinnützige Veranstal- 
tungen, die darauf abzielen, die sozialen Ungleichheiten in dem Gebrauch 
des gerichtlichen Rechtsschutzes, der geistigen Bildung und Erziehung 
auszugleichen, als demokratische Einrichtungen und begeht so in Wahr- 
heit einen der methodewidrigen Rückfälle in die alte dogmatistische Ideal- 
staatslehre, indem man allgemein anerkannte Forderungen — die des 
Rechtsstaats — und Teile eines einseitigen Parteiprogramms — die der 
Demokratie — als untrennbare Konsequenzen eines angeblichen höheren 
Prinzips — der Freiheit und Gleichheit — hinstellt Es ist klar, dafs man 
auf diesem Wege dem Begriff der Freiheit jede beliebige Deutung geben 
kann, und vor allem die ältere Zeit der Airfklärung ist vor der Deutung 

1) Yergl. o. S. 70 und über Rousseaus Gedankengang im einzelnen Rehm, All- 
gemeine Staatslehre. S. 240. 241. 
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nicht zurückgescheut, als „frei" nur die Republik und als „unfrei" jede 
Monarchie zu bezeichnen, i) Noch heute wirkt dieser Sprachgebrauch in 
dem unbrauchbaren Begriff der „Volksfreiheit" nach, worunter Manche 
das Becht aller Teile des Volks auf Teilnahme an den Staatsgeschäften, 
wenn auch nicht gerade an der Begierungsgewalt, verstehen. '-*) 

Im Grunde hat, wie aus dem Bisherigen erhellt, das Bechtsstaats- 
prinzip — das eigentliche Prinzip der rechtlichen Freiheit und Gleich- 
heit — mit solchen Auswüchsen nichts zu schaffen. Es ist über den 
Gegensatz der Begierungsformen und der Behördensysteme erhaben. 
Der Bechtsstaat kann von jeder Begierungsform verletzt werden, — auch 
von einer Demokratie. Der Bechtsstaat läfst sich aber auch in einer 
Monarchie oder Aristokratie ganz ebensogut verwirklichen wie in einer 
Demokratie. Er besteht praktisch überall da, wo ein System ver- 
hältnismäfsigen rechtlichen Schutzes aller im Volksleben 
thätigen Interessen durchgeführt ist Nur, wie diese Durchführung 
zu erfolgen hat, ist die Frage. Denn die Thatsache fällt ohne weiteres 
in die Augen, dafs der Bechtsstaat, dessen praktische Grundidee in ihren 
Konsequenzen entwickelt wurde, nicht überall und nicht zu allen Zeiten 
bestanden hat, und es kommt darauf an, das zu erklären. 

§ 22. D«r HemohafUbereidh des Eeohts im Staatsleben. 

Oewalt und Eeoht 

Die bisherige Darstellung hat gezeigt, wie zufolge der natürlichen 
Beanlagung und der historischen Entwicklung der Menschheit als ein 
feststehender Faktor jedes staatlichen Gemeinschaftsdaseins das Streben 
vorhanden ist, das Becht in den Schutz des Staates und den Staat in 
die Schranken des Bechts zu stellen. Neben den sonstigen Bestrebungen 
der verschiedenen Volkskreise, die staatlichen Organe mit Kulturaufgaben 
von wechselnder Art und Ausdehnung zu befassen (s. S. 148 ff.), figuriert 

1) Den Mifsbrauch des Freiheitsbegriffs persifliert Macaulay bei Kennzeichnung 
gewisser Politiker: „Ein Staat, unterdrückt und geplündert von Menschen wie Opimius 
und Verres, war frei, weil er keinen König hatte. Ein Mitglied des grofsen Rats 
von Venedig, das sein ganzes Leben unter Vormundschaft und l!\ircht zubrachte, 
das nicht reisen konnte, wohin es wollte, das seinen Weg von Spionen umlagert sah, 
das an den Strafsenecken das Bronzemaul für anonyme Denunziationen gegen sich 
geöffnet erblickte, das die Staatsinquisition jeden Augenblick auf irgend einen Grund 
hin oder auch ohne einen solchen einkerkern, martern, in den grofsen Kanal werfen 
konnte, — ein solcher Mann war frei, weil er keinen König hatte**. 

2) Vergl. z. B. Bluntschi^i, Allgemeine Staatslehre 2, 625 ff. Das, was diesem 
Schriftsteller unter dem Begriff der „Volksfreiheit" vorschwebt, ist dasjenige, was 
wir korrekter die Verfassungsmäfsigkeit des Staatslebens nennen, d.h. den 
durchgeführten Zustand des Rechtsstaats (vergl. darüber § 24). Sie kann sich aller- 
dings in einer Mitwirkung des Volks (z. B. in Form einer nicht regierenden, sondern 
kontrollierenden Volksversammlung oder Volksvertretung) äufsem. Zur not- 
wendigen Form des Verfassungsstaats gehört dies jedoch nicht 
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der Wunsch nach Herstellung dieses doppelseitigen Gleichgewichtsver- 
häitnisses zwischen Staat und Recht als eine schlechthin konstante For- 
derung. Ohne den Anspruch der Bürger, dafs der Staat das Recht durch 
seine Thätigkeit erhalten solle, und dals er bei allen seinen Thätigkeiten 
gewisse allgemeingültige Regeln beobachten solle, lälst sich ein Staats- 
leben überhaupt nicht denken. 

Aber von dem natürlich vorhandenen Streben ist hier wie überall 
die Erfüllung des Erstrebten und das Erfüllbare wohl zu trennen. Denn 
alles, was zuvor über das Recht, seine Entstehung und Durchsetzung (in 
§ 20. 21) dargelegt worden ist^ hat bereits gezeigt, dafs eben auch das Recht 
seinerseits, sowohl was seinen Inhalt, wie was seine praktische Wirkungs- 
kraft angeht, an ganz bestimmte reale Bedingungen gebunden ist. Wie 
die Herrschaft des Rechts im Menschenleben überhaupt, so ist also auch 
seine Herrschaft im Staat und über den Staat von diesen Bedingungen 
abhängig, und sie ist folglich, soweit die Bedingungen fehlen, unvoll- 
kommen und beschränkt. Wir gelangen, indem wir uns die Konse- 
quenzen der früheren Erkenntnis klarlegen, zu der kritischen Stelle, an 
der wir den Ausgangspunkt für die Entwirrung der schwersten Kon- 
flikte, aber auch für das Verständnis der erhabensten Ziele der politi- 
tischen Bewegungen finden müssen. 

Das Recht — so sahen wir — schöpft seinen Inhalt aus den mora- 
lischen und sittenmäfsigen Überzeugungen der einzelnen Menschen, — es 
entnimmt die Garantie seiner Geltung, soweit es eine von Moral und Sitte 
unterscheidbare Macht bedeutet, aus den formellen Schutzmalsregeln des 
staatlichen Verbands. Es zeigt sich jetzt, dafs diese Erkenntnis auch für 
diejenigen Rechtssätze Bestand haben muls, welche den Staat selbst 
betreffen. Soll von irgend einem Zweig des Staatslebens, — von seiner 
Verfassung oder von irgend einer Thätigkeit des Staats nach aufsen 
oder innen — gesagt werden können, dafs er rechtlich geordnet sei, so 
müssen einerseits in den Kreisen der Bevölkerung oder genauer gesprochen 
in möglichst allen Individuen feste und übereinstimmende Vorstellungen 
darüber vorhanden sein, wer Haupt des Staats oder Behörde desselben 
in Gericht oder Verwaltung sein soll, — wieviel Macht und welche 
Schranken den staatlichen Organen gesetzt sein sollen, und andererseits 
müssen möglichst vollkommene Veranstaltungen dafür getroffen sein, dafs 
diese Rechtssätze beachtet und aufrechterhalten werden. Von beiden Be- 
dingungen hängt die wirkliche Geltung des Rechtssatzes ab. Durch die 
einen tragen sozusagen die einzelnen Menschen zu der Herrschaft 
des Rechts bei, denn nur ihre eigne Überzeugung verbürgt das Ergebnis, 
dafs Unklarheiten und Zusammenstöfse zwischen ihnen und den staatiichen 
Organen oder zwischen den verschiedenen Staaten oder zwischen den 
Organen in möglichst geringer Zahl eintreten werden. Die andere Be- 
dingung aber, die Schutzanstalten des Staats, sind die Garantien, die der 
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Staat für die Rechtsgeltung liefert, auch da, wo er selbst durch 
den Bechtszustand beengt wird. 

Thatsäcblich kann nun aber jede von beiden Bedingungen 
fehlen, — eventuell fehlen beide gleichzeitig. 

Es ist einmal denkbar, dafs sich innerhalb des nationalen oder des 
internationalen Lebens solche Verschiedenheiten der Abstammung, der 
Zweckbestrebungen, der geistigen, ständischen Tradition geltend machen, 
dafs sich eine gemeinsame Rechtsüberzeugung über bestimmte 
Konflikte des Völker- oder Staatslebens nicht bilden kann, oder 
dafs sie, wo sie bestanden hat, sich auflöst, ins Wanken kommt, zu exi- 
stieren aufhört. Allerdings kann in solchen Fällen die Unsicherheit und 
üngewifsheit des populären Rechtsinhalts bis zu gewissem Grade ersetzt 
werden durch den Fortbestand der geschriebenen Gesetzesnormen oder 
der auf seren Anstalten, durch welche eine bestimmte Regelung des strei- 
tigen Verhältnisses seitens der staatliehen Behörden aufrechterhalten, ins- 
besondere erzwungen wird. Aber hier zeigt sich das schon früher (S. 1 77) 
Erörterte, dafs ein vollwertiger, gesunder Rechtszustand damit nicht ge- 
schaffen wird. Das Staatsrech t oder überhaupt das öffentliche Recht wird 
also in solchem Falle auch von dem Verhängnis getroffen, welches über 
einem unpopulären, angefochtenen Recht schwebt : es ist nicht lebens- 
fähig. Und das genaue Gegenstück zu dem bezeichneten Zustand bildet 
der andere, dafs die staatlichen Schutzmafsregeln des Rechts 
ganz oder teilweise unausgebildet oder wieder in Verfall geraten sind. Ist 
das Staatsleben derart geordnet, dafs zwar rechtliche Regeln — vielleicht 
in Übereinstimmung des Rechtsbewufstseins aller Volksteile - - bestehen, 
dafs sie aber in Ermanglung guter und zeitgemäfser Gesetze nicht klar 
erkennbar sind, oder dafs sie infolge der Behördenorganisation 
nicht folgerichtig und energisch durchführbar sind, — so ist das Recht, 
obwohl es an sich das Staatsleben beherrscht, doch im realen Leben so 
gut wie nicht vorhanden. Obwohl lebensfähig, ist es nicht lebendig. 

Hiernach zeigt sich, in welcher Weise allein der Rechts zustand 
eines bestimmten historisch gegebenen Staatslebens rationell beurteilt 
werden kann. Zu seiner Kritik bedarf es stets einer doppelten Prüfung. 
Sie hängt einmal von der Frage ab, wie die Rechtsüberzeugung im 
Volke beschaffen ist, und femer von der anderen Frage, wie die staat- 
lichenSchutzmafsregeln des Rechts gestaltet sind. Auf diesem Wege 
wird der Einblick in das historische Staatsleben — vor allem der modernen 
Nationen — zu suchen sein. Damit dies also später (Teil II) möglich werde^ 
mufs schon jetzt allgemein festgestellt werden, wovon einerseits die Bildung 
gemeinsamer Reclitsüberzeugungen und andererseits die möglichst voll- 
kommene Gestalt staatsrechtlicher Garantien abhängt, — insbesondere, ob 
und inwieweit auf das eine oder das andere planmäfsig eingewirkt werden 
kann. Diese beiden Untersuchungen (§ 23 u. 24) , durch die die Grund- 
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läge für die Kritik der rechtlichen Sicherheit des Staatslebens 
zu schaffen ist, entsprechen, wie nunmehr leicht ersichtlich, den früheren 
Erörterungen, welche das methodische Urteil über Existenz- und 
Leistungsfähigkeit des Staats selbst anstrebten (vergl. § 16. 17. 18). 

§ 23. Die Bedingungen gemeinsamer Kechtsüberzeogiuigen 

im Staatsleben. 

I. Tragweite gemeinsamer Rechtsüberzeugungen im 
Staatsleben. Angesichts der Erfahrungsthatsachen verspricht der erste 
Teil der aufgeworfenen Frage kein befriedigendes Ergebnis. Denn die 
Umstände, von denen innerhalb eines Kulturkreises die Bildung möglichst 
einheitlicher Moral- und Sittenvorstellungen und deshalb möglichst ge- 
meinsamer Rechtsüberzeugungen abhängt, lassen sich im voraus nicht 
berechnen und darlegen, und darin liegt schon, dafs sich dieser 
seelische Vorgang im Innern der Einzelindividuen auch nicht planmäfsig 
herbeiführen und befördern läfst. Solange eine gesellschaftliche Gruppe 
ihr ^Stillleben als Stamm oder Gau, als Stadt oder als bäuerlicher Kan- 
ton, mehr oder minder abgeschlossen von dem regeren Austausch mit 
der Aufsenwelt, führt, werden allerdings durch die gemeinsam über- 
lieferte Vorstellung von Bräuchen und Normen individualistische Regungen 
oder Klassentendenzen niedergehalten. Aber unter dem Einflufs des 
kriegerischen und friedlichen Zusammentreffens mit fremden Völker- 
schaften oder Rassen, unter der anregenden Nachhilfe kaufmännischer 
oder kolonistischer Streifzüge und Entdeckungsfahrten oder religiöser Er- 
weckungen müssen sich notwendig auch zwischen nahverwandten 
Nationen, die vielfach durch gleiche Schicksale verknüpft sind, und 
zwischen den Schichten derselben Nation starke Gegensätze entwickeln. 
Man verdeutlicht sich diesen Hergang am einfachsten am internatio- 
nalen Verhältnis, wenn auch dasselbe hier nicht den eigentlichen Gegen- 
stand des Interesses bildet. 

IL Gewalt undRecht im internationalen Verkehr. An dem 
Verhältnis mehrerer selbständiger und staatsbildender Völker zu einander 
zeigt es sich am leichtesten, wie erschwert auf die Dauer die Ausbildung 
gleichförmiger Normen ist, nach denen sich Rechte und Pflichten der 
Staaten gegeneinander bestimmen. Die übliche Betrachtungsweise sucht, 
wenn sie die UnvoUkommenheit betont, die selbst noch dem modern- 
sten Völkerrecht anhaftet, den Grund derselben meist nur in dem Mangel 
staatlicher Garantien desselben. Sie erklärt die beschränkte Geltung 
und Autorität des Völkerrechts einseitig aus dem Fehlen eines obersten 
Organs, welches gesetzgebend und rechtsprechend, vor allem zwangs- 
weise die bestehenden Normen des A^ölkerrechts durchsetzen kann, — 
ja sie hat sich in Überschätzung des Zwangsmoments sogar von der 
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Behauptung noch nicht ganz abbringen lassen, dals das Völkerrecht 
eigentlich nur eine Völkermoral bedeute. Aber in Wahrheit liegt auf 
diesem Mangel gar nicht das Hauptgewicht. Viel verhängnisvoller ist, 
dafs die ungemeinen Verschiedenheiten, die noch immer in Basse, Tradi- 
dition, Willenskraft, Bildung u. s. w. zwischen den Gliedern der Völker- 
familien bestehen, unausgesetzt die Frage wieder ins Wanken bringen, 
was denn eigentiich als völkerrechtsgemäfs anzusehen sei, dafs also der 
Völkennoral selbst, der materiellen Vorbedingung des Völkerrechts, nur 
zu leicht durch den geschichtlichen Gang der Boden unter den Füfsen 
weggezogen werden kann. 

Das Völkerrecht ist in der That erst ein Produkt der fortschreiten- 
den, und, zeitlich betrachtet, sogar einer sehr späten Entwicklung. Ur- 
sprünglich ist die Beziehung selbständiger Staaten zu einander einzig und 
allein von der Will kür beherrscht. Nicht einmal zwischen denkleinen 
Stammgruppen derselben Nation, geschw^eige denn zwischen verschiedenen 
Nationen und Bässen gilt ursprünglich ein freundnachbarlicher Verkehr 
nach bestimmten, auch nur einigermafsen gemeinsamen Grundsätzen. 
Innerhalb der gleichen Stammesgemeinschaft hat wohl erst die Ausbil- 
dung der bedeutenderen Götterkulte einen internationalen modus vivendi 
geschaffen. Im Verkehr verschiedener Nationen gilt das Institut der Gast- 
freundschaft, wie es der Überseehandel unter Fühnmg der Phönizier 
mit sich brachte, als erster Ansatz einer Achtung der Fremden. Zu 
einer Ausbildung des völkerrechtlichen Leitsatzes aber, dafs die Staaten 
als solche einander in ihrer Integrität zu respektieren und sich in ihrer 
Gleichberechtigung anzuerkennen haben, ist es bekannthch während der 
gesamten Entwicklung der alten Welt nicht gekommen. Und im Grunde 
spielt das Völkerrecht in der Staatenwelt der christlichen und modernen 
Kultur keine andere Bolle. Die völkerrechtliche Sicherung und Bindung 
bewegt sich, genau betrachtet, auf einem sehr engen Baume. Das sog. 
Becht der Souveränetät, das Becht der Territorialhoheit, das Becht der 
Selbsterhaltung, das Becht auf Achtung, das Becht auf gegenseitigen 
Verkehr — angeblich nach der traditionellen Darstellung Ausflüsse eigen- 
artiger völkerrechtlicher Normen — sind bei nüchterner Betrachtung 
nichts anderes als thatsächliche Fähigkeiten, die sich sämtlich auf die 
Fähigkeit des Staats, sich politisch frei zu bethätigeu, zusammenziehen, 
— auf die Fähigkeit, welche jeder Staat naturgemäfs ausüben kann, so- 
lange ihn die anderen Staaten in Erfüllung des völkerrechtlichen Prinzips 
der Gleichberechtigung als Bechtssubjekt, d. h. als eine die staatlichen 
Funktionen selbständig ausübende Person, anerkennen. Nur die Be- 
schränkungen, die sich ein Staat in dem freien Gebrauch seiner Kräfte 
gefallen lassen mufs, — die Duldung der Durchsuchung seiner Schiffe, 
die Duldung der Nacheile fremder Polizei auf der Jagd nach einem 
Verbrecher, die Duldung der Justizthätigkeit des fremden Konsuls oder 
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Gesandten u. s. w., — nur diese Beschränkungen beruhen auf speziellen 
positiven Völkerreehtssätzen. Abgesehen hiervon werden eigenartige 
Rechtsbeziehungen zwischen den Staaten im wesentlichen nur durch die 
Vereinbarungen begründet, die ein thätiges Zusammenwirken der Staaten 
zur Erreichung bestimmter Zwecke — der Unterdrückung des Sklaven- 
raubes u. s. w. — zur Pflicht machen.^) Im Gegensatz aber zu diesem kärg- 
lichen Bestand einer internationalen Rechtsordnung breitet sich das gar 
nicht abgrenzbare Gebiet aus, auf dem die Machtkonkurrenz der allseitigen 
Interessen sich unbeengt durch rechtliche Fesseln frei bewegt, sei es in 
der Occupation uncivilisierter kolonisationsfähiger Territorien, sei es in 
der Ausbeutung des Fischfangs auf offener See oder an hundert anderen 
Stellen, — nirgends findet hier eine gerechte Güterverteilung zwischen 
den Staaten in dem Sinne statt, wie zwischen den Individuen im Staate. 
Und vor allem, — auch soweit jene völkerrechtlichen Beziehungen wirk- 
lich bestehen, läfst sich aus ihnen die Machtfrage nicht ausschalten. 
Will ein Staat die bisher anerkannte Rechtspersönlichkeit eines anderen 
beseitigen, seine ganze Existenz vernichten oder ihm Teile seines Gebiets 
im Eroberungskrieg entreifsen, so bildet bekanntlich das Völkerrecht 
kein unübersteigliches Hindernis dagegen, und der bekriegte Staat sieht 
sich auf die Alternative angewiesen, sich durch Machtanstrengung zu 
behaupten oder der Willkür des Übermächtigen zu erliegen. Nicht nur 
im Altertum oder in der Umwälzung der alten Welt zur mittelalterlichen, 
sondern auch in der neueren Staatengeschichte sind gerade die folgen- 
reichsten Ereignisse solche Machtkriege, — die Raubkriege Ludwigs XIV. 
wie die Occupation Schlesiens durch Friedrich des Grofsen, — die Los- 
reifsung Cubas von Spanien seitens Amerikas wie die Eroberung Trans- 
vaals durch England. Und umgekehrt kann ganz entsprechend ein neuer 
selbständiger Staat nur durch Machtanstrengung ins Leben gerufen wer- 
den, um erst allmählich die rechtliche Anerkennung der übrigen zu 
finden. In dieser Weise, durch Revolution, sind die lombardischen Städte 
in Widerstreit mit ihren legitimen Oberherren, den deutschen Lehns- 
königen, — sind die Vereinigten Staaten durch die Unabhängigkeits- 
erklärung oder neuerdings die christlichen Balkanstaaten selbständige 
Staaten geworden. 

Forscht man aber nach dem Grund dieser Erscheinungen, so liegt der- 
selbe keineswegs nur in dem Fehlen einer überlegenen unparteiischen 
Macht, welche geeignet ist, die gemeinschaftiich anerkannten Schranken 
der freien Bewegung eines Staats durchzuführen. Er lie^ vielmehr in erster 

1) Nähere Ausfühning dieser Gedanken bei Jeixinek, System der öffentlichen 
Rechte. S. 302 ff. 

2) Mit Recht sagt Jellinek a. a. 0. S. 307 , dafs dieses objektive Völkerrecht 
heute noch einen geringen Umfang habe. ^Man darf behaupten, dafs neun Zehntel 
der herkömmlichen völkcn'ochtlichen Lehrsätze nicht objektives Völkerrecht sind." 
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Linie in dem Mangel einer gemeinschaftlichen Überzeugung von 
solchen Schranken selbst Das Gefühl der Pflicht, sich im Verfolg der 
eigenen Kulturaufgaben an beschränkende Rücksichten zu binden , ruht 
seinem Wesen nach auf der Voraussetzung, dafs ein Staat den andern als 
rücksichtswtirdig anerkennt Diese Anschauung ist im tiefsten Kern die 
unerläfsliche Vorbedingung für die wichtigste völkerrechtliche Pflicht, 
für den Kespekt vor der kulturellen Selbständigkeit des fremden 
Staats selbst. In vielen, wohl den meisten Fällen, wird heutzutage dieser 
Respekt freilich durch die Furcht vor der fremden Macht gesichert, vor 
seiner Fähigkeit, sich wehrhaft selbst zu schützen (vergl. o. S. 154). Aber 
vollkommen gesichert ist das Verhältnis gegenseitiger Achtung nur durch 
die auf allen Seiten faktisch vorhandene Vorstellung der Gleich- 
berechtigung der Staaten, und dieser Faktor ist bis heute ein äuTserst 
schwankender. Seinen greifbaren Ausdruck findet das in der Thatsache, 
dafs noch jetzt der Kreis der „Völkerrechtsfamilie" ein begrenzter ist Die 
wilden und halbcivilisierten Völkerschaften sind von diesem Kreis 
ausgeschlossen : das Gefühl der höheren Kulturmission überhebt die civili- 
sierten Staaten ihnen gegenüber der völkerrechtlichen Pflichten. Aber die 
Thatsachen lehren, dafs auch innerhalb der civilisierten Staatengemein- 
schaft die Basis des Völkerrechts durch die historische Entwicklung zer- 
stört werden kann. Letztere kann dahin führen, dafs die verfallende 
Kultumation — Polen, China, die Türkei — wie eine halbcivilisierte be- 
handelt wird. Und vor allem können jederzeit Anlage und Schicksal 
in einzelnen Nationen die Überzeugung erwecken, auf Kosten aller 
anderen zu bevorzugten Trägem der Kultur berufen zu sein. Wie in 
den Spaniern des 16., in den lYanzosen des 18. Jahrhunderts, ist jetzt in 
den Nordamerikanem und Engländern eine solche Vorstellung im Ein- 
wurzeln; mit ihr ist ein Völkerrecht nirgends verträglich. 

in. Gewalt und Recht im innerstaatlichen Leben. Der 
L'berblick über die zum grofsen Teil allgemein geläufigen Thatsachen 
des Völkerrechtsverkehrs ist notwendig, um den richtigen Standpunkt 
für die Bildung des Staatsrechts innerhalb des Lebens einer staatlich 
geschlossenen Gemeinschaft zu gewinnen. Er verdeutlicht, dafs auch 
die verschiedenen Schichten desselben Staatsvolks in einen Kon- 
flikt der Rechtsüberzeugung geraten können. 

Geradezu nur eine einzelne Erscheinungsform der oben geschil- 
derten internationalen Zusammenstöfse bildet der Widerstreit eines Staats 
mit der Bevölkerung eines kulturell oder national selbständigen Gebiets- 
teils, um die rechtlichen Prärogativen in der Verfassung einzelner 
Provinzen zu wahren, sind zu allen Zeiten erbitterte Kämpfe im Staat 
geführt worden, — von der Normandie oder der Provence gegen den 
französischen Staat, von den baskischen und den flandrischen Provinzen 
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gegen den spanischen ebenso wie noch neuestens von den baltischen Pro- 
vinzen oder Finland gegen Rufsland. 

Diesem Vorgang dicht benachbart ist aber bereits der andere, dafs 
auf dem gleichen Staatsgebiet sich mehr oder minder durcheinander- 
gemischt und in mehr oder minder ungleicher Zusammensetzung ver- 
schiedene Rassen, Nationalitäten, Stämme begegnen. Allerdings 
wurde früher gezeigt, dafs die Verschiedenheiten der Abstammung 
bei Einheit der Gebietsinteressen das Entstehen und Fortbestehen eines 
Staats nicht hindern (o. S. 132). Wohl aber kann ein solcher Zustand, 
wie sich jetzt zeigt, für die Ausbildung eines einheitlichen Rechts, ins- 
besondere auch eines Staatsrechts, hinderlich sein. Meistens sind die 
Zeiten, wo sich nach einer neuen Eroberung oder Kolonisation mehrere 
Nationalitäten in einem Staat zu mischen beginnen, wie in der Völker- 
wanderung die römischen Bürger mit den Germanen, später Germanen 
und Slaven, Angelsachsen und Normannen u. s. w., Zeiten unsicherer und 
verworrener Rechtszustände, und in neuester Zeit bilden entsprechende 
Zustände — zwischen Christen und Moslimen, zwischen Schwarzen und 
Weifsen in Nordamerika, zwischen Polen und Deutschen in Deutschland, 
Slaven und Deutschen in Oesterreich — die verhängnisvollsten Krank- 
heitsstellen der modernen Staatskörper. 

Mit dem Rassengegensatz steht aber endlich auch der Klassen- 
gegensatz im Staat in engem Zusammenhang. Schon geschichtlich ist 
dies der Fall, denn in allen älteren Zuständen ist der Gegensatz der 
sozialen Bevölkerungsklassen von dem Antagonismus zweier Nationali- 
täten gar nicht zu trennen. Die Verknechtung gröfserer Menschenraassen 
wird in allen älteren Zeiten nur dadurch möglich, dafs dem Fremden im 
Krieg wie im Frieden kein gleiches Recht zugestanden wird. Der Kriegs- 
gefangene, der im Seeraub erbeutete oder verirrte Fremdling steht innerlich 
dem Sklaven gleich, und in grofsem Mafsstab wird dieser Zustand in das 
innere Staatsleben versetzt, wo — wie überall in der Geschichte (vergl. 
0. S. 124) — ein Staat durch Eroberung eines fremden Gebiets und Unter- 
\Yerfung seiner Autochthonen zu stände kommt: stets wird hier in rohen 
Zeiten der Stammfremde in einem geminderten, privaten oder öffentlichen 
Recht festgehalten, wo nicht als Sklave, so doch in einer mehr oder 
minder tiefen Stufe der Hörigkeit, Halbfreiheit, politischen Rechtlosigkeit 
oder Rechtsbeschränkung. Das für die Folgezeit Mafsgebende ist nun, dafs 
sich überall der ursprünglich nationale Gegensatz in einen sozialen um- 
zuwandeln bestrebt ist. Die ursprünglichen Rassengrenzen verwischen sich 
allmählich. Teilweise sinken Glieder des herrschenden Volks durch Ver- 
brechensbegehung in Form der Strafknechtschaft, durch Überschuldung 
in Form der Schuldknechtschaft in die Unfreiheit herab, — teils steigen 
umgekehrt durch Freilassung, fürstliche Standeserhöhung u. s. w. Fremde 
zu dem herrschenden Volk hinauf. So wird nach längerer Zeit die 
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Erinnerung an die verschiedene Abstammung ausgelöscht, und aus dem 
Gegensatz der Angehörigen verschiedener Völker werden die Ange- 
hörigen verschiedener Klassen desselben Volks, — eine Berufs- 
kriegerklasse und eine Bauemklasse, eine Altbürger- und Minderbürger- 
klasse oder dergl. Gleich bleibt sich aber, dafs mit dem Gegensatz der 
Gruppen ein Gegensatz verschiedener Bechtsanschauungen verbunden ist, 
in erster Linie meist der Anschauungen über die staatsrechtliche Ge- 
staltung. Hier das Prinzip eines Monopols der Amterqualifikation , dort 
die Forderung nach Teilnahme an den Ämtern, — hier die Tendenz nach 
Konservierung der bisherigen — monarchischen oder aristokratischen — 
Regierungsform, dort das Streben nach einer Volksherrschaft, — hier 
eine Verteilung der Heeres- und Steuerlast zu Gunsten der Herrschenden, 
dort der Wunsch nach einer veränderten Lastenverteilung. 

Demgemäfs ist es wiederum nur eine andere Spielart derselben Er- 
scheinung, wenn sich innerhalb des Kreises stammesgleicher Volks- 
genossen vermöge ständischer, wirtschaftlicher, religiöser Bewegungen 
streitende Klassen bilden, die aus dem Verfolg ihrer Sonderzwecke heraus 
verschiedene Formen der rechtlichen Regelung des Gemeinwesens ver- 
langen. Auch hier brauchen die Rechtsinstitute, die eine Klasse vertritt, 
nicht notwendig im Kausalzusammenhang mit deren Zweckbestrebungen 
zu stehen. Mehr oder minder zufällige Umstände, durch die Personen 
bedingte Verknüpfung praktischer Ziele mit religiösen oder philosophischen 
Ideen können zur Aufstellung dogmenartiger Prinzipien führen, die als 
Schlagwort eine solche Gruppe verbinden, ohne dafs sich die Einzelnen 
über ihre Gründe Rechenschaft ablegen, an denen aber mit zäher Aus- 
dauer festgehalten wird.*) Thatsache ist jedenfalls ein gegenseitiges Sich- 
nichtverstehen in manchen — oft in grundlegenden — Rechtsfragen des 
Staatslebens und deshalb ein Gegensatz der Rechtaüberzeugungen. Auch 
hier kann sich derselbe auf verschiedene Vorstellungen über die Regie- 
rungsformen erstrecken, die in ihrer bestehenden Form den Einen nicht 
leisten, was sie wünschen, — auch hier auf verschiedene Vorstellungen 
über Gliederung des Staats, über die Abgrenzung und Verteilung der 
bürgerlichen Rechte und Lasten u. s. w. 

So bestehen zahlreiche Möglichkeiten, dafs innerhalb einer kulturell 
und staatlich zusammenhängenden Gruppe ähnliche unvereinbare Allge- 
meinvorstellungen über rechtliche Verhältnisse um sich greifen, wie zwi- 
schen den Staaten. Das Verhältnis solcher grofsen Gruppen, die sich 
in wichtigen Rechtsfragen nicht verstehen, ist lediglich das der Gewalt, 
Es ist denkbar, und es ist für jeden Fall das im Zweifel Wünschens- 
werte, dafs sich die Streitteile von vornherein, indem sie das gegen- 
seitige unentbehrliche Aufeinanderangewiesensein erkennen, sich über 

1 ) Das Nähere über die Berührung praktischer Bestrebungen mit Doktrinen 
in ihrem Einflufs auf das Staatsleben vergl. u. S. 240. 
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einen vermittelnden Kechtssatz einigen, der in Konsequenz der 
Gerechtigkeitsidee (o. S. 179) jedem eine verhältnismäTsige Rücksicht 
angedeihen läfst, — dafs beispielsweise der herrschende Stand sein 
Amtermonopol aufgiebt, sich aber das Recht des Vorschlags der Amts- 
kandidaten vorbehält ^) Bleibt aber jede Partei sich selbst und der rück- 
sichtslosen Verfolgung ihres Strebens überlassen, so giebt lediglich die 
militärische, wirtschaftliche, geistige Übermacht den Ausschlag. Ent- 
weder die herrschende Klasse behauptet ihre Rechtsstellung, die nach 
Anschauung der Unterdrückten überlebt ist, gewaltsam, oder den neuen 
Leuten gelingt es, durch einen gewaltsamen Umsturz des bestehenden 
Zustands, durch eine Revolution, ihr Programm zu verwirklichen. Ja, es 
ist auch denkbar, dafs die Herrschenden, die sich scheinbar in der vor- 
bezeichneten Weise einer neuen Regel unterworfen haben, die ihnen ver- 
bhebene Gewalt benutzen, um den alten Zustand durch eine „reaktionäre 
Revolution'' oder einen „Staatsstreich'' wieder herzustellen. So unheil- 
voll und lähmend auch erfahrungsgemjxfs solche gewaltsamen Umwäl- 
zungen für das Kulturleben des Volks wirken, so sind sie doch — 
falls sie nicht vereinzelt nur durch egoistische Zweckbestrebungen ge- 
wisser Individuen getragen werden — nicht weniger ein Kampf ums 
Recht, wie das Behaupten eines bestehenden Zustands im Wider- 
streit mit einer grofsen Volksklasse, die denselben nicht mehr aner- 
kennt, — nur der Ernst und der redliche Glaube an die eigene Über- 
zeugung gestattet hier eine Abstufung in der Beurteilung. Am ein- 
fachsten veranschaulicht das der Zustand jedes sklavenhaltenden Staats. 
Ist auch die Sklaverei ein Rechtsinstitut für die rechtlichen Vor- 
stellungen der Freien unter einander, so ist sie doch für die Beziehungen 
zwischen allen Freien und allen Unfreien ein reines Gewaltverhältnis, 
und sie beginnt unhaltbar zu werden, wenn das Bewufstsein auch unter 
den Freien vorzudringen beginnt, dafs sie dem Gesamtverhältnis der beiden 
Schichten nicht mehr entspricht. 

IV. Konsequenzen. Die gesamten Betrachtungen zeigen, dafs 
auf eine Einheit der Rechtsüberzeugung in den verschiedenen Teilen und 
Schichten einer zusammenhängenden Volksgruppe — auch wenn sie in 
ihren Kulturbestrebungen noch so eng zusammenhängt — niemals mit 
Sicherheit gerechnet werden kann. Teilweise lassen sich die Gründe 
solcher Verschiedenheiten einfach überschauen. Vor allem wenn die 
letzteren auf Rassegegensätzen beruhen, sind sie bis zu gewissem Grade 
notwendig. Wenn z. B. heute ein von Europäern besiedelter überseeischer 
Staat die Einwanderung Farbiger, wenn das heutige Deutschland die Aus- 
breitung polnischer Wanderarbeiter in grofsem Umfang geschehen läfst. 



1) Ungefähr in dieser Weise wird im römischen Stadtstaat der Ständekampf 
durch Übergang von der Aristokratie zur Oligarchie beigelegt 
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SO daxf man sagen, dafs damit der Staat die in ihm bestehenden Rechts- 
Überzeugungen sehenden Auges untergraben läfst, sowie andererseits die 
Austreibung solcher fremden Bässen nicht nur als erlaubt, sondern unter 
Umständen geradezu als Pflicht eines Staats erscheinen mufs. Aber der 
Regel nach sind die in der Psyche des Individuums lebendigen Vorstellungen 
über Recht und Unrecht durch so komplizierte Verhältnisse bedingt, dals 
ihre Verschiedenheiten häufig erst in Zeiten zu Tage treten, wo auf die 
bedingenden Faktoren schon längst nicht mehr eingewirkt werden kann. 
Sehr häufig mufs also eine solche Verschiedenheit als eine fertige That- 
sache hingenommen werden. Würde man sie sich einfach selbst überlassen, 
so würde ein Aufeinanderprallen der verschiedenen Meinungen — ein 
Rassen-, Klassen- oder Ständekampf — und damit eine nicht rechtliche, 
sondern rein gewaltthätige Auseinandersetzung unvermeidlich sein. Um 
so deutlicher zeigt sich unter diesen Umständen die Wichtigkeit und 
Unentbehrlichkeit der staatlichen Rechtsgarantien. Bisher er- 
schienen dieselben nur als die äufserliche, formale Seite des Rechts ; — 
es erschienen die Rechtssätze, welche nur durch staatliche Machtent- 
faltung aufrecht erhalten werden, als die minderwertigen Rechtssätze 
gegenüber den auf der volkstümlichen Rechtsüberzeugung beruhenden. 
Jetzt zeigt sich die Kehrseite. Es enthüllt sich der — vom Standpunkt 
der Erfahrungswelt aus betrachtet — absolute Wert, der einer klar er- 
kennbaren und sicher durchführbaren staatlichen Rechtsordnung ohne 
Rücksicht auf die Quelle der einzelnen Normen zukommt. Das verwickelte 
Verhältnis zwischen Staat und Recht läfst sich erst dann abschliefsend 
beurteilen, wenn man erkennt, wie das staatliche Recht, das zunächst 
auf den allgemeinen Rechtsanschauungen beruht, wiederum auf die 
Fortbildung dieser Rechtsanschauungen intensiv zurückwirkt 
(vergl. § 24 a. E.). 

§ 24. Die formellen Bechtsgarantien im Staataleben. 
(Absoluter Staat und Verfassungsstaat.) 

Vergl. die Litteratur zu § 21. Dazu Bluntschli I. 5S5. — Laband, Staatsrecht 
des Deutschen Reichs. I (3. Aufl. 1895). S. 640 ff. und die unten S. 207 Genannten. 

I. Bedeutung der rechtserhaltenden Thätigkeit des Staats 
für das Staatsrecht. Wird die Frage aufgeworfen, in welcher Art 
und Form der Staat für die Erhaltung desjenigen Rechts thätig werden 
mufs, welches das Staatsleben selbst beherrschen soll, so läfst sie sich 
nicht beantworten, ohne dafs auf die Gestaltung der staatlichen Thätig- 
keiten überhaupt genauer eingegangen wird; denn es ist allmählich die^ 
Erkenntnis vorbereitet worden, dafs das Verhältnis des Staats zum Recht 
eine gewisse Vielseitigkeit der staatlichen Aufgaben bedingt. Früher 
konnte man sich bei der Vorstellung beruhigen, dafs die Thätigkeit, die 
der Staat im Interesse der Rechtsordnung zu leisten hat, nur eine von 
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den vielen Kulturaufgaben ist, die der Staat überhaupt für das Volk zu 
erfüllen hat, — wenn auch eine bevorzugte (vergl. o. § 18). Inzwischen 
hat sich aber gezeigt, dafs die praktischen Beziehungspunkte der Kultur- 
thätigkeit und des Rechtsschutzes in verschiedener Richtung liegen 
oder mindestens liegen können. Während der Staat mit seiner Kultur- 
pflege in allen Zweigen des materiellen, besonders wirtschaftlichen, wie 
des geistigen Lebens den Einzelnen und den Bevölkerungsklassen als 
der mächtige Gönner zu Hilfe kommt, unter Umständen so, dafs er 
die Individuen im Interesse der Gesamtheit beschränkt, — mufs der 
Staat in der Rechtspflege in grolsem Umfang die Spitze gegen sich 
selbst richten. Soweit es gilt, Rechtsnormen zu erlassen oder durch- 
zuführen, die direkt oder indirekt den Staat selbst in seinen Funktionen 
berühren — also jedenfalls im Gebiet des öffentlichen Rechts — , wird 
der Staat mit seinen eigenen Organen zum Zweck der Be- 
schränkung seiner eigenen Organe thätig. Diese Eigenart im 
1 Inhalt der Staatsthätigkeit mufs aber natürlich auch auf die äulsere 
Gestaltung der rechtsgestaltenden Thätigkeiten einwirken. In welcher 
Weise, zeigt sich, wenn man sich zuerst unter Zuhilfenahme aller bis- 
herigen Gedankengänge die Gestalt der verschiedenen staatlichen Grund- 
thätigkeiten klar macht \^und sich vergegenwärtigt, wie sie beschaffen 
sein müssen, damit sie sämtlich ihren Zweck erfüllen: 

IL Die staatlichen Grundthätigkeiten: Verwaltung und 
Regierung — Gesetzgebung — Rechtskontrolle. Der erste Teil 
der bezeichneten Aufgabe ermöglicht zunächst die Sonderung der eigen- 
artigen Hauptfunktionen des Staats. Hierbei zeigt sich, dafs unser ein- 
gebürgerter Sprachgebrauch, der eine solche Sonderung längst vollzogen 
hat, sich von jeher instinktiv an den Gegensatz der Kulturpflege und 
der Rechtsverwirklichung angelehnt Tiätr ' 

a. Die Befriedigung der materiellen und ideellen Bedürfnisse aller 
Volkskreise, die Erfüllung der sozialen oder kulturellen Aufgaben für 
Sicherheit und Wohlfahrt ist es, die man herkömmlicherweise als die 
Verwaltung des Staats zusammenfafst. Sie bildet in sich eine Einheit, 
die ebenso unzerreifsbar ist, wie es nach früheren Darlegungen alle Zweige 
und Seiten des Volkslebens sind (o. S. 1 48), und nur ein ^technisches_Be- 
jHirfni&Jst es, das dazu geführt hat, innerhalb der A^erwaltung wiederum 
verschiedene Unterabteilungen derselben äufserlich zu unterscheiden. Am 
nä<jhsten liegt hierbei die Zweiteilung der Staatsthätigkeit, die sich gegen- 
über anderen Staaten und die sich gegenüber seinen eigenen Glie- 
dern, sei es Verbänden (Gemeinden u. s. w.), sei es Einzelnen vollzieht, — 
die Scheidung der äu.tseren (auswärtigen) und inneren Verwaltung. 
Die innere Verwaltung oder „Polizei" im weitesten Sinne umfafst hierbei 
sowohl die Sicherheitspolizei wie die Wohlfahrtspolizei (vergl. 
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0. S. 149), und zwar beide wiederum, gleichviel ob sie sich auf das Gebiet 
der materiellen oder der geistigen Kulturgüter erstrecken (o. S. 22), 
und ob sie mit pfleglichen, die Einzelnen begünstigenden Mafsregeln 
oder mit zwingenden, die Einzelnen in ihrer Bewegungsfreiheit beschrän- 
kenden Mafsregeln, mit polizeilichen Zwangsmafsregeln, kurz „Polizei^ im 
engem Sinn, vorgehen. Aus der Wohlfahrtspflege des geistigen Gebiets 
läfst sich nun bereits in der Pflege der Religion, des Kultusbedürfnisses 
ein weiteres Gebiet als Kultusverwaltung aussondern. Vor allem 
aber ergiebt sich mit einer gewissen Notwendigkeit, dafs zwischen 
auf serer und innerer Verwaltung in der Militärverwaltung ein / 
eigenartiger Zweig anerkannt wird ; denn die Organisation, Disziplin und/ 
Unterhaltung von Heer und Kriegsflotte ist ein Bedürfnis, das, wie ge- 
zeigt worden (o. S. 154), sowohl nach aufsen wie im innern die 
erste Bedingung für die Erhaltung des Staats und seiner Glieder be- 
deutet Und endlich wird für die sämtlichen der drei genannten Haupt- 
kategorien der Verwaltung eine gemeinsame Vorbereitung erforderlich, 
die bestimmt ist, für sie alle die Geldmittel zu beschaffen. So ergiebt 
sich die Finanz Verwaltung als vierte Ilauptform dieser Grund- 
thätigkeit.*^) Eine fünfte Form, die Justizverwaltung, wird erst durch 
eine andere zur Verwaltung in Gegensatz tretende Grundthätigkeit, die 
Justiz (vergl. u. S. 206), möglich. 

Die Verwaltung zieht sofort eine zweite eigenartige Grundfunktion 
des Staats nach sich. In ganz primitiven Verhältnissen mag zur Vor- 
nahme aller genannten Verwaltungsfunktionen ein einziges Organ, der 
Horden- oder Stammeshäuptling, der Gaufürst oder der Gemeindevorstand 
einer Stadtansiedlung genügen. Derselbe kann eine Zeit lang die Stel- 
lung des Heerführers, Opferpriesters, Richters, Polizei- und Finanzbeamten 
in sich vereinigen, so zweifellos auch für ihn schon früh eine Gehilfschaft 
von Unterbeamten für Kulthandlungen oder Gerichtslast unentbehrlich 
werden mufs. In allen einigermafsen ausgedehnteren und feineren Gesell- 

1) Der Gegensatz von pfleglicher und zwingender Verwaltung ist mit dem 
Gegensatz von Wohlfahrts- und Sicherheitspolizei keineswegs zu verwechseln. Er 
kann in allen Zweigen sowohl der Wohlfahrts- wie der Sicherheitspolizei praktisch 
werden. Eine pflegliche Wohlfahrtspolizei ist z. B. die Anlage und Verwaltung der 
Schulen, Sti^afsen, Eisenbalmen u. s. w., eine pflegliche Sicherheitspolizei die Anlegung 
von Krankenhäusern , von Dammbauten u. s. w. , — eine zwangsweise Wohlfahi-ts- 
polizei die Ausübung des Schulzwangs, die Realisierung der Strafsenreparaturpflicht 
der Gemeinden oder Privaten, eine zwangsweise Sicherheitspolizei die Auflosung von 
aufrührerischen Versammlungen, die Mafsregeln des Impf- oder Quarantänezwangs 
u. s. w. Material zur Illustrierung dieser Begriffe bei Kosix, Der Begriff der Polizei. 
1S95. S. 8 ff. 

2) Auch bei der Militär- und Finanzverwaltung wiederholt sich der Gegensatz 
von Pflege und Zwang in der Kasemierung, Verproviantierung des Heeres, in der 
Domänenverwaltung, Dotierung der gemeinnützigen Anstalten u. s. w. einerseits, — 
in der Aushebung, militärischen Disziplin, in der Steuereintreibung u. s. w. andererseits. 
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scbaftszuständen verteilt sich dagegen die Verwaltungsthätigkeit natur- 
gemäfs unter eine Vielheit von einander gleichstehenden Organen, Be- 
hörden oder Beamten, die jenachdera als Einzelne oder als engere Per- 
sonenraehrheiten als Kollegien aktiv werden. Aber wenn auch anscheinend 
die staatliche Thätigkeit zersplittert, so wird dadurch doch ein mächtiges 
Organ an der Spitze des Gemeinwesens nicht beseitigt Im Gegenteil wächst 
dessen Bedeutung jetzt erst recht. Das Bedürfnis der Staatseinheit nötigt 
^ dazu, über den zahlreichen niederen Behörden der Verwaltung ein ein- 
1 heitliches Organ der Centralverwaltung festzuhalten oder einzusetzen, 
das nunmehr als Verkörperung der Staatsgewalt katexochen den Ver- 
waltungsbehörden gegenübertritt und deren Funktionen in einer Person 
oder einem Kollegium zusammenfafst, indem es die Unterbehörden ein- 
setzt und leitet. Ein fester Sprachgebrauch bezeichnet seine Thätigkeit 
als die Regierungsthätigkeit und nennt das Organ selbst die „Regie- 
rung'' im konkreten Sinn, den Herrscher oder den Träger der 
Staatsgewalt. Regelmäfsig hat die regierende Einzel- oder Gesamt- 
person auch die Einheit des Staats nach aulsen und innen, gegenüber 
fremden Staaten und gegenüber dem eigenen Volk zu verkörpern oder 
darzustellen, zu „repräsentieren'', — d. h. die Handlungen vorzunehmen, 
welche einen Willen des Staats nicht produzieren, sondern nur in die 
äulsere Erscheinung setzen, — ein Gesetz zu verkünden, eine Amts- 
ernennung oder Begnadigung zu unterzeichnen, einen auswärtigen Ge- 
sandten zu empfangen. Notwendig trifft jedoch die Regierungsgewalt und 
die Repräsentativgewalt nicht in einer Person zusammen. Es ist denk- 
bar, dafs sich beide in getrennten Personen verkörpern, und es ist deshalb 
erforderlich , jon_ dem^ Regierungsorgan das „ Staatshaupt" sorgfältig 
zu unterscheiden. Das „Stäatshaupt" kannTn solchen Fällen eine andere 
poirtfsche Funktion erfüllen i) — es ist aber auch denkbar, dafs es eine 
reine Scheingewalt bekleidet, wie dies z. B. bei dem venezianischen Dogen/ 
in der politischen, kommerziellen und künstlerischen Blütezeit Venedigs/ 
der Fall war, der als ,,rex in purpura, Senator in curia, in urbe captivus, 
extra urbem privatus", dem eigentlich regierenden Kollegium, der aristo- 
kratischen Signoria, nur wie einer von vielen Senatoren angehört und 
im übrigen einen Einflufs auf die Staatsgeschäfte nicht äufsert^j Nur 
soviel ist jedenfalls festzustellen, dafs die Stellung des Staatshaupts an 
und für sich nicht mit der Regierungsstellung identifiziert werden 



1) Insbesondere wird es von grofser praktischer Bedeutung, dafs in früheren 
wie in modemen Staaten ein anscheinend nur repräsentierendes Organ häufig seinen 
Haupteinflufs in der unten zu besprechenden Kontrollfunktion (lit b u. S. 208) 
entwickelt. Aus diesem Gninde ist z. B. der französische Präsident und der eng- 
lische König der heutigen Zeit nicht blofs Staatshaupt. Jedenfalls sind sie nicht 
Regierungsträger (vergl. hierüber näher unten Kap. 4, § 31). 

2) Vergl. RuscHKii, Politik S. 147. 
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darf, wenn nicht das Bild des einzelnen Staats und der Vergleich mit 
anderen Staaten in Verwirrung geraten soll. Für die Staatsform öden 
besser Regierungsform eines Staats ist das Staatshaupt gleichgültig/ 
Sie bestimmt sich durchaus darnach, wer thatsächlich die Funktion 
der Centralverwaltung, die Anstellung und Direktion der Verwaltungs- 
behörden mittelbar oder unmittelbar ausübt. *) Vor allem kann also die 
praktische Probe auf den Besitz der Eegierungsgewalt an der Frage 
gemacht werden, welche Person die obersten Leiter der ver- 
schiedenen Verwaltungszweige, „Ressorts'' oder ^Departements'' 
— die nach modernem Sprachgebrauch im weitesten Sinn sog. Mi- 
nister — bestellt, entläfst und in den Grundsätzen ihrer central verwal- 
XeBJfen Funktion überwacht. Für den ausgebildeten Staat läXst sich sagen, 
dafs Regierungsorgan dasjenige Organ ist, welches den mafsgeben- 
den EinfTufs auf "die Festeflung der Minister oder sonstigen Centralver- 
waltungsbehörden ausübt. 

b. Wäre der Staat nur der stärkere Helfer de^ Menschen in dessen 
Kulturthätigkeit, so würden sich die Aufgaben des Staats in seiner Re- 
gierungs- und Verwaltungsthätigkeit erschöpfen. Aber gerade an diesem 
Punkte verschafft sich das Verhältnis des Staats zum Recht in den 
Lebensfunktionen des Staats eine selbständige praktische Geltung. So- 
wohl vermöge seiner Aufgabe, die Rechtsordnung zu pflegen, wie in 
seiner Pflicht, sich der Rechtsordnung unterzuordnen, sieht sich der Staat 
zu einer weiteren Gruppe von Thätigkeiten gedrängt, die jedenfalls inner- 
lich ganz eigenartig und von seinen verwaltenden Operationen unab- 
hängig sind. Sie verkörpern sich zunächst in der_Gesetzgebung. In 
ihr stellt der Staat seine überlegene Macht und Autorität zur Verfügung, 
um den Normen oder Regeln, die in gärender und unklarer P^orm in 
den Moral- und Sittenanschauungen der Einzelbürger und Bevölkerungs- 
kreise wirksam sind, zu einer klaren, allgemeinerkennbaren Form und 
einer bindenden Geltung zu verhelfen. Die Gesetzgebung ist zwar, wie /^ 
das Frühere schon zeigte (o. S. 170), für ein Staatsleben keine unbedingt L' 
nötige Thätigkeit.2) Es ist auch ein Zustand der Rechtsfortbildung mittels ' 

1) Vergi. die Wiederholung dieser Gedanken unten Kap. 4, § 31. Hier kann 
bereits bemerkt werden, dafs hauptsachlich in der Verwechslung von Staatshaupt und 
Regierung die vulgäre Vermischung des Gegensatzes von Erbfürstentum und 
Republik mit dem ganz anderen Gegensatz von Monarchie und Demokratie» 
bezw. Aristokratie ihre Wurzel hat. 

1) Nur in aller Kürze kann mit den folgenden Bemerkungen das Problem der 
allgemeinen Rechtslehre, welches aus dem Verhältnis von Gesetzesrecht und Gewohn- 
heitsrecht entsteht (vergl. o. S. 21), angedeutet werden. Li tteratumach weise im ein- 
zelnen sind hierfür überflüssig, da die neuere Opposition gegen das Gewohnheitsrecht, 
die die Rückwirkung gegen das epochemachende Werk Puciitas (Das Gewohnheits- 
recht. 1828, vergl. o. S. 94 Anm. 3) war, sich längst Avieder beruhigt hat und das 
Gesagte der herrschenden Meinung entspricht. 
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Rechtsgewohnheit, eine Herrschaft des Gewohnheitsrechts, denkbar. 
In allen Urzeiten ist es der Ausgangspunkt des Rechtslebens, daXs das 
Recht nur aus den zahllosen Lebensgebahrungen der Individuen erkannt 
und nach diesem Mafsstab von den Behörden des Staats angewendet 
wird. Der allgemeine Rechtssatz kann hier nur aus den einzelnen 
Akten der Behörden erkannt werden, die diesen Satz als etwas Gegebenes 
auf den speziellen Fall anwenden. Aber gerade hierin liegt der unhalt- 
bare Zustand, der auf die Dauer — in komplizierten Lebensverhältnissen — 
zu einer ausdrücklichen Formulierung oder „Positivierung" der Rechts- 
sätze, zur Gesetzgebung, führen mufs, wenn nicht thatsächlich die Be- 
hörden die souveränen Herren der Rechtsbildung werden sollen und damit 
den Hauptvorzug des Rechts, eine alle Menschen bindende Lebens- 
ordnung zu sein, illusorisch werden soll. 

Immerhin zeigt sich, dafs die Gesetzgebung nicht das Hauptstück 
der rechtserhaltenden Funktion des Staats ist. Auch wo sich Gesetzesrecht 
bildet, erlangt es volle Lebenskraft erst durch eine weitere Staatsthätig- 
keit, welche die allgemeinen Regeln für den davon betroffenen Einzel- 
konflikt der Interessensphären in praktische Geltung umsetzt, — und 
andererseits ist diese spezielle Durchsetzung des Rechts so wichtig und 
wirksam, dals sie auch für sich allein, ohne gesetzliche Grundlage und 
nur in Anlehnung an die populären Rechtsgewohnheiten, jene Garantie 
für die bindende Kraft der Lebensregeln schaffen kann, durch welche 
sich die Rechtssätze aus den Normen der Moral und Sitte herausheben 
(vergl. 0. S. 176). So entfaltet sich die rechtsanwendende oder 
rechtsdurchsetzende Thätigkeit der staatlichen Verbände als eine zweite 9^«,^' i ' 
eigenartige Grundfunktion^ zu der sich dieselben kraft ihrer^^i^ i 
Wechselbeziehung zur Rechtsordnung gedrängt, sehen. Aber eben des-* "^ ^ ^' 
halb mufs auch "diese Funktion sofort als eine grundsätzlich umfassende, ^^^ . i^^ ■ 
als eine allseitige Aufsicht des Staats darüber verstanden werden, ^^ 
dafs die Rechtssätze in allen Gebieten des sozialen Lebens, des privaten 

1) Für die nachfolgende Ausführung kann auf anderweitc Darstellungen, mit 
denen sie sieh deckt, nicht verwiesen werden. Sie bezeichnet den Punkt, wo die 
Lehren, die in der stiiatsrechtliclien Litteratur über den Begriff der „Reclit^^kon trolle*' 
gewonnen worden sind, ineinandergreifen mit den dogmatischen Forschungen der 
neueren Strafrechts-, Strafprozefs- und Civilprozefslitteratur. Dieselben sind erst sehr 
bnichstückweise mit der Staats-, bezw. verfassungsrechtlichen verarbeitet. Berührungen 
mit dem Folgenden bieten z. B. Gaueis, Allgemeines Staatsrecht, in Mar(|uardsens 
Handbuch des öffentlichen Rechts (1. Aufl. 1SS3). Bd. 1. S. 95 ff.; Laband, Staatsrecht 
des Deutschen Reichs. I. S. 640 ff. ; Jellinek , System der subjektiven öffentlichen 
Rechte. S. 212 ff.; Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht (IS95). S. 07 ff. Aus der 
Litteratur der genannten Spezial Wissenschaften ist beisj)! eisweise zu vergleichen: 
V, LiszT, Zeitschrift für die gesamte Straf rechtswissenschaft. Bd. 13. S. 354; v. Kries, 
Ebenda. Bd. 0. S. Iff.; Richard Schmidt, Staatsanwalt und Privatkläger. IbOl. S. 5 
Die Aufgaben der Straf rech tspf lege. Ib95. S. 46 ff. 134 ff.; Mittelstadt, Schuld und 
Strafe, Gerichtssaal Bd. 46. 47. 
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wie des öffentlichen Lebens, beobachtet und dafs von allen Personen, 
Einzelnen wie Verbandspersonen die Anforderungen des Rechts erfüllt 
werden. Man kann sie am einfachsten als Rechtskontrolle bezeichnen. 
Allerdings läfst sich die Allseitigkeit der rechtskontrollierenden Aufgabe 
des Staats nicht ohne eine gewisses Mafs von Abstraktion erfassen. 

Die laienmäfsige Anschauung wird hierbei mit Vorliebe nur an die 
Kontrolle der Bürger, der Individuen und Privatvereine denken 
und auch im Hinblick auf sie zunächst an diejenige „Rechtspflegethätig- 
keit'', welche in den wechselseitigen Beziehungen der Einzelbürger das 
Recht aufrecht erhält, — mit anderen Worten an die Civilrechtspf lege oder 
Privatrechtspflege, den Civilprozefs oder die Civiljustiz. In der 
That wird deren Wesen erst im Zusammenhang der rechtsanwendenden 
Thätigkeiten des Staats klar. Erst hierdurch zeigt sich, dafs die Civiljustiz 
nicht etwa nur einen von mehreren Zweigen der Sicherheitspolizei (o. S. 155) 
darstellt, sondern dafs das zweite gleichwesentliche Stück ihres Inhalts in der 
Aufgabe beschlossen ist, die Normen des Vermögensverkehrs, des Familien- 
lebens und der übrigen Berühningskreise der individuellen Interessen fort 
und fort durch die urteile der Civilgerichte zu entwickeln, einzuschärfen 
und zu beauskunften und in dieser Weise die Gesamtheit des Volks auf 
die Rechtsnormen des Privatrechts erziehend hinzuweisen. Aber schon 
gegenüber den Rechtsverstöfsen des Einzelnen bildet die Civiljustiz nicht 
den einzigen und nicht einmal den eingreifendsten Weg der Rechts- 
durchsetzung. Neben ihr wirkt in gleichem Sinn die Ver breche ns- 
verfolgung, die Strafverfolgung oder Strafjustiz im weitem 
Sinn. Auch sie wird in ihrer Eigenart erst dadurch verständlich, dafs 
man sie als fortlaufende Bethätigung des Rechts gegenüber dem kon- 
kreten Rechtsverstofs des einzelnen Bürgers erkennt Zwar erschöpft auch 
sie sich hierin nicht, — ebensowenig wie die Civiljustiz. Auch sie ragt 
vielmehr in die Sicherheitspolizei hinein, denn ihr anderer und an sich 
gleich wesentlicher Zweck ist die Unterdrückung des Verbrechens als 
einer sozialen Gattungserscheinung. Sie will der Verbrechensbegehung in 
der Zukunft nach Kräften entgegenwirken, die Zahl der Delikte möglichst 
verringern und einschränken, gleichviel ob dies durch Beeinflussung der 
verbrecherischen Individuen selbst (durch Unschädlichmachung, Erziehung 
und Besserung, abschreckende Züchtigung) oder durch Beeinflussung 
anderer gefahrdrohender Individuen, von denen möglicherweise in Zukunft 
eine Verbrechensbegehung erwartet werden könnte (durch Abschreckung) 
geschieht Aber neben dieser unmittelbar sichernden Funktion übt die 
Strafjustiz noch eine weitergreifende Wirkung. Sie wendet sich an das 
ganze Volk als Mafsregel der Rechtskontrolle. Indem sie einen Rechts- 
bruch als strafwürdig in bestimmter Höhe feststellt, schärft sie fort und 
fort die staatlichen Rechtsvorschriften ein, die zum Schute des individuellen 
Lebens, Leibes, Vermögens, der Ehre, Freiheit, religiösen Empfindung 
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ebenso wie zum Schutz der staatlichen Verfassung, der Angestellten, der 
Rechtspflege, des Beamtentums, der urkundlichen Beweismittel und 
hundert anderer Güter aufgestellt sind. Dies ist die Funktion, welche 
vulgär als Vergeltung bezeichnet wird.*) Sie wirkt in der Gesamtheit 
aller Bestrafungsfälle mittelbar dem Verbrechen entgegen, indem sie 
die Rechtsordnung in allen ihren Teilen in Ansehen und Geltung erhält.'^) 
Die Rechtskontrolle gegenüber den Bürgern ist jedoch immerhin 
nur der eine Teil dieser Fürsorge für die Rechtsanwendung. Hier wird 
der Gedanke praktisch, dafs an das Recht auch jedes staatliche 
Organ gebunden ist, wenn anders es als Organ eines Rechtsstaats funktio- 

1) In den Bemerkungen des Textes wird nicht verkannt, dafs die vergeltende 
Funktion der Strafe ebenso wie die sichernde in letzter Linie dem Zweck dient, die 
Verbrechensbegehung einzuschränken (ihr zu „prävenieren"). Die Vergeltung nälieit 
sich hierin sogar eng der Abschreckung im engeren Sinn an, insofern sie wie diese 
auf das ,,Volk*', genauer auf beliebige am Verbrechen imbeteiligte Mitglieder der 
Gesellschaft, „geueralpravenierend'' wirkt Sie tritt mit ihr in Gegensatz zu den 
Wirkungen, die die Strafe auf den bestraften Verbrecher selbst (unschädlichmachend, 
bessernd u. s. w., — kurz „spezialprävenierend") ausübt. Hier gilt es jedoch zu be- 
tonen, dafs andererseits die Abschreckung mit den übrigen Straffunktionen in ihrer 
unmittelbaren Richtung gegen die verbrecherische Gesinnung, sei es des Ver- 
brechers, sei es Dritter, zusammentrifft, während die Vergeltung zunächst nur ein- 
dnicksvolle Betonung des Kechtsverstofses (also Rechtskontrolle) ist und nur mittel- 
bar — insofern sie die Autorität der Rechtssätze überhaupt erhalten hilft — dem 
Verbrochen entgegenwirkt. 

2) Trotz des starken Meinungsdissenses, der von jeher und heute wieder mehr 
denn je über die Aufgabe oder den „Zweck" der Strafverfolgung besteht, darf 
doch das im Text Gesagte unbedenklich als die allgemeine Meinung — insbescmdere 
innerhalb der deutschen Kriminalistik — bezeichnet werden, — abgesehen \ielleicht 
von einzelnen italienischen oder anderen ausländischen Schriftstellern, mit denen eine 
Einigung in P^nnangelung genügender juristischer Vorbildung ausgeschlossen Lst. In 
der That läfst sich die Rechtskontrollfunktion der Strafrechtspflege auch gar nicht 
leugnen angesichts der Thatsache, dafs nach dem Strafrecht aller Völker und Zeiten 
die Begehung eines Verstofses gegen die Rechtsordnung, eines Ver- 
brechens, die unerläfsliche Vorbedingung jeder Strafe gewesen ist. Wer die Straf- 
justiz ausschliefslich in der Sicherheitspolizei auflösen wollte, würde unabweisbar 
zu der Konsequenz gedrängt worden, dafs auch gefährliche Individuen als solche 
— verwahrloste Kinder, Trinker, Menschen in schlechter Gesellschaft u. s. w. — nach 
den gleichen Grundsätzen behandelt werden müfsten wie die Verbrecher, und 
das ist (von ganz vereinzelten Erecheinungen abgesehen) nie geschehen. Wenn also 
über die Formulierung gesti-itten wird, ob die Strafjustiz nur eine einzelne Form der 
Sicherheitspolizei sei oder nicht, so kann diese Frage jedenfalls nicht in dem Simi ge- 
stellt werden, dafs beide wesensgleich seien. Mindestens enthält die Strafverfolgung 
noch eine zweite eigenartige Funktion neben der sicherheitspolizeilichen. 

Der ernstliche und praktisch bedeutsame Streit beginnt also erst mit der wei- 
teren Frage, ob die sicherheitspolizeiliche (abschreckende, bessernde u. s. w.) oder 
die rechtskontrollierende (vergeltende) Funktion im Vordergrund steht, und welche 
von ihnen auf die praktische Gestaltung der Strafe — Strafarten und Strafmafse — 
den bestimmenden Einflufs übt, und diese FmgQ interessiert hier zunächst nicht. 
Hierüber vergl. in Teil II Kap. 4. 
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nieren soll. Jeder Verwaltungsbeamte, jedes der eben genannten Straf- 
oder Civilgerichte bewegt sich seinerseits wieder in rechtlichen 
Grenzen. ^Indern die Behörde ihre amtliche Funktion der Steuererhebung, 
dSFTruppenaushebung, der Verbrecherbestrafung u. s. w. erfüllt, soll sie 
stillschweigend eine Prüfung vornehmen, ob sie durch die genannten 
Rechtsregeln hierzu ermächtigt ist. Und nicht anders ist endlich auch 
die Stellung der obersten Organe des Staats, der Regierung, sei es 
des Herrschers selbst, sei es der für die Centralver waltung bestehenden 
Minister. Mindestens in dem Sinne wird also durch das Wesen des ganzen 
amtlichen Mechanismus des Staats eine KontroUthätigkeit bedingt, dafs 
der Vorgesetzte die Amtshandlungen der Untergebenen, dafs in letzter 
Linie der Träger der Staatsgewalt die Amtshandlungen der Minister 
überwacht Ein Staat, in welchem nicht wenigstens in Form der Dienst- 
aufsicht oder Disziplin eine ßechtskontrolle stattfindet, ist nicht 
denkbar. Es mufs sich nur fragen, ob letztere hierzu genügt. 

II. Die „Teilung der Gewalten". Schon aus dem Bisherigen 
ergiebt sich mittelbar, dafs die Dreiteilung der staatlichen Thätigkeiten, 
insbesondere die scharfe Trennung von Verwaltung und Rechtskontrolle, 
nicht nur ein theoretisches Bedürfnis nach klarer Scheidung von Be- 
griffen befriedigt^ sondern dafs sie notwendig ist, um die praktische Be- 
wegung der Maschinerie des Staats und zwar schlechthin jedes Staats 
erklären zu können. Die Rechtskontrollfunktion entspringt so sehr einem 
praktischen Bedürfnis der staatlich vereinigten Menschen, dafs sie schon 
in primitiven Organisationen einen gewissen Einflufs auf die äufsere Ein- 
richtung der Behörden ausübt In der Straf rechtspflege wird die 
Sonderung einer Behörde für die Strafverfolgung und Vollstreckung und 
einer Behörde für den Schuldspruch schon in sehr alten Rechten, wie dem 
römischen Zwölf tafelrecht oder den germanischen Stammesrechten durch- 
geführt; und ein blofs polizeilicher, einseitiger Betrieb der Strafe, obwohl 
für Verhängung öffentlicher Strafen das Ursprüngliche, wird durch einen 
eigentlichen „Strafprozefs" früh in den Hintergrund gedrängt. Aufserdem 
wird auch gegenüber den unteren Verwaltungsbehörden eine gewisse 
Rechtskontrolle stets durch die Dienstaufsicht geübt, welche das Staats- 
oberhaupt in der Hand hat, um sie auf Beschwerden der Unterthanen 
oder aus eigener Initiative in Thätigkeit zu setzen. Aber freilich, denkbar 
ist eine Staatsverfassung sogar innerhalb eines grofsen und civilisierten 
politischen Lebens, welche die Rechtskontrolle als eine äuferlich 
gesonderte Thätigkeit nicht hervortreten läfst Die Geschichte liefert 
Bilder von Staaten, in denen ein einziges oberstes Organ, insbesondere der 
Fürst, sowohl die Regierung wie die G esetzg ebung und Rechtskontrolle 
in sich vereinigt. In den orientalischen Monarchien, in deiTDiadochen- 
reichen und im römischen Kaiserstaat, in den Monarchien Italiens, Deutsch- 

ScHMiDT, Staatslehre. 14 
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lands, Frankreichs seit der Benaissance laufen die Fäden aller drei 
Grandfunktionen im Monarchen zusammen. Er setzt nicht nur die sämt- 
lichen unteren Beamten oder doch mindestens die Chefs der Bezirksver- 
waltungen ein, sondern er zeichnet ihnen auch durch seine Gesetze oder 
Anordnungen den Umfang ihrer Befugnisse vor und rügt selbst kon- 
trollierend die Überschreitung der rechtlichen Grenzen, — die Räte oder 
Minister, die ihn in der Central Verwaltung, der Legislative oder Disziplin 
unterstützen, sind ebenfalls von ihm berafen und, wie die niederen Exe- 
kutivorgane, jederzeit für ihn entlafsbar. Dem entspricht es, dafs es auch 
in den unteren Instanzen denselben Behörden, welche die Finanz-, Heeres-, 
Polizei Verwaltung ausüben, überlassen bleibt, zugleich auf die recht- 
lichen Schranken dieser Verwaltungsthätigkeit zu achten, — ja, oft 
liegt sogar auch die Urteilsfällung in der Civil- und Strafrechtspflege in 
der Hand der gleichen Organe oder in der ihrer Untergebenen. Ange- 
sichts solcher Verhältnisse könnte es scheinen, als sei die ganze oben vor- 
geführte Darlegung, welche bezweckt, die Rechtskontrolle als eine 
der Verwaltung und Gesetzgebung ebenbürtige Grundthätigkeit des Staats 
hervorzuheben, nur von theoretischem Wert Mindestens die Kontrolle 
der Staatsbehörden selbst', die staatliche Selbstüberwachung, scheint 
sich dort zu verflüchtigen, und es könnte naheliegen, das, was daran 
reale Bedeutung hat, auf die „Justiz"- Fimktion im Sinne Montesquieus 
zu reduzieren. 

In Wahrheit liefern dagegen politische Zustände wie die genannten 
gerade die Bestätigung des Gesagten. Denn sie alle tragen innerhalb 
der historischen Gesamtbetrachtung und im Vergleich zu anderen Staats- 
gobilden den Stempel des Unvollkommenen, Unfertigen und zwar speziell 
soweit die Herrschaft des Rechts im Staatsleben in Betracht gezogen wird. 
Die Erfahrang hat gelehrt, dafs Organe, welche wie der Herrscher oder 
wie die unteren Behörden eines solchen Staats Verwaltung und Prüfung 
der rechtlichen Grenzen in sich verbinden sollen, dieser doppelten Auf- 
gabe nicht gerecht zu werden vermögen und regelmäfsig die staatsrecht- 
lichen Normen aufser Acht lassen. Die Verantwortlichkeit solcher 
Organe ist zu hoch gesteigert, ihre Aufgabe psychologisch 
unerfüllbar. Während sie sich in ihrer regierenden und verwaltenden 
Kulturthätigkeit für Zwecke einsetzen, die sie im besten Fall als das 
wahre Interesse des Staats mit aller Kraft ihrer Überzeugung erfaist 
haben, sollen sie sich doch unausgesetzt selbst prüfen und zurückhalten, 
um die von der rechtlichen Überzeugung der Gesamtheit gebilligten 
Grenzen zu wahren. Dieser Doppelpflicht läfst sich nicht genügen, — 
um so weniger als nach den früheren Darlegungen (S. 194 ff.) die Rechts- 
überzeugungen der Gesamtheit ohnehin in jedem Falle nur schwer er- 
mittelt werden können, — unter Umständen gar durch Gegensätze von 
Ständen, Klassen, Parteien noch verworren oder zwiespaltig sind. 
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Infolgedessen kann hier nur auf einem Wege Abhilfe geschaffen 
werden. Sollen die Thätigkeiten der Gesetzgebung und Rechtskontrolle 
in den oberen wie in den unteren Stufen praktisch fühlbar und wirksam 
werden, so müssen sie äufserlich von der Regierung und Verwaltung 
abgesondert und individuell anderen Personen übertragen 
werden; oder es müssen mindestens andere Personen zur Mitwir- 
kung herangezogen werden. Im einzelnen wird dies zu verschie- 
denen Veranstaltungen führen, jenachdem man den Erfolg an den ver- 
schiedenen Stellen der Staatsthätigkeit zu erreichen sucht 

1. Soll innerhalb der staatlichen Gesetzgebungsthätigkeit Für- 
sorge für die Übereinstimmung zwischen Rechtssatz und Volksanschau- 
ungen getroffen werden, so mufs das Inslebentreten oder Aufserkrafttreten 
eines Gesetzes von der Zustimmung eines Organs abhängig gemacht 
werden, das nur die Funktion hat, die Rechtsansicht des Volkes zu Ge- 
hör zu bringen, und das durch seine Herkunft oder Zusammensetzung 
die Gararantie hierfür bietet ( 

2. Soll weiterhin in der Verwaltung vorgesorgt werden, dals die 
Organe des Staats ihre rechtlichen Pflichten und Schranken innehalten, 
so müssen auch für die Rechtskontrolle eigne Organe geschaffen 
werden. Solche können: 

a. zunächst gegenüber der Centralverwaltung oder Regierung 
in Thätigkeit treten, sei es der des Trägers der Staatsgewalt, des Herrschers 
selbst, sei es der ihm in der Centralverwaltung assistierenden obersten 
Beamten, der Minister im weitesten Sinne. Es bedarf dann neben dem 
Regierungsorgan eines zweiten obersten Organs, eines Kontroll- [ 
Organs, das eigens dazu berufen ist, die pflichtmäfsige Erfüllung der/ 
Herrscherthätigkeit zu prüfen, Rechtsüberschreitungen, Pflichtversäum- 
nisse zur Sprache zu bringen und soweit möglich deren Folgen zu be- 
seitigen. Dieses Kontrollorgan kann mit dem Gesetzgebungsorgan (Nr. 1) 
zusammenfallen, wie z. B. in der gesetzgebenden Volksversammlung der 
antiken Stadtstaaten, die zugleich in der Beamtenwahl eine Kontrolle übte, 
und wie vielfach in der modernen Volksvertretung. Notwendig ist das 
jedoch nicht; es kann z. B. die Kontrolle der Centralverwaltung in Form 
eines Verfahrens gegen die obersten Beamten, Minister, einem eigenartigen 
Gerichtshof übertragen sein. 

b. Der volle Einblick in die weitgreifende Bedeutung der Frage 
ergiebt sich aber erst, wenn erkannt wird, dafs das gleiche Bedürfnis 
nach Kontrolle auch für die unteren Stufen der Verwaltungsthätig- 
keit besteht Sollte es hier lediglich der Disziplin der Regierung über- 
lassen bleiben, ob eine Rechtsverletzung der niederen Exekutivorgane ge- 
rügt oder korrigiert wird (S. 209), so bliebe die Rechtskontrolle in allen den 
Fällen unwirksam, wo die Interessen oder Anschauungen der Regierung 
sich mit denen der Verwaltungsbehörde decken. Erst dann kann also auch 
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der einzelne Beamte wirksam tiberwacht werden, wenn neben ihn ein 
anderes Organ gestellt wird, welchem eigens nur die Pflicht der Rechts- 
anwendung und rechtlichen Entscheidung obliegt Von alters her ist diese 
Notwendigkeit gegenüber der Strafverfolgung empfunden worden. Die 
ersten Schritte derselben, die Aufspürung des Verdächtigen unter anderen 
Personen, die Sammlung der belastenden Momente machen den Beamten, 
der hiermit betraut ist, mit einer gewissen psychologischen Notwendigkeit 
voreingenommen und deshalb ungeeignet für die Prüfung, ob nach Über- 
sicht über die Gesamtheit aller belastenden und entlastenden Beweise die 
Schuld oder Nichtschuld des Verdächtigen anzunehmen sei, — es bedarf 
eines zweiten, vom Straffalle noch ganz unberührten Organs, um diesen 
Ausspruch fällen zu können und damit die Unterlage für die Bestrafung 
oder endgültige Straffreilassung des Angeklagten zu liefern. Im Grunde 
nicht anders liegt aber die Sache auch gegenüber den Akten, besonders 
den Zwangsakten, der Militär-, Finanz- oder inneren Verwaltung, gleich- 
viel ob letztere als Wohlfahrts- oder Sicherheitspolizei auftritt. Auch die 
Aushebung, die Zoll- und Steuereintreibung, die strafsen-, bau- und gesund- 
heitspolizeilichen Zwangsakte erhalten ihren Anstofs in erster Linie von 
dem gemeinsamen Interesse einer energischen und durchgreifenden Heeres- 
organisation, einer ertragreichen Steuerverwaltung, einer zweckmäXsigen 
Verkehrsverwaltung u. s. w. Bei den Entschliefsungen der administra- 
tiven Exekutivorgane wird also das Interesse an der genauen Prüfung 
der rechtlichen Grundsätze, besonders wo sie den Einzelnen zu gute 
kommen, im Einzelfall leicht vor jenen Zweckmäfsigkeitserwägungen zu 
Gunsten der Allgemeinheit zurücktreten, und die Prüfung einer zweiten, 
nur hierfür eingesetzten Behörde wird deshalb ebenso wünschenswert 
wie bei der Verbrechensverfolgung die Mitwirkung eines Strafgerichts. 
Strafjustiz und Verwaltungsjustiz erwachsen also neben Straf- 
verfolgung und Verwaltungsexekutive ebenso zur Aufgabe beson- 
derer Organe wie die Regierungskontrolle neben der Regierung, i) 

1) Wenn man in der bezeichnet.en Weise die technische Gestaltung des Rechts- 
staats aus den Grundthätigkeiten des Staats entwickelt, wii-d ein Zweifel über die 
zur Zeit noch immer umstrittene Natur der Verwaltungsjustiz nicht wohl mehr bestehen 
können (vergl. das Material bei 0. Mayer, Vei-waltungsrecht [1895]. L 63 ff. 161 ff.). 
Wurzel der Unklarheit ist der Irrtum, als konnte von ^Verwaltungsrechtspflege" schon 
da gesprochen werden, wo die Verwaltungsbehörden in geordneten Formen (insbes. 
durch offiziellen Ausspruch, „Verwaltungsakt") ev. unter Zuziehung des beteiligten 
Bürgers vorgehen. Dies ist nur eine auf serliche Verstärkung des Prinzips, dafs jode 
Verwaltungsbehörde sich an die Rechtssätzc binden mufs (o. S. 209). Ver^altungsjustiz 
entsteht viehmehr erst da, wo neben den exekutiven Behörden andere Individuen 
die Rechtmäfsigkeit der Akte jener prüfen. Erst hier besteht eme eigenartige Thätig- 
keit neben der Verwaltung. Sie aber ist andererseits auch von Civil- und Strafjustiz ver- 
schieden, denn sie ist nicht Rechtskontrolle der Handlungen der Bürger, sondernder 
Behörden, und nur mit der Straf Justiz hat sie die letztere Seito gemein, denn diese ist zu - 
gleich Kontrolle der Bürger und Kontrolle der strafverfolgenden Organe des Staats. 
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3. Der Dualismus der Organe in der Gesetzgebung (Nr. 1) und 
in der Verwaltung der obersten Stufe (Nr. 2a) wie in der Verwal- 
tung der unteren Stufen (Nr. 'ib) bedingt aber genau genommen schon 
eine weitere Forderung. Alle jene beratenden oder überwachenden Organe 
können naturgemäfs ihre Funktion nur unter der Voraussetzung erfüllen, 
dafs sie selbständig, unabhängig sind, d.h. dafs sie in ihren Ent- 
schlielsungen nicht ihrerseits wieder von der Regierung, die sie beraten 
oder überwachen sollen, gegängelt oder gar zwangsweise beeinflufst 
werden können. Schon bei der Gesetzgebung und Regierungskontrolle 
mufs also dafür gesorgt werden, dafs die damit betraute Körperschaft — 
Volksversammlung, Volksvertretung, Staatsgerichtshof oder was sonst — 
in der Bildung und Bethätigung ihrer Willensakte nur ihrer eignen Über- 
zeugung zu folgen in der Lage ist, wenn die Garantie des Rechts nicht 
eine blofse Scheingarantie werden soll. Und ebenso müssen in der unteren 
Stufe auch die Individuen, die Behörden der Strafverfolgung und Ver- 
waltungsexekutive sind, von denen der Gerichte oder Justizbehörden 
getrennt werden. Dieser Grundsatz der Trennung von Verwaltung 
und Justiz mufs aber insbesondere auch der Civiljustiz zu gute 
kommen, die in privatrechtliche Streitigkeiten eingreift Denn auch eine 
unvoreingenommene Rechtsprechung unter den streitenden Bürgern ist 
nur in der Hand von Behörden aussichtsreich, die nicht gleichzeitig für 
die Zweckmäfsigkeitsprojekte der Regierung in Sicherheits- wie Wohlfahrts- 
polizei, Heeres- oder Steuerverwaltung thätig werden, und die Civil- 
gerichte müssen deshalb ebenso wie die Straf- oder Verwaltungs- 
gerichte von der Exekutivverwaltung im weitesten Sinne getrennt sein. 

Will man also für die Geltung des Rechts im Staat äufsere Garantien 
schaffen, so fordert das ein ganzes System von eigenartigen Einrich- 
tungen, und dabei ist nun noch im Auge zu behalten, dafs dieselben 
sich wiederum komplizieren müssen, falls sie nicht nur dem Schutz des 
rechtlichen Verhältnisses des Einzelindividuums oder des Privatver- 
bands zum Staat, sondern auch dem Rechtsschutz zwischen mehre-^ 
ren politischen Verbänden — z. B. zwischen Staat und Gemeinde^ 
(S. 141. 187) — zu gute kommen sollen.*) 

Erst wenn sich der Beurteiler auf solche Weise die äufseren Anstalten 
verdeutlicht, zu denen die Funktion der „RechtskontroUe^, folgerichtig in 
ihre Konsequenzen ausgebaut, führen müfste, erlangt er den Mafsstab, 
der an die formelle Ausbildung des Rechtsstaats angelegt werden 
mufs. Er erhält so im Umrifs das Bild des Verfassungsstaats als 
Gegensatz zum absoluten Staat Die historische Erscheinung des 
politischen Lebens, die wir als den absoluten Staat zu bezeichnen pflegen, 

ist keineswegs ein Staatswesen, das auf roher Macht beruht, dem eine 

' « 

1) Die Weiterführung dieses Gedankens vergl. u. § 32. 
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rechtliche Sanktion und Ordnung gänzlich fehlt, und es ist eben deshalb 
von einem Gemeinwesen, in welchem die rechtlichen Vorstellungen über 
die Organe und deren Aufgaben und Machtgrenzen in Verwirrung ge- 
raten sind (vergl o. S. 94 ff.), wohl zu unterscheiden. Im Gegenteil kann 
die Ausbildung eines absoluten Staats, wie z. B. des französischen der Bour- 
bonen, recht wohl gerade dadurch hervorgerufen oder unterstützt werden, 
dafs über Organisation und Pflichtenkreis des Staats im gegebenen Zeit- 
punkt eine selten einmütige gemeinsame Überzeugung besteht 
Aber der absolute Staat stellt sich insofern als etwas Unvollkommenes dar, 
als ihm die formellen Garantien, die äulseren Schutzmafsregeln für 
die Beobachtung der staatsrechtlichen Normen fehlen, — er ist der un aus- 
gebildete Rechtsstaat Der Verfassungsstaat tritt ihm in Hin- 
blick auf die Rechtsherrschaft im Staat als das Vollkommnere, 
als ausgebildeter Rechtsstaat, gegenüber. Auch zwischen ab- 
solutem Staat und Verfassungsstaat wird sich freilich wiederum eine 
scharfe Grenze nicht ziehen lassen. Denn es ist nicht gesagt, dafs überall 
da, wo man das Bedürfnis nach verfassungsmälsigen Garantien des 
Rechts empfindet, auch sofort das politische Verständnis und die Gunst 
der Verhältnisse vorhanden ist, um die allseitige technische Aus- 
bildung dieser Garantien, wie sie oben bezeichnet wurden, zu gestalten. 
Es ist wohl denkl)ar, dafs man sich vorläufig oder auf die Dauer mit 
einzelnen Stücken derselben begnügt, und es kann deshalb auch der Ver- 
fassungsstaat wiederum mehr oder minder vollkommen und 
zwar in sehr vielen Graden der Vollkommenheit abgestuft sein. Eben 
deshalb wäre es auch viel zu eng und direkt irreführend, wenn man eine 
gtinz bestimmte Einrichtung, wie z. B. eine Volksvertretung, zum Kriterium 
des Verfassungsstaats erheben und diesen überall verneinen wollte, wo 
jene fehlt. Im (Gegenteil gilt jede Einrichtung der andern gleich, die 
dem Zwecke dient, unabhängig von der Regierung und Ver- 
waltung staatliche Rechtsnormen aufzustellen und aufrecht zu- 
er halten. Nur das ist das Kennzeichen des Verfassungsstaats, dafs 
irgendwo im Staatsleben und in irgend welcher Form eine organisa- 
torische Sonderung der Verwaltung und Central Verwaltung von der 
Gesetzgebung oder Rechtskontrolle durchgeführt ist^ — eine Verteilung 
dieser Thätigkeit an Organe verschiedener Individualität 
Diese organisatorische Sonderung von Regierung und 
Verwaltung, Gesetzgebung und Rechtskontrolle ist nun aber 

1) Aus dem Text erledigt sich die Frage, ob die Begriffe des Verfa^sungsstaats 
und Rechtsstaats identisch sind (z. B. Sarwey, VerwaJtnngsrocht in Manjuanisens Hand- 
buch. 1,2. 1884. S. 15ff.) oder etwas verschiedenes Ijedeuten. Die erste Meinung 
kann nur von dem aufgeworfen werden, der das Recht ausschiicfslich als staatliche 
Schöpfung versteht (vergl. oben). — Wie hier u. a. Rosin , Das Polizeiverordnung^- 
recht in Preufsen. 2. Aufl. (1895). S. 3; Preuss, (lemeinde, Staat, Reich. S. 216; Otto 
Mayer, Verwaltungsrecht, I, 61. 
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nichts anderes als das, was die grofsen Aufklärungspolitiker, wie Locke 
und Montesquieu, als ihr Prinzip der Teilung der Gewalten schon am 
Beginn der neuen Staatslehre formuliert haben, und der Richtigkeit ihres 
Prinzips thut es keinen Eintrag, wenn die Formulierung nicht vor. An- 
beginn an anfechtungsfrei und völlig klar war. Sie gingen willkürlich vor, 
indem sie ohne weiteres postulierten, dafs jeder Staat verfassungsmäfsig 
organisiert werden müsse, und welche Willkür in dieser Voraussetzung 
lag, wird noch deutlicher hervortreten, wenn später (u. § 34) dargelegt 
werden kann, wie auch der Verfassungsstaat seine historischen Bedingungen 
hat, und unter welchen Bedingungen er allein gedeihen kann. Darin je- 
doch hatten Locke und seine Nachfolger Recht, dafs ein Volk, welches 
einmal das Bedürfnis hat, den Rechtsstaat durch äufsere Anstalten praktisch 
zu verwirklichen, hierzu kein anderes Mittel hat, als die populär sogenannte 
„Teilung der Gewalten '^ Wenn die heutige Anschauung über die mangel- 
hafte Einsicht der Naturrechtslehrer hinausgekommen ist, so liegt der 
Fortschritt nur in der gröfseren Klarheit darüber, was unter den staat- 
lichen „Gewalten" und wie die Art der „Teilung'' zu verstehen ist. Als 
selbständige Gewalt oder Funktion des Staats ist neben Gesetzgebung und 
Verwaltung nicht nur die Justiz anzusehen, sondern überhaupt die auf 
Hemnmng und t berwachung der Exekutive gerichtete Thätigkeit, die 
Rechtskontrolle, — mag sie sich als RegiemngskontroUe in oberer oder 
als Verwaltungskontrolle, Justiz, in unterer Stufe geltend machen, und 
daraus ergiebt sich schon weiter, dafs die Einrichtung gesonderter Or- 
gane, die dem Prinzip der Gewaltenteilung den Namen gegeben hat, 
vor allem für Regierung und Verwaltung einerseits, — für 
die Rechtskontrollethätigkeiten andererseits gefordert werden 
mufs. Gerade das hatte Locke noch sehr unvollkommen, deutlicher % 
erst Montesquieu herausgefühlt (S. 67;, und erst bei Kant bricht die volle 
Erkenntnis durch, dafs die Erfüllung des Sitten- und Rechtsgesetzes eine 
selbständige Grundfunktion des Staats darstellt (S. 86). Auch heute wird 
man gut thun, das Prinzip als ein dehnbares und in verschiedener Weise 
durchführbares im Auge zu behalten. Das, worauf eigentlich das Gewicht 
liegt, ist nur das Zusammenwirken einer Mehrheit von indiAdduell ver- 
schiedenen und unter einander unabhängigen Organen, deren Gewalten 
nicht in allen Stücken geteilt zu sein brauchen, sondern teilweise — wie 
in der Gesetzgebung — eine gemeinsam ausgeübte sein kann. Korrekter 
wird somit das Wesen der Sache als ein Prinzip der Teilung der Or- 
gane oder des Dualismus der Organe bezeichnet. Und will man 
ferner zum Ausdruck bringen, dafs es für den durchgeführten Verfassungs- 

1) Ein Schema, wie es Rf:HM (Allgemeine Staatslehre. S. 2S5 ff.) aus den Systemen 
der Aufklärungsphilosophen ableitet, mufs angesichts der univeraalhistorischen Be- 
trachtung versagen. Der volle Einblick in die möglichen Gestaltimgen kann auch 
hier erst im II. Teil geliefert werden. 
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Staat nicht genügt, nur an oberster Stelle ein derartiges gegenseitiges 
Überwachungsverhältnis herzustellen, dafs es vielmehr praktisch minde- 
stens ebenso wichtig ist, eine gleiche Überwachung auch bei allen unter- 
geordneten Verrichtungen der Administration durch die Justizbehörden 
zu entfesseln, so wird man weiter einen Dualismus der Behörden- 
organisation fordern müssen. 

Es leuchtet ein, dafs erst im Verfassungsstaat das Verhältnis des 
Staats zum Recht klar und praktisch realisiert in die Erscheinung tritt. 
Aber nur wenn man alles über das Rechtsleben und seine Vorbedingungen 
Ermittelte beherzigt, läfst sich ermessen, wie weittragende Wirkungen von 
dem verfassungsmäfsigen Ausbaus eines Staatslebens abhängen. 

Die landläufige Meinung sieht in den Verfassungsformen nur die 
Garantien, die zu der innerlich im Volk begründeten und gefestigten Rechts- 
überzeugung hinzutreten, um ihm zu praktischem Leben, zu voller Geltung 
zu verhelfen. Wirklich kann sich hierin unter günstigen Verhältnissen 
die Aufgabe der Verfassung erschöpfen. Sie hat in erster Linie nur eine 
fördernde und unterstützende Bedeutung; sie verhilft den ohnehin im Volk 
lebendigen Rechtsanschauungen zur klaren Ausgestaltung und Geltung. 
Rechtsüberzeugung (o. S. 193) und Verfassungsgarantien arbeiten zusam- 
men, um den Rechtsstaat in möglichster Vollkommenheit zu verwirklichen. 

Aber der Wert der Verfassung für das Recht braucht sich in dieser 
formalen Bewährung der im Volk lebendigen Rechtsnormen nicht zu er- 
schöpfen. Nicht minder wichtig ist, dafs die verfassungsmäfsige Staats- 
thätigkeit auch auf die Bildung und Erhaltung der Rechtsüberzeugungen 
im Volk positiv einwirkt. Jene früher (S. 200) gekennzeichnete Erschei- 
nung, dafs sich die verschiedenen Gruppen, Stände, Rassen oder Klassen 
der Bevölkerung in ihrem Rechtsbewufstsein von einander entfernen, um 
dadurch den Keim zu Konflikten, Ständekämpfen oder Revolutionen zu 
legen, wird durch nichts mehr begünstigt als dadurch, dafs die staat- 
lichen Organe selbst in ihren Funktionen keine festen Rechtsgrundsätze 
erkennen lassen. Die wirkliche oder scheinbare Willkür der Regierung 
oder der Behörden ist das sicherste Mittel, um im Volk subjektive, zer- 
splitterte, verworrene Vorstellungen auf wuchern zu lassen und die Er- 
bitterung der Gruppen, den Hang zur Gewaltsamkeit in ihnen zu nähren. 
Nach beiden Richtungen wirkt deshalb die Verfassungsbildung förderlich. 
Das Vorhandensein einer Gesetzgebungsanstalt, die es ermöglicht, 
die verschiedenen Interessen und Meinungen der Volksgruppen zu Gehör 
zu bringen, überträgt den Kampf verschiedener Rechtsüberzeugungen in 
ein geordnetes Verfahren und bahnt den Weg für jene schon früher 
hervorgehobene günstigere Form der Beilegung des Konflikts, näm- 
lich für die des Ausgleichs durch gegenseitiges verhältnismäfsiges Nach- 
geben beider oder aller Parteien, wie es im Wesen der Gerechtigkeits- 
idee (o. S. 179) liegt. Die konsequente und sinngemäfse Handhabung/ 
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des Rechts aber, vor allem eine Kontrolle der Regierung und eine 
unabhängige Rechtsprechung, besonders eine Straf- und Verwal- 
tungsjustiz, wirkt auf alle Volkskreise erzieherisch. Sie erschwert das 
Aufkommen von Sonderansichten über den wünschenswerten Rechts- 
zustand. Der weitaus gröfste Teil der Menschen ist zu allen Zeiten ab- 
hängig von dem Glauben an Majoritäten, und diejenigen Normen des 
menschlichen Verhaltens, für welche sich der Staat, die machtvollste äufsere 
Autorität, der unentbehrliche Kulturhelfer aller Menschen, einsetzt, haben 
deshalb schon um deswillen ein Übergewicht über solche, die von irgend 
welchen anderen gepredigt werden. 

Es kann freiUch leider nicht behauptet werden, dafs die Pflege der 
Verfassungsformen ein Universalmittel für die Herrschaft des Rechts im 
sozialen Leben sei. Zu diesem Satz könnte nur der gelangen, der von 
der früher (S. 176) zurückgewiesenen Vorstellung ausgeht, das Recht 
erschöpfe sich in dem Willen des Staats, und alle vom Staat vorgeschrie- 
benen und durchgeführten Normen seien an sieh schon die Rechtsord- 
nung; wer aber dies glaubte, würde eben die geräuschlose und geheimnis- 
volle Genesis des Rechts in den Einzelgliedem des Volks und damit die 
tiefsten Probleme des Rechtslebens verkennen. Die Möglichkeit des 
Auseinanderweichens der thatsächlich bestehenden Rechtsüberzeugung 
in weiten Kreisen des Volks kann also auch durch die besten Ver- 
fassungsformen und durch das redlichste Bemühen der Staatsorgane, sie 
sinngemäfs anzuwenden, nicht ausgeschlossen werden. Umwühlende 
religir)se Bewegungen oder Konflikte verschiedener im Staat zusammen- 
geketteter Nationalitäten sind elementare Vorgänge, die unter Umständen 
das Verfassungsleben, die Herrschaft des Rechts sprengen und einen 
gewaltsamen Austrag verlangen müssen, ebenso wie die auswärtigen 
Zusammenstöfse eines Staats mit fremden Staaten. Aber das sind Vor- 
kommnisse des einzelnen Falls. Für den Durchschnitt der Fälle dagegen 
trifft die mit Sicherheit auf die menschliche Natur zu bauende Be- 
rechnung zu, dafs die jeweils bestehende Rechtsordnung, w enn sie nicht 
nur auf dem Papier existiert., sondern fort und fort praktisch bewährt 
wird, schon um deswillen die Wahrscheinlichkeit ihres Fort- 
bestehens für sich hat Jene praktische Bewährung aber ist in erster 
Linie durch die Verfassungseinrichtungen bedingt. 

Aus allem wird klar, dafs Ausbildung und Handhabung der Ver- 
fassung, d. h. der für Fortentwicklung und Anwendung des Rechts 
geschaffenen Formen, für alle Staaten eine Grundthätigkeit darstellt, 
die der Befriedigung der Interessen äufserer und innerer Sicherheit, 
wirtschaftlicher und geistiger Wohlfahrt ebenbürtig ist 

§ 25. DaB rechtliche Weien des Staats. Die Staatspersönlichkeit. 

ScTiuLZE, Einleitung in das deutsche Staatsrecht 2. Aufl. (1867). S. 160 ff. — 
Frickeh, Die Persönlichkeit des Staats, in Tübinger Zeitschrift für die gesamte Staats- 
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Wissenschaft Bd. 25 (1969). S. 38 ff. — Bluntschli, Allgemeine Staatslehre. 6. Aufl. 
I. S. 563 ff. — Gerber, Grundzüge des deutschen Staatsrechts. 1865. 3. Aufl. (1880), 
bes. Beilage II: „Die Peraönlichkeit des Staats^. — Laband, Staatsrecht des Deutschen 
Reichs. 3. Aufl. Bd. I. S. SO ff. — Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts. 

4. Aufl. (1896). S. 12 ff. — GiERKE, Die Grundbegriffe des Staatsrechts, in Tübinger 
Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft. Bd. 30 (1874). S. 175 ff. — Rosin, Sou- 
veränetät, Staat, Selbstverwaltung, in Hirths Annalen des Deutschen Reichs. (1883). 

5. 270 ff. — Preuss, Gemeinde, Staat, Reich. (1889). S. 137 ff. — Jeixinek, System der 
öffentlichen Rechte. (1892). S. 20 ff. — Bruno Scioiidt, Der Staat (1896). — Rehm, 
Allgemeine Staatslehre. S. 150 ff. 

I. Fragestellung. Wie die bisherigen Ausführungen beweisen, niufs 
auch das Verhältnis des Staats zum Recht zunächst in seinen theoretisch 
erkennbaren Vorbedingungen und in seinen praktischen Wirkungen klar- 
gelegt werden, ehe die Frage aufgeworfen werden kann, inwiefern dieses 
Verhältnis an dem Wesen des Staats Spuren zurückläfst. Bei den früheren 
Erörterungen wurden absichtlich nur die Wesenseigenschaften des Staats 
als eine gesellschaftliche Erscheinung, als eines sozialen Verbands 
geprüft. Das rechtliche Wesen des Staats, das jene Prüfung zur Voraus- 
setzung hat, bildet aber eine Frage für sich, und es zeigt sich sonach mit 
voller Deutlichkeit, dafs die bis heute vielfach beliebte Methode verfehlt 
war, den Staat von vornherein unter dem Gesichtspunkte des Rechts zu 
betrachten (vergl. o. S. llff.j. Denn das Wirksamwerden des Staats für 
das Recht und die Gebundenheit des Staats durch das Recht bildet eben 
nur eine Seite des Staatslebens, und der Beweis ist geliefert worden 
(bes. § 23), dafs diese Seite in den historischen Evolutionen mehr oder 
minder unvollkommen ausgebildet oder gänzlich verkümmert sein kann. 
Ja, auch im Verhältnis zum Recht kommt der Staat in einer Uinsicht 
nur als äufsere Macht in Betracht. Indem er die Rechtssätze gesetzgebe- 
risch fixiert oder rechtsanwendend durchsetzt, sind seine Organe eben- 
falls nur das W^erkzeug der ihre Kräfte vereinigenden Gesamtheit wie bei 
der Erfüllung anderer Kultliraufgaben ; mufste doch betont werden (§ 20), 
dafs der Staat für die Erfahrungswissenschaft hierbei nicht als die von 
höherer Hand geleitete Quelle der Rechtsüberzeu^ing sich darstellt, 
sondern nur als Garant des Rechts, das seine eigentliche schaffende 
Kraft in den t'berzeugungen der einzelnen Volksgenossen findet. Etwas 
Eigenartiges ist also der Staat im Verhältnis zum Recht nur insofern, als 
er in seiner Eigenschaft als Rechtsstaat dem Recht untersteht. In dieser 
Verbindung ist er Glied der Rechtsordnung, rechtlich ermächtigte und 
verpflichtete Person, Rechtssubjekt. Die Frage nach dem recht- 
lichen Wesen des Staats zieht sich also auf die Frage zurück, worin die 
Staatspersönlichkeit zu finden ist, — in welchen Erscheinungen 
sich der vom Recht geschützte und gebundene, mit Rechten und Pflichten 
ausgestattete Willensträger, den wir Staat nennen, verkörpert. Wer den 

1) In diesem Ausgangspunkt ist sich die moderne publizistische Litteratur einig. 
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Staat nur als gesellscliaftliche Erscheinung erklären will, kann 
sich bei der ohne weiteres sinnenfälligen Thatsache beruhigen, dafs eine 
Vielheit von Einzelmenschen vorhanden ist, welche gemeinsame 
Zweckbestrebungen verfolgen, und dafs bestimmte, bevorzugte Menschen, 
die Organe, mit verstärkter Macht diesen Gemeinzwecken nachgehen 
(s. 0. S. Uff. S. 135 ff.). Wer dagegen den Staat als Rechtssubjekt, 
als Person imKechtssinn verstehen will, dem erwächst die neue 
und eigenartige Schwierigkeit, getrennt von der Vielheit der einzelnen 
Staatsbürger und Staatsorgane eine Einheit zu finden, welche den Ein- 
zelnen als etwas Selbständiges gegenübertritt 

In der That bewegt sich um diese Frage der Streit der neueren Doktrin, 
— bisweilen allerdings in Wendungen, welche diese Frage mit der früher er- 
örterten Frage nach der gesellschaftlichen Natur des Staats nach seinem vor- 
wiegend organischen oder mechanischen Charakter (vergl. § 18) vermischt. 

Den nächstliegenden Ausgangspunkt liefert der sinnfällige äufsere 
Zustand. Er bringt es mit sich, dafs auf serlich eine Thätigkeit des 
Staats nur in Handlungen seiner Organe sichtbar wird, die sich in den 
unteren Stufen als die Behörden, — in der obersten als die Regierung 
darstellen. Da nun die unteren Verwaltungsbeh(>rden und regelmäfsig 
auch die (ierichte von der Regierung ihre Funktion und amtliche Existenz 
ableiten, da also in ihr sich die ganze Masse der politischen Verrich- 
tungen als in ihrer obersten Spitze konzentriert (o. S. 203), so läfst sich 
bei flüchtigem Blick die Sache so vorstellen, dafs sich der Staat im Rechts- 
sinn, d. h, eben die Staatsperson, mit welcher es der Rechtssatz zu thun 
hat, in der Staatsgewalt, der obersten mit staatlichen Funktionen 
betrauten Menschenperstmlichkeit erschöpft. Die poimläre Anschauung, 
wonach der Herrscher die „Gewalt'', das „handelnde Organ'' des (von 
ihm begrifflich gesonderten) „Staats" ist, mit der auch diese Darstellung 
bei Betrachtung des Staats als gesellschaftlicher Erscheinung 
bisher operiert hat, wäre dann also für die juristische Betrachtung 
des Staats, für die Betrachtung des Staats als eines Rechtssubjekts, 
bei Seite zu legen.') 

auch soweit sie im weiteren Verlauf der Frage diverpert. ^'er^l. z. B. (4ekbeh, 
(»rundziifre des deutschen Staatsrechts. 5. Aufl. S. 2: Der Staat ist .,die höchste recht- 
liche Persönlichkeit, welche die Uechtsoitlnunii^ kennt"*. Jellinek, Gesetz und Ver- 
ordnung. S. 192: „Das ei"ste juristisch wesentliche Merkmal ist seine Eif^enschaft als 
Persönlichkeit. Diese besitzt er, weil er einen einheitlichen Willen hat**, (jierke. 
Die Genossenschaf tstheoiie (lbS7). S. ()32 Anni.: ..Person im IJechtssinn ist ein Wesen 
stets dann und insoweit, wenn und inwieweit ihm vom Rwht die Geltung eines 
Tragei*s eigener Willensmacht beigelegt wird". 

1) Seydel, Die neuesten Gestaltungen des Bundesstaatsbegi-iffs [Hiiths Annalen. 
1876J. Staatsrechtliche und politische Abhandlungen. S. 7 ff., vergl. auch S. 101 ff. — 
Dieser Auffassung nähert sich bis zu gewissem Grade auch Bornhak (Geschichte des 
preuföischen Vei*i^'altungsreehts. lsS5. Bd. 2. S. 4), insofern er die Staatsidee ^in ihrer 
Reinheit* da verköq)ert findet, wo der Füllst alle (Gewalt desselben aufsaugt. 
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Die Identifizierung von Staatssubjekt und Staatsgewalt hat jedenfalls 
ein logisches Bedenken nicht gegen sich. Aber von vornherein muls 
gegen sie ein Zweifel aus dem natürlichen Sprachgebrauch erwachsen. 
Denn letzterer beruht auf der Vorstellung, dafs sich hinter der mensch- 
lichen Einzelperson oder dem Kollegium, welches die höchstbevorzugte 
Stellung im politischen Leben inne hat, noch eine andere höhere Einheit 
als Staatsperson verbirgt. Mindestens vom Standpunkt der gesellschaft- 
lichen Beurteilung des Staats ist es der Verband, der als solche höhere 
Einheit betrachtet wird, und es liegt deshalb nahe, auch die rechtliche 
Person „Staat'' in der Gesamtheit zu suchen, dem Ganzen, dem Volk 
oder wie sich der gewöhnliche Sprachgebrauch sonst ausdrückt. Eine 
solche Annahme lälst sich aber an und für sich wiederum in doppelter 
Form vorstellen. 

Die bis vor kurzem über^viegende Meinung glaubte zur Annahme 
einer von dem Träger der Staatsgewalt verschiedenen Staatsperson nur 
mit Hilfe des Mittels der begrifflichen Abstraktion kommen zu können, 
d. h. in der Weise, dafs gedanklich die sämtlichen menschlichen Einzel- 
glieder des politischen Verbands, obwohl in ihrer realen Existenz 
aufser Zusammenhang stehend, mit Rücksicht auf die gemein- 
samen Lebensinteressen zu einem Kollektivbegriff zusammengefafst, als 
Einheit oder Person gedacht werden. Ziemlich gleichgültig war es hier- 
bei, ob man diese ideelle Zusammenfassung nur als eine von der Rechts- 
wissenschaft für ihre Zwecke vorgenommene ansah, die Persönlichkeit des 
Staats als eine solche, die durch Fiktion der psychisch-natürlichen Einzel- 
persönlichkeit gleichgestellt wird, wie die ältere Lehre '^), — oder ob man 
wie neuere, um den künstlichen Begriff der Juristischen^ oder „fingierten" 
Person zu vermeiden, vielmehr die natürliche, selbstverständliche Her- 
kunft jener gedanklichen Einheit betonte, die sich Recht und Rechts- 
wissenschaft für ihre Zwecke zwar aneignen, die sie aber im Sprachge- 
brauch fertig vorfinden. 3) Denn alle die zahllosen Versuche, die Lösung 
des Problems neu zu formulieren, laufen doch insoweit in einem Gesichts- 

1) Allerdings begründet dieser Sprachgebrauch eben nur einen Zweifel, nicht 
mehr. Kehai (a. a. 0. S. 150. 151) macht es sich etwas bequem, wenn er nach der 
sprachlich üblichen Unterscheidung von Staat und Staatsoberhaupt ohne weiteres 
deren rech tl che Verschiedenheit als bewiesen annimmt. Dafs dieser Sprachgebrauch 
auch in Verfassungsgesetzen vorkommt, ändert natürUch gar nichts, da hinsichtlich 
der dogmatischen Konstruktion ein Gesetz ebenso belanglos ist, wie eine 
Privatäufserung. 

2) Gebber a. a. 0. S. 2 und Beilage II (Die Persönlichkeit des Staats) S. 225 ; 
Fricker, Die Persönlichkeit des Staats, in Tübinger Zeitschrift für die gesamte Staats- 
wissenschaft Bd. 25(1869); Kehm, Allgemeine Staatslehre. S. 153 ff. und die Meisten. 

3) Diesen Weg wählt Jellikek (Gesetz und Verordnung. S. 192 f.) : „Die 
juristische Person ist keine Schöpfung der juristischen Konstruktion, sondern eine 
Bildung des zweckbewufsten menschlichen Handelns und Denkens*". Mit Recht be- 
merkt pRETPs S. 154, dafs hiermit die Fiktion nur in anderen Worten ausgedrückt werde. 
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punkt zusammen, als sie das Moment, welches die Einheit über der Vielheit 
der Staatsbürger herstellt, nur in der Vorstellung des subjektiven 
Betrachters finden, gleichviel ob des juristischen oder eines naiven. 
Dagegen schien allmählich der neueren Litteratur noch eine an- 
dere Auffassung möglich, die sich von der „Fiktionentheorie" ebenso 
grundsätzlich unterschied, wie diese von der „Herrschertheorie". Sie 
ging zu dem Versuch über, die Einheit der im Staat vereinigten Indivi- 
duen als eine wirkliche, reale darzuthun.^ Der Staat verkörpert sich 
ihm unmittelbar im Staatsvolk; dieses aber erscheint ihm nicht nur als 
eine Einheit in der Vorstellung, sondern als ein lebendiger, ursprünglicher, 
in erfahrungsmäfsigen Thatsachen hervortretender Zusammenschlufs, 
vermöge dessen jeder Bürger zugleich selbständiges Individuum und 
unselbständiges Glied des Ganzen, andererseits dieses Ganze eine „Einheit 
in der Vielheit" darstellt. Das vereinheitlichende Moment aber soll gerade 
an derjenigen Stelle liegen, an welcher überhaupt der Staat als Person 
für das Recht in Betracht kommt, — nämlich in der einheitlichen Willens- 
bethätigung, im Besitz eines realen Gesamtwillens. Es mag einst- 
weilen dahingestellt bleiben, ob die Theorie, um die behauptete Erschei- 
nung einer natürlichen und realen Verbandsperson oder Gesamt- 
person begreiflich zu machen, das Dasein eines solchen „Gesamtwillens" 
zu erklären und zu erweisen vermag. Aber an und für sich mufs doch 
auch sie als logisch denkbar in Betracht gezogen werden. Der Einwand ist 
willkürlich, dafs eine aus selbständigen Gliedern bestehende Einheitsperson 
etwas begrifflich in sich Widerspruchsvolles sei, dafs „Person" und 
„Individuum" identische Begriffe darstellten, dafs also eine Person nur 
als ein natürliches oder als ein gedachtes Individuum, als etwas logisch 
Unteilbares vorgestellt werden könnte. 2) Denn wenn damit ausgedrückt 
werden soll, dafs die Person eine physiologische Einheit oder Körper 
sein müsse, so ist schon früher dargelegt worden, dafs sich hierauf eine 
prinzipielle Scheidung der natürlichen Erscheinungen überhaupt nicht 
gründen läfst (0. S. 160). Mindestens kann darauf das Wesen der „Person", 
des Rechtssubjekts, nicht gegründet werden, da dessen Wesen ja nur auf 
der vom Recht geschützten Lebenssphäre, einem schutzwürdigen Zwecke 
und einem für diesen seinen Zweck thätigen Willen, also auf einer 
geistigen, psychologischen Einheit beruht. Soll aber eingewendet 
werden, das Staatsvolk sei deshalb keine reale Person, weil es keine 
psychologische Einheit sei, so ist das gerade die streitige Frage, und es 
erhellt^ dafs der Einwand, der aus der Unhaltbarkeit des logischen Begriffs 

1) Haaptvertreter: Gierke, Die Grandbc^riffe des Staatsrechts, in Tübinger 
Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft Bd. 30 (1874). S. 305. 335 (vergl. auch 
Griinhuts Zeitschrift für Privatrecht und öffentliches Recht Bd. 6; Schmoller, Jahr- 
bücher. Bd. 7); ähnlich Regelsberger, Pandekten. S. 291: Preuss, Gemeinde, Staat, 
Reich. S. 156; Bruno Schmidt, Der Staat S. 19 ff. 

2) Laband, Staatsrecht 2. Aufl. I. 78. 79 {etwas abgeschwächt 3. Aufl. I. 85. 86), 
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entnommen werden soll, gar kein Gegenargument darstellt, sondern die 
einfache Bestreitung.*) 

Die neuere Doktrin hat sonach im Endresultat drei Möglichkeiten 
ergeben, sich das juristische Staatswesen vorzustellen. Die eine von 
ihnen steht zwischen den beiden Extremen in der Mitte, und auf ihre 
theoretische Verschiedenheit kann man am einfachsten die Probe machen, 
wenn man die verschiedene Art ins Auge fafst, wie sie sich das 
Verhältnifs der sinnfälligen köri)erlichen Merkmale des Staats: des 
Herrschers, des Gebiets und der Bürger zurechtlegen müssen. Für die 
Herrschertheorie, für die der Träger der Staatsgewalt mit dem 
Staat identisch ist, sind ^I^nd und Leute", also das, was vulgär der Staat 
genannt wird, juristisch betrachtet nur das Objekt der Herrschaft.'-) Die 
Theorie der gedachten Staatsperson und die der realen Verbandsperson 
unterscheiden sich von ihr zunächst gemeinsam durch ihre Auffassung vom 
Verhältnis des Staats zu Staatsgewalt und Staatsgebiet. Beiden ist 
der Herrscher, der sich äufserlich als Organ des Staats darstellt, auch vom 
Standpunkte rechtlicher Regelung nur der mit rechtlicher Wirkung für 
den Staat handelnde, von ihm getrennte und dem Staatsganzen unter- 
geordnete Willensträg^er, — beiden ist umgekehrt das Gebiet dasjenige, 
was die getrennten Individuen der Bürger zur Staatseinheit zusammen- 
fafst, also nicht das Objekt, sondern eine Seite, bezw. die räumliche 
Unterlage des Staats.'^) Aber andererseits unterscheiden sich auch die 
Fiktionen- und die Verbandspersonentheorie wieder unter einander in der 
Auffassung des Verhältnisses zwischen dem Staat und den Bürfirern. 



'Ö 



ö 



Wer den Staat als eine ideelle Einheit ansieht, für den mufs er etwas von 
den Bürgern völlig Verschiedenes sein; er stellt den Staat der Summe 
der Einzelbürger in der gleichen Position gegenüber, in der sich zwei 
reale Individuen, Gläubiger und Schuldner, einander gegenüberstehen; 
und hierin begegnet sich somit diese Auffassung mit der Ilerrscher- 
theorie, welche den Herrschaftsträger und das Individuum in der gleichen 
Weise rechtlich verbindet. Wer dagegen im Staat das Staatsvolk als reale 
Einheit in der Vielheit zu erkennen glaubt, dem ist das rechtliche Verhältnis 

1) Vergl. deshalb auch insoweit mit Recht gegen Lab and: Preüss a. a. 0. S. 161. 

2) So in der That konsequent Seydel a. a. 0. S. 101. Was die Bürger angeht, 
so wurde schon früher (S. 182) dargelegt, dafs sie nicht nur Objekt, sondern jeden- 
falls auch durch die Rechtsordnung dem Staat gegenüber gebundene und berechtigte 
Subjekte sind. Denn ohne diese Annahme ist überhaupt kein Rechtsverhältnis 
zwischen Staat und Bürgern denkbar, also die Idee des Rechtsstaats ausgeschlossen. 
Die SubjektBtellung des Bürgere ist sonach die Thatsache, die über dem gegen- 
wärtig geschilderten Streit der Theorie erhaben ist. 

3) Gerbi», Grundzüge des Staatsrechts. S. 16 : Das Territorium ist „ein Faktor 
in dem Begriffe des Staats**, — das „köiperiiche l!\mdament des Staats, die örtliche 
Basis seiner Existenz". Vergl. Inama- Sternegg, in Zeitschrift für Staatsrechtswissen- 
schaft Bd. 26. S. 330. 
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zwischen Verband und Verbandsglied, wie schon bei den privatrecht- 
lichen Verbänden der Familie, des Vereins, so auch im Leben der öffent- 
lichen Verbände ein eigenartiges, das von der Rechtsbeziehung der Indi- 
viduen grundsätzlich zu scheiden ist Der Bürger ist zwar auch hier 
dem Staat herrschaftsunterworfen, aber er ist gleichzeitig Teil des Ganzen, 
das von diesen Teilen nicht zu trennen ist. Die Kechtssubjekte stehen 
sonach nach „Sozialrecht"* (vergl. S. 182) nicht neben einander, sondern so 
in einander, dafs die beherrschende Person die beherrschten mit umfafst.O 
Für die weitere Prüfung ist deshalb das der beste Ausgangspunkt, sich 
deutlich zu vergegenwärtigen, dafs die Fiktionentheorie den Kreuzungspunkt 
der Herrsch erthorie und der Verbandstheorie darstellt. Mit der Ilerrscher- 
theorie teilt sie die Auffassung vom Verhältnis des Staats zum Staats- 
bürger. Mit der Verbandspersonentheorie hat sie die Auffassung des Ver- 
hältnisses des Staats zu Staatsgewalt und Staatsgebiet gemein. 

II. Die Staatsperson als ,,Staatsgewalt'' oder als ^Staats- 
volk" ? Ist nach dem Gesagten eine jede der drei Vorstellungsformen mit 
der I^gik verträglieh, so kann für die Wahl unter ihnen, wie in letzter 
Linie für die Kritik aller theoretischen Formulierungen, nur der Gesichts- 
punkt den Ausschlag geben, w^elche Theorie am besten geeignet ist, die 
praktischen Gestaltungen des politischen I^bens zu erklären. 

In dieser Hinsicht ist nun soviel sicher, dafs der Versuch, den Staat 
mit der Staatsgewalt theoretisch zu verschmelzen, denjenigen politischen 
Zustand getreulich widerspiegelt, in welchem der Träger der Regierung 
alle (iewalt des Staats — Gesetzgebung, Centralverwaltung und Rechts- 
kontrolle — auf seine Person vereinigt, gleichviel ob er im übrigen sich 
als Fürst, Adelsgruppe oder demokratische Körperschaft darstellt Die 
Ilerrschertheorie ist mit anderen Worten der präcise Ausdruck des 
absoluten Staats, und es ist kein Zufall, dafs ihr Urheber in dem 
virtuosen Konstruktionstalent des Bodinus (S. 57) zu finden ist, der sie 
nach dem lebenden Modell der unbeschränkten Monarchie Franz' I. gebildet 
hat, um seine Doktrin dann auf Ilobbes und Pufendorf, die unter glei- 
chen Einflüssen konstruierten, — später auf Ilaller zu vererben (vergl. 
0. S. 61. 95). Im absoluten Staat ist, wo er durchgeführt ist, in der That 
keine politische Leistung denkbar, die nicht von dem obersten Organ oder 
den ihm untergeordneten, von ihm eingesetzten Behörden herrührt Staats- 
gewalt und Staat fallen demnach praktisch zusammen. 

Aber die Fähigkeit der Herrschertheorie, die praktischen Erschei- 
nungen erschöpfend zu erklären, versagt sofort, wenn man als Mafsstab 
für sie die verwickeiteren Gebilde heranzieht, die, wie nach dem Früheren 

1) Als solches Verhältnis des Ganzen zu seinen Teilen ist also nach der referierten 
Meinung jenes Verhältnis der „Herrschaft", welches allen Verbandsformen im Ver- 
hältnis zu ihren Gliedern charakteristisch ist (vergl. o. S. 9. 181). 



224 Erster Teil. Die gemeinsamen (errundlagen des politischen Lebens. 

ohne weiteres gesagt werden darf, gerade zugleich die vollkoramneren 
Bildungen sind, — nämlich die Verfassungsstaaten. Wie bekannt, 
sind sie typisch dadurch gekennzeichnet, dafs neben der regierenden 
Person noch ein zweiter Willensträger steht, der bei der Gesetzgebung 
mitwirkt oder die Regierung überwacht (vergl. o. S. 211). Es ist klar, 
dafs diese Kontrollperson nicht unter dem „Herrscher" steht, von ihm 
nicht, wie in den unteren Behörden, ihre Funktion ableitet; — im Gegenteil 
gehört es zum Wesen ihrer Funktion, dafs sie von der Regierung unab- 
hängig ist (S. 213). Die Theorie also, die in dem Träger der Staatsgewalt 
oder mit anderen Worten in dem Träger der obersten staatlichen 
Funktion den Staat ausschliefslich verkörpert sieht, kann diese ganze 
Erscheinung nur in der Weise erklären, dafs sie das regiereiide und das 
kontrollierende Organ, die als Gesetzgebungsfaktoren zusammenarbeiten, 
als die mehreren integrierenden Bestandteile der Staatsgewalt zu be- 
greifen sucht, und sie gelangt somit mit Notwendigkeit zu der Vorstellung 
einer „gemischten Staatsgewalt" oder „gemischten Staatsform", einer 
commixta politia.O Den römischen Senat mit der Volksversammlung 



1) Der Begriff der commixta politia wird nach Polybius (6, 3) von Cicero auf- 
genommen (de republ. I, 29: Quartura quoddam genus reipublicae maxime probandum 
esse censeo, quod est ex his, quae prima dixi, moderatum et permixtum tribus) und 
später durch Thomas von Aquino populär, — andererseits z. B. schon durch Tacitus 
angezweifelt (annal. 4, 33: Cunctas nationes et urbes populus aut primores aut 
singuli regunt: dilecta ex his et consociata reipublicae forma laudari facilius quam 
evenire ; vel si evenit, haud diutuma esse potest) ; in der neueren Litteratur wird er 
vertreten von Rosciier (Politik. S. 9) , neuerdings wieder von Rehm (Allgemeine 
Staatslehre. S. 192), — bekämpft von Blüntschu (Allgemeine Staatslehre. S. 373 ff.), 
Seydel (Abhandlungen. S. 135). Eine genauere Rekapitulation des Streits ist über- 
flüssig, weil er, wie aus dem Text erhellt, zum blofsen Wortstreit wird, sowie er nicht 
in den Zusammenhang der staatsrechtlichen Gedankengänge eingefügt wird. Dafs 
eine „Mischung'^ mehrerer und aus verschiedenen Bevölkerungsgnippen hervorgehender 
Willensträger an der obersten Stufe des Staatslebens stattfinden kann, ist selbstver- 
ständlich und unbestreitbar, denn eine solche „Mischung" liegt in jeder „Gewalten- 
teilung'*, und diese ist nicht nur möglich, sondern sogar das Kennzeichen der voll- 
kommensten Erscheinung des Staatslebens, des Verfassungsstaats. Nur hierauf richtet 
sich z. B. jetzt wieder die Beweisführung Rehms a. a. 0. gegen Seydel (Abhandlungen 
S. 135), welcher ohne klare Erkenntnis des Wesens des Verfassungsstaats eine solche 
Staatsorganisation als eine ungeordnete, verworrene, unvollkommene betrachtet, bei der 
man nicht weifs, wer eigentlich im Staat der Herr ist. Aber mit dieser Frage (welche 
für die gegenwärtige Darstellung bereits durch o. § 24 erledigt ist) ist nur der erste 
Teil des Problems aufgerollt Die eigentliche Hauptfrage ist nunmehr, ob eine solche 
Mischung mehrerer von einander unabhängiger Organe als eine einheitliche „Staats- 
gewalt^, eine „Person'', als die „Form des Staats" angesehen werden kann. Da aber 
diese Frage wegen der ganz verschiedenen Funktion jener Organe zu verneinen ist, 
so ergiebt sich, dafs die einheitliche Person „Staaf* in etwa» anderem gesucht 
werden mufs, als in den mehreren obersten Organen, Hierüber vergl. die Aus- 
führung des Textes. Aus ihr folgt zugleich weiter, dafs das Problem der „Staats- 
form" nur verstanden werden kann, wenn vorher die staatlichen Funktionen 
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mufs sie als eine gemischt aristokratisch - demokratische, — das moderne 
Königtum mit dem Parlament als eine gemischt monarchisch -demokra- 
tische Staatsform verstehen. In der That hat denn auch der Begriff der 
gemischten Staatsform von der antiken Doktrin an bis zu der neuesten 
in der Staatslehre gespukt, um eine Reihe der wichtigsten Fragen fort- 
dauernd zu verdunkeln. Die ganze bisherige Erörterung zeigt, in welchem 
Sinne. Sie hat klargelegt, dafs dem Dualismus der obersten Organe 
nur zum Teil ein Zusammenwirken derselben zu der gleichen staat- 
lichen Thätigkeit — z. B. zur Gesetzgebung — zu Grunde liegt (S. 210). 
Im Hauptpunkt wird dagegen seine Bedeutung für das Gemeinwesen 
gerade erst dadurch verständlich, dafs die Funktionen der nebeneinander 
thätigen obersten Organe grundsätzlich verschiedene sind, — Re- 
gierung und ßechtskontrolle der Regierung. Wenn — um das 
praktisch wichtigste Beispiel des modernen Rechts festzuhalten — im 
konstitutionell- monarchischen Staat die Volksvertretung neben dem Fürsten 
und unabhängig von 'seinem Willen thätig wird, so erstreckt sich ihre 
Thätigkeit nicht auf diejenigen Operationen, in denen spezifisch die Re- 
gierungsgewalt zu Tage tritt, — auf die Akte der Centralverwaltung, wie 
vor allem die Ernennung der ministeriellen Verwaltungschefs (o. S. 205). 
Die Kompetenz der Volksvertretung umschliefst vielmehr nur ganz be- 
stimmte Geschäfte, die, wie vor allem die Genehmigung des Staatshaus- 
halts, zwar auch auf serlich Verwaltungsakte sind, aber ihre besondere 
Bedeutung darin entfalten, dafs sie zugleich die Handhabe zur Kontrolle 
der Regierung in allen Ressorts bieten. Noch klarer aber wird dies 
dadurch, dafs eine solche Volksvertretung aufserdem auch Funktionen 
üben kann, die wie Betrieb und eventuell Prüfung der Ministeranklage 
überhaupt nur kontrollierende Bedeutung, die Funktion einer „Staats- 
rechtspflege", besitzen, — entsprechend der Verwaltungsjustiz, welche die 
exekutiven unteren Verwaltungsorgane überwacht (vergl. o. S. 212). Die 
schon geschilderte Teilung der Funktionen schliefst also logisch eine 
„Mischung" der Staatsgewalt aus, und der Dualismus der obersten Organe, 
der den „Verfassungsstaat" charakterisiert, setzt logisch mit zwingender 
Notwendigkeit die Annahme einer höheren Staatspersönlichkeit 
voraus, für welche die mehreren Organe ihre verschiedenen Funktionen, 
das eine die regierende, das andere die kontrollierende verrichten. Dies 
aber bedeutet eben die rechtliche Unterscheidung von Staatsgewalt und 
Staat, wie sie von Althusius und Grotius (o. S. 57. 58) gegen Bodin durch- 
gesetzt wurde und in der heutigen Anschauung ihren Ausdruck findet, 
dafs der Staat sich im Volk, in der Gesamtiieit verkörpere. Nur mit Hilfe 

richtig uuterHchiedeu sind, und dafs es deshalb aufgelöst werden mufs in mehrere 
Fragen nach den Organen der obersten staatlichen Funktionen, insbe^sondcre nach 
denen der Regierungs-, Gesetzgebuugs-, Kontrollfunktion. Die hier be- 
handelten Fragen hefem deshalb schon den Ausgangspunkt für die des § 31 unten. 

Schmidt, Staatslehre. 15 
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dieser Vorstellung wird es möglich, den Kechtsstaatsgedanken auch mit 
Bezug auf das oberste Organ des Staats klar erfafsbar zur Verwirklichung 
zu bringen. Eine Staatslehre mag sich provisorisch dabei beruhigen, den 
Herrscher in dem Sinn als Organ des Verbands zu bezeichnen, dafs er 
fähig ist, für die Zwecke aller einzelnen Verbandsglieder zu handeln, dafs 
ein solches Handeln im Verbandsinteresse von ihm erwartet wird; dies 
liegt im sozialen Wesen des Verbands (s. o. § 16). Aber erst jetzt be- 
stimmt sich dieses Verhältnis näher nach seiner rechtlich en Seite. Indem 
erkannt wird, dafs die Gesamtheit der Verbandsglieder als Einheit eine 
Person darstellt, wird klar, dafs das oberste Organ rechtlich ver- 
pflichtet ist, so zu handeln, wie es das geltende Recht im Einklang 
mit dem Interesse der Verbandsglieder bestimmt hat. 

Aus dem entscheidenden Argument erhellt nunmehr die praktische 
Bedeutung des ganzen Streits. Die scheinbar nur theoretische Verschieden- 
heit der beiden Konstruktionen eines und desselben Verhältnisses — 
zwischen Herrscher und Bevölkerung — bringt in Wahrheit nur zum Aus- 
druck, dafs sich dieses Verhältnis praktisch in verschiedener Weise und 
zwar in verschieden wertvoller Weise gestalten läfst. Theoretisch er- 
klärungsbedürftig ist an sich nur das in allen staatlichen Gebilden gleiche 
Verhältnis, dafs die Persönlichkeit, welche die staatliche Thätigkeit zu 
oberst in ihrer Hand zusammenfafst, wie der Einzelmensch eine rechtlich 
berechtigte und verpflichtete Persönlichkeit ist, — dafs ihr insbesondere 
die Pflicht, für die Gesamtheit der Interessen der Bürger thätig zu 
werden, als Rechtspflicht obliegt An und für sich läfst sich nun 
dieser Gedanke ebensowohl in der Form ausdrücken, dafs der Herrscher 
selbst, indem er den Staat erschöpfend in sich verkörpert, allen einzelnen 
Bürgern verpflichtet ist, als auch in der andern Form, dafs der Herrscher 
als Verbandsorgan dem Verband als eigenartiger Einheit verpflichtet sei, 
— also ebensowohl durch die Herrschertheorie als durch die Theorie 
des Staatsvolks. Aber ein Unterschied ergiebt sich, wenn man nach den 
Garantien dieser obersten staatsrechtlichen Pflicht fragt. 
Denkt man alle staatliche Gewalt im Träger der Regierung konzentriert, so 
kann die Gewähr für die Pflichterfüllung nur im persönlichen Pflicht- 
gefühl des Regenten selbst liegen. Wird dagegen der Staat als eine Person 
über dem Regenten selbst, als eine Einheit der Bevölkerungsglieder gedacht, 
so ist die Möglichkeit gegeben, dafs dieser Staat neben den Herrscher 
andere Organe setzt, die die Pflichten des Herrschers gesetzgeberisch 
festlegen, und vor allem Organe, die die Erfüllung seiner Pflichten über- 
wachen. Mit einem Worte, die Theorie der Verbandsperson ist die un- 
erläfsliche Vorbedingung, um die vollkommnere unter den Formen 
des Rechtsstaats, den Verfassungsstaat, erklären zu können.^ 

1) Auf die mit der Auffassung des Hen-schcrs eng verflochtene Auffassung des 
Staatsgebiets (o. S. 222) wird das Ergebnis des Textes schon durch § 15 bestätigt. 
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Nur ein Appendix der vorangebenden Erörterung ist schlielslich die 
Frage, ob die Person im Rechtssinn, die ,guri8ti8cbe Person", als welche 
sieb die Gesamtheit im Staat darstellt, als „Körperscbaft" oder als 
„Anstalt" zu versteben sei.^ Es ist vor allem das Privatrecbt gewesen, 
welcbes für die privaten Verbände (o. S. 14) diese Unterscheidung aus- 
gebildet bat, und zwar nacb dem Prinzip, dafs die Körperscbaft eine Ver- 
bandsperson darstellt, welche eigenen Willen besitzt, — die Anstalt eine 
solche, welcbe durcb fremden Willen geleitet wird. Schon die For- 
mulierung zeigt, dafs es sich hierbei nur um das juristische Seitensttick 
des Gegensatzes handelt, der früher hinsichtlich der Entstehung der gesell- 
schaftlichen Organisationen hervortrat Nur da ist, wie damals dargelegt 
(o. S. 139 f.), ein selbständiger politischer Verband vorhanden, wo aus 
den eigenen Kräften einer territorial oder national abgeschlossenen 
Gruppe deren oberstes Organ hervorgeht; wird einer solchen äufserlich 
abgeschlossenen Gruppe ein Organ von aufsen her von einer kolonisierenden 
Macht oder von dem Haupt eines gröf seren Gebiets- und Volkskomplexes 
geordnet, so besteht kein selbständiger Verband, sondern nur ein un- 
selbständiger Teil eines andern umfassenden Verbands. Sollte damit 
zunächst nur eine Unterscheidung der verschiedenen historischen Ent- 
stehungsakte der Verbände angedeutet werden, so ergiebt sich jetzt, dafs 
darin auch schon ein Gegensatz der juristischen Bedeutung dieser 
historischen Prozesse vorgebildet ist Ist ein Rechtssatz vorhanden, 
welcher den Mitgliedern einer Gnippe das Recht zugesteht, sich ihre 
Organe selbst zu setzen, so deckt sich die Eigenschaft des „selbständigen 
Verbands" mit der der „Körperschaft", und da nun in einer durch äufsere 
Willkür unbeeinflufsten Gruppe eine Ausbildung von Rechtssätzen, spez. 
über die Organisationen derselben, notwendig erfolgen wird, so darf für 
einen selbständigen politischen Verband stets die Eigenschaft der Körper- 
schaft in Anspruch genommen werden. 

III. Die Staatsperson als „fingierte" oder Gesamtperson"? 
Die Schlufsfolgerung, die zur Abstofsimg der Herrschertheorie führt, ist an 
sich noch nicht von Nutzen, um auch zwischen den beiden übrig bleibenden 
Theorien zu einem Entscheid zu führen, — zwischen den beiden, die zur Zeit 
innerhalb der staatsrechtlichen Doktrin neben einander das Übergewicht 
behaupten. Entschliefst man sich zwischen der Staatsperson und der 
Staatsgewalt, zwischen dem Staatsvolk als dem eigentlichen Subjekt der 
politischen Rechte und Pflichten und der Regierung als dem verpflich- 



1) Vergl. zu dieser Frage Gierke, Genossenschaftsrecht Bd. II, bes. S. 866; 
Rosin, Recht der öffentlichen Genossenschaft, bes. S. 40 ff. ; PsErss, Gemeinde, Staat, 
Reich. S. 283; Reiim, Allgemeine Staatslehre. S. 160 ff. Daselbst s. auch Material für 
die wesentlich tenninologische Frage, ob der Staat als „Genossenschaft" zu bez(»ichnen 
sei (so bes. BÄirn, Rechtsstaat S. IS). Vergl. darüber Teil II. 

15* 
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teten obersten Organ des Staats zu unterscheiden, so bleibt doch noch 
immer die doppelte Möglichkeit übrig, sich jenes Staatsvolk als einen 
blofsen Kollektivbegriff neben dem der realen Vielheit der Indi- 
viduen oder als eine reale „Einheit in der Vielheit" vorzustellen. 
Sowohl das eine wie das andere genügt, wenn man sich mit den Ver- 
schiedenheiten der äufseren Organisation des Staats abfinden will. 
Dafür, ob die „Fiktionentheorie'^ oder die „Gesamtpersonentheorie" die 
richtigere ist, mufs also eine andere praktische Frage den Ausschlag geben, 

— die Frage, welche Theorie besser dem Verhältnis der Vielheit 
der Staatsbürger zur Regierung und überhaupt zu den oberen 
Organen des Staats entspricht. Denn, wie schon dargelegt (S. 222), sind 
es verschiedene Anschauungen über die interne Natur dieses Verhält- 
nisses, was dem ganzen Streit in seinem zweiten Teile zu Grunde liegt. 
Wenn man die Vielheit der Staatsbürger, soweit sie die Einheit „Staat" 
darstellt, nur als eine gedachte oder fingierte Einheit bezeichnen zu 
können glaubt, so will man damit zweifellos zum Ausdruck bringen, 
dafs sie lediglich dem aufsenstehenden Beobachter als eine Ein- 
heit erscheint Dem gegenüber soll mit der Formel der „Gesamtperson" 
dem Staat die Eigenschaft des objektiv erkennbar zusammen- 
hängenden Ganzen beigelegt werden. Die Polemik gegen die Fiktionen- 
theorie hat deutlicher gesprochen nur Sinn, wenn damit ausgedrückt wer- 
den soll, dafs nicht nur für die Begriffsvorstellung des draufsenstehenden 
Beobachters, sondern für die reale Anschauung desselben ein Band die 
einzelnen Individuen eines Staats verknüpft — , mit anderen Worten dafs 
unter ihnen ein verbindendes Etwas da ist, welches erfahrungsmäfsig 

— sinnlich oder psychologisch — wahrgenommen werden kann. Dafs 
eine sinnenfällige Verbindung wie bei den natürlichen Organismen 
nicht besteht, steht fest. Nur eine psychologische Einheit kommt also 
in Frage. Der Nachweis einer Gesamtperson kann nur mit Hilfe des 
Nachweises geführt werden, dafs alle Glieder eines Gemeinwesens sich 
in einem eigenartigen seelischen Zustand befinden, der mit natürlicher 
Notwendigkeit ihnen sämtlich gemeinsam ist, während er den Ange- 
hörigen fremder Staaten fehlt. Dies wird in der That von den Haupt- 
vertretern der Theorie behauptet Sie schreiben dem Staatsvolk einen 
„realen, lebendigen Gesamt willen" zu. 

Da dürfte nun aus der bisherigen Diskussion sich mindestens das 
mit Sicherheit ergeben haben, dafs von einem solchen Gesamtwillen nur 
mit Vorsicht gesprochen werden darf. Wer den Begriff verwertet, ist 
Eechenschaft darüber schuldig, was er unter „Willen" versteht 

Der exakte psychologische Sprachgebrauch wird, wenn er mit dem 
Wollen ein Grundvermögen der menschlichen Seele, eine nicht weiter 
zerlegbare eigenartige Seelenfähigkeit oder einen Seelenvorgang bezeichnen 
will, immer nur an das menschliche „Impulsvermögen" denken dürfen. 
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Ein Wollen findet statt, wenn von dem Nervencentnim des Individuums 
aus vermittelst der motorischen Nerven eine äufsere Muskel- oder Körper- 
bewegung oder eine Bewegungshemmung ausgelöst wird. Eine Willens- 
äufsenrng ist also das Umsetzen eines psychischen Impulses in That 
oder einfach eine konkrete Handlung oder Unterlassung. Nur in 
diesem Sinn läfst sich das Wollen als etwas Eigenartiges von den beiden 
anderen psychischen Grundfunktionen, Vorstellen und Fühlen, Bewufst- 
seins- und Empfindungsvermögen, absondern. Wird es auch beim nor- 
malen Menschen stets durch Vorstellungen und Gefühle, durch „Motive'', 
ausgelöst, so tritt die seelische Aktion doch mit dem so vorbereiteten 
Willensimpuls selbst in ein neues Stadium. Von diesem — korrekten 
— Sprachgebrauch aus kann also zweifellos von dem „Gesamtwillen" 
einer Personenmehrheit nicht mehr gesprochen werden. Das Wollen in 
diesem Sinne ist eine Funktion, die ihrer Natur nach an das Individuum 
gebunden ist. Es ist also nur eine Mehrheit gleichartiger und auf das 
gleiche Ziel gerichteter Willensakte Vieler, aber niemals die natürliche 
Produktion eines einheitlichen Willens derselben möglich. Gerade hieraus 
ergiebt sich ja die für den Staat wie für jeden Verband begriffswesent- 
liche Eigenschaft, dafs er nur durch Organe handeln kann (vergl. o. S. 136), 
d. h. durch Menschen, deren Handeln als ein Handeln der gesamten 
Einzelnen angesehen wird, und eben diese Vorstellung, vermöge deren 
die Wirkungen einer fremden Thätigkeit auf eine selbst unthätige Person 
bezogen werden, als ob sie durch eigene Thätigkeit diese Wirkung ver- 
ursacht hätte, nennt der juristische Sprachgebrauch eine „Fiktion''. 
Ja, selbst ein gleichartiges Wollen der sämtlichen Einzelbürger gehört 
kaum in das Bereich der. Realitäten. Selbst Vorgänge, bei denen das 
„ganze Volk'' einmütig zu handeln scheint, sind in Wahrheit doch immer 
nur Akte einer wenn auch noch so grofsen Vielheit, die sie für die 
Gesamtheit verwirklicht. Auch wenn die Volksversammlung des demo- 
kratischen Athen Krieg oder Bündnis beschliefst, wenn das „Schweizer- 
volk" im Wege des sogenannten „Referendums" eine Volksabstimmung 
über ein Justizgesetz oder über die Verstaatlichung von Eisenbahnen vor- 
nimmt, handelt es sich hierbei doch immer nur um die Thätigkeit 
eines besonders köpfereichen Organs, das sich in seiner Beschränkung 
auf die stimmberechtigten Vollbürger von der Gesamtheit der Indivi- 
duen, zu deren Vorteil oder Nachteil die Wirkungen jenes Akts ein- 
treten — Frauen, Jugendliche, Halbbürger, Sklaven, Schutzgenossen 
mit eingeschlossen — , unterscheidet. Oder wenn der Sprachgebrauch 
den deutschen Freiheitskrieg des Jahres 1813 eine „Volkserhebung" 
nennt, so war doch nichtsdestoweniger auch das Volksheer, das sich zu 
ihrem Werkzeug machte, ein künstlich hergestelltes Organ wie jedes 
Heer: sogar nach der Schlacht an der Katzbach mufsten die Deserteure 
der Landwehrbataillone massenhaft durch Zwang zur Fahne zurück- 
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geführt werden. M Selbst in solchen Fällen läfst sich also für die unbe- 
fangene Betrachtung allgemein nur ein Handeln von bevorzugten Indivi- 
duen oder Korporationen, eben von staatlichen Organen, konstatieren und 
neben diesen die grofse Masse der rein individuellen Glieder des Volks, 
deren Zwecken oder Interessen die Gesetzgebungs-, Regierungs-, Ver- 
waltungsakte jener in ihren Wirkungen dienen, — kein Gesamtwillensakt 
Dafs die Interessengleichheit aller Bürger durch natürliche Kräfte — 
Wohnsitz-, Sprachen-, Sitten-, Kulturgemeinschaft — bedingt ist, dafs 
der staatliche Verband in diesem Sinne einen Organismus (S. 164) darstellt, 
kann hieran nichts ändern. Es hat im Gegenteil die Auseinandersetzung 
besonders erschwert, dafs die Verteidiger der „Gesamtpersönlichkeit*' 
des Staats diese Frage, welche die rechtliche Wirksamkeit der 
Handlungen des Staatsverbands betrifft, mit der Frage nach der „Orga- 
nismusnatur" des Staats verquickt haben, obwohl die letztere — wie 
gezeigt — nur die Vorbedingungen des Verbandszusammenhangs 
berührt In präcisem Sinn giebt es also einen „Gesamtwillen" nicht 

Immerhin ist nicht zu leugnen, dafs innerhalb der einzelnen Staats- 
bürger eine seelische Beziehung zu den staatlichen Organen hinzutritt, 
welche man in übertragenem Sinn als einen realen Gesamtwillen be- 
zeichnen kann. Dies ist insoweit der Fall, als zwischen der objektiven 
Gemeinsamkeit der Kulturzwecke der Bürger und der gemeinnützigen 
Thätigkeit der Organe vermittelnd ein Bewufstsein der Zusammen- 
gehörigkeit der Volksgenossen unter der gemeinsamen Ge- 
setzgebung, Regierung und Verwaltung erwächst und fortbesteht 
Genauer analysiert mufs sich ein solches in der bei möglichst vielen 
Bürgern ausgebildeten Überzeugung von dem Wert der 
staatlichen Thätigkeit äufsem, — mit anderen Worten gerade in den- 
jenigen Werturteilen, in welchen das Individuum nach früheren Dar- 
legungen seinen Beitrag zur ßechtsproduktion liefert Da, wo solche 
gemeinsame Überzeugung in möglichst grofsem Umfang die staatliche 
Thätigkeit billigt, entspricht letztere in ihren Hauptzweigen und wichtigsten 
Akten den im Volk lebendigen ßechtsvorstellungen, da ist der Einklang 
zwischen dem staatlich fixierten Gesetzesrecht oder dem staatlich geübten 
Gewohnheitsrecht und den populären ßechtsanschauungen vorhanden 
(vergl. 0. S. 1 78). Soweit diese Voraussetzung eines harmonischen Staats- 
lebens zutrifft, kann man nach Piatons Sprachgebrauch von einer „Einheit 
des Wollens" (S. 45) oder in der Redeweise Kants von staatlichen Akten 
sprechen, die so vorgenommen werden, als wenn sie dem Willen Aller 
entsprächen (o. S. 84). Dieses Verhältnis schwebt also offenbar auch 
den Vertretern der modernsten Doktrin vor, welche dem Staatsvolk einen 
realen Gesamtwillen vindizieren. Nur liegt auf der Hand, dafs damit 

1) Vergl. den Befehl Gneiscnau^s an die Militärbehörden in Schlesien bei Del- 
brück, Gneisenau (1894). I. 358. 
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nicht eine allgemeingültige theoretische Charakterisierung des Staats aus- 
gedrückt wird, sondern wiederum nur ein verschiebbarer Wertmafsstab 
für das Verhältnis zwischen Staatsbürger und Staatsgewalt Ist die vor- 
hin besprochene These, dafs der Staat nicht die Staatsgewalt, sondern 
der Verband, eine über der Staatsgewalt oder Regierung stehende Person, 
ist, die theoretische Formel für die praktische Forderung, dafs auch die 
obersten Organe als dessen rechtlich verpflichtete und verant- 
wortliche Organe angesehen und nach Möglichkeit praktisch behandelt 
werden müssen (II), so ist die weitere These, dafs die Verbandsperson nicht 
nur eine fingierte, sondern eine reale Gesamtperson sei, nur die Ein- 
kleidung der Forderung, dafs, wenn gesunde politische Verhältnisse be- 
stehen sollen, möglichst viele Einzelne, der Durchschnitt der Bürger, die 
Thätigkeit der Staatsogane billigen müssen, — oder, um es anders aus- 
zudrücken, dafs die staatlichen Organe bestrebt sein müssen, in ihrer 
Thätigkeit den Erwartungen und Anschauungen der Bürger Rechnung 
zu tragen. ^ Ein Staat, der sich in dieser Weise nicht mindestens auf 
eine Klasse, eine Bevölkerungsgruppe stützte, könnte überhaupt nicht 
existieren. Aber es ist eine Anzahl von Graden der rechtlichen Voll- 
kommenheit des Staats, ganz ebenso wie eine solche der organischen 
oder mechanischen Ausbildung desselben (o. S. 165) denkbar, und die 
„reale Gesamtperson" bezeichnet den relativ obersten Grad der Voll- 
kommenheit 

Jedenfalls geht auch hieraus soviel mit Sicherheit hervor, dafs selbst 
bei dem weitestgehenden Zugeständnis an die Versuche, in der Staats- 
person eine reale Einheit aufzufinden, doch die Einzelperson des 
Staatsbürgers stets als das eigentlich Staatsbauende angesehen werden 
mufs. Über die „Einheit in der Vielheit" kann in der That die wissen- 
schaftliche Anschauung nicht hinausdringen, denn auch soweit eine Ein- 
heit besteht, wird sie nur durch die gleichartige Seelenrichtung einer 
Masse von Individuen hergestellt Das „Volk" läfst sich also als eine 
neben dem Staat und über den zahllosen Einzelnen stehende Realität nicht 
denken. Das, was man als „Volk" bezeichnet, ist vielmehr nur die Summe 
der Einzelnen, die durch das Medium der Organbildung als Staat und 
damit als neue Einheit erscheint Staat, Volk, Staatsvolk sind identische 
Begriffe. Die Existenz eines Volks hat somit zur Voraussetzung, dafs sich 
aus den in bestimmtem Territorium zusammenlebenden Menschen schon ein 
Staat gebildet hat, und darf nicht ihrerseits als Vorbedingung und Unter- 



1) In anderer Form drückt dies z. B. Gothein (Aufgaben der Kultni^eschichte. 
18S9. S. 26) 80 aus: „Nicht auf der Machtentfaltung wird die Entwicklung der Gre- 
schichte beruhen, sondern darauf, ob die Staatsidee die Herrschaft behauptet im 
Geiste der Menschen, und dies hängt davon ab, ob das Staatsleben sich aller wahren 
Ideen, welche die Kulturent\iicklung aus sich erzeugt, zu bemächtigen und ihnen 
gerecht zu werden verstehe. 
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läge der Staatsbildung angesehen werden. Diese Erkenntnis kann sofort 
zur Klärung der staatsrechtlichen Terminologie fruchtbar gemacht werden. 

IV. „Herrschersouveränetät", „Volkssouveränetät'', „Staats- 
souveränetät''. Mit Hilfe der vorangehenden Begriffsuntersuchung, 
allerdings erst mit ihrer Hilfe, läf st sich nunmehr ein Teil der Zweifelsfragen 
erledigen, die sich um die von den staatHchen Gewaltträgem unzertrenn- 
liche mysteriöse Eigenschaft der „Souveränetät" krystallisiert haben. 
Die „oberste und höchste Gewalt", suprema potestas, supremitas, sou- 
verainetö, ist von jeher das Schibboleth gewesen, durch welches man die 
Lage des Lebenscentrums in einem staatlichen Organismus zu bezeichnen 
suchte. Aber eben deswegen war die Art, wie man den Begriff ver- 
wendete, stets abhängig von der jeweiligen Gesamtauffassung des Ver- 
hältnisses zwischen Staatsganzem, Staatsgewalt und Staatsbürgern. Vor 
allem zeigt sich das an der prinzipalen Alternative, vor die sich die 
Wissenschaft gestellt sah, — an der Wahl zwischen den drei Möglichkeiten, 
die Souveränetät dem Herrscher oder der Gesamtheit des Volks oder dem 
„Staat" als einem eigenartigen, von beiden verschiedenen Machtträger 
zuzusprechen. Denn unschwer wird man hinter diesen drei Schlagworten 
der „Herrscher- oder Fiirstensouveränetät", der „Volkssouveränetät" und 
der „Staatssouveränetät" die drei Grundauffassungen der Staatspersön- 
lichkeit wiederfinden, die soeben auf ihren Wert gegeneinander abge- 
wogen wurden. 

Dem Herrscher, vor allem dem monarchischen Herrscher, dem Fürsten, 
die Souveränetät im Sinn der „obersten Gewalt" beizulegen, wäre nur 
unter der Voraussetzung möglich, dafs er prinzipiell die ausschliefsliche 
(Gewalt im Staate behauptete. Da das aber nicht notwendig der Fall ist, 
der Herrscher vielmehr sehr wohl an die gesetzgeberische Mitwirkung 
oder an die überwachende Hemmung anderer, von seinem Willen unab- 
hängiger Organe gebunden sein kann, so fällt in Wahrheit das Urteil über 
die Souveränetät mit der Erkenntnis zusammen, dafs nicht die Staats-, ge- 
nauer Regierungsgewalt, sondern eine über der Regierung stehende höhere 
Einheit die oberste Persönlichkeit im Staat darstellt Will man also den 
Fürsten, wie es der allgemeine Sprachgebrauch mit sich bringt, als „Sou- 
verän" bezeichnen, so liegt darin nur das unbestreitbare Anerkenntnis, 
dafs er das oberste der staatlichen Organe im Verhältnis zu den 
übrigen ihm untergeordneten Organen, den Ministem oder den von ihm 
eingesetzten Verwaltungs- oder Gerichtsbehörden, ist. Nur bleibt freilich 

1) Man mag hieraus die Ungenauigkeit der Redeweise derer entnehmen, welche, 
wie z. B. V. LiszT (Völkerrecht. 1898. S. 21), Trfjtschke (Politik. 1. 8. 1 ff.), Staats- 
gewalt, Staatsgebiet und Staatsvolk als die Voraussetzungen einer Staatsbildung be- 
zeichnen. Mit dem letzten Merkmal wird nur eine ganz unbestimmte und leicht irre- 
führende Bezeichnung dessen gegeben, was oben § 14 als die durch Zusammenleben und 
Interessengemeinschaft verbundene Menschengruppe bezeichnet wurde (vergl. S. 233 f.). 
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zu bedenken, dafs dann auch solche Organe Anrecht auf das Prädikat der 
Souveränetät haben, die, wie in dem eben nochmals bezeichneten Ver- 
hältnis des Verfassungsstaats, neben dem Herrscher stehen, unabhängig 
von seiner Mitwirkung entstehen und unabhängig von seinen Weisungen 
gesetzgebend oder kontrollierend thätig werden, wie z. B. die Volksver- 
tretung, ein vom Volk gewähltes oder sich selbst ergänzendes Gericht. In 
der That hat denn z. B. auch der Sprachgebrauch des französischen ancien 
regime keinen Anstand genommen, die „Parlamente", die Gerichtshöfe 
alten Stils, deren Mitglieder sich aus bestimmten Klassen ergänzten, 
kooptierten, als souverän zu bezeichnen. 

Hiermit ist im Gnmde schon festgestellt, wie gering der berechtigte 
Kern ist, der von dem bald verherrlichten, bald verketzerten Begriff der 
„Volkssouveränetät'' übrig bleibt. ^) In der Theorie ist derselbe von 
jeher, am deutlichsten bei Rousseau, in enger Verschwistening mit dem 
vorhin besprochenen Begriff des „Allgemein willens" oder „Gesamtwillens", 
der „volontö gönörale", aufgetreten, und in der That ist sein Schicksal mit 
dem letzteren unauflöslich verknüpft. Da die Souveränetät nur ein Aus- 
gestattetsein mit einer obersten Gewalt, ein Befähigt- oder Berechtigtsein 
zum Machtentfalten, Handeln bedeuten kann, so setzt die Volks souve- 
ränetät, buchstäblich genommen, eine Fähigkeit des Volks als solchen, 
voraus, Willensakte zu produzieren und zu bethätigen. Gerade das aber 
mulste bereits oben als etwas logisch Unmögliches bezeichnet werden 
Was im Staatsleben handelt, ist immer nur ein oberstes Organ, wenn es 
auch für die Gesamtheit der Einzelnen handelt. Das „Volk" bleibt die. be- 
grifflich zusammengefafste Summe der Einzelnen, die nur als Einzelne, nie 
als Gesamtheit handeln. Ein „Volk" hat bei strengem Sprachgebrauch die 
bereits erfolgte und in der Einsetzung der Verbandsorgane praktisch her- 
vortretende Begründung des Staats schon zur Voraussetzung, insofern der 
Staat eben die auf Grund der politischen Organisation als Einheit gedachte 
Masse der Einzelnen und in diesem Sinn das Staatsvolk bedeutet. 2) Wollte 
man aber das Volk, abgesehen von der staatlichen Organisation, als Ein- 
heit verstehen, so würde es sich erst recht als eine nur gedachte Einheit 
darstellen. Denn in diesem Sinn bedeutete das Volk lediglich die „Nation", 
d. h. einen sozialen Komplex, der, wie im Altertum die Inselgriechen, 

1) Mit dem Folgenden im Ergebnis übereinstimmend die Meisten. Vergl. Schulze, 
Einleitung. S. 160 ff.; Bluntschu, Staatslehre. S. 567 ff.; Merkel, Fragmente zur 
Sozialwissenschaft. S. S9 ff. u. A. 

2) Wenn o. S. 230 ausgeführt wurde, dafs in gewissem Sinn mit Recht von 
einem realen seelischen Band zwischen Volk und Staat gesprochen werden kann, so 
vermag dies an dem Resultat nichts zu ändern. Denn dasselbe reduzierte sich auf 
einen Zusammenhang der staatlichen Thätigkeit mit der Rechtsüberzeugung der ein- 
zelnen Bürger, und dieses Verhältnis kann nicht auf eine rechtliche Willensmacht 
der Bürger, bezw. des Volks (wie solche in der „Souvei-änetaf* ausgedrückt werden 
soll) gedeutet werden. 
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Festlandgriechen, Grofsgriechen, — wie in der modernen Welt die im 
Deutschen Reich, 'in Oesterreich, der Schweiz lebenden Deutschen, durch 
Sitte, Sprache, Naturell, manche Kulturbedürfnisse mehr oder minder eng 
zusammengehalten wird. In diesem Sinn ist aber die Gesamtheit noch 
weniger befähigt, eine eigene Willensmacht zu entfalten, — in diesem Fall 
nicht einmal durch Organe, und es bedeutet eine völlige Verflüchtigung 
unserer juristischen Begriffe, wenn man den Nationalitäten als solchen 
„Rechte" zuschreiben will O? etwa das Recht, einen selbständigen National- 
staat zu bilden 2), — das Recht, innerhalb eines gröfseren Staatsverbands 
ihre Muttersprache, ihre Religion zu bewahren u. s. w.^) 

Hiemach könnte von einer „Volkssouveränetät" allenfalls nur im 
übertragenen Sinn, im gleichen Sinn wie von einer Herrschersouveränetät 
gesprochen werden, — nämlich da, wo ein aus dem Volk hervor- 
gehendes Organ die Herrschaft im Staat als oberstes handhabt Dies 
ist natürlich innerhalb einer Demokratie, wo eine Volksversammlung oder 
Volksvertretung regiert, der Fall. Aber so verwendet, würde der Begriff 
seiner Eigenart völlig entkleidet Die Souveränetät des Volks könnte dann 
nicht die oberste Gewalt des Staats überhaupt bedeuten, sondern nur das 
oberste Organ des Staats im Verhältnis zu den übrigen von ihm ab- 
hängigen, im gleichen Sinn, wie im monarchischen Staat der Fürst als 
„Souverän" bezeichnet wird. Und vor allem würde eine solche Volks- 
souveränetät nur unter Bedingungen, eben nur für den demokratischen 
Staat, nicht als eine allgemeingültige Grundlage jedes Staatslebens an- 
zuerkennen sein. Der Irrtum , von welchem z. B. Rousseau beherrscht 
war, wenn er die Volkssouveränetät als den selbstverständlichen Grund- 
begriff zur Charakteristik der staatlichen Gewalten erfafste, war der gleiche, 
wie der, den er beging, als er dem Begriff der „Freiheit und Gleich- 
heit" die demokratische Bedeutung des gleichen Anteils aller an der Staats- 
gewalt unterschob (o. S. 190); er erschlich damit der demokratischen Re- 
gierungsform eine Allgemeingültigkeit, die ihr niemals zukam. Erkennt 
man aber einmal das beschränkte Geltungsgebiet der Volkssouveränetät 
in diesem abgeschwächten Sinn, so erkennt man zugleich auch, dafs der 
ganze Begriff in dieser Verwendung entbehrlich ist Es ist im Grunde 

1) Diese Frage diskutiert eingehend Bluntschu (Staatslehre. S. 99 ff.) im An- 
schlufs an die ältere Litteratur. 

2) Über die Unhaltbarkeit eines „Nationalitatsprinzips" in diesem Sinn vergl, 
o. S. 135. 

3) Im Gegensatz hierzu ergiebt sich aus den früheren Darlegungen (S. 99 ff.), dafs 
eine selbst gewaltsame Bekämpfung einer Sprach-, Religionsabsonderung u. s. w. sehr 
wohl zur Beförderung der Rechtseinheit im Staat in Erwägung gezogen werden kann. 
Voraussetzung ist nur, dafs sie zur Erhaltung der Staatsknltur geboten ist, und dafs die 
Mafsregeln Erfolg versprechen. Überhaupt ist zu wiederholen, dafs diese Frage nicht 
andere liegt als die Frage nach der Notwendigkeit und der sittiichen Erlaubtheit eines 
Kriegs. Staats verband und Rechtsgemeinschaft brauchen sich eben nicht zu decken. 
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nur ein Wort, wenn man die Regierung des demokratischen Staats als 
„souverän'' bezeichnet, — denn dafs die Regierungsgewalt höher ist als 
die Thätigkeit der unteren verwaltenden Organe, liegt bereits in der Vor- 
stellung, die wir mit dem Begriff der Regierung oder Central Verwal- 
tung verbinden. Hier wiederholt sich das über die Herrschersouveränetät 
(o. S. 232) Gesagte. 

Infolgedessen bleibt die Eigenschaft der Souveränetät im Sinn der 
„obersten Gewalt" nur von Wert für den Staat, die Staatspersönlichkeit 
selbst Man könnte glauben, dafs sie auch für diesen entbehrlich werde, 
und sie ist es thatsächlich, soweit man den Staat, die organisierte Ge- 
samtheit, in ihrem Verhältnis zu den staatlichen Organen ins Auge fafst; 
denn ihnen gegenüber könnte durch die Souveränetät nur das ausge- 
drückt werden, was den Gegenstand der vorangehenden Erörterung (I — III) 
bildete, nämlich dafs die als Einheit zusammengefafste Vielheit eine selb- 
ständig rechtliche Persönlichkeit bildet, die als solche notwendig über 
den Organen und den Bürgern steht. In Wahrheit aber erlangt für den 
Staat die Eigenschaft der Souveränetät doch eine neue und eigenartige 
Bedeutung. Aufser dem Verhältnis des Staats zu Organen und Bürgern be- 
darf nämlich unter Umständen auch das Verhältnis des Staats zu anderen 
politischen Verbänden der rechtlichen Bestimmung. Es ist denkbar, dafs 
auf einem und demselben Gebiet und innerhalb einer und derselben Men- 
schengruppe eine Mehrheit von höheren und niederen politischen Verbänden 
thätig wird, die Stadt- oder I^andgemeinden oder Provinzen im Staat, 
die Gliedstaaten im Reich. Jeder von diesen stellt eine selbständig 
handelnde, vom Recht ermächtigte und gebundene Macht, also ein Rechts- 
subjekt, eine Persönlichkeit dar; und es fragt sich deshalb, welche von 
diesen mehreren „Staatspersonen'' im weiteren Sinn im Verhält- 
nis zu einander als souveräne bezeichnet werden kann, — welche 
von ihnen aufser ihrer Staatspersönlichkeit noch die besondere 
Eigenschaft der Souveränetät besitzt 

Hiermit tritt aber die Frage auf ein ganz neues Gebiet über. Es 
zeigt sich jetzt noch deutlicher als an der eben durchgeführten Unter- 
suchung, dafs der Begriff der Souveränetät sehr dehnbar und ver- 
schiedenartigen Verwendungen zugänglich ist Soll also festgestellt wer- 
den, welches die Bedingungen der Staats souveränetät in diesem neuen 
Sinn sind, so kann dies nur in der Weise geschehen, dafs gleichzeitig das 
ganze rechtliche Verhältnis zwischen den mehreren Verbänden aufgedeckt 
wird, und dies wiederum ist nur im Hinblick auf die konkreten histo- 
rischen Rechtsbildungen möglich (vergl. unten § 32 und Teil II, Kap. 2). 

§ 26. Büokbliok auf die allgemeine Betraohtnng des Staats. 

Im Anschlufs an die letzten Erörterungen ist es möglich, rückblickend 
den Hauptinhalt der gesamten bisherigen Analyse der Staatsgebilde und 
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ihrer rechtlichen Beziehungen zusammenzufassen. Neuer philosophischer, 
naturwissenschaftlicher oder historischer Untersuchungsstoff und neue 
Einzelgesichtspunkte der theoretischen Betrachtung konnten im wesent- 
lichen den früheren Arbeiten einer systematischen Politik nicht entgegen- 
gestellt werden. Aber das, wodurch sich der vorliegende Versuch von 
den älteren grundsätzlich unterscheidet, ist die Betonung der Notwendig- 
keit, hinter den anscheinend rein theoretischen Streitpunkten der gesamten 
bisherigen Staatslehre deren praktischen Kern hervorzuziehen. Zwar 
wurde schon festgestellt, dafs in Wahrheit schon die älteren staatsphilo- 
sophischen Doktrinen von jeher politische Werturteile in ihre Formeln 
über Idee, Entstehung, Zwecke und Wesen des Staats im sozialen, wie im 
rechtlichen Sinn eingemischt hatten (vergl. o. S. 1 Ol ff.). Aber sie gerieten m 
dieses Verfahren auf unmethodischem Weg, unausgesprochen und häufig 
sogar thatsächlich unbewufst. Die moderne Staatslehre des 19. Jahr- 
hunderts, die sich zur Staatsphilosophie in Gegensatz stellte und sich 
darauf beschränkte, die historische Erfahrungswelt zu prüfen und aus- 
zudeuten, strebte deshalb mit Bewufstsein nach dem Erfolg, das Gattungs- 
bild des Staats von allen praktisch -kritischen Gesichtspunkten zu be- 
freien und sich auf die objektiv-theoretische Feststellung der gemein- 
samen Bedingungen und Eigenschaften aller Staatsverbände zurückzu- 
ziehen. Es war demgegenüber die Aufgabe, zu zeigen, dafs dieser Erfolg 
gar nicht rein erreicht werden kann. Die ganze Masse der historischen 
Staatsgebilde stellt vielmehr eine Stufenfolge von Erscheinungen dar, die 
für die beiden Seiten der gemeinsamen staatlichen Funktionen — für 
die Befriedigung der sozialen Kulturbedürfnisse einerseits, für die Re- 
alisierung der rechtlichen Ordnung andererseits — zwar sämtlich die 
erforderlichen Eigenschaften, aber in verschieden wertvoller und 
zweckmäfsiger Ausbildung mitbringen. In Hinblick hierauf be- 
zeichnet die theoretische Charakteristik der gemeinsamen Wesenseigen- 
schaften der staatlichen Verbände nur deren denkbar vollkommenste 
und wertvollste Form. 1) Die Eigenschaften des Organismus und des 
Mechanismus charakterisieren nur das Dasein der gesellschaft- 
lichen Vorbedingungen und der gesellschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit des Staats. Wir nennen ihn einen Organismus, insofern wir 
von den Gliedern des Verbands eine möglichst weitgehende Interessen- 
gemeinschaft verlangen, die durch organische Verhältnisse, die terri- 
torial und material begründete Lebens-, Sitten-, Sprachen-, Kulturge- 
meinschaft bedingt ist; — wir nennen den Staat andererseits einen 
Mechanismus, insofern wir von ihm eine möglichst planmäfsige und 
thatkräftige Veranstaltung der Thätigkeiten erwarten, durch die jene 

1) An diesen Schlufsfolgorungen bewährt sich also die von vornherein auf- 
gestellte Behauptung (vergl. o. § 4) , dafs „Staatslehre^ und „Politik" im Sinn der 
Staatsrecht^kritik nicht getrennt behandelt werden können. 
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gemeinsamen Interessen befriedigt werden sollen. Entsprechend kenn- 
zeichnen die Eigenschaften der Verbandsperson und zwar der Ver- 
bandsperson mit realem Gesamtwillen nur das Dasein der Vorbe- 
dingungen für die rechtliche Ordnung zwischen den Staatsgliedern 
und der Staatsgewalt Der Charakter der Verbandsperson kommt um so 
vollkommener zum Ausdruck, je stärker die rechtliche Verant- 
wortlichkeit der Organe, besonders der obersten Organe gegenüber 
dem Staatsganzen als einer höheren Persönlichkeit, je besser die Ver- 
fassungsformen gesichert sind. Die Verbandspersönlichkeit des Staats 
aber steigert sich umsomehr zu einer realen Gesamtperson, je breiter und 
intensiver der Bückhalt ist, den die hinter den handelnden Organen stehende 
Billigung der Bürger deren einheitliche Eechtsüberzeugung bietet 

Dafs alle diese wertvollen Eigenschaften zusammentreffen, ist freilich 
nur unter ganz exceptionell günstigen Bedingungen zu erwarten, und 
das Eindringen in die verschiedenen Erscheinungsformen der Staatsge- 
bilde (Teil II) wird die Gelegenheit geben, hierauf noch oft deutlicher 
hinzuweisen. Aber als Nomialmafsstäbe lassen sich die genannten Forde- 
rungen auch innerhalb der Erfahrungswelt festhalten, so wie dieselben 
aus den historischen Erscheinungen erst abgeleitet sind. Dies umsomehr, 
als wir auf Grund unserer Lebenserfahrung und auch aufserhalb des 
Gebiets wissenschaftlicher Betrachtung für den einzelnen Menschen 
ganz entsprechende Normalmafsstäbe aufzustellen pflegen. Denn gerade 
an dieser Stelle kann die Analogie zwischen dem „sozialen Organismus" 
und dem „psychischen Organismus'' auch für denjenigen, der im Gebiet 
der Sozialwissenschaft die naturwissenschaftliche Phraseologie und die 
gewagten Vergleiche möglichst zu vermeiden wünscht, veranschaulichend 
wirken und eine passende Probe auf das gefundene Ergebnis bilden. Man 
wird sagen dürfen: Wie der Einzelmensch einer gesunden und ebenmäfsigen 
Körperkonstitution auch für eine erspriefsliche Thätigkeit und ein ge- 
sundes Geistesleben bedarf, so mufs auch der Staat eine kräftige orga- 
nische Basis, ein von Natur zweckmäfsig gestaltetes Gebiet und eine 
Gesamtheit kulturell gleichstehender Bürger mitbringen. Wie der Mensch 
eine nachhaltige Kulturthätigkeit nur mittels persönlicher Thatkraft ent- 
wickeln kann, so braucht auch der Staat, um lebensfähig zu sein, eine 
leistungsfähige Staatsorganisation. Wie der Mensch, auch der 
begabteste und leistungsfähigste, nur dann eine sozial brauchbare Persönlich- 
keit ist, wenn er jene Fähigkeit hat, Grundsätze seines Verhaltens zu bilden 
und zu befolgen, die wir Charakter nennen, so ist auch die Wirksamkeit 
des Staats nur dann auf die Dauer eine gesunde, wenn sie unter mafsvoller 
Wahrung fester Grundsätze, verfassungsmäfsig, erfolgt Und wie im 
Menschen die feinste Blüte einer harmonischen Entwicklung der Persön- 
lichkeit nur dann zur Entfaltung kommt, wenn er die Gabe besitzt, welche 
der gewöhnliche Sprachgebrauch als Gemüt bezeichnet — nämlich die. 
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verständnisvoll auf die Bedürfnisse anderer einzugehen — , so ist auch ein 
harmonisches Staatsleben erst dort möglich, wo der Staat in geistiger 
Wechselwirkung mit den Bürgern steht und sich hierdurch fort und fort 
versichert, dals die innere Teilnahme, die billigende Überzeugung, der 
Bürger seine Thätigkeiten begleitet 

B^chnet man die etwas präcisere Formulierung ab, zu der die 
neuere Staatslehre gelangt zu sein sich wird rühmen dürfen, so steht 
dieselbe in der Erkenntnis der gemeinsamen Grundlagen des staatlichen 
Lebens ungefähr auf dem Grundgedanken des Altmeisters Piaton. 



1. Kapitel. Die Staats- und reehtsbUdenden Kräfte des sozialen 

Lebens. 

§ 27. Die politisohen Parteien. 

Bluntschli, Allgemeine Staatslehre. S. 123 ff. — Adolf Merkel, Fragmente 
zur Sozial Wissenschaft IS98. 

I. Die Frage nach den treibenden Kräften der Rechts- 
und Staatsbildung. Mit der Charakteristik des Verhältnisses zwischen 
Staat und Recht ist derjenige Punkt einer politischen Betrachtung erreicht, 
an welchem die letztere aufhört, sich mit den konstanten Gröfsen, den sich 
stets gleichbleibenden Bedürfnissen und Beziehungen des Staats- 
lebens zu beschäftigen. Hier geht sie von diesen zu der bunten Mannig- 
faltigkeit der historischen Einzelgestaltungen über. Schon im Bisherigen 
wurde überall aufgezeigt, wie innerhalb des allgemeinen Rahmens 
sich sehr bald die Verschiedenheiten zu zeigen beginnen, welche dem 
einzelnen Gemeinwesen sein individuelles Gepräge geben. Gemeinsam ist, 
so zeigte sich, eine natürliche Grundlage der Staaten, verschieden die Art 
der lokalen oder nationalen Zusammengehörigkeit, die sie begründet. Ge- 
meinsam ist die mechanische Aktionsfähigkeit des Staats, verschieden der 
Hergang ihres Zustandekommens und die Art ihrer Bethätigung. Gemein- 
sam ist die Kulturmission des Staats, verschieden die Abgrenzung seiner 
Aufgaben. Gemeinsam ist das Bedürfnis nach rechtlichen Schranken der 
Staatsfunktion, aber durchaus verschieden der Grad seiner Beschränkung 
und das formelle System der Garantien für die rechtliche Freiheit und 
Gleichheit der Bürger. Auf dem Unterbau, der mit naturgesetzlicher 
EinheitUchkeit für alles politische Dasein gelegt ist, hat also die Rechts- 
lehre hinfort die weitere Aufgabe, eine vergleichende Überschau über 
die charakteristischen Verschiedenheiten der geschichtlichen Schöpfungen 
der Staatskultur zu ermöglichen. Fürs erste scheint es freilich, als sei 
die Verschiedenartigkeit der Bildungen so grofs, dafs sie sich dem Ver- 
suche ganz entziehen raüfste, sie in ein einheitliches oder auch nur über- 
sichtliches Schema der Betrachtung zu zwängen. Aber beim genaueren 
Zusehen trügt dieser Schein. Hier wie auf anderen Feldern der mensch- 
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liehen Kultur herrscht unter den besonderen Erscheinungsformen nicht 
vollständige Regellosigkeit Vielmehr besteht, wie schon früher eingehender 
ausgeführt (o. S. llOff.), zwischen dem schlechthin Gemeinsamen 
und dem schlechthin Individuellen ein Zwischengebiet, — 
dasjenige der typischen wiederkehrenden Erscheinungen. Ein 
solches läfst sich aussondern, weil unter den wirkenden Ursachen, welche 
die Kulturgebilde, auch die der Staats- und Bechtskultur, hervortreiben, 
ein Kreis von solchen Ursachen ist, die sich in ständigen Variationen inner- 
halb der menschlichen Gesellschaft wiederholen. Diese hat die Staatslehre 
in systematischer Betrachtung herauszuheben. Die Frage, die sie ferner 
beschäftigen mufs, ist also die Frage nach den Staats- und staats- 
rechtsbildenden Kräften des sozialen Lebens, soweit dieselben 
gesetzmäfsiger, wiederkehrender Natur sind.^ 

II. Die Parteien. Folgt man dem geraden Weg und forscht man 
zunächst nach denjenigen Kräften, welche für eine auf serliche Betrach- 
tung den gewohnheitsrechtliohen oder gesetzgeberischen Ausbau einer staat- 
lichen Organisation bewirken, so liefert schon hierfür die bisherige Unter- 
suchung gewisse Einblicke, an welche, angeknüpft werden kann. Un- 
mittelbar werden die rechtlichen Grundsätze, auch diejenigen politischen 
Inhalts, aus den Vorstellungen, Überzeugungen, „Urteilen" der Bevölkerung 
und zwar, ganz konkret gesprochen, aus der Überzeugung der Indivi- 
duen geschöpft (vergl. o. S. 170). Eine allgemeingültige Norm entsteht da- 
durch, dafs über ihren Inhalt die vielen einzelnen Mitglieder der historisch 
zusammenhängenden Gruppen erfahrungsgemäfs übereinstimmen. Aber 
die gesamte Deduktion hat andererseits auch schon gelehrt, dafs eine 
schlechthin allgemeine Rechtsüberzeugung gerade über staatliche 
Einrichtungen stets nur in sehr geringem Umfang vorhanden ist Buch- 
stäblich kann von einer Allgemeinheit der Überzeugungen überhaupt nie- 
mals gesprochen werden; der eingewanderte Barbar oder Wilde, der dem 
gemeinsamen Kulturleben von Jugend auf entfremdete Gewohnheitsver- 
brecher, der durch verbildeten Erziehungsgang überreizte Anhänger einer 
verschrobenen Sekte, einer anarchistischen Brüderschaft, der geistig 
Kranke oder das Kind üben auf die populäre Ilechtsanschauung keinen 
Einflufs, und die letztere kann immer und bestenfalls nur eine Durch- 
schnittsvorstellung der kulturell thätigen Individuen des Staatsvolks 
sein. Aber auch wenn man hiervon, wie eigentlich selbstverständlich und 
wie schon bisher immer geschehen, ganz absieht, bleibt doch die That- 
sache bestehen, dafs auch innerhalb jener mafsgebenden Bevölkerungs- 
masse weitergehende Gegensätze zwischen ihren verschiedenen 
Kreisen hervortreten können. Es wird allerdings in jedem Staats- 

1) Gegenüber dieser Frage versagt der gröfste Teil der bisherigen Staatslehre 
vollständig. Vergl. z. B. Kkiim, Allgemeine Staatslehre. S. 283. 
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leben eine Anzahl von Institutionen geben, über deren Notwendigkeit und 
Nützlichkeit alle Kreise der Bevölkerung einverstanden sind, — z.B. 
werden es in einem modernen Staate Alle als selbstverständlich hinnehmen, 
daTs ein stehendes Heer nötig ist, und dafs für die unparteiische Recht- 
sprechung andere Behörden aus Staatsmitteln beschafft werden müssen, 
als für die Verbrechensverfolgung oder die ausführende Verwaltung. 
Aber immer erreicht der Bestand solcher auf allgemeinem Einverständnis 
beruhenden politischen Einrichtungen sehr bald irgendwo seine Grenze. 
Wird auch z. B. anerkannt, dafs eine Einkommensteuer den Grundstock 
der Staatsfinanzen bilden soll, so beginnt doch sofort der Streit, wie weit 
die Steuerkräfte der Bürger angespannt, wie sich die Steuern nach dem 
Wachstum des Einkommens steigern, wie sie eingeschätzt werden sollen. 
Ist man auch über die allgemeine Wehrpflicht als Grundlage der Heeres- 
verfassung einig, so entsteht doch erbitterte Fehde, wenn die jeweilige 
Friedenspräsenz und der Umfang der Aushebung bemessen werden soll, 
und auch das, was in einem Staat oder zu einer Zeit als selbstver- 
ständlich gilt, ist anderswo und zu anderer Zeit umstritten. In England 
bildet noch jetzt die allgemeine Wehri)flicht das Objekt des politischen 
Meinungsstreits, und noch vor zwei Jahrhunderten wurde dort überhaupt 
die Organisation eines stehenden Heeres in Frage gezogen sowie die oben 
erwähnte Trennung von Justiz und Verwaltung, von urteilendem Straf- 
gericht und verfolgendem Staatsanwalt in Deutschland noch in unserem 
Jahrhundert umstritten war. 

Weitaus die Regel bildet demnach, dafs nur eine gröfsere oder 
kleinere Volksschicht soweit durch ihre Überzeugung zusammenge- 
halten wird, dafs sich ihre Mitglieder zu gemeinsamen Trägern eines 
Rechtssatzes, einer rechtlichen und vor allem einer staatsrechtlichen Ein- 
richtung machen können. Solche Gruppen treten zu einander in Gegensatz, 
bekämpfen sich, indem jede von ihnen ihre Anschauungen gegenüber den 
gegnerischen zum Durchbruch zu bringen sucht. Ihre Mitglieder finden 
sich darin, dafs sie gemeinsam bestimmte Einrichtungen des staatlichen 
Lebens, bestimmte Handlungen oder Gepflogenheiten der staatlichen Be- 
hörden als mifsfällig, ihren Interessen oder nach ihren Anschauungen den 
Interessen der Gesamtheit widerstreitend empfinden; sie schlief sen sich zu- 
sammen in dem Bestreben, um im letzten Ziele in das politische Leben 
praktisch einzugreifen und hier durch Überredung oder Beeinflussung 
der Regierenden, durch Demonstrationen oder Meinungsäufserungen in 
der Presse, in Volksversammlungen, durch Einflufs auf Volksvertretungen 
oder durch Teilnahme an staatlichen Amtern, unter Umständen wohl 
gar durch bewaffnete Gewalt in Bürgerkrieg oder Revolution eine staat- 
liche Rechtseinriehtung zur Anwendung, eine andere zum Fallen zu 
bringen. Wir nennen sie im Verfolg dieser Thätigkeiten oder Be- 
strebungen die politischen Parteien im weitesten Sinn. Wer also 
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eine irgendwelche staatliche Rechtsordnung gestalten oder erkennen oder 
kritisieren will, sieht sich vor allem auf das Studium des jeweiligen 
Parteilebens angewiesen. 

III. Parteizwecke und Parteidoktrinen. Dasjenige, was in 
erster Linie eine Vielheit von Menschen zu einer jener Sondergruppen 
zusammenschliefst, die innerhalb des Bevölkerungsganzen bestimmte Be- 
strebungen verfolgen, pflegt regelmäfsig ein reales Interesse zu sein, 
das diesen Menschen gemeinsam ist Die einfachste und sozusagen na- 
türlich werdende Form der Partei- ist ein Bevölkerungskomplex, dessen 
Mitglieder ohnehin in irgend einem wichtigen Zweck ihres Lebens zu- 
sammengehören. Die Grofsgrundbesitzer sehen sich unter Umständen 
zu anderen Forderungen an die staatliche Einrichtung gedrängt, als die 
Kleinbauern, — gleiche Gegensätze sind zwischen Kaufleuten und Hand- 
werkern, zwischen den Vertretern der Industrie und des staatlichen Kapi- 
tals überhaupt und denen der Landwirtsch^t von Natur gegeben. Einen 
Sammelpunkt für ein verschiedenes Verfassungsprogramm kann aber 
auch die Rassenzugehörigkeit bilden, wenn verschiedene Nationalitäten 
in einem Staate wie Normannen und Angelsachsen im frühenglischen, 
Deutsche, Tschechen und Polen im heutigen Oesterreich vereinigt sind 
(o. S. 1 98), auch der Gegensatz des Geburtsstands zwischen Adligen und 
Nichtadligen, der Gegensatz des Bekenntnisses zwischen Christen und 
Heiden, Katholiken, Protestanten und Juden. In viele» Fällen wird sich 
also die politische Partei einfach mit einer Interessengruppe — Stand, 
Wirtschaftsklasse, Religionsgruppe etc. — decken. Das Parteiprogramm 
kann der Ausflufs eines materiellen oder ideellen Kulturzwecks (o. 
S. 11. 22) sein. 

Aber Thatsache ist, dafs eine Parteibildung nicht nur durch die 
realen Faktoren des Volkslebens bewirkt wird, und zwar um so weniger, 
je feiner, verzweigter, ausgebildeter das Kulturleben des Volks sich gestaltet 
Als ein selbständig parteibildender Sammelpunkt tritt überall in zu- 
nehmendem Mafse der politische Lehrsatz oder gar das politische 
Leh rsy stem hervor. Ihnen schliefsen sich, wo sie einmal vorhanden sind, 
auch Personen an, die an der Aufrechterhaltung oder Umgestaltung eines 
Rechtsinstituts nicht im Hinblick auf ein egoistisch -praktisches Interesse 
beteiligt sind. Das Bedürfnis nach Ausbildung und immer voUkommnerer 
Formulierung solcher Parteidoktrinen tritt im Keime ebenfalls sehr früh 
auf. Wenn selbst in früher Zeit irgendwo Parteien auftreten, die im Ver- 
folg realer Interessen eine Änderung der bestehenden Zustände anstreben, 
da finden sie diese Zustände bereits unter dem Schutz einer in gewisse 
Formeln gekleideten Überlieferung vor. Fällt dieselbe auch mit den 
allgemeinen Lehren des Religionsglaubens, mit den Regeln des Kultus zu- 
sammen, — ist auch die äufsere Autorität, in der sie sich verkörpert, 

Schmidt, StaaUlehro. 16 
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nur die staatlich oder geistig herrscheDde Gewalt selbst, Königtum oder 
Priestertum — , so liegt doch jeder solchen Überlieferung eine gewisse 
geistige Arbeit zu Grunde. Eine neu aufkommende Partei mufs sich 
mit ihr auseinandersetzen, und zu diesem Zwecke bedarf auch sie eines 
Schlagworts, eines dogmenartig formulierten Prinzips, einer Lehre (vergl. 
S. 37). Diese Lehren werden notwendig um so ausgebildeter und vertiefter, 
je verwickelter im gesellschaftlichen Leben die Grundsätze der Interessen 
und damit der Parteien sich gestalten. So bediente sich die hellenische 
Demokratie des 5. Jahrhunderts im Kampf gegen Tyrannis, Aristokratie 
und Oligarchie zu ihrer Kechtfertigung der Aufklärungslehre, die gleich- 
zeitig in der Sophistik entstand, — so bewaffnete sich das Fürstentum 
des 16. Jahrhunderts, als es die Vormacht der Kirche und der mit ihr 
im Bunde stehenden Gewalten zu brechen suchte, mit den Theorien 
Macchiavells und Bodins; — gegen die Übergriffe der absoluten Mo- 
narchie wiederum stützten sich die aufsteigenden liberalen und bürger- 
lichen Parteien aller Arten auf das Naturrecht und auf dessen Lehre, dafs 
Staat und Recht durch Übereinkunft der Staatsgewalt mit Volk oder 
Ständen geschaffen worden seien, wie sie in England Locke, wie in Frank- 
reich Voltaire und Montesquieu und in Deutschland Botteck und Welcker 
vertraten. Vor allem von dieser Zeit an läfst sich die Abwandlung 
der doktrinellen Strömungen auf staatlichem, kirchlichem, wirtschaft- 
lichem Gebiet und der entsprechenden politischen, religiösen, sozialpoli- 
tischen Parteibildungen des realen Lebens in ununterbrochenem Paral- 
lelismus bis in die neuesten Jahre verfolgen. Fafst man also das Ge- 
samtbild des geistigen und des politischen Entwicklungsgangs der Nationen 
ins Auge, so erscheinen Doktrinen und Parteien nur als die Kehrseiten 
eines und desselben Wandlungsprozesses. Sie sind beide Formen der 
im Volk lebendigen Bestrebungen, — einerseits des Strebens, das Be- 
stehende zu begreifen, zu verteidigen und zu erhalten, andererseits 
des entgegengesetzten Strebens, die Notwendigkeit eines Neuen zu er- 
weisen und dieses an die Stelle des Vorhandenen zu setzen. Erst mit 
Hilfe ihrer doktrinellen Grundlagen kann deshalb das Wesen einer Partei 
erschöpfend bestimmt werden. Das dogmatische Programm, an das sie 
sich anlehnt, bildet einen Sammelpunkt für sich, der seine einigende 
Kraft auch losgelöst von den realen Interessen des Adels- oder Arbeiter- 
stands, des Katholizismus oder Protestantismus, der Industriellen oder 
der Agrarier bewährt. Eine Partei umfafst nun alle diejenigen, welche 
an die gröfsere logische Richtigkeit, die SitÜichkeit oder Gerechtigkeit 
der politischen Lehren glauben; sie schlief sen sich der Partei an, weil 
sie die Konsequenzen aus jener Lehre gezogen wissen wollen. Mit 
einem Worte, an der Parteibildung zeigt sich in grofsem Mafsstabe das- 
selbe, was für das Verständnis des menschlichen Einzeldaseins wichtig 
ist: die Regel, das Werturteil, hier verdichtet zum Parteidogma, führt 
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eine selbständige Existenz und übt eine selbständige Wirkung neben 
den materiellen oder ideellen Kulturzwecken (o. S. 10. 172 ff. u. ö.). Nicht 
nur ein anzustrebender Zweck wirkt als Motiv auf das menschliche 
Handeln, sondern auch die Vorstellung, dafs ein bestimmtes Handeln 
durch eine Norm als das richtige geboten sei, ja, thatsächlich bilden 
diese Sätze oft ein stärkeres Bindeglied zwischen den Parteigenossen als 
die Sonderinteressen der wirtschaftlichen, religiösen, ständischen Erlasse. 
Gerade der doktrinelle Kern ist es denn auch gewesen, um den sich in 
reiferen politischen Verhältnissen eine selbständige korporative Par- 
teiorganisation bildete. Nur wäre es freilich willkürlich, wollte man 
— wie bisweilen geschieht — nur solche technisch organisierte Parteien 
als Parteien im eigentlichen Sinn gelten lassen. Denn in ihrer Bedeutung 
für die Fortentwicklung des staatlichen Lebens läfst sich zwischen den 
älteren und den neueren Gruppen, die auf dasselbe einwirken, kein Unter- 
schied machen. 

•• • 

IV. Bedeutung der Parteien. Überblickt man die Antriebe, aus 

denen die Bildung, Teilung, Fortentwicklung und Umbildung der Par- 
teien erfolgt,. so erkennt man, dals unter normalen Verhältnissen die 
Parteien es sind, welche die Grundsätze über Staatsform und Behörden- 
einrichtung, über Arten und Grenzen der staatlichen Thätigkeiten, über die 
rechtsstaatlichen Garantien der Bürger zum Durchbruch bringen oder in 
Geltung erhalten. Die Parteien sind die staatsbildenden Kräfte 
des Gesellschaftslebens, insbesondere auch die Kräfte, welche das Staats- 
recht ausbilden. Sie bewegen sich dabei regelmäfsig innerhalb eines 
gewissen gemeinsamen Eahmens, mit andern Worten auf einer Grundlage 
pohtischer und rechtlicher Grundsätze, die alle Parteien anerkennen. In 
allen Einzelheiten dagegen sind die Normen der staatlichen Ordnung und 
Thätigkeit das Erzeugnis eines Konkurrenzkampfs der Parteien, welche ihre 
abweichenden tJberzeugungen zum Sieg zu führen suchen. In welcher 
Weise aus solchem Kampf eine neue Einrichtung oder eine neue Rechts- 
norm herausspringt oder eine alte neues Leben schöpft, läfst sich nicht 
allgemein sagen. Weitaus der versöhnlichste und meist wohl auch der 
für den Fortgang des Staatslebens heilsamste Weg ist der Ausgleich zwi- 
schen den kämpfenden Mächten, der einer jeden ihr Recht läfst Aus einem 
Austrag dieser Art hat z. B. Eduard I., nach mühsamem Sieg im Kampfe 
zwischen Kronpartei und Ständepartei, den dauernden Beirat der Mon- 
archie, den Anfang des englischen Parlaments und damit des gesamten 
westeuropäischen Konstitutionalismus, hervorgehen lassen. Ein Ausgleichs- 
produkt ist auch die „Parität'' zwischen Katholischen, Lutherischen und 
Reformierten, die der Westfälische Friede anerkannte. Aber ebensowohl 
ist denkbar, dafs die eine Partei die andere gänzlich beiseite drängt und 
ihre politischen Anschauungen unterdrückt; die französische Krongewalt 
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bat die ständiscfaen Schranken der Krone vemicbtet, der franzosische 
Katholizismus hat dem Hugenottismus die Glaubensfreiheit entrissen. Ent- 
sprechend verschieden können auch die Kämpfe der Wirtschaftsklassen 
verschieden verlaufen, die Kämpfe zwischen industriellen und agrari- 
schen Interessen, zwischen bevorrechteten und dienenden Volksklassen, 
entsprechend auch der Interessenzwiespalt eines zusammenfassenden Staats- 
verbands und seiner eingegliederten Provinzen, Landschaften und Ge- 
meinden. Nicht immer ist es glücklicherweise ein Kampf der Waffen, 
der dem Ausgleich vorausgeht, oder der zu Gunsten der einen Partei die 
Entscheidung bringt. Die Überzeugung davon, dafs die Mitwirkung der 
Gegenpartei, ihre Kapitalkraft, ihre Stimmenzahl, ihre Wehrkraft zu einem 
gemeinnützigen oder eigennützigen Unternehmen unentbehrlich ist, kann 
für die herrschende Partei genügen, jener die geforderten Zugeständnisse 
zu bewilligen.^) 

Jedenfalls wird hierdurch klar, dafs das Parteileben vom Staats- 
leben unzertrennlich ist. Die Frage ist verfehlt, ob der in immer anderer 
Gestalt und unter wechselnden Kräften sich erneuernde Kampf der Par- 
teien etwas Nützliches oder etwas Schädliches darstellt Denn dieser Kampf 
ist etwas Natürliches und Notwendiges, und der Gegensatz der Parteiinter- 
essen mufs für den Normalzustand der Staaten ebenso als etwas Gegebenes 
hingenommen werden, wie z. B. jener Widerstreit zwischen der sozialen 
und der individuellenlnteressensphäre, welcher schlechthin jedes Staatsleben 
bewegt 2) (vergl. o. S. 151). Nur das ist nicht zu leugnen, dafs das Partei- 

1) Aus den angeführten Beispielen erhellt schon, dafs es nicht möglich ist, für 
diejenigen, welche sich in ihrer sozialen oder politischen Vorstellung durch das bisher 
geltende, aber durch neue Anschauungen überlebte Recht stützen, eine sitüidie 
Pflicht zur „Vermeidung des Streits" und zum Verzicht auf ihre Rechtsposition zu 
behaupten, — insbesondere für einen Thronprätendenten gegenüber einer revolutionär 
entstandenen, aber thatsächlich schon festgewurzelten Staatsgewalt (Geyer, Philo- 
sophische Einleitung in die Rechtswissenschaft in Holtzendorffs Encyklopädie. 4. Aufl. 
S. 87 ff.). Denn es läfst sich in concreto niemals feststellen , wann ein Rechtsstand- 
punkt zum „blofs formalen'' <o. S. 178) geworden ist Überhaupt fehlt nach früheren 
allgemeinen Darlegungen (o. S. 172) durchaus ein objektiver Mafsstab, welcher es 
gestattete, die Verteidigung einer Rechtsüberzeugung abfällig auf deren sittlichen 
Wert zu beurteilen. 

2) Die prinzipielle Polemik gegen das Parteiwesen überhaupt hängt einmal mit 
der Lehre der unbeschränkten Staatsgewalt, des Absolutismus und der Horrscher- 
souveränetät (Bodms, Hallers u.a., o. S. 223. 232), teils mit der entgegengesetzten 
Lehre der Volkssouveränetät, der Einheit des Volkswillens (S. 228.233) zusammen. 
Der Einwand der ersteren erledigt sich mit der historischen Erkenntnis, dafs gei'ade 
der Absolutismus sich notwendiger denn jede andere Staatsgewalt auf eine Partei 
stützen mufs und den Boden verliert, wenn diese Partei sich zersetzt oder die Macht 
einbüfst (hierüber vergl. u. § 34 und Teil II, Kap. 1). Die Lehre der Volkssouveränetät 
aber bildet um deswillen keinen beachtlichen Gegner, weil sie bereits oben (S. 233) 
als unrichtig erkannt wurde. Nur wird ihre Unhaltbarkeit durch das Eindringen in 
das Wesen der Parteien noch deutlicher, insofern hieran immer mehr die schon früher 
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leben eines Staats sich mehr oder minder gesund gestalten kann. 
Die Aufgabe, sich stetig in den überlieferten Geleisen weiterzubewegen 
und sich doch mafsvoU reformierend neuen Anforderungen anzupassen, 
wird der Staat am leichtesten erfüllen können, wenn nur wenige starke 
Parteien einander gegenübertreten und in ihrem Einf lufs auf das öffentliche 
Leben regelmäfsig alternieren, und es ist stets als ein besonderer Vorzug 
des neueren englischen Staatslebens betrachtet worden, dafs hier diese 
Bedingung lange erfüllt war. Im Gegensatz dazu legt eine starke Partei« 
Zersplitterung die Gefahr nahe, entweder jeden Fortschritt zu lähmen 
oder ein unstetes Experimentieren zu befördern. Nicht minder ist zu 
wünschen, dafs alle Parteien gewisse Gebiete anerkennen, auf denen sie 
im Interesse des Ganzen Zusammenwirken, — ein übertriebener Partei- 
egoismus, welcher die Parteien stachelt, bei allen Mafsnahmen direkt 
oder indirekt nur ihren Sondervorteil zu betreiben, mufs auf die Dauer 
die Leistungsfähigkeit des Staats schwächen, i) Endlich kann das Staats- 
leben auch durch Parteidoktrinarismus leiden, wenn sich die Par- 
teien bestimmen lassen, einem Schlagwort oder einem theoretisch gefun- 
denen Lehrsatz zu Liebe in Einzelfragen oder in ihrer gesamten politischen 
Haltung einen unversöhnlichen und ablehnenden Standpunkt zu behaupten, 
der den Interessen der Gesamtheit oder gar ihren eigenen realen Interessen 
selbst verhängnisvoll wird.'^) Es liegt auch gerade hierin die gefährlichste 



(S. 198) dargelegte Erscheinung offenbar wird, dafs statt der Einheit des Volks willens 
ein Gegensatz von Rechtsüberzeugungen im Volk die Regel bildet In diesem 
Irrtum trifft die Doktrin der Volkssouveränetat mit der Rechtslehre der historischen 
Schule Sa%dgny8 in ihrer ursprünglichen Formulierung des rechtschaffenden „Volks- 
geistes*^ zusammen (vergl. o. S. 96 und dazu Merkel, Fragmente S. 92 ff.). 

1) An sich liegt es im Wesen keiner Partei, dafs sie nur Sonderinteressen 
verfolgt. Jede ist mindestens fähig, zugleich die allgemeinen Interessen zu berück- 
sichtigen, und soll dies thun. ^Erst das Vaterland, dann die Partei*^ (Wandspruch 
im Hammelsprungsaal^ des deutschen Reichstagsgebäudes). Wenn man also z. B. 
sagt, der attische Staat sei im Anfang des 5. Jahrh. durch die Geschlossenheit 
der politischen Kräfte grofs geworden und in der zweiten Hälfte des 5. Jahrh. 
(im Peloponnesischen Krieg) durch dieParteiung zu Grunde gegangen, so ist dies 
irreführend. Korrekt mufs man sagen, dafs urspriingllch (unter Führung der oligar- 
chischen Partei) alleParteien in der auswärtigen Politik zusammenarbeiteten, dafs 
später (unter Führung der Demokratie) alle Parteien ihren Egoismus überwuchern 
liefsen. 

2) Eine typische Form des Parteidoktrinarismus wies in der Mitte des 19. Jahr- 
hunderts die konservative preufsische („Kreuzzeitungs'^-) Partei, insbesondere ihre Re- 
präsentanten in der Camarilla Friedrich Wilhelms IV. (Gerlach, Stahl) auf. Im Anschlufs 
an K. L. v. Haller (o. S. 96 Anm. 2) schwebte ihr eine Wiederherstellung des mittel- 
alterlichen Feudalverhältnisses zwischen der historisch entwickelten (legitimen) Kron- 
gewalt, den Freiherrschaften und den abhängigen Bauern vor, unH dies bestimmte 
ihre Haltung in der Frage der Organisation der Volksvertretung, der Gestaltung der 
Landgemeinden u. s. w. (Über den Einflufs dieses Doktrinarismus auf die Staats- 
kunst, Politik im engeren Sinn — vergl. o. S. 29 — , giebt ein gutes Beispiel die 
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Seite der Ausbildung von Parteidoktrinen (o. S. 241), dafs sie sehr leicht 
in Doktrinarismus ausarten. Denn das Parteiprogramm pflegt, wenn es 
doktrinell formuliert wird, besonders einfach und fafslich zu sein und 
von der wenig nachdenkenden grofsen Masse am begierigsten aufgegriffen 
zu werden; auch ist es deshalb eine landläufige Erscheinung, dafs die 
politischen ^.Doktrinäre*', wie z. B. der Abb6 Sieyes, ein „politischer 
Charakter von geringer Kenntnis der wirklichen Dinge, welcher die Welt 
und die Menschen überall nur nach seinem System beurteilte" (Sybel), 
gerade einen besonders grofsen Einflufs auf die politischen Mafsnahmen 
gewinnen. Aber alle diese Mifsbildungen müssen als solche erkannt wer- 
den, liier wie anderswo darf nach der Ausartung einer Erscheinung 
nicht deren regelmäfsige Lebensform beurteilt werden. 

§ 28. Das Verhältnifl der Parteien za einander. 

Vergl. über die einschlägige Litteratur das Referat im Text (bes. S. 247. 24S). 

Angesichts der Wichtigkeit des Parteilebens für das Staatsleben liegt 
es nahe, dasjenige, was innerhalb der politischen Erscheinungen an ge- 
setzmäfsigen, wiederkehrenden Vorgängen und Zusammenhängen erkenn- 
bar ist, auf ein gesetzmäfsiges, wiederkehrendes Verhältnis der Parteien 
zurückzuführen. In der älteren Staatslehre ist deshalb das Streben vor- 
handen, hinter den wechselnden Formen und Namen der historischen 
Parteigruppen gewisse gleichartige Eigentümlichkeiten derselben hervor- 
zuziehen, aus denen sich eine typische Zusammensetzung und Richtung 
der einzelnen Parteien und ein konstantes Verhältnis der verschiedenen 
Parteien in der Art, wie sie einander gegenübertreten und aus einander 
hervorgehen, ergeben soll. Die gesamte Staatslehre würde sich bei solcher 
Betrachtungsweise in ihren Grundlagen als eine Systematik der Parteien 
darstellen. 

Bezeichnenderweise hat denn auch die Staatslehre des 19. Jahrhun- 
derts, als sie es sich im Gegensatz zu der metaphysisch -gesellschafts- 
philosophischen .Staatsbetrachtung der älteren Zeit zum Ziele setzte, die 



Stellungnahme der Partei zu Napoleon 111. ; vergl. den Briefwechsel zwischen Bismarck 
und Gerlach hierüber in Bismarcks Gedanken und Erinnerungen. Bd. I. S. 156.) 

Heute bildet das einleuclitendste Beispiel des Parteidoktrinarismus das durch 
Karl Marx theoretisch geschaffene Schlagwort des ^Internationalismus'^ , das die 
gesamte Haltung der sozialistischen Arbeiterpartei bestimmt Die Tendenz, durch 
eine „Vereinigung der Proletarier aller Länder" der Sozialdemokratie zur Herrschaft 
zu verhelfen, führt z. B. die deutschen Arbeiter dazu, den nationalen Gegensatz 
der deutschen Arbeiter und der von Grofsindustriellen und Grofsagrariem zum Zweck 
der Lohndi-ückung ins Reich gezogenen polnischen Wanderarbeiter zu ignorieren 
und der Polonisierung (vergl. o. S. 200) Vorschub zu leisten , obwohl doch ganz un- 
bestreitbar die unterbietende Konkurrenz der Polen das stärkste Hindernis für die 
Besserung der Lohnverhältnisse der Arbeiter, für die Verwirklichung ihres prak- 
tischen Programms, bildet. 
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Vorgänge des realen politischen Lebens wissenschaftlicli zu erklären, vor 
allem mit einer Analyse der Parteien eingesetzt Sie fafste hierbei in 
erster Linie, was auch nahe lag, diejenigen Parteigebilde ins Auge, deren 
Wettkarapf in der neuesten Zeit die Schwankungen des politischen Lebens 
bestimmte, — die beiden Hauptgruppen des „Konservativismus'^ und 
„Liberalismus'', welchen sich als zugeschärfte Nebengruppen einerseits 
wohl der „Absolutismus", andererseits der „Radikalismus" angliederten, 
und dabei wurde begreiflicherweise ein besonderes Gewicht auf diejenige 
Form gelegt, in welcher jener Parteigegensatz die festeste technische 
Ausbildung und die längste Tradition besafs, auf die der englischen 
„Torys" und „Whigs". Die Einen machten den Versuch, die Partei- 
gegensätze aus dem Spiegelbild des Individuums zu erklären. Sie sollten 
die Kontraste der menschlichen Naturelle darstellen. Dann er- 
schienen die Konservativen als der Typus des Beharrungstriebs, der geisti- 
gen Trägheit, die Liberalen als der des strebsamen Fortschritts, oder es sollten 
umgekehrt die Konservativen das besonnene Verständnis für die politischen 
Zustände, die Liberalen die streberische Selbstsucht repräsentieren.') Oder 
die Parteien sollten im Verhältnis zu einander den geistigen Entwick- 
lungsstufen des menschlichen Lebensalters entsprechen. Die liberale 
Partei liefert, wie das Jünglingsalter des Menschen, die bildenden, schöpfe- 
rischen Ideen für das politische Dasein, die Mannigfaltigkeit und Individua- 
lität der wirkenden Kräfte, — die konservative Partei, die Vertreterin des 
Mannesalters, hält das Erworbene fest, um es geschickt zu verbessern ; — 
die radikale Partei dagegen und die absolutistische sind die „passiven", 
unproduktiven Parteien ; wie der Mensch im Kindesalter und der Mensch 
der zweiten Kindheit, des Greisenalters, nehmen sie im Kulturleben nur 
eine dienende Stellung ein; sie vertreten nur die gehaltlose, nicht auf 
schöpferischen eigenen Ideen beruhende Opposition und hemmen am 
einen oder anderen Ende die von den „männUchen", aktiven, produk- 
tiven Parteien betriebenen Lebensäufserungen.^) Entkleidete man weiter 
den Deutungsversuch seiner engen Beziehung zu der „Organismustheorie", 
vermied man die dieser Theorie anhaftende Sucht, den Staat im grofsen 
mit dem Menschen im kleinen in Parallele zu stellen, so ergab sich für 
eine nüchterne Betrachtung schon von selbst die Methode, den Gegensatz 
der Parteien vielmehr aus den von ihnen erstrebten Zwecken herzu- 



1) Die erste Anschauung verschleiert schon bei Macaulay (Geschichte von 
England. Kap. 1 ; übers, von Beseler. Bd. 1. S. 96), ohne Rückhalt bei Stuart Mtll 
(die Torys sind „die nach den Bedingungen ihres Daseins dümmste Partei**), — die 
im umgekehrten Sinn tendenziöse Beurteilung liefert Walcker, „Rudolf von Gneist**, 
in Hinrichsens „Deutsche Denker*" I. 1888. 

2) Diese im Jahre 1842 von Friedrich Rohmer entworfene „Lehre von den 
politischen Parteien^ (dargestellt und veröffentlicht von Theodor Roiöier 1844» 
wurde vor allem dadurch einflufsreich , dafs Bluntschli (Charakter und Geist der 
dolitischen Parteien 1869) sie aufnahm und umbildete. 
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leiten. Für eine derartige Betrachtung ergab sich entweder, dats die 
Konservativen als die retardierenden Kräfte des Staatslebens den jeweils 
bestehenden Zustand zu ^konservieren^, die Liberalen diesen mit Rücksicht 
auf neue Bedürfnisse und Geistesströmungen zu reformieren suchten. M Oder 
die konservativen Parteien, die kirchlichen, politisch-absolutistischen und 
kapitalistischen, erschienen als die Vertreter von Sonderinteressen, 
von Privilegien, während die liberal-demokratischen die allgemeinen 
Interessen, das die Interessen eines Jeden berücksichtigende Recht in 
Schutz nehmen.2) Oder umgekehrt dem Konservatismus wurde die Ten- 
denz zugesprochen, die legitime, auf den göttlichen Willen zurückführbare 
Rechtsordnung zu verteidigen, im Gegensatz zum Liberalismus, der eine 
revolutionäre, auf menschlichen Willen gegründete Ordnung anstrebt^) 
Die unparteiischste Erklärang, die auf solchem Wege gefunden wurde, 
nahm zum Ausgangspunkt die Thatsache, dafs in jedem Staatsleben 
Kräfte vorhanden sind, die die Einheit des Staatswillens, die staat- 
liche Machtentfaltung nach auXsen und innen zu stärken streben, während 
zugleich auch andere Kräfte wirksam sind, welche für die Einzelnen 
und die Sondergruppen in ihren kulturellen Zweckbestrebungen eine 
freiere Bewegung zu schaffen suchen.^) Noch neuerdings ist auf dieser 
Grundlage die Parteilehre einer umfassenden Revision unterzogen worden.*) 
Es wird behauptet dafs die einzelnen Gesichtspunkte, unter denen ein 
Gegensatz zwischen den konservativen und den liberalen Parteien ge- 
funden werden kann, nur die sekundären abgeleiteten „Formen" jenes 
Hauptgegensatzes seien, des Kontrastes zwischen der politischen „Syn- 
these", welche die Teile fest verknüpfen will, und der politischen „Diffe- 
renzierung", welche den Ausdruck des Selbständigkeitsstrebens der Teile 
bildet. Sekundär sollen sich hieraus die Vorliebe des Konservatismus 
für das historisch Gewordene, die Neigung für kriegerische Machtentfal- 
tung u. s. w., wie die entgegengesetzten Tendenzen der Liberalen erklären. 
Heute kann kaum ein Zweifel mehr darüber bestehen, dafs alle 
diese Bemühungen — auch die am meisten vertieften und verfeinerten — 
keine Aussicht auf Erfolg versprechen. 

1) CoNSTANTTN Frantz, Kritik aller Parteien 1862. 

2) In Polemik gegen die RoHMEB-BLUNTscHijsche Theorie (o. S. 247 Anm. 2) 
von Abt in Rotteck -Welckera Staatslexikon (Suppl.-Bd. 1848) vertreten. 

3) JuLRTs Stahl, die gegenwärtigen Parteien in Staat und Kirche (1863) (vergl. 
o. S. 91). 

4) Diesen Gegensatz betonte zuerst Heinrich von Treitschke (Historisch-poli- 
tische Aufsätze, Bd. 3 über ^Parteien und Fraktionen*"), ohne ihn jedoch zum prin- 
zipiell entscheidenden Mafsstab für die Gegenüberstellung der Parteien zu erheben. 

5) Auf den Ausbau der Treptschke sehen Idee ist das oft erwähnte feinsinnige 
Werk Adolf Merkels (Fragmente zur Sozial Wissenschaft 1898) gerichtet Der Haupt- 
voizug desselben liegt in einer gedankenreichen Kritik der oben kurz referierten 
früheren Parteidoktrinen (bes. von S. 110 ab). 
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Zunächst lag dem ganzen Streit von vornherein der oben bezeichnete 
Irrtum zu Grunde^ als sei der Gegensatz der Parteigruppierung durch 
jene ausgebildete Organisation der Partei bedingt, wie sie erst die 
Begleiterscheinung der modernen Verfassungen gewesen war (vergl. o. 
S. 242). Der Streit wird also zu seinem wesentlichen Teile gegensta^dslos, 
wenn man erkennt ^ da[s ein Parteikampf zu allen Zeiten existiert hat, 
— auch da, wo es ein organisiertes und ausgebildetes Parteiwesen nicht 
gab. Denn mit dieser Erkenntnis mulste klar werden, dafs die Partei- 
verhältnisse älterer Kulturkreise viel zu eigenartig waren, um mit den 
modernen verglichen werden zu können, dafs deshalb eine systematische 
Betrachtung des gesamten historischen Staatslebens unter dem Gesichts- 
punkt des Parteilebens überhaupt nicht möglich sei. Der heutige Konflikt 
zwischen Konservatismus und Liberalismus hilft uns ebensowenig zum 
Verständnis des Gegensatzes zwischen dem königlichen und dem priester- 
lichen Machtkreis im ägyptischen oder jüdischen Staat, wie zu dem des 
Gegensatzes zwischen der lakonischen und- der athenischen Partei inner- 
halb der griechischen Kulturwelt des 5. Jahrhunderts. Die Staatslehre 
wäre völlig ratlos, wenn man sie fragte, ob die oligarchischen Verfechter 
der republikanischen „Freiheit", ein Marcus Cato oder Marcus Brutus, 
in ihrem Gegensatz zu den Anhängern der demokratischen Militärdiktatur 
des Cäsar und Augustus mehr den „Liberalen" oder mehr den „Konser- 
vativen" entsprächen, und selbst im Kahmen der christlich-westeuro- 
päischen Staatskultur läfst sich der mittelalterliche Kampf zwischen kaiser- 
licher, päpstlicher, fürstlicher oder städtischer Partei selbst in den ver- 
einfachten Formen des Kampfes zwischen Guelfen und Ghibellinen in 
Italien, so zweifellos es sich hier um ein ausgebildetes Parteiwesen 
handelt, mit den modernen Kontrasten nicht in Einklang bringen. Der 
Vergleich mit politischen Konflikten anderer Kulturkreise, z. B. der, 
welcher im 13. Jahrhundert zwischen dem geistlichen Beherrscher 
Japans, dem Mikado — dem militärischen Hausmeier, dem Shogun, und 
den kleinen feudalen Territorialherren, den Daimios — geführt wird, 
ist für die Parteikämpfe des christlichen Mittelalters vielleicht belehrender 
als der Vergleich mit dem modernen Parteiwesen desselben Kulturkreises. 

Man braucht nur diesen Gedanken weiterzuführen, um ohne weiteres 
darüber klar zu werden, dafs selbst die heute wirksamen politischen 
Kräfte nicht restlos in einem Schema der Parteien aufgelöst werden 
können, wie es die bisherige Doktrin vorschlägt Der Gegensatz der 
Konservativen und Liberalen erstreckt sich, seit er existiert, doch im- 
mer nur auf einen ganz bestimmten Kreis staatsrechtlicher Fragen, auf 
die des staatlichen Aufgabenkreises, der gröfseren oder geringeren Be- 
schränkung der Organe, auf die Verteilung der bürgerlichen Lasten u. s. w., 
aber z. B. schon hinsichtiich der Einrichtungen, die von der auswärtigen 
Politik oder von dem Verhältnis der verschiedenen Gebietsteile des Staats 
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berührt werden, versagt er. Das Streben nach Sammlung lose zu- 
sammenhängender Gliedstaaten zu centralen Aufgaben des Gesamtstaats 
ist, z. B. in der Schweizer Eidgenossenschaft, ein fortschrittliches, also 
„liberales", während umgekehrt in der österreichischen Monarchie die 
„liberale" Partei Ungarns die Lockerung der Teile durchgesetzt hat 
und die tschechische Partei Böhmens sie in Widerspruch mit dem Be- 
stehenden anstrebt Ja, in der neuesten Parteigeschichte Englands hat 
eine ähnliche Frage bis zu gewissem Grade den altehrwürdigen Dualis- 
mus der Whigs und Torys gesprengt: die Homerule- Agitation der Irländer 
einerseits, die Bestrebungen nach festerer Vereinigung Englands mit den 
Kolonien zu einem „Greater Britain" hat die Gegner der Selbständigkeit 
Irlands, die liberalen „Unionisten'', von den durch Gladstone geführten 
liberalen Homerulem losgelöst und zur Koalition mit den torystischen 
Anhängern der Weltmachtpolitik, den „Imperialisten", getrieben, während 
sich zu letzteren wieder ein gemäfsigterer Teil der Konservativen in der 
auswärtigen Politik in Gegensatz stellte. Noch deutlicher zeigen die Par- 
teien konfessioneller Färbung, wie wenig das Schema der Parteien 
ausreicht Die klerikalen Parteien der europäischen Staaten sind in Ver- 
folg des Strebens, das trotz aller Wandlungen, Schwankungen, Koalitionen 
und Kompromisse doch immer ihr festes, einigendes Hauptprogramm 
bleibt — in der Propaganda der internationalen Priesterherrschaft unter 
Roms Leitung — , sich selbst immer gleich geblieben ; in Verfolg dieses 
Ziels sind sie fähig gewesen, in Frankreich die Interessen des mit dem 
Militarismus verbündeten Kapitalismus und in Belgien die der manchester- 
lichen Industrieuntemehmer ganz ebenso zu vertreten, wie in Süddeutsch- 
land die des agrarischen Kleinbauern, des demokratischen Kleinbürgers 
oder des sozialistischen Fabrikarbeiters. Und doch fällt gerade diese 
anomale Partei für die Würdigung der heutigen politischen Institutionen 
Mitteleuropas, z. B. der Monarchie, besonders ins Gewicht 

Von solchem Gesichtspunkt aus wird endlich bei näherem Zusehen 
die Unbrauchbarkeit jeder Systematisierung der Parteien auch an den an- 
scheinend festesten Grundformen der Parteigegensätze, denen der Konser- 
vati ven und Liberalen selbst, offenbar. Es bedarf kaum des Ilervor- 
hebens, dafs es wertlos ist, sie durch den Vergleich mit menschlichen Eigen- 
schaften oder Altersstufen als phlegmatische und ruhige, als jugendliche 
und gereiftere Parteien erklären zu wollen; hierin bekundet sich deut- 
lich jene Phantastik, die die Organismusnatur des Staats nicht nur zur 
Veranschaulichung (o. S. 162), sondern zur rationellen Erkenntnis der 
Bedingungen und Eigenschaften des Staats benutzen zu können meint 
Aber auch wenn der Begriff der Normalparteien auf die verfassungs- 
mäfsigen Bestrebungen des realen Staatslebens selbst zurückgeführt wird, 
versagt doch jedenfalls ein allgemeingültiges und formales Unterschei- 
dungsmerkmal. Will man den Konservatismus als Verfechter der be- 
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stehenden Rechtsordnung, den Liberalismus als den Träger des Fort- 
schritts oder der Reform bezeichnen, so trifft dies allenfalls zu für Ent- 
Wicklungen^ die, wie die innere Entwicklung Englands, ganz allmählich 
und stetig die älteren, überlebten Formen des Staatslebens in neuere über- 
führen, — den absoluten Staat in den Verfassungsstaat, die verfassungs- 
mälsige Monarchie in die verfassungsmäfsige Demokratie, das beschränkte 
Parlamentswahlrecht in das erweiterte, den Protektionismus in den Frei- 
handel, die freie Konkurrenz in den sozialen Arbeiterschutz. Aber schon 
in England hat häufig die Partei der Erhaltung der Partei des Fort- 
schritts das Reformprogramm aus der Hand genommen. Um so schwan- 
kender, relativer also werden die Begriffe „bestehender Zustand" und 
„Neuerung", wenn sich, wie in Frankreich, die Entwicklung des Staats- 
lebens in starken Pendelschlägen bewegt. Hier ist die Partei, die gestern 
Reformpartei war, heute die Vertreterin des Bestehenden, — die kon- 
servative Partei, bisher im Besitzstand, wird zum Anwalt einer reaktio- 
nären Reform ; und dieser Abweichung läfst sich auch dadurch nicht be- 
gegnen, dafs man die konservative Partei in die Vertreterin des historisch 
älteren Zustands umdeutet Denn auch ein Reform Vorschlag, der für 
seine Zeit neu ist, kann doch in Wahrheit an ältere historische Traditionen 
anknüpfen: der hauptsächliche Programmpunkt des Liberalismus seit 
der Revolution war eben doch die Schaffung einer Volksvertretung, die 
als eine Wiederbelebung der ständischen Rechte des ausgehenden Mittel- 
alters gedacht wurde und auch thatsächlich damit zusammenhing. 

Nicht weniger willkürlich ist es, die Konservativen als die Vertreter 
des Allgemeininteresses, die Liberalen als die Vertreter von Sonder- 
interessen zu kennzeichnen, denn in Wahrheit verbindet sich, wie schon 
ausgeführt (o. S. 244), in jeder gesunden Partei schlechthin die Rücksicht 
auf allgemeines und besonderes Interesse, und es ist ein Zeichen der 
Degeneration des Parteilebens, wenn hinter dem egoistischen Streben der 
Blick auf das Gemeinwohl verdeckt wird. Und endlich ist es eine 
Täuschung, wenn man den Gegensatz zwischen Gemeininteresse und 
Sonderinteresse durch die Wendung verbessern zu können glaubt, kon- 
servative Parteien seien diejenigen, welche für die staatliche Einheit 
einträten, Liberale dagegen die, welche für die Rechte der Einzelnen 
kämpfen. So sicher dieser Gegensatz für das Staatsleben eine praktische 
Bedeutung besitzt, so wenig ist er doch in bestimmten Personengriippen 
verkörpert^) Auch er kann im Wechsel der Zeitiäufte bald dieser, bald 
jener Partei ihr Gepräge geben. Ganz unrichtig ist es z. B., anzunehmen, 
dafs der Zusammenschlufs des Staats nach aufsen, mit anderen Worten 
die Entfaltung kriegerischer Macht, immer nur von konservativen Par- 

1) Nur dafs der Gegensatz für das Staataleben überhaupt Bedeutung hat, hatte 
Tbeitöciike betont (vergJ o. S. 247). Erat Merkel hat darauf die innere Unter- 
scheidung der Parteien zu gründen gesucht. 
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teien vertreten werde: in der Ära der Revolution war es gerade der 
radikal gewordene liberalismus, der erobernd im Dienst der nationalen 
Expansion auftrat Und ebenso unrichtig wäre die Anschauung, als ob 
konzentrierende und individualistische Bestrebungen sich immer aus- 
schli eisen raüfsten. Bekanntlich hat sich die grolsartigste Entwicklung 
innerhalb der liberalen Parteien aller modernen Staaten dadurch vollzogen, 
dafs neben den Liberalismus im engeren Sinn die ,,sozialistische^ Rich- 
tung trat Während die ersteren in der That freie Bewegung des Einzelnen 
im wirtschaftlichen Leben und gesteigerten Einflufs auf das staatUche 
Leben, zum Teil demokratische Regierung verlangte, betonte der Sozia- 
lismus zunächst die gleiche Anwartschaft des Einzelnen am Lebensgenufs 
und am wirtschaftlichen Schutz des Schwachen gegen den Starken; mit 
dieser zunächst individualistischen Forderung setzt er sich aber in direkten 
Gegensatz gegeu das „Manchestertum", die freie Konkurrenz, die die 
proletarischen Arbeiter gegenüber dem kapitalistischen Unternehmer schutz- 
los gemacht hatte, und er mufste deshalb notwendig eine Verstärkung 
der staatlichen Macht, mindestens einen bevormundenden Arbeiterschutz, 
nach dem Parteiprogramm sogar eine staatliche Arbeitsorganisation ver- 
langen. 

Nach allem wird klar, dafs eine Schematisierung der Parteien 
und ihrer Bewegungen mit Rücksicht auf ihre leitenden Ideen über- 
haupt nicht gewonnen werden kann. Das, was sie anstreben, liegt oft 
auf so verschiedenartigen Gebieten, und hier wieder ergeben sich so 
sonderbare Kombinationen, dafs diese Gegensätze, Mischungen, Umbil- 
dungen der Parteien — die Form, wie sie sich auseinander entwickdn 
und ineinander übergehen — jeden verallgemeinernden Entwicklungs- 
prinzips spotteten. Es mufs ein anderer Gesichtspunkt für die Systematik 
gefunden werden. 



§ 29. Die EinriohtQJigen und Güter des poUtifchen Lebens. 

Hat auch die bisherige Untersuchung ergeben, dafs die Menschen 
und Menschengruppen, welche äufserlich den mafsgebenden Anstofs 
zu politischen Gestaltungen und Umbildungen geben, einer Systemati- 
sierung unzugänglich sind, so ist doch jetzt bereits indirekt Klarheit 

1) Die gleiche Tendenz überwiegt in der radikalen Arbeiterpartei des heutigen 
England. Umgekehrt macht schon Merkel selbst (S. 220) darauf aufmerksam , dafs 
ganz wohl auch eine konservative Partei für Erweiterung der individuellen Macht- 
sphäre eintreten kann , wie z. B. die preufsischen Grofsgrundbesitzer vor dem Auf- 
tauchen der amerikanischen Getreidekonkurrenz, als sie selbst in grofsem Mafsstab 
exportierten, Gegner der Schutzzölle, freihändlerisch waren. Merkel sucht dem 
hieraus sich ergebenden Einwand durch die Ausflucht zu begegnen, in solchen Fällen 
handle es sich um vorübergehende Schwankungen, die den Gesamttypus der Partei 
nicht berührten. Wenn nur die Schwankungen nicht ebenso häufig wären wie der 
angebliche Typus. 
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darüber geschaffen, worin in Wirklichkeit die Staats- und rechtsbildenden 
Kräfte beruhen. Sie liegen in den Objekten der Wünsche und 
Bestrebungen, welche ihrerseits die einzelnen im politischen Leben 
stehenden Menschen beseelen und sie zu politischer Thätigkeit, vor al- 
lem auch zur Gruppen- und Parteibildung, anstacheln. Selbstverständlich 
richten sich solche Bestrebungen zum grofsen Teil nur auf einzelne Akte 
der Regierung und Verwaltung, auf Entschlüsse der „Exekutive", die 
die Bürger den Regierungen oder Behörden zuschieben wollen, — sie 
wollen einen Krieg oder einen Friedensschlufs, die Aufnahme einer 
Anleihe, die Erweiterung eines Hafens, die Neuanlage einer Eisenbahn, 
die Entfernung eines Ministers, die Bildung einer neuen Gerichtsabteilung 
oder was dergl. mehr. Insoweit berühren sie die Politik im wissenschaft- 
lichen Sinn nicht, sondern, wie bekannt, nur die Staatskunst (S. 29). 
Aber gerade die wichtigsten und tiefstgehenden Bestrebungen, die im poli- 
tischen Leben die verschiedenen Kreise der Gesellschaft erfüllen, sind 
anderer Art Sie verlangen dauernde Einrichtungen und Veran- 
staltungen des Staats. Sie wollen, dafs dieselben durch Staatspraxis 
oder vor allem durch Gesetzgebungsakt, Verfassungsrechtssatz geschaffen, 
beseitigt, umgestaltet werden. Derartige politische Dauerzustände 
(S. 28) aber sind gerade das, womit sich die Staatslehre, die Politik 
als Wissenschaft beschäftigt. Man kann deshalb nunmehr sagen: die 
Staatslehre fragt in ihrem praktischen Hauptteil danach, unter welchen 
Bedingungen bestimmte staatliche Einrichtungen in den Be- 
strebungen der Bevölkerungsgruppen oder Parteien wieder- 
kehren. Allerdings sind auch diese Einrichtungen nicht an und für 
sich der Betrachtung zugänglich. Sie dienen der Befriedigung der gemein- 
samen Interessen, der Beschaffung der öffentlichen Güter (o. S. 14), 
und demgemäfs können sie auch nur an diesen auf ihre Bedeutung und 
ihren Wert gemessen werden. Die politischen Einrichtungen in ih- 
rem gesetzmäfsigen Zusammenhang mit den politischen 
Gütern sind also der eigentliche Gegenstand der allgemeinen Staatslehre. 
Die Bedürfnisse, die sich in konstantem oder wiederkehrendem Verhältnis 
auf bestimmte Güter und als Mittel zum Zweck auf bestimmte Institu- 
tionen richten, sind die innerlich treibenden Kräfte des Staatslebens. 
Sie bringen das letztere in Flufs, indem sie die verschiedenen Völker 
und vor allem innerhalb der Völker in immer neuen Kombinationen, Ab- 
stufungen und Schattierungen die Parteien in Thätigkeit setzen. Diese 
äufseren Triebkräfte (§27.28) können also nur so bis zu gewissem 
Grade systematisch in Zusammenhang gebracht werden, dafs man die 
Einrichtungen und die Güter vergleicht, die das Ziel und eventuell den 
Erfolg ihres politischen Handelns gebildet haben. 

Auf das Verhältnis der politischen Bedürfnisse zu den politischen 
Gestaltungen hat denn im Folgenden die Staatslehre ausschliefslich ihren 
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Blick zu konzentrieren, und die vorausgehende allgemeine Analyse der 
Organisationen und Funktionen der Staaten deutet an, in welcher 
Weise. Aus ihr erhellt von vornherein, dafs man auch diese Frage nicht 
allzu gewaltsam vereinfachen darf. Schon das ist unmöglich, die Frage 
der Verfassung und die Frage der Funktion des Staats auf eine 
einzige prinzipielle Frage zurückführen zu wollen, — etwa auf die Frage 
nach der Staatsform — Aristokratie, Monarchie, Demokratie, — und 
die Frage nach dem Staatscharakter — Rechtsstaat, Polizeistaat, 
Volksstaat oder dergl. Schon in diesem Eahmen gilt es vielmehr eine 
grofse Reihe von gesonderten Problemen zu unterscheiden, die sich 
wohl gegenseitig beeinflussen, aber innerlich von einander unabhängig 
sind. Von allem anderen abgesehen, sind z. B. bei Prüfung einer Staats- 
verfassung der Aufbau des unteren Behördensystems und der obersten 
Organe, und die Bildung aller Organe wiederum bei Gliederung des 
Staats in Oberstaat, ünterstaat und Selbstverwaltungskörper von der in 
einem Einheitsstaat wohl zu unterscheiden (o. S. 140). Ebenso sind bei 
Prüfung des staatlichen Funktionenkreises die Wohlfahrts- und die Siche- 
rungsaufgaben und ihr Verhältnis zu einander, sowie die einzelnen Zweige 
der Wohlfahrtspflege getrennt zu halten (o. S. 1 48). Vor allem aber lie- 
fert die bisherige Darstellung den Beweis, dafs alle Seiten des Staatslebens 
unter zwei scharf zu sondernden Gesichtspunkten betrachtet 
werden müssen, unter dem, was die politischen Institutionen der Kultur 
des Volkes nützen, und unter dem, wie durch sie die Rechtssicherheit 
des gesellschaftlichen Lebens gefördert wird. Obwohl auch der Schutz 
des Rechts im weitesten Sinn eine Kulturfunktion des Staats ist, tritt er 
doch, wie sich zeigte, zu allen anderen Kulturfunktionen in Gegensatz, 
weil eigens für den Rechtsschutz, besonders für Erhaltung des Staats- 
rechts, ganz besondere Organe und Thätigkeiten, ganz besondere Ein- 
richtungen der Verfassung und der staatlichen Funktionen notwendig 
werden (S. 209 ff.). An sämtlichen einzelnen Punkten der Organisation 
und der Funktionen mufs also wiederum getrennt geprüft werden, welche 
Gestaltung das jeweils geltende Recht im Interesse der Kulturzwecke 
regelt oder regeln sollte, und andererseits welche Garantien es für die 
Erhaltung und Durchführung des Rechts selbst, welche Ver- 
fassungsgarantien es aufstellt An diesen beiden Grundproblemen 
wird jene doppelte Aufgabe praktisch, die schon früher (o. § 4) als die Auf- 
gabe der Staatslehre oder der Politik im weiteren Sinn bezeichnet werden 



1) Auf diesen Gegensatz der Kulturfunktion und der Verfassungsausbüdung 
reduziert sich augenscheinlich jener Gegensatz der konzentrierenden und differen- 
zierenden Tendenz, welcher nach Merkel den Hauptgegensatz der Parteibestrebungen 
bilden soll. Denn die Sicherheits- und Wohlfahrtsfürsorge, die äufsere Politik und 
Finanz Verwaltung setzt als Grundlage immer die Einheit des Staats voraus, während 
die Verfassungsgarantien in erster Linie an die Sphäre des Einzelnen denken. 
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konnte. Sie hat die rechtliehe Einrichtung der Kulturpflege und der 
Yerfassungsgarantien einmal Juristisch^ im engem Sinn, beschreibend, 
de lege lata, zu prüfen, indem sie — als Staatsrechtslehre — den Rechts- 
gehalt der zeitlich und national verschiedenen Staatsgebilde analysiert 
und vergleicht Sie hat sie ferner „politisch^, kritisch, de lege ferenda 
zu betrachten, indem sie — als Politik im engem Sinn — den Wert der 
Einrichtungen für die jeweiligen Verhältnisse fesstellt und so zur Beur- 
teilung anderer, sachlich verwandter Institutionen, besonders der modernen 
anleitet Diese Hauptprobleme sind zunächst (§ 30 — 32) genau ins Auge 
zu fassen. 

§ 30. Die Staatathätigkeiten und die Behördenorganiaation. 

I. Das Verhältnis der staatlichen Thätigkeit zu den 
Bürgern. Am letzten Ende läuft, wie nach allen früheren Dar- 
legungen nicht noch einmal begründet zu werden braucht, der ge- 
samte Anteil des Volks und der verschiedenen Bevölkemngsschichten auf 
die Leistungen hinaus, die der Staat durch seine Organe den Einzelnen 
oder den Gmppen zu beschaffen hat (vergl. o. S. 135 ff.). Die Gegenstände 
politischer Bedürfnisse, die politischen Einrichtungen, lassen sich also im 
Grande auf die eine Frage zurückführen, in welchem Umfang der 
Staat für das Volk thätig werden soll, und in welcher Weise, be- 
sonders durch welche Mittel uüd durch welche Personen die 
politischen Leistungen zu erbringen sind. Sie drängen sich in die Ein- 
richtung der Staatsthätigkeiten und der Staatsorganisation 
zusammen. Innerhalb dieses gemeinsamen Rahmens also müssen sich 
jene getrennten Probleme aussondern lassen, die nebeneinander als die 
verschiedenen Seiten des Staatslebens geprüft werden müssen, und die 
erst in ihrem Zusammenhalt das Gesamtbild des individuellen Staats- 
lebens ergeben. 

Den eigentlichen Gmndstock der Rechtsvorschriften des Staatsrechts 
bilden die Noraien, welche die staatliche Thätigkeit nach unten be- 
stimmen, welche mit anderen Worten die Behörden und deren Thätigkeit 
regeln, soweit sie mit den einzelnen Bürgern in Berühmng treten. 
In diesem Verhältnis zwischen Staat und Einzelbürgern mufs 
zunächst im einzelnen das Mafs der Kulturpflege und das Mafs der 
Rechtssicherheit (vergl. §29) festgestellt werden, bis zu welchem 
das staatiiche Leben gelangt ist, und welches den Vergleichsmafsstab 
mit anderen Staatsgebilden liefert 

IL Die kulturerhaltenden Thätigkeiten und Behörden. 
Das Verhältnis der Behörden zu den Einzelbürgera in Hinblick auf die 
staatliche Kulturpflege, wie sie sich in der Verwaltung (S. 202) verkör- 
pert, wird auf seine Eigenart naturgemäfs sowohl in den allen Einzelnen 
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günstigen wie in den sie beschränkenden Wirkungen zu prüfen 
sein, wenn ein Totalbild desselben gewonnen werden soll. Es gilt einmal, 
zu beobachten, welcher Pflichtenkreis nach dem geltenden Recht an auf serer 
und innerer Verwaltung dem Staat zugewiesen ist^ was er an Wohlfahrts- 
pflege und Sicherung leistet, bez. leisten soll, und zwar ist hierbei be- 
sonders auf die Frage Gewicht zu legen, wie sich der Staat innerhalb 
seiner Aufgabensphäre zu den verschiedenen Bevölkerungsklassen stellt 
und bei seiner Thätigkeit den verschieden günstigen oder ungünstigen 
Lebensbedingungen derselben Rechnung trägt Diese Frage hat also den 
Gegensatz im Auge, der im politischen Leben dadurch entstehen kann, 
dafs ein Staat von der Befriedigung der Kulturbedürfnisse des Volks 
mehr in die eigene Hand nimmt oder mehr der individuellen 
Fürsorge und der privaten Vereinsthätigkeit überläfst, jener 
Gegensatz, der sich zwischen den Extremen des „Polizei Staats^ 
oder „Volksstaats'' bringen lief s; ihre besonders wichtige Abzweigung 
ist die Frage nach der mehr oder minder „sozialpolitischen", d. h. die 
Ungleichheiten der sozialen Klassen ausgleichenden Funktion 
des Staats. Aber hierin liegt nur die eine Seite des Verhältnisses zwischen 
Staat und Bürger. *) Die Kehrseite liegt in dem Umstand^ dafs jeden- 
falls, mag dem Staat sein Pflichtenkreis grofs oder klein gesteckt sein, 
staatliche Eingriffe in die individuellen Sphären als Mittel zum Zweck 
der allgemeinen Kulturfunktionen unvermeidlich sind. Entweder mufs 
sich der Einzelne bequemen, dafs die staatlichen Behörden seine Güter, 
Freiheit, Privateigentum, Gesundheit schmälern, damit sie das Wirtschafts- 
leben, die Gesundheit, die Eigentumssicherheil der Gesamtheit fördern 
können. Oder es mufs der Einzelne sogar bestimmte Leistungen, Heeres- 
dienst, Steuerzahlung, Wegebau übernehmen, damit der Staat gewisse 
öffentliche Verrichtungen organisieren könne. Das einzelne Staatswesen 
wird also weiter dadurch gekennzeichnet, dafs es dem Bürger mehr 
oder weniger positive Opfer in seiner persönlichen Freiheit, in der 
freien Entfaltung seiner geistigen Ausbildung, wirtschaftlichen Beschäf- 
tigung, Verfügung über seinen Körper und sein Vermögen zumutet, und 
eine besondere Frage wird es auch in diesem Zusammenhang wieder, 
in welcher Weise diese Beschränkungen und Lasten unter den ver- 
schiedenen Bevölkerungsklassen verteilt sind, ob und inwieweit also eine 



t) Insofern der Staat durch die Beschrankung seines Aufgabenkreises die nicht 
von ihm ergriffenen Kulturaufgaben dem Individuum oder den privaten Vereinen Über- 
läfst, läfst er diesen einen Raum für ihre Thätigkeit frei; — man kann also auch 
in der rechtlichen Regelung dieser Seite des Verhältnisses zwischen Staat und Bürgern 
die Anerkennung einer Seite (der positiven Seite) der personlichen Freiheit sehen. 
Über die andere, die negative Seite (Regelung der Freiheitssphäre, in die der Ein- 
zelne keinen Eingriff der staatlichen Thätigkeit zu dulden braucht), vergL 
das Folgende des Textes. So unterscheidet z. B. Bluntschu (Allgemeine Staats- 
lehre 2, 622). Vergl. oben S. 189 Anm. 1. 
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verhältnismälsige Gleichheit der bürgerlichen Lasten hergestellt ist 
Ii) beiden Seiten des Verhältnisses zwischen Staat und Bürger handelt es 
sich, wie hieraus hervorgeht, zunächst darum, die historischen Staatsgebilde 
auf die quantitative Verschiedenheit der staatlichen Leistungen 
wie der bürgerlichenLastenzu vergleichen. Das herrschende Rechts- 
bewufstsein kann jedoch eine Bevölkerungsklasse auch in eine qualitativ 
abgesonderte Lage bringen, indem es deren Angehörige ganz auf ser- 
halb einer rechtlichen Ordnung der staatlichen Leistungen wie der bürger- 
lichen Lasten stellt. In diesem Zusammenhang gewinnt das Institut der 
Sklaverei seine staatsrechtliche Bedeutung. Soweit das geltende Recht 
einen Kreis von Menschen als Sachen dem Privateigentum der Bürger und 
damit der willkürlichen Disposition ihrer Herren ausliefert, versagt es ihnen 
gleichzeitig den Mitgenufs der staatlichen Kulturleistungen und überläfst es 
die Befriedigung ihrer sämtlichen Bedürfnisse der Fürsorge des Herrn. 
Und wenn das geltende Recht sogar eine engere Gruppe der Unfreien dem 
Staat selbst als Staatssklaven unterwirft, stellt es nicht nur einen Teil 
ihrer persönlichen Kräfte, wie in der politischen Beschränkung des Bürgers, 
sondern die Totalität ihrer individuellen Güter dem staaüichen Kultur- 
zweck als Mittel zur Verfügung. Die eingreifendste Verschiedenheit, die 
in den historischen Staatsbildungen das Verhältnis des Staats zu den Ein- 
zelnen annehmen kann, hängt somit davon ab, ob ein Staat mit der 
Sklaverei als Rechtsinstitut rechnet oder sie verwirft Wo das erstere 
der Fall ist, wird der Sklavenbevölkerung die Bürgerstellung vollständig 
abgesprochen ; es wird mindestens gegenüber den Staatssklaven der Ein- 
griff des Staats in die individuelle Freiheit voll entfesselt Zugleich liegt 
darin nach beiden Richtungen hin die äufserste Steigerung der politischen 
Ungleichheit, deren ein Staatsleben fähig ist. 

IIL Die rechtserhaltenden Thätigkeiten und Behörden. 
Die andere Gruppe von Funktionen, durch welche die Staatsorgane un- 
mittelbar mit den Bürgern in Berührung treten, ist der Erhaltung der 
Rechtsordnung, der Rechtspflege oder Rechtskontrolle, ge- 
widmet Sie empfängt ihr individuelles Gepräge selbstverständlich zu- 
nächst durch die Formen, in denen das Recht gegenüber den Bürgern 
durchgesetzt wird (vergl. o. S. 207). Dies hängt von dem Grad der Voll- 
kommenheit ab, welchen in einem Staate die Civilgesetzgebung und 
Strafgesetzgebung sowie die Organisation der Civilrechtspflege und der 
Straf rechtspf lege erreicht haben (vergl. o. S. 211). Insoweit bewegen 
sich also die Thätigkeiten und Behörden, welche der Formulierung und 
Durchführung der Rechtsordnung dienen, auf einem von Funktionen und 
Organen der Verwaltung ganz gesonderten Gebiet Die kritische Stelle 
jedoch, an der sich Kulturpflege und Rechtspflege des Staats verschlingen, 
zeigt sich, wenn angesichts eines Staats die Frage aufgeworfen wird, 

Schmidt, Staatslehre. 17 
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ob auch gegenüber den Verwaltungsbehörden selbst Garan- 
tien dafür bestehen oder notwendig sind, dafs sie in ihren die Bürg^er 
fördernden oder beschränkenden Thätigkeiten ihre rechtlichen Pflichten 
wahren; denn erst durch die Organisation der Verwaltungsrechts- 
pflege wird die Eechtskontrolle von den Bürgern auf das Verhalten der 
Behörden selbst ausgedehnt (vergl. o. S. 208. 211). Die gleiche Frage 
erhebt sich im Hinblick auf die Behörden der Rechtspflege selbst, soweit 
sie — wie die mit der Strafverfolgung betrauten — den Verwaltungs- 
behörden sich annähern ; die mehr oder minder vollkommen ausgebildete 
Herrschaft des Rechts in der Strafrechtspflege ist ebenfalls danach zu 
beurteilen, ob durch einen Dualismus von Organen eine gegenseitige 
Überwachung in der rechtgemäfsen Ausübung dieser Funktion erzielt 
wird (o. S. 212). Und endlich bietet zu dem allen eine selbständige Rechts- 
garantie die möglichst reife Ausbildung der Gesetze. Auch darin kann 
der Rechtsstaat die Behörden dem Bürger gleichstellen, dafs er auch den 
staatlichen Organen ihre Pflichten in möglichst bindender, scharf formu- 
lierter Weise vorzeichnet, und die historische Betrachtung wird ergeben, 
dafs das Fehlen oder das Dasein bindender Gesetzesregeln an 
sich schon in den verschiedenen Formen des Staatslebens sehr cha- 
rakteristische Gegensätze hervorbringen kann. 

Von allen diesen Fragen zusammen hängt es ab, ob das Verhältnis 
der Bürger zu den Behörden ein verfassungsmäfsig gesichertes 
ist, — ob also der Staat im Hinblick auf die Funktionen seiner unteren 
Organe den Anforderungen des Verfassungsstaats oder durchgeführten 
Rechtsstaats genügt, oder ob — was dasselbe ist — den Bürgern die 
rechtliche oder politische „Freiheit", die Anwartschaft auf ein 
vor Behördenwillkür gesichertes lieben im Staat, gewährleistet ist (vergl. 
0. S. 189). Auch in der Ausbildung des Verfassungsstaats sind beliebig 
viele Stufen oder Gradunterschiede denkbar. Dieselbe kann aber auch ganz 
fehlen, und für diesen Fall, wo eine unbeschränkte, absolute Gewalt 
der Behörden gegenüber den Bürgern besteht, läfst sich am klarsten die 
Probe auf die verschiedene Bedeutung der persönlichen und der recht- 
lichen Freiheit, der Rechtsnormen über das Mafs der bürgerlichen Lasten 
(o. II) und der Verfassungsgarantien zur Sicherung der bürgerlichen 
Rechtsstellung machen. Auch in einem Staatsgebilde, in welchem die 
Bürger ohne Schutz wehren gegen Übergriffe der Beamten sind, können 
doch ganz wohl Rechtsregeln über die Befugnisse und Schranken der 
Beamten bestehen, an welche sich die Beamten im Zweifel binden. Auch 
im absoluten Staat ist also das Verhältnis zwischen den Einzelnen und 
der Verwaltung ein Rechtsstaatsverhältnis, wenn auch ein unausgebildetes; 
es ist grundsätzlich verschieden von dem Verhältnis eines Beamtentums 
zu den Staatssklaven, welche sich im Mafs ihrer Belastung überhaupt 
nicht auf rechtliche Normen berufen können, sondern der Willkür über- 
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lassen sind. Die Erkenntnis dieses Unterschieds ist für die Analyse des 
politischen Entwicklungsgangs von grofser Bedeutung. Nur macht sie, 
scharf erfafst, zugleich verständlich, wie sich gegebenenfalls das Ver- 
hältnis des absoluten Staats zu seinen persönlich freien, nur in ihrer 
rechtlichen Freiheit nicht geschützten Bürgern der aufserhalb alles Staats- 
rechts stehenden Beziehung zwischen dem Staat und der unfreien Be- 
völkerung annähern kann. Dies mufs geschehen, wo in der Volksmei- 
nung rechtliche Regeln über die Macht der Behörden überhaupt noch 
nicht ausgebildet oder wieder verflüchtigt sind ; denn hier mufs notwendig 
die volle Willkür der staatlichen Machthaber eingreifen, — zwischen 
dem scheinbar freien Bürger und dem Staatssklaven giebt es dann keinen 
realen Unterschied mehr. Dies mufs denn auch das Kriterium sein, 
an welchem zu beurteilen ist, ob sich der Absolutismus zum Des- 
potismus steigert. Während im absoluten Staat formelle Schutz- 
weh reu gegen rechtliche Übergriffe der Behörden fehlen, nennen wir 
einen despotischen Staat den, in welchem sogar bestimmte rechtliche 
Vorstellungen darüber zu vermissen sind, was dem Staat an Ein- 
griffen erlaubt ist, und ^vas einen Übergriff des Staats bedeutet*) 

Man wird nach allem die erste Hauptgruppe der Gesichtspunkte, 
unter welchen die juristische Kritik das Staatsleben zu prüfen hat, als 
das Verhältnis der Bürger zur Verwaltung (II), das Verhältnis der Ver- 
waltungsbehörden zur Rechtsprechung und das der Verwaltungs- und 
Rechtspflegebehörden zum Gesetz (III) zusammenfassen dürfen. 

§ 31. Die sogenannten Staatsformen. 

I. Die Frage der „Staatsform": Regierungsformen und 
Verfassungsformen. Von der Abgrenzung des staatlichen Macht- 
kreises und der Einrichtung der Behörden hat sich von jeher die Frage 
als eine selbständige Grundfrage des Staatsrechts abtrennen lassen, welche 
Einzelpersonen oder Personenmehrheiten die obersten Funktionen 
im Staatsleben verrichten oder verrichten sollen. Denn hierbei handelt 
es sich um qualitativ eigenartige Verrichtungen und Organe. Schon 
in der Regierung oder Centralverwaltung tritt der Staat, nicht 



1) Diese, wie sich zeigen wird, historisch sehr frachtbaie Unterachcidung mufs 
vor allem gegen die Meinung derer betont werden, die, wie z. B. Geyek (Übersicht 
der Rechts- und Staatsphilosophie in Holtzendorffs Encyklopädie. 4. Aufl. S. 90), 
Despotismus und Absolutismus im wesentlichen für identisch erklären, nur mit der 
Einschränkung, dafs im absoluten Staat „der individuellen Freiheit durch Anerkennung 
von Privatinteressen ein Spielraum gewährt'' sei. Einen Privatrechtsschutz gegen- 
iiber den Mitbürgern gewährt auch der Despotismus, — gegenüber dem Staat 
besteht aber die Schutzlosigkeit des Bürgers sowohl im absoluten, wie im despo- 
tischen Staat eben deswegen, weil er willkürlichen Eingriffen der Behörden in seine 
Privatrechte ausgesetzt ist Ein Unterschied beider Verhältnisse kann also nur in dem 
verschiedenen Grad und im Grund der Gefahr willkürlicher Eingriffe liegen. 

17* 
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wie in der unteren Verwaltung, den einzelnen Bürgern, sondern der 
Volksgesamtheit gegenüber, insofern er die Kulturthätigkeit aller unteren 
Verwaltungsbehörden erst ermöglicht und durch Aufstellung leitender 
Grundgedanken mit seinem Geiste erfüllt Entsprechend schafft er in 
der Gesetzgebung die Normen, welche für das gesamte Staatsleben 
bindend sind und insbesondere das Verhältnis der Bürger zu den unteren 
Behörden beherrschen, und soweit endlich ein Staat besondere Organe 
nur zu dem Ende erzeugt, die Regierung selbst auf die ZweckmäXsigkeit 
ihrer Centralverwaltung und auf die Einhaltung der gesetzlichen Schranken 
zu überwachen, ist auch ein solches Kontrollorgan eigener Art. Man 
kann zwar sagen, dafs die Regierung in der höheren Stufe des Staats- 
lebens der Verwaltung, die Regierungskontrolle der Rechtsprechung ent- 
spricht Aber beide lösen sich doch nicht in Verwaltung und Recht- 
sprechung auf. Sie sind ebenso wie die Gesetzgebung unzerlegbare Grund- 
funktionen des Staatslebens, und die Art ihrer Gestaltung, besonders der 
mit ihnen betrauten Personen, giebt dem Staatsleben in erster Linie 
seine charakteristische Signatur. 

Andererseits mufs es aber doch mit Vorsicht aufgenommen werden, 
wenn die ältere Staatslehre die Gepflogenheit hatte, die Frage nach den 
obersten Organen des Staats einfach als die Frage nach der „Staats- 
form" zu bezeichnen. 1) Nach allem Bisherigen bedarf es keiner Er- 
örterung mehr, dafs sich in der Staatsform in diesem Sinne die Ein- 
richtung des Staats überhaupt nicht erschöpft Ganz abgesehen von 
dem Thätigkeitsmafs des Staats ergiebt sich selbst die Verfassung, die 
Einrichtung der Organe des Staats, wie gezeigt» erst dann, wenn man 
die Frage nach der Staatsform mit der Frage der Behördenorganisation 
(§ 30) verbindet Vor allem aber mufs hier noch einmal die schon 
früher gelegentlich entwickelte Erkenntnis betont werden, dafs in dem 
Problem der Staatsform wiederum eine Mehrheit von selbständigen 
Fragen verbunden sind. 

Die ältere Doktrin verdunkelte dies. Sie sah die Staatsform verkörpert 
in der Gesamtheit aller an den obersten Staatsfunktionen beteiligten 
Personen, — genauer in allen Personen, die an Gesetzgebung und Re- 
gierung mitwirken. Nahm sie dann wahr, dafs hierbei mehrere selb- 
ständige, aus verschiedenen Bevölkerungskreisen hervorgehende Personen 
zusammenwirkten, so half sie sich mit der Annahme einer ,,gemischten 
Staatsform" (vergl. o. S. 214). In der That war für eine solche An- 
schauung insofern ein gewisser Grund vorhanden, als bei der einen 

1) Besonders unzweideutig ist neuerdings diese Vorstellung noch einmal in der 
„Politik" RoscHERs (1893) hervorgetreten, die bereits auf dem Titel den Begriff der 
Politik als „geschichtiiche Naturlehre der Monarchie, Aristokratie und Demokratie" 
erläutert und das Bestreben entwickelt, die sämtiichen Cbarakterzüge des Staatslebens 
auf den Generalnenner der Staatsform zu bringen. 
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staAtlichen E\mktion, bei der Gesetzgebung, erfahrungsgemäls ein 
solches gemeinsames Handeln mehrerer verschiedenartiger Elemente er- 
strebt werden konnte; — Verfassungen waren denkbar, nach welchen der 
Gesetzgebungsakt einer Willensübereinstimmung mehrerer Organe be- 
durfte, sodafs er in Ermangelung des Mitwirkens des einen überhaupt 
nicht zu Stande kommen konnte. Aber die ältere Lehre täuschte sich, 
w^enn sie diese Rechtslage auf alle obersten Staatsfunktionen verallge- 
meinerte. Mit dem Augenblick, wo erkannt wurde, dafs die zweite Haupt- 
funktion, die Kegierung, nicht nur, wie z. B. Locke und Montesquieu 
annahmen, eine mechanische „Exekutive'' des Gesetzeswillens, sondern 
eine freischöpferische Willensentfaltung innerhalb der Schranken des Ge- 
setzes sei (o. S. 29. 66. 203), — in diesem Augenblick mufste klar werden, 
dafs in der Regierung ein Zusammenwirken mehrerer Organe nicht 
möglich sei. Die Akte der Regierung oder Centralverwaltung müssen fort- 
laufend und zwar augenblicklich vorgenommen werden, wenn nicht die 
Staatsthätigkeit und damit das Staatsleben überhaupt stocken oder ganz auf- 
hören soll. Das Zustandekommen eines Regierungsakts kann also nicht von 
einer Willensübereinstimmung mehrerer Willen abhängig gemacht werden, 
ohne zum Spiel des Zufalls zu werden. Für die Einsetzung eines neuen 
Ministers oder die Wiederbesetzung unterer Verwaltungsstellen, für die 
Stellungnahme zu einer kriegerischen Verwicklung oder einer inner- 
staatlichen Beunruhigung, für eine Mafsregel zum Schutz des Handels 
und des ländlichen Notstands oder für einen neuen Strafsenbau kann 
also immer nur ein Wille mafsgebend sein, — z. B. der des Monarchen 
oder der oligarchischen Gruppe; und wenn hierzu eine Mitwirkung eines 
anderen Organs — eines Parlaments oder einer Volksversammlung — 
stattzufinden scheint, so bedeutet sie in Wahrheit nur jene dritte Grund- 
thätigkeit, — jene Kontrolle oder Überwachung, ob sich die Regierung 
in den Schranken des Rechts halte. Es bestätigt sich also von der rein em- 
pirischen Erklärung der realen Vorgänge aus das, was allgemein (o. S. 206 ff.) 
schon aus dem gesamten Verhältnis zwischen Staat und Recht abzuleiten 
war: das scheinbare Zusammenwirken mehrerer Willensträger innerhalb 
der einen ,,Staatsgewalt*' enthüllte sich in Wahrheit als eine Verteilung 
mehrerer oberster Funktionen, der der thätigen Regierung und 
der der hemmenden Kontrolle, an die verschiedenen Willensträger. 

Allerdings liegt ein Einwand nahe, der das Gesagte von neuem in 
Frage zu stellen droht Es ist in der That nicht zu leugnen, dafs die 
Geschichte Verfassungszustände gekannt hat und noch kennt, in denen 
eine scharfe Abgrenzung und Verteilung der verschiedenen Funktionen 
nicht vorgenommen werden kann. So besteht z. B. in der attischen 
Demokratie nach den Perserkriegen ein gewisses Gleichgewicht des 
Areopags, des Rats, der Volksversammlung, der leitenden Strategen, 
angesichts dessen sich schwer sagen läfst, in welcher Hand die eigent- 
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liehe Regiening, in welcher die blofse Überwachung lag. Ein ähnliches 
Bild gewährt der englische Verfassungszustand des 18. Jahrhunderte, wie 
er Locke und Montesquieu vor Augen stand, und Analogien, die später zu 
erörtern sein werden, lassen sich auch heute in ItaUen, in den Balkan- 
staaten und anderswo finden. Die Vertreter der „gemischten Staats- 
fomi" konnten sich also in gewissen Sinne auf historische Belege stützen. 
Aber die Verkennung lag in dem Versuch, solche Zustände als die ty- 
pischen, wohl gar als die mustergültigen hinzustellen. Im Gegenteil 
gilt es scharf ins Auge zu fassen, dafs derartige Zustände stets etwas 
Anomales, einen historischen Ubergangszustand darstellen, von 
so langer Dauer auch der Übergang sein mag. Sie erklären sich aus 
der einfachen geschichtiichen Thatsache, dafs bei dem Dualismus eines 
Regierungsträgers und eines Kontrollorgans sehr leicht das Kontrollorgan 
geneigt sein wird, das bisherige Regierungsorgan zu verdrängen. Das 
natürliche Machtbedürfnis eines Personenkreises, wenn er einmal an den 
obersten politischen Geschäften beteiligt ist, wird ihn stets dahin drängen, 
dafs er seinen Einflufs zu erweitern sucht Versagt also der Träger der 
Regierung, z. B. der Monarch, so ist es das Nächstliegende, dafs die nebenge- 
ordnete, henmiende Macht selbst nach der Regierung strebt, und hieraus kann 
denn einer jener Zustände des labilen Gleichgewichts erwachsen, der mehr 
oder minder lange dauert und schlief slich entweder mit dem Wechsel der 
Regierungsform oder mit der kräftigen Wiederherstellung der ursprüng- 
lichen endet, falls nicht etwa vorher das ganze Staatewesen in Trümmer 
geht. In dieser Weise ist, von andern zeithch näherliegenden Beispielen 
zu geschweigen, aus dem hellenischen und römischen Stadtkönigtura, 
dem der Rat der adligen Sippenhäupter hemmend zur Seite stand, die 
spätere Aristokratie und Oligarchie hervorgegangen, und genau derselbe 
Vorgang hat sich später z. B. in Venedig zwischen dem ursprünglichen 
Lehnsfürsten, dem Dogen, und der Signoria sowie an anderen Stellen 
der politischen Welt wiederholt (vergl. o. S. 204). Aber das wird jetzt 
deutlich, dafs die Tendenz in jedem Staateleben vorhanden ist und 
vorhanden sein mufs, in letzter Linie doch immer wieder nur einem 
Organ die entscheidende Initiative der Regierung zuzuschieben, gleichviel 
wie daneben die Gesetzgebung geordnet sein mag. Der Zustand der 
festen Verteilung ist der gesunde und auf die Dauer allein mög- 
liche Zustand des Verfassungslebens.*) 



1) Im Gnmde hat bereits Bluntsciili (Allgemeine Staatslehre I. 374) den wich- 
tigen Gesichtspimkt betont, dafs die Regierungsgewalt der Natur der Sache nach 
unteilbar ist, ohne ihn allerdings eigentlich fruchtbar zu macheu (vergl. u. S. 268). In 
Anwendung auf die neuesten Staaten hat v. Seydel da« Verdienst, ihn mit Energie 
aufgegriffen zu haben, vor allem durch die Art, wie er mittels desselben den Gegensatz 
des modernen Konstitutionalismus und Parlamentarismus beleuchtet hat (Abhand- 
lungen S. 121 ff.). 
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Hieraus ergiebt sich, dals die Frage, welches die in einem Staat 
bestehende „Staatsform", wer der — sei es einfache sei es zusammen- 
gesetzte — „Träger'' der obersten Gewalt sei, unrichtig gestellt ist. Das 
Problem, welches sich aus der Prüfung der unteren Behördensysteme 
(§ 30) heraushebt, mufs vielmehr, wie schon oben geschehen, als das der 
obersten Organe des Staats bezeichnet werden. Es zerfällt in die 
die an sich selbständigen Fragen, wer im Staat als Gesetz- 
geber, wer als Regierung und wer als Kontrollorgan gegen- 
über der Regierung fungiert Nun ist es aber — und hier trifft die 
Fragstellung mit den früheren Darlegungen über die rechtliche Ausbildung 
des Staats (§ 24 II) zusammen — überhaupt nicht notwendig, dafs für 
die drei obersten Funktionen verschiedene Organe bestehen. Der „Dua- 
lismus der Organe" ist das Kennzeichen des ausgebildeten Rechtsstaats 
oder Verfassungsstaats, während es im unausgebildeten Rechtsstaat 
oder absoluten Staat die Regierung ist, die auch die Gesetzgebung 
und oberste Kontrolle, z.B. die der Minister, an sich zieht Die prinzipale 
Frage des Problems der Staatsform ist also die Frage, ob eine 
absolute oder eine verfassungsmäfsig beschränkte Re- 
gierung besteht Erst in zweiter Linie steht hinter dieser Frage die 
Frage nach der Regierungsform, — d. h. die, ob das regierende 
Organ ein monarchisches, aristokratisches oder demokra- 
tisches ist Ist die Regierung unbeschränkt, absolut, so ist damit der 
oberste Träger der Staatsgewalt erschöpfend bestimmt. Ist sie ver- 
fassungsmäfsig beschränkt, so rückt die weitere Frage nach, wie das 
gesetzgebende bezw. kontrollierende Organ beschaffen ist, und zw^ar 
können nun an dem letzteren die gleichen Unterschiede der Zusammen- 
setzung hervortreten, welche einer Regiening den monarchischen, aristo- 
kratischen oder demokratischen Charakter aufprägen. Es wird also vor 
allem deutlich, wie unzulänglich es ist,^ die ganze Frage der Staatsformen 
einzig und allein auf den Gegensatz der monarchischen, aristokratischen 
und demokratischen Staatsformen, besser Regierungsformen, hinauszu- 
spielen. Im Gegenteil ist der Kontrast zwischen einer absoluten Monarchie, 
Aristokratie oder Demokratie und ebenso der Kontrast zwischen einer ver- 
fassungsmäfsigen Monarchie, Aristokratie oder Demokratie, so sehr er 
praktisch bedeutsam ist, doch für den gesamten Entwicklungsgang des 
Staatslebens weit weniger eingreifend gewesen, als der zwischen abso- 
lutem und Verfassungsstaat, also z. B. zwischen absoluter Monarchie und 
der Monarchie, die als verfassungsmäfsig beschränkte an die Mitwirkung 
anderer Organe in der Gesetzgebung oder an deren Kontrolle gebunden 
ist Die heftigsten Kämpfe des politischen Lebens drehen sich nicht 
darum, wie das herrschende Organ zusammengesetzt sein soll, sondern 
darum, ob dieses Organ beschränkt oder unbeschränkt sein soll. ^) 

1) Eine eingehende Anseinandei'setzung mit der bisher üblichen Erörterung der 
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Man handelt hiernach am besten und am wenigsten milsverständlich, 
wenn man das Problem der Staatsform ersetzt durch die Frage, wie in 
einem bestimmten Staat die Thätigkeiten und die Organisation 
der Regierung, Regierungskontrolle und Gesetzgebung be- 
schaffen ist oder beschaffen sein soll. 

IL Der Gegensatz der Regierungsformen: Monarchie, 
Aristokratie, Demokratie. Die logische Reihenfolge, die den Pro- 
blemen der obersten Staatsorganisation soeben zugewiesen worden ist, be- 
währt sich sofort, wenn das Problem der Regierungsform näher auf seine 
Bedeutung ins Auge gefafst wird. 

Der praktische Gesichtspunkt, unter dem dies zu geschehen hat, kann 
nach allem kein anderer sein, als das Interesse, welcher Personenkreis 
der Gesamtbevölkerung nach der herrschenden Rechtsüberzeugung die 
entscheidende Willensinitiative zu entfalten hat, um die Erfüllung der 
nationalen Kulturbedürfnisse zu ermöglichen, in erster Linie um die hierfür 
erforderlichen Behördenorgane, besonders die höchsten Beamten, Minister, 
zu schaffen oder in Thätigkeit zu setzen. Die Regierung im konkreten 
Sinn ist der Träger der obersten Fürsorge für die staatliche Kultur- 
thätigkeit, wie sie sich in allen Teilen der Verwaltung verkörpert, und 
auf das „Herrschen'' in diesem Sinn, die oberste „Gewalt", das 
dQx^'-'^} y^Q(XT€lv, ist stets stillschweigend Gewicht gelegt worden, wenn 
der individuelle Charakter eines historisch gegebenen Staats auf seine 
monarchische, aristokratische oder demokratische Eigenart bestimmt wurde. 
So ist es, wie schon betont (S. 204) nur eine Nebenfrage, ob neben dem 
rechtlich anerkannten Regierungsträger im genannten Sinn noch ein 
oberstes Scheinorgan besteht, welches nach aufsen und innen den 
Staat repräsentiert, oder ob die Regierung selbst zugleich die Reprä- 
sentativfunktion ausübt Die Existenz eines blofs repräsentierenden 
„Staatshaupts'' ist um deswillen sekundär, wxil sie auf die wesent- 
liche Eigenschaft des Staats, die Bethätigung seiner kulturellen Wirksam- 
keit, einflulslos ist Das kann freilich der Prüfung bedürftig sein, ob sich 
nicht hinter der scheinbar gehaltlosen Repräsentativgewalt eine andere, 
praktisch bedeutsame Funktion, vor allem die verf assungsmäf sige K o n - 
troll gewalt, verbirgt Aber auch diese Frage berührt die Verteilung der 
Regierungsgewalt nicht Mehr als irgendwo mufs also bei Analyse der 
Regierungsform die überlebte Form eines früheren Rechtszustands von 
dem bestehenden Rechtszustand gesondert werden, — auch da, wo die 
Form, z. B. die Stellung eines thatsächlich durch Rechtsgewohnheit seiner 
centraJverwaltenden Funktion entkleideten Scheinregenten, fortdauernd 

-■ ■-■■ — • 

ßtaatafonnen von Dahlmaijn (Politik S. 13 ff.), Waitz (Politik S. 107 ff.), Bluntschu 
(Allgemeine Staatslehre S. 370 ff.), Boscher (Politik S. 1 ff.) ist bei deren völlig ver- 
änderten Fragestellung hiernach nicht mehr moglieh. 



4. Kapitel. Die Staats- und rechtsbildenden Kräfte des sozialen Lebens. 265 

durch ein ebenfalls gewohnheitsmäfsig beseitigtes Verfassungsgesetz ge- 
schützt wird.^ 

Worin bei solcher Prüfung das praktische Hauptkriterium der Re- 
gierungsgewalt zu finden sei, wurde schon früher (S. 205) hervorgehoben. 
Je civilisierter ein Staatswesen wird, desto unentbehriicher und technisch 
ausgebildeter mufs sich notwendig die Zertrennung der Centralverwaltung 
in einzelne Hauptgebiete der obersten Leitung, Geschäftskreise, Ressorts 
oder Departements, gestalten. Sie, im modernen Sprachgebrauch die 
Minister, bilden auch im Wechsel der Regierungsformen eine konstante 
Gröfse, und es wird sich deshalb im Kulturstaat die Frage der Regie- 
rungsorganisation hauptsächlich zu der lYage zuspitzen, welcher Per- 
sonenkreis die entscheidende Entschliefsung für Auswahl, Bestellung und 
Direktive der Minister besitzt Die historische Prüfung wird hiemach — 
insbesondere angesichts der modernen Verfassungszustände — auf dieses 
Verhältnis vorzugsweise ihr Augenmerk richten müssen. 

Dieses Bedürfnis jedes Staats, in jedem, gegebenen Augenblick seines 
Daseins einen Willensträger zu besitzen, von welchem in letzter Linie 
die fürsorgliche Initiative für das Ingangkommen und Ingangbleiben der 
staatlichen Kulturthätigkeit abhängt, — dieses Bedürfnis ist es, was der 
Sprachgebrauch unbewulst im Auge hat, wenn er nach wiederholtem 
Schwanken zwischen einer monarchischen, einer aristokratischen 
und einer de mokratischen Regierung unterscheidet. '^) Die Regierung 

1) Das Gesagte ergiebt, wanim es vermieden werden mufs, die Frage nach dem 
Inhaber der Kegierungsgewalt durch die Frage nach dem „Träger der 
Staatsgewalt^ zu ersetzen, wie Rehm S. 176, bes. S. 180 in Anknüpfung an einen 
in der Litteratur üblichen, aber farblosen Sprachgebrauch (z. B. Georg Meyer, 
Staatsrecht S. 13; Jeu^inek, System der öffentlichen Rechte. S. 141 ff.; vergl. auch 
o. S. 204) in den Mittelpunkt der allgemeinen Staatslehre stellen will. Durch diesen 
Sprachgebrauch ist unausbleiblich die Vermischung der Frage nach der 7,Regierung'^ 
oder dem Herrscher und der Frage nach dem Staatshaupt bedingt, und Rehm selbst 
beweist dies (S. 181) sofort, indem er die Staataformen nach dem Träger der Staats- 
gewalt als ^Monarchie" oder „Republik** unterscheidet, d. h. danach, ob eine phy- 
sische Person oder eine Mehrheit solcher „an der Spitze steht**. Offenbar wird 
aber hiermit nicht ersichtlich, ob auf den Gegensatz des repräsentierenden Staats- 
haupts (Fürstentum oder Republik) oder auf den Gegensatz des regierenden 
Herrschers (Monarchie, Aristokratie, Demokratie, — vergl. das Folgende) Gewicht 
gelegt wird. [Der weiter von Rehm eingeführte Begriff des „Ausübers** der Staats- 
gewalt hilft zur korrekten Unterscheidung nicht; denn bei ihm denkt Rehm nur an 
die hier zunächst nicht interessierenden Fälle, dafs der an sich zur Herrschaft be- 
rechtigte „Träger** der Staatsgewalt aus besonderen Gründen in deren Ausübung 
durch einen Anderen (insbesondere den „Regenten**) vertreten werden mufs.] 

2) Über den Urheber der Dreiteilung, Aristoteles, der nur an dritter Stelle die 
„Politeia** anstatt der Demokratie einsetzt, die letztere als Ausartung (vergl. u. S. 268) 
betrachtet, vergl. o. S. 49. (Vorläufer: Pindar, Herodot s. S. 37. 39, — spätere Schrift- 
steller der Antike Polybius, Cicero, Tacitus s. S. 224 Anm. 1.) Über die Fortführung 
des Streits seit der Renaissance, insbesondere über Bopin S. 57, Grotius S. 58, 
HoBBEs, Spinoza S. 61, Montesquieu S. 72 Anm. 2. 
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ist nach dem bestehenden Rechtszustand eine Monarchie, wenn jener 
centrale Wille an einen bleibenden Träger gebunden ist, — nämlich, wenn 
die centralverw^altenden Akte von dem jeweiligen Öanpt eines ein 
für allemal bevorrechtigten Geschlechts abhängen. Die Re- 
gierung ist eine Aristokratie, wenn die jeweiligen Häupter einer 
durch Vererbung des Vorrechts abgeschlossenen Gruppe von bevor- 
rechtigten Geschlechtern die oberste Gewalt besitzen. Und 
endlich nennt man die Regierung eine Demokratie, wenn der Inhaber 
der Centralgewalt eine wechselnde Einheit oder Mehrheit von Personen 
ist, die nach irgendwelchen Grundsätzen und in irgendwelchem Ver- 
fahren aus der Gesamtmasse der Bevölkerung in der Weise hervor- 
gehen, dafs der Personenkreis, aus dem sie hervorgehen, jedenfalls nicht 
dauernd (durch Erbgang) abgeschlossen ist. 

*Die neuere Staatslehre darf sich jedoch nicht länger mehr darüber 
täuschen, dafs die ganze altbekannte Dreiteilung — so sehr sie ihr 
Berechtigtes hat — längst nicht die Bedeutung beanspruchen kann, 
die man ihr früher beilegte. Das bleibende Unterscheidungsmerkmal 
reduziert sich angesichts der historischen Erfahrung auf die durch Pri- 
vileg gesicherte gröfsere oder die geringere Dauer des regie- 
renden Willensträgers gegenüber der Gesamtmasse des 
Volkes. Jenes Pri\41eg aber und damit die Fortdauer der Regierungs- 
gewalt ist so verschiedener Begrenzungen fähig, dafs die Regierungs- 
formen in zahllose, von einander nur nuancenw^eise unterscheidbare 
Variationen auseinanderfallen. Eine allen Wechseleinflüssen entrückte 
Konstanz bewahrt auch die monarchische Regierung nicht in allen Er- 
scheinungsformen, sondern nur dann, wenn das Haupt des bevorrechtigten 
Geschlechts durch gesetzlich oder gewohnheitsrechtlieh geregelte Erb- 
folge bestimmt ist. Ihr formales Merkmal erhält sie zwar auch als Wahl- 
monarchie, falls nur nach geltendem Recht, wie in manchen altger- 
manischen Staaten, die Wahl auf den Angehörigen eines bestimmten 
Geschlechts fallen mufs. Aber schon hier büfst sie von ihrer Unbeein- 
flufsbarkeit vermöge der Zufälle der Wahl ein. Sie geht bereits in die 
Aristokratie über, wenn der Kronkandidat aus einem ganzen Kreise 
von Geschlechtern gewählt werden kann, wie im deutschen W^ahlrecht 
des spätem Mittelalters. Sie geht in die Demokratie über, wenn der 
Herrscher, wie der römische Militärkaiser, von einer unabgeschlossenen 
Volksschicht, dem Heer oder gar, wie später in Byzanz, von Heer und 
Cirkuspublikum zum Thron erhoben wird. Umgekehrt kann die Ent- 
wicklung von der reinen Aristokratie, etwa der Geschlechterherrschaft 
Venedigs, ausgehend, allmählich einen engern Ausschufs, den Rat der 
Zehn, den Rat der Drei, mit einer dauernden Regierungsgewalt bekleiden, 
und den gleichen Verlauf kann eine Demokratie nehmen, indem sie 
die Tendenz entwickelt, sich, wie die französische Demokratie der Re- 



4. Kapitel. Die Staats- und rechtsbildeuden Kräfte des sozialen Lebens. 267 

volution, zu immer engeren Kreisen — Wohlfahrtsausschufs, Direktorium, 
Konsulat — oder wie die attische Demokratie vor ihrem Verfall auf die 
Herrschaft eines Einzelnen, wie des Perikles, zusammenzuziehen. Aller- 
dings wird hier meistens die Entziehbarkeit des Mandats der aristokra- 
tischen Gruppe oder der tragenden Volksklasse einen dauernden Einfluls 
hinter dem jeweiligen Machthaber sichern. Aber auch in einer Wahl- 
monarchie, wie der deutschen des Mittelalters, — ja sogar in einer Erb- 
monarchie, wie der englischen seit den Tagen der Plantagenets, kann 
sich der Rechtssatz ausbilden, dafs der Träger der Krone ihres Besitzes 
für verlustig erklärt werden kann, und umgekehrt kann eine Demo- 
kratie dem erkorenen Einzelnen ihr Mandat, einem Cromwell das Pro- 
tektorat, lebenslänglich und mit dem Recht, den Nachfolger zu ernennen, 
übertragen. Ganz ähnliche Nuancierungen tragen dazu bei, auch 
zwischen Aristokratie und Demokratie die feste Grenze zu ver- 
wischen. Müssen sich die erblich bevorrechtigten Klassen entschlielsen, 
„neue Leute'^ z. B. auf Grund ihres Vermögensbesitzes in das regierende 
Kollegium aufzunehmen, so hat die Aristokratie sich hiermit bereits in 
eine Demokratie in Form der Oligarchie oder Plutokratie umge- 
wandelt, und doch kann die Abschliefsung der Herrschenden gegen die 
unteren Schichten in solcher Form eine ebenso schroffe und — wie in 
der Blütezeit der Römischen Republik — dauernde sein. Aber auch 
wenn die Grenze der Reichen überschritten und der Einflufs auf die 
Regierungsgeschäfte dem Kleinbürgertum oder gar dem Proletariat zu- 
gänglich gemacht worden ist, lassen sich im Rahmen dieses Rechts- 
zustands doch wiederum zahllose Abstufungen denken. Die meist als 
Typus einer radikalen Demokratie bezeichnete Volksherrschaft Athens 
während des Peloponnesischen Kriegs schliefst docli noch immer nicht 
nur die Sklaven, sondern auch alle freien Bürger der abhängigen Ge- 
meinden von der Volksversammlung aus, obwohl doch auch diese sicher 
im weitern Sinn Staatsbürger, Volksglieder sind. So ist selbst hier die 
herrschende Volksversammlung nur eine Art permanenten Ausschusses des 
Gesammtvolks, und die sogen, autokratische Demokratie, in welcher 
gewisse Bürger von Rechts wegen Mitglieder des regierenden Kollegiums 
sind, nähert sich der repräsentativen Demokratie an, in welcher die 
wahlberechtigten Bürger des Gesamtvolks die „Volksvertretung" als 
einen periodischen Ausschufs mit der Regierung betrauen. 



1) Die genannten Beispiele belegen, dafs man mit dem Schema der Regieinings- 
formen um nichts gebessert wäre, wenn man z. B. das Gebiet der Monarchie weiter 
ziehen wollte , als eben geschehen , — wenn man z. B. das Moment der Erblichkeit 
fallen lassen und als monarchisch jede lebenslängliche Herrschaft eines Einzelnen 
bezeichnen wollte. Denn die Grenze zwischen dem lebenslänglichen Wahlmonarchen, 
dem lebenslänglich gewählten Präsidenten, dem auf Zeit, aber wiederholt, wählbaren 
Staatsoberhaupt u. s. w. wäre ebenfalls keine feste. 
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Demnach erscheint es verfehlt, von den drei Hanptfonnen der 
Regierungsträger noch ebensoviel Nebenformen abzusondern, — z. B. 
der Monarchie die Tyrannis oder Despotie, der Aristokratie die Oli- 
garchie, der Demokratie die Ochlokratie oder Pöbelherrschaft als 
„Ausschreitungen" gegenüber zu stellen, i) Soweit nicht in diese Unter- 
scheidung wie bei Gegenüberstellung von Monarchie und Tyrannis be- 
reits in unzulässiger Weise der Gegensatz der Regierungsformen mit dem 
Gegensatz von absoluter und verfassungsmäfsiger Regierung (III) vermengt 
wird, erledigt sich das Weitertreiben der Distinktion mit der Erkenntnis, 
dafs es Normalformen der Regierungsformen, an denen die „Aus- 
artungen" der letzteren gemessen werden können, nicht giebt. Die Be- 
griffe Oligarchie und Ochlokratie bedeuten z. B. nichts anderes, als eine 
besonders eng begrenzte und eine besonders weit ausgedehnte Form der 
Demokratie. Aber wie schon gezeigt, sind auch sie wieder relative Be- 
griffe, und auch dafür fehlt das Kriterium, wo die eine oder die andere 
in die im engern Sinn sogen. Demokratie übergeht. Noch weniger be- 
rechtigt ist es, das immerhin im Grundgedanken brauchbare Schema der 
Dreiteilung dadurch zu entwerten, dafs abgesehen von der gröfseren oder 
geringeren Kontinuität der Regierungsform noch auf andere ihre 
Eigenart bestimmende Gesichtspunkte Gewicht gelegt wird. Dies geschieht 
insbesondere, wenn man der Monarchie, Aristokratie und Demokratie als 
vierte Hauptform noch die Theokratie an die Seite stellt, — mit 
anderen Worten die Regierungsform, deren Träger seine Herrschaft von 
der Gottheit herleitet 2) Es kann für die Regierenden wichtig sein, 
wenn sie ihre Autorität auf die religiösen Überzeugungen der Bürger zu 
stützen in der Lage sind. Aber auch wo eine solches Bündnis der 

1) Auch diese Distinktion führt auf Aristoteles zurück (vergl. o. S. 49). Da er 
die normale Volksherrechaft als Politeia bezeichnet, so charakterisiert er deren Aus- 
artung (die später meist als ,, Ochlokratie^ benannt wird) als Demokratie. 

Wenn Bluntschli (Staatslehre I. S. 383 ff.) seinen vier Grundformen (einschliefs- 
lich der Theokratie, — vergl. weiter unten im Text) vier Nebenformen an- 
reiht, so thut er es unter dem Gesichtspunkt, wie sich jede der Begierungs- 
formen zur „Freiheif^ verhält. Diese Unterscheidung vermischt also bereits die Frage 
der Regierungsformen (II) mit der Frage der Verfassungsformen, bezw. nach dem 
Gegensatz des absoluten Staats und des Verfassungsstaats (vergl. oben I und unten III). 
Sie beruht auf dem durch Rousseau verbreiteten und schon früher (S. 188) zurück- 
gewiesenen Vorurteil, als wenn eine bestimmte Regierungsform ganz besonders mit 
der politischen Freiheit, „Volksfreiheit**, Verfassungsmäfsigkeit verknüpft sei (vergl. 
S. 189 Anm. 2). Auf die Willkür dieser Betrachtungsweise kann man hier an den 
Ergebnissen die Probe machen. Während für Rousseau die Demokratie die allein 
freie Regierungsform ist, bezeichnet Bluntschl.i die Monarchie als die der Freiheit 
besonders günstige. 

2) Über die angebliche Notwendigkeit, in die Unterscheidung von Monarchie, 
Aristokratie, Demokratie noch die vierte Grundform der „Ideokratie" oder „Theokratie 
(ausgeartet als „Idolokratie") aufzunehmen, vergl. Bluntschm, Staatslehre I. S. 372. 
379 ff . Es ist auch hierin abhängig von Roiimer ; vergl. o. S. 247 Anm. 2 u. unten § 33 a. E. 
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politischen Machtträger und der geistlichen Autorität seine festeste Ge- 
stalt annimmt, wie in der Regierung einer Priesterkaste, kann es doch nicht 
als Produkt einer göttlichen Einsetzung und damit als eine Regierungs- 
form eigenartiger Herkunft gedeutet werden. Ein direktes Eingreifen 
der Gottheit kann hier so wenig wie sonst als wissenschaftliche That- 
sache verwertet werden. Für die empirische Betrachtung schrumpft also 
die sogenannte Priesterherrschaft auf eine blolse Spielart eines Klassen- 
regimentS; sei es aristokratischen, sei es demokratischen Charakters zu- 
sammen. Haftet das Priestertum und die Regierungsgewalt als vererbliche 
Prärogative an einer geschlossenen Geschlechtergruppe wie in Indien, so ist 
sie eine Form der Aristokratie — , ergänzt sich die priesterliche Ge- 
nossenschaft aus allen Volksklassen, wie der Idee nach in der katho- 
lischen Hierarchie, so bedeutet sie eine Form der Oligarchie, am nächsten 
verwandt denjenigen Formen, in welchen der Eintritt in eine Vermögens- 
klasse oder die Zugehörigkeit zum Heer das Aufsteigen zu der herrschenden 
Gruppe mit sich führt Die einfachste Probe gestattet die Erwägung, 
dafs ja auch der Monarchie durch das Hinzutreten religiöser Momente 
eine gewisse Eigenart aufgeprägt werden kann. Und doch ist auch der 
sakrale Charakter der Monarchie nichts, was ihr praktisch ein eigenartiges 
Gepräge gäbe. Der Volkskönig der Hebräer und der arabische Chalif 
(o. S. 1 50), — der römische Cäsar, der in seiner Person die Majestas Populi 
Romani zum Gegenstand göttlicher Verehrung macht, und der moderne 
Landesherr von Gottes Gnaden bezeichnen völlig verschiedene Formen 
der Monarchie, obwohl ihnen allen eine religiöse Autorität eigentümlich 
ist, — statt dessen besteht eine unleugbare Verwandtschaft zwischen dem 
römischen Militärkaiser und dem demokratischen Kaisertum Napoleons, 
obwohl dem letzteren eine sakrale Weihe gänzlich fehlt 

überschaut man das Gesagte, so erhellt, dafs der so vielbesprochene 
typische Charakter der drei Regierungsformen nicht überschätzt werden 
darf. Ganz gewiXs ist die Regierungsform für ein Staatsleben nichts 
weniger als gleichgültig. Es kann sehr viel davon abhängen, welcher 
Wille im Fall einer schweren auswärtigen Gefahr oder inneren Krisis 
z. B. in einem besonders verwickelten Parteiwesen, für die Leitung des 
Staats ausschlaggebend ist Aber in solchem Falle kommt es nicht nur 
darauf an, welche in schematischen Grundformen die Regierung der 
drei, sondern unter welchen Bedingungen die Regierungsform arbeitet, 
welchen speziellen Charakter die Monarchie, Aristokratie oder Demokratie 
besitzt und hierbei muls der Beurteiler sich die ganze lange Reihe 
von Schattierungen vor Augen halten, die überhaupt denkbar ist, nicht 
nur das allgemeine Schema der Dreiteilung, das nur ungefähre Orien- 
tierungspunkte, nicht scharf unterscheidbare Charaktere liefert. Somit 
ist es vor allem ein Fehler in der Methode, jede Regierungsform als 
Ausdruck eines konstanten Prinzips aufzufassen und sie danach ab- 
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zuK^fhützen, - - da« Prinzip der Monarchie in dem der •Einheit*, das der 
Demokratie in dem der ^Gleichheit" *; zn sehen oder dergleichen. Wer 
m urteilt, verjrleicht meintens die von einander am weitesten abstehenden 
Formen der ll^f^erun^nsysteme. — etwa die in ganz seltener Weise in 
«ich gefestif^e deuts^:he Monarchie des 19. Jahrhunderts und die attische 
Demokratie; des Peloponnesischen Kriegs. Er bedenkt dabei nicht, dafs hier 
jede Form mit einer Anzahl von Bedingungen rechnet, die gerade nur 
in diesem historischen Anwendungsfall gegeben sind, — ganz abgesehen 
von dem IIineinH[Melen anderer Faktoren, des Gegensatzes von Absolut- 
Htaat und Verfassungsstaat (vergl. 1), des Gegensatzes der Behörden- 
Systeme Co. § 30 j, der Gliederung des Staats (u. § 32). In Wahrheit 
können jc^lenfalls, wie gezeigt, ein Typus der Demokratie und ein Typus 
d(?r Monarcliie durch die Gesamtheit ihrer rechtlichen Entstehungs- und 
Wirkungsbedingungen einander näher stehen als zwei verschiedenartige 
Typen einer und derselben Grundform des Regierungssystems. '^) 

Dafs es hiernach nur die gröfste Verwirrung stiften kann^ die Re- 
gierungsform njit der Staatsform, der Form des Staats katexochen, zu 
identifizieren und auf sie die Schilderung und Kritik eines ganzen in- 
dividuellen Staatslebens abzustellen **j, bedarf nicht iliehr der Ausführung. 
Die Frage dc^r Regierungsform ist nur eine von vielen Einzelfragen der 
sta^itlieben Ciesamtorganisation. 

in. Der (icgensatz der Verfassungsformen: Absoluter 
Staat und Verfassungsstaat. Um so mehr gewinnt nach dem Aus- 
g(»führten die Fragt» an Bedeutung, ob das jeweils herrschende Organ 

— d(T Monarch, die Geselilechtergni[)pen oder das auf mehr oder minder 
breiter Grundlage zur Regienmg organisierte Volk — mit der Regierungs- 
tliiitigkeit auch die Gesetzgebung und damit in sich alle absolute Ge- 
walt vereinigt, oder ob es durch die gesetzgeberische oder kontrol- 
lierende Thätigkeit anderer Organe beschränkt ist. Eine grofse Fülle 
von Variationen ergiebt sich zwar auch in diesem Problem. Auch das 
Kontrollorgan kann wiederum monokratisch oder koUegialisch und im 
letzten Fall nach dem Grundsatz der Privilegierung einzelner sozialer 
(iruppen oder nach Mafsgabe überwiegender Gleichberechtigung der 

1) So z. B. Hosi'HKH, rolitik S. 29, 13.'). Über Buntsculis Vorsuch, das 
^Prinzip'* der Uvponinpifoniien in doi'on Bedeutung für die „Freiheit** zu ennittehi 

- ein Ver»uch, der an Waitz (Politik S. 107) anschlicfst — , vergl. o. S. 268 Anm. 1. 
Ülior andeiv noch mehr »chematlsohe Konstruktionen dieser Art (Kohmer, Schleier- 
MAt'iiKK) ver^l. u. § 88 a. E. 

2) Dieser Erwa^unj? kann man auch damit nicht ausweichen, dafs man von der 
Regienmp^forni die lU^jrierun^ weise unterscheidet, wie Rehm S. 191. Absetzbar^ 
keit, Wahhnodus u, s. w. sind vom Recht geordnete Bedingungen der Regicrungs- 
form, die von dii»ser selbst in concreto nicht getrennt werden können. 

l\) Vergl. hieriiber Näheres unten § 33, 
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Bürger organisiert sein, und vor allem kann die Beschränkung der 
herrschenden Gewalt in sehr zahlreichen Formen abgestuft, gemildert 
oder verschärft werden. Zwischen der Beschränkung eines orientalischen 
Despoten durch eine Priesterklasse, in welcher sich die rechthche Über- 
wachung noch unklar mit der Rücksicht auf die sakralen Gebräuche 
und die Sitte mischt, und dem modernen Verfassungsstaat, der durch 
seinen komplizierten technischen Apparat eine Volksvertretung zu gesetz- 
gebender und budgetprüfender Kontrolle heranzieht, und deren Insleben- 
treten wiederum durch ein ebenso verwickeltes Wahlverfahren der Bürger 
ermöglicht, der unter Umständen diese Kontrolle noch durch Minister- 
anklage vor einem Staatsgerichtshof oder direkte Volksabstimmungen 
über Gesetzesvorschläge oder Regierungsakte verschärft, — zwischen 
diesen Extremen liegt eine autserordentlich grofse Menge von Ubergangs- 
stufen. Aber eben deswegen liegt im Vergleich der verschiedenen Grade, 
in welchen die Garantien der das Staatsleben beherrschenden Rechts- 
ordnung ausgebaut sein kann und thatsächlich ist, der hauptsächliche 
Gegenstand der juristischen Analyse und Kritik. Dieser Gegenstand 
wird ihr schon durch die Geschichte zugeschoben. So wichtig die Art 
der Regierungsform für einen Staat sein kann, so zweifellos ist doch, 
dafs in der Geschichte das Ringen des Volks nach Besitz der Verfassungs- 
formen oder das Streben der Regierungen, sich von verfassungsmäfsigen 
Schranken zu befreien, auch den hauptsächlichen Gegenstand des uni- 
versalhistorischen Kampfes der Parteien ausmacht.*) 

§ 32. Die Gliederung des Staats. 

I. Die Frage der Centralisierung und der Decentralisie- 
rung. Die Einrichtung des Behördensystems und der Staatsgewalt, die 
Funktionengestaltung und Organisation des Staats in den unteren Stufen 
seiner Thätigkeit — gegenüber den einzelnen Bürgern — und in der 
obersten, zusammenfassenden Spitze derselben — gegenüber dem ganzen 
Volk — , diese beiden Fragen (§ 30, 31) treten an jeden Beurteiler heran, 
der sich über die Eigenart einer in sich geschlossenen politischen Körper- 
schaft Klarheit verschaffen will. Aber zu ihnen kommt, wenn der Cha- 
rakter eines historischen Staatslebens im Vergleich mit früheren, 
späteren oder benachbarten Formen erschöpfend bestmimt werden soll, 
noch ein drittes Hauptproblem. Es erwächst aus der Thatsache, dafs 
eine Volksgemeinschaft die ihren Gliedern gemeinsamen, öffentlichen Be- 
dürfnisse nicht notwendig nur innerhalb eines einzigen politischen Ver- 
bands befriedigt, sondern dafs sie die politischen Aufgaben unter Um- 
ständen unter mehrere engere und weitere, niedere und höhere 
Verbände verteilt. 



1) Die Fnichtbarkeit dieser Erkenntnis ergiebt bereits nnten die Weiterführung 
der hier entwickelten Gedanken in § 34. 
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Am häufigsten erscheint eine solche Verteilung in der Art, dafs 
innerhalb des Staats auch die engeren Provinzen, Kreise, Stadt- 
oder Liandgemeinden staatliche Thätigkeiten entfalten. Diese Erschei- 
nung hat vorwiegend die ältere Staatslehre vor Augen, und es lag 
nahe, dafs sie gerade an dieser nicht sofort den vollen klaren Einblick 
in die Eigenart des Verhältnisses erlangte. Man konnte vor allem die 
Thätigkeit städtischer Bürgermeister oder dörflicher Ortsschulzen auf den 
ersten Anschein recht wohl als einen integrierenden Bestandteil der Be- 
hördenorganisation des Staats (o. § 30; I) verstehen, die Gemeinden als 
blofse, äufserlich abgegrenzte Bezirke, Sprengel oder Verwaltungskreise 
in der umspannenden Amtshierarchie des Staats ansehen, i) Aber wichtige 
politische Ereignisse der neueren Zeit waren geeignet, den Gesichtskreis 
zu erweitern. Die modernen Staatenverbindungen, besonders die modernen 
Bundesstaaten (o. S. 99), begründeten Verhältnisse, die sich nicht mehr 
nur als Wirksamkeit einer einheitlichen Staatsthätigkeit in verschiedenen 
Verwaltungsbezirken ansehen liefsen. Man sah Staaten, die sich in einen 
gröfseren „Staatenstaaf einfügten, diesen einen Teil der Kulturaufgaben 
für ein gröfseres Gebiet zu erfüllen überliefsen und doch ihr eigenes 
Leben in Regierung, Regierungskontrolle und Gesetzgebung, in Verwaltung 
und Rechtsprechung unter den bisherigen Bedingungen weiterführten. 
Eine solche Selbstthätigkeit innerhalb eines gröfseren politischen Ganzen 
erkannte man nun auch als das Wesentliche der kleineren Gebiets- 
gemeinschaften, die, wie vor allem die Provinzen oder Gemeinden, 
sich einem Staat einfügten. Es erwies sich mindestens als denkbar und 
vor allem als Gegenstand eines begreiflichen und berechtigten Interesses, 
dafs auch die Gemeinde oder Provinz trotz der Abhängigkeit vom 
übergeordneten Staat doch ihre Selbständigkeit, den Charakter einer 
politischen Körperschaft mit eigener Lebenskraft, bewahrte, und zwar in 
der Weise, dafs sie ihre politischen Bedürfnisse durch eigene Organe, 
d. h. durch solche Organe befriedigte, die aus ihrer Bevölkerung 
unter deren direkter oder indirekter Mitwirkung hervorgingen (vergl. 
0. S. 139). Hierin erkannte man das Wesen derjenigen Funktion einer 
solchen Körperschaft, die man gemeinhin als „Selbstverwaltung" 
bezeichnet, weil die beteiligten Interessen vorzugsweise an die Funktionen 
der Sicherheits- oder Wohlfahrtspolizei und der zugehörigen Finanzver- 
waltung, kurz an Verwaltungsaufgaben geknüpft waren, und man falst 
deshalb üblicherweise alle diese selbstthätigen staatlichen Verbände unter 
dem Staat als „Selbstverwaltungskörper^ zusammen. Eine leichte Be- 
obachtung erweist jedoch, dafs auch innerhalb dieser engern politischen 
Kreise wieder wie im Staat eine untere Verwaltung (o. § 30) und eine 

1) Vcrgl. z. B. Zachariae, Zehn Bucher vom Staate. I. S. 60 (1839): Die Ge- 
meinden „bestehen nur im Staate und nur durch den Staat, Sie sind nur Staats- 
beliörden, nur Abteilungen der Volksgemeinde" u. s. w. 
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obere, zusammenfassende, eine Centralverwaltung oder Regierung be- 
stehen kann und meist besteht, sodafs die Selbstverwaltung im weitem 
Sinn auch die Selbstregierung umfafst und endlich ist es in der 
historischen Mannigfaltigkeit nicht ausgeschlossen, dals eine Stadt oder 
Provinz auch durch eigene Organe gesetzgebend oder rechtsprechend ein- 
greift, — Erscheinungen, von denen man mindestens die erste als „Selbst- 
gesetzgebung" oder „Autonomie" der Selbstverwaltung im engen oder 
weitem Sinn gegenüberstellte. Das Entscheidende der gesamten Er- 
scheinung ist jedenfalls, dafs in beliebigen Abstufungen ein grofser, 
kulturell zusammengehöriger Volks- oder Gebietskomplex sich in einer 
Mehrheit selbständiger politischer Verbände organisieren kann, 
welche die politischen Bedürfnisse der Gesamtbevölkerung in der Weise 
befriedigen, dafs sie dieselben für' den Gesamtkreis und für gröfsere 
oder kleinere ünterkreise zwischen sich verteilen. 

Erst unter diesem Gesichtspunkt läfst sich die Frage in ihrer uni- 
versellen Bedeutung für eine praktische Staatslehre erfassen. 

Zunächst läfst sich erst jetzt übersehen, dafs — wie schon früher 
betont (o. S. 141) — die Selbstthätigkeit abhängiger politischer Verbände 
eine der überall wiederkehrenden Gebilde des politischen Lebens der 
Völker darstellt. Obwohl zuerst an modemen Verhältnissen untersucht, 
kann das geschärfte Auge sie nunmehr in allen Verhältnissen wieder- 
finden. Sie ist das Gemeinsame, was im Leben der selbständigen No- 
madenstämme innerhalb der mongolischen oder arabischen Raubstaaten, 
oder in der eignen Verfassung phönikischer oder ionischer Städte oder 
syrischer Vasallenstaaten innerhalb des persischen Reichs mit dem eigen- 
artigen und künstlichen Pyramidenaufbau der mittelalterhchen Lehns- 
staaten oder mit dem Konglomerat der spanischen Riesenmonarchie des 
16. Jahrhunderts verbindet. Gleichzeitig wird aber an solchem Vergleich 
der ewige Gegensatz deutlich, der auch in diesem Punkt das Staatsleben 
in Bewegung erhält. Fortgesetzt entwickeln sich die politischen Organi- 
sationsformen der Menschen durch Zusammenschluf s kleinerer Ver- 
bände zu gröfseren oder durch Spaltung grofser Komplexe in ihre 
kleineren Teile. Aber nicht immer vollzieht sich das so, dafs die gröfseren 
und die engeren Gebiete zugleich ihre selbständige Rolle weiterspielen. 
Jederzeit kann sich das Streben des Teils nach Selbstverwaltung steigem 
zu dem Streben nach VQlliger Unabhängigkeit. Umgekehrt kann 
jederzeit der gröfsere Staatsverband die Tendenz entfalten, die kleineren 
Gebilde, die er sich eingliedert, ihrer Selbstthätigkeit zu berauben, ihre 
politische Macht aufzusaugen und auf sich selbst zu konzentrieren. 
Die gesamte Erscheinung der Selbstverwaltung ist also nur ein Stück 
von dem universalhistorischen Prozefs steter Centralisierung oder 
steter Decentralisierung und kann nur im Rahmen dieses Prozesses 
verstanden werden. Wie der Gegensatz von unbeschränkter Verwaltung 

Schmidt, Staatslehre. 18 
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und beschränkter Verwaltung, von Monarchie und Demokratie, von ab- 
solutem Staat und Verfassungsstaat, ist auch der Gegensatz von centri- 
petalen und centrifugalen Kräften ein konstanter Gegensatz Staats- und 
rechtsbildender Kräfte des sozialen Lebens. Ja, er bezeichnet sogar den 
Konflikt, durch welchen das innerstaatliche Leben am engsten mit 
den internationalen Kämpfen und Umwälzungen in Verbindung steht. 
Es ist der fundamentale Gegensatz des Strebens nach Vereinheit- 
lichung der Kultur, vor allem der Kulturfortschritte auf möglichst 
grofser Basis, und des Strebens nach Wahrung der Unabhängig- 
keit des eigenen Kulturlebens in engeren Grenzen, von welchem aus- 
gegangen werden mufs. Die schroffste Form, in der er in die Er- 
scheinung tritt, ist das Streben einer Menschheitsgruppe, sich zum Grofs- 
staat zu vereinigen oder andererseits sich in einer Vielheit von 
Kleinstaaten zu organisieren, — ja sogar hierüber hinaus, das Streben 
nach Begründung eines Universal- oder Weltstaats, dem zu allen 
Zeiten die Tendenz gegenübersteht, die Kulturbedürfnisse durch das 
Nebeneinanderarbeiten unabhängiger Grofsstaaten zu befriedigen. 
Nur eine mildere Form des im Grunde gleichen Gegensatzes ist die 
Alternative, die im Innern eines Staatslebens auftreten kann, und die 
deshalb eine allgemeine Staatslehre beschäftigen mufs: ob ein gröfseres 
Staatsgebiet — centralisierend — alle Kulturaufgaben durch eine ein- 
heitliche Organisation verrichten soll, die ein gemeinsames oberstes Or- 
gan dirigiert, oder ob es — decentralisierend — selbständigen engeren 
Kreisen einen Teil dieser Aufgaben durch eigene Organe zu lösen über- 
lassen soll. 

Erkennt man aber, wie sich die Frage der Gliederung des Staats 
in einen gröfseren Zusammenhang einfügt, so ergeben sich nunmehr 
hieraus die Probleme, welche auftauchen, wo die Entwicklung zu einem 
solchen gegliederten, in höheren oder niederen Kreisen decentrali- 
sierten Staatswesen wirklich geführt hat. Es zeigt sich, dafs das ganze 
Verhältnis wieder zwei Seiten hat, die nicht scharf genug gesondert 
werden können. Eine solche mehrfache Staatsthätigkeit im gleichen 
Kulturgebiet bedeutet einmal ein entlastendes und unterstützendes Zu- 
sammenwirken der mehreren Gewalten, — es bedeutet aber auch 
einen Gegensatz dieser mehreren Gewalten, der jederzeit akut wer- 
den kann, wenn auf der einen Seite der Oberstaat übergreift, um die 
Staatsgewalt der unteren Körperschaften aufzusaugen, oder wenn an- 
dererseits die unteren sich ganz unabhängig machen wollen. Dajä 
Verhältnis eines Centralstaats zu seinen politischen Gliedern setzt so- 
mit solche rechtliche Grundsätze in Bewegung, die die gemein- 
same Kulturthätigkeit regeln, und solche, die den beiderseits 
konkurrierenden staatlichen Gewalten verfassungsmäfsige Sicherheit 
geben. 
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IL Der Gegensatz der nationalen, territorialen, lokalen 
Aufgaben und Behörden. Das Interesse, dem die Gliederung eines 
Verbandes in abhängige selbstthätige Verbände in erster Linie dient, ist 
das Streben eines Kulturkreises, die Gemeinsamkeit gewisser Bedürf- 
nisse nach politischen Gütern mit der Verschied enartigkeit anderer 
Bedürfnisse organisatorisch zu vereiuigen. Wenn es einerseits geradezu 
die grundlegende Thatsache alles Staatslebens ist, dafs ein politischer 
Verband aus derjenigen Interessenzusammengehörigkeit erwächst, die 
durch ein äulseres Zusammenleben mit Naturnotwendigkeit allmählich 
begründet wird, so lehrt doch andererseits die Erfahrung, dafs ein solches 
Zusammenwachsen des Interesses an den gemeinsamen Kulturaufgaben 
nicht immer sofort oder überhaupt nicht immer auf allen Lebensgebieten 
zur Thatsache wird. Auch wenn erkannt ist, dafs die Gesamtnation 
eines einheitlichen Heeres und einer gemeinsamen Flotte, einer Kodifika- 
tion des gemeinsamen Civilrechts, Strafrechts oder Prozetsrechts und der 
Verwaltung gemeinsamer Finanzquellen für solche Aufgaben bedarf, so 
kann die Landschaft ein Interesse daran haben, Sicherheitspolizei 
oder Rechtspflege, — es kann jede Stadt wünschen, Schulanlagen, 
Strafsen- und Brückenbau oder Armenpflege auf ihre Art weiterzuführen 
und die hierfür erforderlichen Geldmittel aufzubringen. Auch wo die 
Grundsätze für diese Thätigkeiten nicht verschieden sind, ist doch das 
Streben begreiflich, dafs jeder einzelne Kreis aus seiner eigenen Mitte 
die Behörden bilde, die damit zu beauftragen sind. Bei Einrichtung 
und Auswahl der Behörden spielt das persönliche Vertrauen seitens 
des Volks, das persönliche Verständnis auf selten des Beamten eine 
Hauptrolle, und es ist eine der politischen Entwicklung aller Zeiten 
und Völker gemeinsame Erscheinung, dafs die öffentliche Meinung Ver- 
trauenswürdigkeit und Verständnis eher bei Stammes- und Stadtbürgem 
findet, als bei stamm- und stadtfremden Volksgenossen. Demgemäfs ist 
das Verhältnis zwischen Oberstaat und Unterstaat, zwischen Staat und 
ungegliederten Selbstverwaltungskörpern richtig dahin zu bezeichnen: der 
Oberstaat ist der politische Verband, der die nationalen Kulturaufgaben 
erledigt, der Unterstaat oder die Provinz der, welcher die territo- 
rialen, der Gemeinde der, welcher die lokalen Funktionen verrichtet *) 

1) Es ist vor allem das Verdienst Bosnrs, in seinem Aufsatz ^Souveränetät, 
Staat, Gemeinde, Selbstverwaltung" in Hirths Annalen 1883 (auch separat) S. 270, 
den im Text bezeichneten Gedanken als Ausgangspunkt für die Betrachtung der de- 
centralisierten Gemeinwesen betont zu haben. Mindestens thut er dies für das Ver- 
hältnis von Staat und Gemeinde. „Während die Befriedigung der auf dem örtlichen 
Zusammenwohnen und der nachbarlichen Lage der Grundstücke beruhenden Ge- 
meindebedürfnisse Zweck der Ortsgemeinde ist, verfolgt der Staat die Aufgabe, die 
nationalen, dem Gesamtvolk als natürlicher Gemeinschaft eigenen Interessen zu reali- 
sieren'* (S. 291). Er fufst dabei auf der — hier schon früher (o. S. 141 ff.) begrün- 
deten — negativen Erkenntnis, dafs in der Haupteigenschaft der politischen Ver- 
ls* 
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Aber es ist klar, dafs dieses Unterscheidungsmerkmal nur ein rela- 
tives ist Wiederum ergiebt sich hier eine jener Fragen, die der recht- 
lichen Regelung unbegrenzten Spielraum bietet. Es hängt nur von der 
Lage des einzelnen Volks und dem Verhältnis seiner Teile ab, welche 
Organe und wieviel Aufgaben sich der Gesamtstaat reservieren, wieviel 
er den Gliedstaaten oder den Selbstverwaltungskörpem überlassen will. 
Jenachdem der Kreis der gemeinsamen Funktionen oder der der partiku- 
lären überwiegt, mufs naturgemäfs auch der Einflufs der Staatsgewalt und 
der Behörden des Gesamtstaats oder der der Gliedstaaten, Provinzen, 
Gemeinden überwiegen, und jenachdem wird sich also der Charakter 
eines decentalisierten Staats einerseits dem Zustand der völligen *Auf- 
saugung, Centralisierung oder andererseits dem der Zersplitterung in un- 
abhängige Gemeinwesen annähern. Ein Normalmafsstab für das, was 
z. B. ein landschaftlich abgegrenzter Gebietskomplex an Funktionen mufs 
üben dürfen, damit diese noch den Charakter staatlicher Funktionen 
besitzen, lälst sich nicht finden, und deshalb ist es überflüssig, ja 
eher irreführend, wenn man zwischen Gliedstaaten und Selbstverwal- 
tungskörpern noch weitere eigenartige Typen politischer Verbände, etwa 
von „Staatsfragmenten " oder „Fragmentstaaten" aufstellen wollte.^) Auch 
hier kann zunächst wieder nur der Punkt bezeichnet werden, wo in 
einem allgemeingültigen Rahmen die Variabilität des historischen Lebens 
zu wirken beginnt. 

IIL Die Gegensätze im rechtlichen Verhältnis des Ganzen 
zu seinen Gliedern. Die früheren Betrachtungen über den Verfas- 



bände, in der Fähigkeit, gemeinsame Bedürfnisse der Verband sgiieder zu befriedigen, 
ein Unterschied zwischen Reich, Staat, Provinz, Gemeinde u. s. w. überhaupt nicht 
besteht. Ein Unterschied kann nur in der Art und dem Kreis der gemeinsamen 
Bedürfnisse liefen, auf den sich die Thätigkeit der Verbände riclitet 

Nur insofern läfst sich Rosins Darstellung beanstanden, als in ihr nicht ganz 
deutlich hervortritt, dafs der Gegensatz der lokalen, nationalen u. s. w. Aufgaben kein 
fester, aus der Natur der Sache sich allgemeingültig von selbst ergebender ist, son" 
dem wieder nur durch die konkreten Verhältnisse bedingt wird (vergl. den Text). 

1) So Otto Meyer, Einleitung in das deutsche Staatsrecht. Er nennt Frag- 
mentstaaten solche, die nicht die Gesamtheit der Staatsaufgaben erledigen. Danach 
wurde überhaupt jeder Unterstaat ein Fragmentstaat sein. Jellinek (Ober Staats- 
fragmente. 1896) giebt diesem Begriff eine engere Bedeutung. Staatsfragmente sind 
(S. 17) „politische Gebilde, die nur dem Staat (nicht der Gemeinde) zukommende 
Elemente und Merkmale aufweisen, allein in unvollständiger Weise, die also einige, 
aber nicht alle Kennzeichen des Staats an sich tragen'^. Hauptsächlich hat er hierbei 
solche Gebilde im Auge, die, wie z.B. Indien, teils eigene Organe mit eigenen 
Funktionen, teils Behörden des Oberstaats mit deren Funktionen besitzen (vergl. 
o. S. 139 f.). Der Begriff löst sich also in der Erkenntnis auf, dafs ein Gebietsteil die 
Eigenschaft des selbständigen Verbands mit der Eigenschaft des unselbständigen Be- 
standteils eines gröfseren Ganzen verbinden kann (S. 141) oder, um es anders aus- 
zudrucken, dafs er zugleich „Körperschaft" und „Anstalt*^ sein kann (S. 227). 
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sungsstaat und seine Kennzeichen (vergl. vor allem o. S. 21 4 ff.) weisen 
bereits darauf hin, dafs das eigenartige Verhältnis, das durch die selb- 
ständige Thätigkeit mehrerer ineinander eingegliederter Verbände noch 
eine zweite Eeihe von Fragen in Bewegung setzt Zunächst nähert sich 
das Nebeneinander mehrerer höherer und niederer Gewalten im gleichen 
Volks- und Gebietskomplex schon ganz von selbst einer Verfassungs- 
einrichtung. Denn da sowohl Oberstaat wie Unterstaat, sowohl Staat 
wie selbstverwaltende Gemeinde in der Schaffung eigener thätiger Or- 
gane ihr Wesen äufsern, so entsteht vermöge der Decentralisation ein 
„Dualismus staatlicher Organe'', wie er das Kennzeichen verfassungs- 
mäfsiger Beschränkung und Kontrolle ist Es kann also schon die De- 
centralisation als solche als eine unvollkommene Form der Eechtekon- 
trolle wirken, insofern die Organe des unteren Verbands durch die des 
höheren oder die höhere durch die Gesamtheit der unteren gehemmt, 
überwacht werden. Sie wirkt als ein Ersatz oder als eine Verstär- 
kung desjenigen Dualismus, der durch ein Nebeneinanderwirken eines 
Regierungsorgans und eines Organs für Gesetzgebung und Regierungs- 
kontrolle an der Spitze des gleichen Staats hergestellt wird (o. S. 263). 
Die Geschichte lehrt, dafs unter Umständen sogar aus einer Vielheit de- 
centralisierter Machtträger, wie der der Kronvasallen des mittelalterlichen 
Königs, allmählich ein einheitliches Kontrollorgan des Gesamtstaats, die 
„Stände'', hervorgehen kann, und in allen Fällen mufs bei der Frage, 
wie nach der Gesamtkonfiguration eines Staats für die Einhaltung der 
staatlichen Rechtsschranken, für den Schutz des Bürgens gegen die Staats- 
gewalten gesorgt ist, auf diese hemmende Wirkung der Decentralisation 
Gewicht gelegt worden. 

Hierzu kommt nun aber, dafs, wie schon dargelegt (o. S. 274), auch 
die unteren Verbände selbst gegen die oberen und umgekehrt einer recht- 
lichen Sicherung bedürfen. Die Tendenz der eigenmächtigen Unterdrückung 
und die Tendenz der eigenmächtigen Partikularisation bedürfen möglichst 
eines Gegengewichts in äufseren Anstalten, die den Verband gegen den Ver- 
band ebenso schützen wie sonst den Einzelbürger gegen den Verband 
(vergl. 0. S. 187). Das ganze Verhältnis des kulturellen Neben- und In- 
einanderwirkens des Staats und seiner Glieder wird also nur dann ein 
gedeihliches, beruhigtes und gesichertes, wenn die Verfassungsausbildung 
sich auch hierauf erstreckt und verhindert, dafs aus ihm Kämpfe und 
Gegensätze erwachsen, die in ihren Folgen naturgemäfs das ganze Staats- 
leben, vor allem die staatlichen Leistungen, beeinträchtigen müfsten. Die 
im Mittelpunkt stehende Frage mufs hier die Frage sein, ob und in 
welchem Verfahren eine Verschiebung der Grenzen möglich ist, 
welche einmal hinsichtlich der Organisation und der Aufgabenverteilung 
(nach 0. II) zwischen den Verbänden gezogen sind, — welche Schutz- 
anstalten insbesondere dafür getroffen werden sollen, dafs hierbei nicht 
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die eine oder die andere Seite eigenmächtig übervorteilt werde. Aber 
auch das kann in Frage kommen, ob und wie während der Amtsfüh- 
rung der beiderseitigen Organe eine Aufsicht der oberen über die unteren 
veranstaltet werden soll, ob also das ohnehin (S. 277) bestehende Kon- 
trollverhältnis durch formelle Anstalten zum Ausdruck gebracht 
werden soll. 

Erst wenn sorgfältig das Nebeneinander der mehreren Organisationen 
und Thätigkeiten (II) und das Übereinander der beiderseitigen Gewalten 
(III) — die Bedeutung des Verhältnisses für die staatlichen Kulturauf- 
gaben und für die staatliche Verfassung — gesondert sind, kann die 
Bedeutung des Begriffs der „Souveränetät'' und seines Einflusses auf die 
gesamte Gestaltung (o. S. 235) klar ermittelt werden. 

§ 33. Die historitohe Mannig&ltigkeit des politischen Lebens. 

Aufser den drei grofsen politischen Grundfragen des Staatslebens, 
— dem Aufgaben- und Behördenkreis des Staats , der Staatsform und 
der Staatsgliederung — läfst sich ein politisches Problem von typischer 
Bedeutung, soweit die historische Erfahrung reicht, nicht beobachten. Im 
Gegenteil läfst sich die ganze bunte Fülle des geschichtlichen Kultur- 
daseins, soweit es um politische Interessen cirkuliert, für die Staatslehre 
immer und immer wieder nur insofern beobachten, als sich seine Sorgen 
und Mühen, Hoffnungen und Bestrebungen, Parteiungen und Erschütte- 
rungen auf eine jener drei grofsen politischen Organisationsfragen be- 
ziehen. Wenn also die Ursache für die staatlichen Veränderungen in 
den Bevölkerungsgruppen, die Ursache des Zusammenschlusses dieser 
Gruppen oder Parteien in den politischen Interessen erkannt wurde, so 
kann die Aufgabe der Staatslehre nunmehr nur auf die dritte Frage 
weiter rücken : welches sind die individuell verschiedenen Situationen der 
Völker, von denen es abhängt, ob der Umkreis der staatlichen Aufgabe 
und der bürgerlichen Lasten sich grofs oder klein gestaltet, ob die 
Regierung monarchisch oder demokratisch, absolut oder verfassungs- 
mäfsig beschränkt ist, ob der Verwaltung eine ausgebildete Rechtspre- 
chung gegenübersteht oder nicht, ob in einem zusammenhängenden Kultur- 
gebiet vorwiegende Neigung zu centralistischer oder partikularistischer 
Staatsbildung besteht? — und femer: welche charakteristisch verschiedenen 
Staatsbilder ergeben sich nach allen diesen Richtungen hin? 

Da zeigt sich nun aber sofort, welcher Mannigfaltigkeit diese 6e- 

1) Auch hier wird also wieder, wie schon o. S. 145. 235, deutlich, dafs die Frage 
der Souveränetat methodisch rationell nicht an den Beginn der politischen Unter- 
suchung gestellt werden darf (wie z. B. noch bei Rehm S. 40 ff.) , sondern an den 
Schlufs. Die vortreffliche Übersicht über die Dogmengeschichte des Souveränetäts- 
problems bei Preuss (Gemeinde, Staat, Reich S. Iff.) illustriert, dafs die Litteratur 
hierin von Anfang an den unrichtigen Weg gegangen ist 
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bilde trotz aller vereinfachenden Systematik noch immer fähig sein müssen 
und thatsächlich fähig gewesen sind. Hält man einerseits den Blick auf 
die zahlreichen Fragen gerichtet, die als Grundfragen der Politik in 
dem soeben zusammengestellten Schema enthalten sind, — hält man sich 
andererseits nur ungefähr die Myriade wechselnder Bilder gegenwärtig, 
in denen sich die Geschichte — selbst nur in der Beschränkung auf 
den antiken und den christlich-europäischen Kulturkreis — abspielte, so 
wird man zu dem Geständnis genötigt sein, dafs auch mit Hilfe jenes 
Schemas nicht annähernd alle einzelnen Staatsgebilde in eine systemati- 
sche Rubrizierung eingereiht werden können. Denn wenn zwei Gemeinwesen 
unter einem Gesichtspunkt, z. B. dem der Regierungsform, zu einer gleich- 
artigen Erscheinung verknüpft werden können, tritt bei näherer Be- 
trachtung ein anderer Gesichtspunkt hervor — z. B. der der Gliederung 
der Gebietsteile oder der der Abstufung der politischen Berechtigung der 
Stande oder der der Abgrenzung der staatlichen Aufgaben — , um jenen 
Staaten ein verschiedenes Wesen aufzuprägen. Man nennt z.B. das home- 
rische Zeitalter die hellenische Ritterzeit und vergleicht das für sie typische 
Verhältnis des Burgfürsten zu den adligen, waffenkundigen Grundbesitzern 
und hörigen Bauern mit dem mittelalterlichen Lehnsstaat des 10. Jahr- 
hunderts. Aber in Hellas hat man es mit lauter kleinen Einzelgebieten zu 
thun, in dem früh mittelalterlichen Deutschland und Frankreich mit einem 
zwar locker gefügten, aber doch praktisch fühlbaren Nationalstaat 
Als Ganzes betrachtet sind also seine beiden politischen Gebilde ganz ver- 
schieden, und verschieden sind auch ihre Wirkungen: aus dem home- 
rischen Feudalherrentum entwickelt sich der städtische Zwergstaat mit 
seiner Stufenfolge von Monarchie, Aristokratie, Oligarchie und Demo- 
kratie, — aus der germanischen Feudalität das ganz eigenartige Pro- 
dukt des ständisch beschränkten Königtums oder Füi^tentums. Man 
redet auch häufig davon, dafs die absolute Monarchie der Renaissance die 
Staats- und Rechtsauffassung der römischen Kaiserzeit wiederspiegle. 
Und doch besteht kein Zweifel darüber, dafs diese unbeschränkte Re- 
gierung, die sich in dem historisch geschlossenen Kulturgebiet, z. B. Frank- 
reich, über einem verhältnismäfsig einheitlichen Volkstum freier Stadt- 
bürger und fast völlig freier Bauern aufrichtete, etwas ganz anderes zu 
bedeuten hatte als für das antike Weltreich, das aus heterogenen Kultur- 
nationen und einer zur Hälfte freien, zur Hafte sklavischen Bevölkerung ge- 
bildet war. Auch hier bestätigt das die Folgezeit Während der Cäsaris- 
mus mit der Zertrümmerung der gesamten politischen Architektur des 
Altertums endete, erhob sich auf der soliden Basis des neueren Abso- 
lutismus der nationale Verfassungsstaat des modernen Lebens. Es zeigt 
sich also, dafs die gleichartigen Staatseinrichtungen verschiedener Zeiten 
und Völker zwar mit einander verghchen werden können. Beurteilen 
aber lassen sie sich nur im Zusammenhang des ganzen Staatswesens, 
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und die einzelnen Staatswesen sind vermöge den verschiedenartigen 
Kombinationsformen der gleichartigen Einrichtungen immer vs^ieder 
verschieden. 

Hierzu kommt weiter, dafs es gar nicht einmal nur die äufseren 
Einrichtungen sind, die in ihrer wechselnden Zuspitzung und Verknüpfung 
die Verschiedenheiten der Staatsorganisation bedingen. In der gleichen 
Richtung differenzierend wirken die nationalen, sozialen und persönlichen 
Verhältnisse, auf denen sich die Formen des Staats aufbauen. Gleiche oder 
ähnUche politische Formen können doch in verschiedenen Völkern, in 
verschiedenen Zeiten, in der Hand verschiedener Individuen ganz ver- 
schiedene praktische Bedeutung erhalten. 

Vor allem anderen mufs hier an das innerliche Verhältnis der ein- 
zelnen Mitglieder des Volks zu den staatlichen Organen er- 
innert werden, in dessen Analyse eine der Hauptaufgaben der voraus- 
gehenden allgemeinen Untersuchung bestand (vergl. bes. S. 195 ff., S. 226 ff.). 
In einer homogenen, durch Abstammung und Schicksale sehr gleichartig 
entwickelten Bevölkerung kann sich eine Gleichartigkeit der Vorstellungen 
über Aufgaben und rechtliche Schranken des Staats herausbilden, die 
innerhalb des politischen Lebens als ein Faktor für sich in Rechnung 
gezogen werden mufs. Aus ihr kann sich eine einmütige und starke 
öffentliche Meinung entfalten, welche an und für sich schon und ohne 
organisierte Anstalten der Regierung oder der Behörden eine Richtschnur 
giebt wie anderswo ein geschriebenes Gesetz oder letztere übenvacht wie 
sonst ein offizielles Kontrollorgan. So mag es kommen, dafs in einem 
absoluten Staat die formell unbeschränkte Regierung doch vermöge des 
Drucks der öffentlichen Meinung annähernd ebenso in Schranken ein- 
geschlossen wird wie formell in einem Verfassungsstaat, und andererseits 
mufs man damit rechnen, dafs in einem Staat, wo Verfassungsgarantien 
— z. B. Gesetzgebungs- und Budgetrecht der Volksvertretung oder Ver- 
waltungsjustiz — bestehen, sie doch weit weniger wirksam sind als in 
einem anderen, weil die Überzeugung des Volks nicht hinter ihnen 
steht. Was aber auf die gesamte Maschinerie der Staatsthätigkeiten Ein- 
flufs üben kann, kann erst recht für die Beurteilung^ einer einzelnen 
Staatseinrichtung bedeutsam werden. Bestimmte Eigenschaften und Nei- 
gungen eines Volks können für dieses Volk einer Einrichtung einen Wert 
verleihen, den sie für ein anderes nicht erlangen kann. Die monarchische 
Regierungsform, die in einem Volk einer durch ihre besonderen histo- 
rischen Verdienste geheiligten Tradition zur Stütze bedarf, mag in einem 
anderen auch ohne solche auf Dauer rechnen, wenn das letztere, wie 
z. B. das französische, vermöge einer hervorstechend ästhetischen Geistes- 
richtung eine besondere Vorliebe für den äufseren Glanz besitzt, wie er 
mit einer Monarchie, z. B. auch mit einer Militärdiktatur, verbunden zu 
sein pflegt. 
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Wenn aber schon der nationale Boden, auf dem sich eine politische 
Einrichtung bethätigen soll, deren Charakter beeinflussen kann, so übt 
solchen Einfluls noch mehr die Eigenart der Personen, welche als staat- 
liche Organe die politischen Institutionen handhaben. Der Wettstreit 
von Berufsbeamten und laienmäfsigen Ehrenbeamten, der Antagonis- 
mus centralisierter Staatsbehörden und kommunaler Selbstverwaltungs- 
organe wird mit in erster Linie durch das Material bestimmt, aus dem 
sich die betreffenden Organe vorzugsweise rekrutieren müssen, — z. B. 
dadurch, ob für die Amter eigner städtischer Verwaltungs- und Kon- 
trollorgane innerhalb der Gemeinde eine Klasse pflichttreuer Individuen 
vorhanden ist. Diese Wechselwirkung zwischen der Behördeneinrich- 
tung und den Personen ihrer Träger ist also qualitativ keine andere als 
die, welche zwischen der obersten Gewalt des Staats und den Eigen- 
schaften des Individuums besteht, das diese Gewalt als Monarch oder 
leitender Staatsmann ausübt, und es ergiebt sich somit von selbst, 
dafs die sogenannten „grofsen Persönlichkeiten" der Geschichte aus der 
Analyse und Kritik der Staatseinrichtungen ebensowenig ausgeschaltet 
werden können, wie überhaupt aus dem geschichtlichen Leben. Im 
Gegenteil kann die Eigenart und vor allem das Fortwirken einer In- 
stitution nur bestimmt werden, wenn diese nicht weiter zerlegbaren Fak- 
toren mit in die Rechnung eingestellt werden. Wenn man z. B. mit 
Recht den Gedanken Alexanders, von dem Throne der persischen Grofs- 
könige als Herrscher eines hellenisch-asiatischen Gesamtreichs Besitz zu 
ergreifen, mit der Idee verglichen hat, die König Karl zum fränkischen 
Grofskönig mit Krone und Besitzstand der Cäsaren erhob (Dove), so 
wird man doch andererseits nicht aufser Acht lassen dürfen, dafs der 
Pippinide, gestützt auf die hundertjährige organisatorische Arbeit dreier 
gewaltiger Vorgänger den neuen Staat im Rechtsbewufstsein der Zeit- 
genossen auf ganz anders befestigte Grundlagen stellt, als es dem Sohn 
Philipps bei seiner geringen Tradition und seinem kurzen Leben möglich 
war, und man wird dies auch bei der Würdigung der staatsrcchtiiclien 
Realität der einen und der andern Schöpfung in Ansatz bringen. Und 
wenn man dem Typus des verantwortlichen Gesamt ministeriums, 
wie es unsere modernen Verfassungsstaaten besitzen, die singulare Posi- 
tion des deutschen Reichskanzlers als eines allein verantwortlichen 
Reichsministers mit abhängigen Staatssekretären gegenüberstellt, so wird 
man, um das wahre juristische Verhältnis beider Formen zu er- 
mitteln, nicht versäumen dürfen, von der Eigenstellung des deutschen 
Kanzleramts den persönlich überragenden Einflufs seines Schöpfers in 
Abzug zu bringen und das Amt in Vergleich zu ziehen, so wie es sich 
in der Hand von Bismarcks Nachfolgern ausnimmt 

Aus alledem geht hervor, dafs eine allgemeine, vergleichende und 
durch Vergleich analysierende und kritisierende Schilderung der Staat- 
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liehen Rechtsinstitute wertlos ist, wenn sie sich von dem individuellen 
Boden entfernt, auf dem diese Institute gewachsen, für den sie bestimmt, 
auf dem sie lebendig sind. Der gröfsere Teil der bisherigen Staatslehre 
ist diesen unrichtigen Weg gegangen. Sie hat immer wieder versucht, 
die politischen Rechtsformen für sich in ihren Gegensätzen und in der 
Art, wie sie zeitlich aus einander hervorgehen, zu schildern, und ist da- 
mit stets wieder bei der Unmöglichkeit angelangt, den vielseitigen Formen 
ihrer Verknüpfung und Handhabung gerecht zu werden. Entweder hat 
sie willkürlich eines der politischen Probleme herausgegriffen und das 
Staatsleben nur unter einem einseitigen Gesichtspunkt dargelegt, — '■ vor 
allem unter dem der „Staatsform'', unter welcher dann in unklarer Weise 
auch die Verfassungsform mit begriffen wurde. ^) Oder die Staatslehre 
hat in dem Streben nach gröfserer Vollständigkeit die einzelnen Seiten 
des Staatslebens — Eegierungsform — Gesetzgebung — Gliederung 
des Staats — Ausdehnung der Staatsaufgaben u. s. w. — hinter- 
einander besprochen, dabei aber eben auf die Erkenntnis des inneren 
Zusammenhangs verzichtet 2) Teilweise endlich hat man auch — 

1) Diese Betrachtungsweise knüpft am engsten an die zuerat durch Vico (S. 72) 
inaugurierte, durch Herder (S. 73) geschichtsphilosophisch eingekleidete Richtung an, 
die das gesamte Staatsleben als einen einzigen zusammenhängenden Prozefs oder als 
eine Mehrheit sich von unten nach oben gleichförmig wiederholender Prozesse zu 
erklären sucht, — z. B. wie Vico als ein Durchlaufen der Stadien vom „Urstaat" zum 
„Feudal-" oder „Patrimonialstaat" und weiter zum verfassungsmäfsigen „Volksstaat". 
Ganz auf der Linie solcher Konstruktionsvereuche bewegt sich z. B. noch die be- 
rühmte Systematisiening Schleiermachers (Über die Begriffe der verschiedenen 
Staatsfoi-men, Abhandlungen der Berliner Akademie 1814), in der er die Staaten aus 
der Art und Weise zu erklären sucht, wie das Erwachen des staatlichen Be- 
wufstseins in einer kleinen Völkerschaft, in einem bevorzugten Volksteil einer 
gröfseren Nation und in der ganzen Nation selbst mit dem demokratischen, ari- 
sto k r a t i s c h e n , m o n a r c h i s c h e n Charakter der Verfassung im Zusammenhang steht. 
Auf der gleichen Bahn geht Rohmer (Lehre von den politischen Parteien), wenn er 
die Staatszustände als Entwicklungsphasen des politischen Geistes im Sinn seiner 
Parteilehre (vergl. o. S. 247), des radikalen, liberalen, konservativen, absolutistischen 
Parteigeistes, erklärt; ihnen entspricht der Charakter des Staats als Idealstaat, Indi- 
vidualstaat, Rassestaat, Formenstaat, wobei sich die Regierungsformen jeder dieser 
Formen des politischen Geistes anpassen können. — Von den geschichtsphilosophischen 
Spekulationen hat sich dann Röscher in seiner Politik frei gemacht Aber er schliefst 
sich den genannten insofern an, als er das ganze Staatsleben fortdauernd in einer 
oder der anderen Staats-, d. h. Regierungsform beschlossen sieht, — natürlich mit 
Zuhilfenahme zahlreicher Schattierungen (des patriarchalisch volksfreien Königtums, des 
absoluten Königtums u. s. w.) und ebcnsovieler „Mischungen" (vergl. o. S. 224 Anm. 1). 

2) In dieser Weise ist die unvollendete Politik Dahlmanns (0. S. 97) wie die 
von Waitz angelegt Am gründlichsten durchgeführt ist sie in dem Werk Bluntschlis 
(vergl. o. S. 98) , in welchem aber freilich auch die völlige Zusammenhangslosigkeit 
klar hervortritt Letztere hindert Bluntschli jedoch nicht, gelegentlich wieder in 
die einheitliche Konstruktion der Staatsentwicklung zurückzufallen, — z. B. in 
seinem Postulat, dafs das schlief sliche Ziel des Staatslebens notwendig ein „Welt- 
staat" sein müsse (Staatslehre L S. 27). 
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zwischen beiden Wegen vermittelnd — einen Gesichtspunkt besonders be- 
vorzugt, die übrigen nur fragmentarisch und nachtragsweise, Vieder 
andere gar nicht zur Geltung gebracht*) 

Diese Betrachtungsweise mufs vermieden werden, wenn die allge- 
meine Staatslehre nicht entweder zu einer blofsen Notizensammlung oder zu 
einer unmethodischen Schematisierung der geschichdichen Erscheinungen 
werden soll, von denen die eine so wenig verwertbar sein würde als 
die andere. Eine praktische juristische Vorbereitung der heutigen Staats- 
einrichtungen kann vielmehr nur so gewonnen werden, dafs man sich 
vergegenwärtigt, wie sich die politischen Institutionen mit einander und 
mit den Volks- und Zeitverhältnissen verbinden, wie sie in dieser Zu- 
sammensetzung wirken, und zu welcher Fortbildung sie führen. Mit an- 
deren Worten, — nachdem die Staatslehre einmal systematisch die für 
das politische Leben bedeutsamen Triebe, Anlagen und Bedürfnisse des 
Menschen dargelegt hat, wie es in dem vorstehenden ersten Teil dieses 
Werks versucht wurde, mufs sie historisch auftreten und dem liauf der 
Geschichte folgend die äufseren Rechtsformen, die jenen Anlagen 
entspringen und jene Bedürfnisse befriedigen, innerhalb des indivi- 
duellen Rahmens der Staatsgebilde und in ihrem geschichtlichen 
Nebeneinanderstehen und Aufeinanderfolgen beleuchten. 

§ 34. Die historitohen Perioden der staatlichen Bechtsbildung^. 

I. Fortschritte und Schwankungen des politischen 
Lebens. Der Ausblick, den die Einsicht in die unbegrenzte Mannig- 
faltigkeit der politischen Gebilde eröffnet, scheint wenig befriedigend. 
Anscheinend erweist er die Notwendigkeit, dieselben als eine ununter- 
brochene Kette zahlloser Einzelformen zu begreifen, die sich unterein- 
ander durch oft verschwindend geringe Abtönungen bald an der einen, 
bald an der andern Seite des Staatslebens unterscheiden. Man müfste 
erwarten, dafs das langsame Fortschreiten der Völkergruppen in den 
verschiedenen Zweigen ihrer Interessensphäre, besonders in den Be- 
dürfnissen der Wirtschaft, Bildung, Religion von einem ebenso allmäh- 

1) Diesen Charakter zeigt die neueste allgemeine Staatslehre, diejenige Rehms. 
Sie betrachtet das Staatsleben ganz überwiegend unter dem Gesichtspunkt der ver- 
schieden en^en und umfassenden, einfachen und komplizierten Verbindungen der 
politischen Körper. Dies beschäftigt wesentlich S. 1—284. Abgesehen von einer 
kurzen, ganz allgemein gehaltenen Betrachtung der Hegierungsformen (der obersten 
Organe des Staats, S. 180—198) werden dann nur von S. 285—356 die Hauptformen der 
modernen Staatsverfassung analysiert Infolgedessen kommt das Verhältnis der 
modernen Staatswesen zu den älteren, besonders zur Staatsbildung der Antike, und 
deshalb die Stellung der modernen Staatsbildung im Gesamtverlauf der politischen 
Entwicklung, schon in den Hauptfragen der Politik nicht zur Erörterung. Eine Be- 
leuchtung der Staatsgliederung und Regierungsformen in ihrem Verhältnis 
zu der internen Staatsthätigkeit bleibt ganz aus. 
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liehen Vorwärtsschreiten in der Ausbildung des Staats begleitet werden, 
dafs in kaum wahrnehmbaren Schwankungen bald eine Erweiterung 
der Kulturaufgaben und eine entsprechende Verfeinerung des Behörden- 
kreises, — bald eine Verbesserung der Rechtssätze und ihrer verfassungs- 
mäfsigen Garantien verwirklicht würde. Und dieses allmähliche Fort- 
schreiten und Schwanken würde dann bei den verschiedenen Völkern 
je nach Bassenmischung, Wohnort, Beanlagung, Wohlstand wiederum in 
Nuancen verschieden sein. Einschnitte, Perioden dieser Entwicklung 
würden sich nur willkürlich mit Bücksicht auf die andern Lebens- 
gebiete — nach Änderungen der Wirtschaftsform oder des religiösen 
Kultus — oder nach einzelnen politischen Ereignissen, nach dem Wechsel 
der fürstlichen Dynastien oder der herrschenden — aristokratischen, demo- 
kratischen — Klassen statuieren lassen. 

So darf man sich jedoch den Vorgang nicht vorstellen. Im Gegenteil 
zeigt sich bei genauerem Zusehen das politische Leben trotz aller indi- 
viduellen Abstufungen doch innerhalb gröfserer Zeiträume und inner- 
halb aller nationalen Gruppen von einem gewissen allgemeingültigen 
Gesetz beherrscht, das die Entwicklung in stärkeren Schwankungen 
vorwärtsbewegt und hierdurch eine natürliche Periodengliederung der- 
selben hervorruft. Diese Gesetzmäfsigkeit ergiebt sich aus dem Innern 
Gegensatz, der unter Umständen mit Notwendigkeit zwischen den 
Kulturaufgaben und den Verfassungsformen des Staats hervor- 
tritt. Bisher wurden die Kulturthätigkeit und die Rechtsordnung des 
Staats nur als zwei gleichberechtigte Seiten des Staatslebens ver- 
standen, deren Eigenart darin wirksam wird, dafs sie verschiedenartige 
äufsere Einrichtungen des politischen Gesamtgefüges notwendig 
machen (o. § 24). Der hauptsächliche weitere Fortschritt der politischen 
Einsicht ist dadurch zu gewinnen, dafs man beide als zwei zu Zeiten 
unvereinbare, einander ausschliefsende Bedürfnisse des 
staatsbildenden Volkes erkennt. M. a. W. allen Staatsbildungen schlechte 
hin ist gemeinsam, dafs sie sich in Pendelschlägen eines periodischen 
Überwiegens der Kulturbedürfnisse und eines periodischen 

überwiegens der Verfassungsbedürfnisse bewegen. 

fl 

IL Die Zeitalter des absoluten Staats. Das Verständnis 
für diese Erscheinung, deren Wichtigkeit nicht genug ins Licht gerückt 
werden kann, erschliefst sich mit Hilfe der Thatsache, dafs im Leben 
aller staatsbildenden Völker, wenn auch in verschiedenen Zeiten und 
Entwicklungsphasen derselben, kritische Augenblicke eintreten, die eine 
besondere Kraftanstrengung des Volkes und besonders der Staatsgewalt 
zu Gunsten der nationalen Kultur notwendig machen. 

Die eine dieser nationalen Krisen schafft der Angriff des äufseren 
Feindes. Schon in der Wechselwirkung kleinerer Gruppen läfst der Krieg 
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mit dem Nachbarn alle andern Interessen zurücktreten. Mit um so 
gröfserer Wucht wirkt er, wenn er einen Zusammenstofs ganzer ^ofser 
Nationen, verschiedener Kulturkreise oder eines Kulturvolks mit neuen 
barbarischen oder halbcivilisierten Bässen bedeutet In solchen Fällen 
setzt die Abwehr des äufseren Feindes regelmäfsig eine Einigung oder 
mindestens einen engeren und stärkeren Zusammenschlufs des bedrohten 
Volkes voraus. Es wird die Bildung eines gröfseren Staats notwendig^ 
der die bisher zerstreuten, vielleicht feindlichen und dadurch geschwächten 
Bestandteile, Kleinstaaten, Städte, Landschaften, Stämme zusammenfalst, 
diszipliniert^ schlagfertig macht Völkerkämpfe bedingen stets eine 
irgendwelche Art äufserer politischer Neuorganisation, insbeson- 
dere auf einem Gebiet, wo bisher kleinstaatliche Bildungen bestanden, 
einen Akt der Grofsstaatsbildung. 

Ahnlich eingreifend wirkt im Staatsleben eine zweite typische Er- 
scheinung — der Zusammenstofs der verschiedenen Interessengruppen 
oder Klassen desselben Volkes. Wie schon oft erwähnt (S. 197 ff.), kommt 
es in unregelmäfsigen Abständen bei allen staatsbildenden Nationen zu 
einem Aufeinanderprallen der im Staate vereinigten Kassen, Stände, 
Religionsparteien und der Rechtsanschauungen, die jede vertritt, die jede 
mit allen Kräften, unter Umständen mit Waffengewalt zum Durchbruch 
bringen will. Auch hier mufs, wenn sich die Bevölkerungsklassen nicht 
gegenseitig aufreiben oder die eine die andere, schwächere, vernichten 
will, eine Neuregelung stattfinden, die das Recht der Teilnehmer 
an den Staatsgeschäften, die Verteilung der bürgerlichen Lasten, das 
Verhältnis von Reich und Arm u. s. w. durch Aufstellung neuer Gesetze, 
Einsetzung neuer staatlicher Organe oder dergl. regelt: erst auf Grund 
solcher veränderter Ordnung kann sich das Volksleben nach aufsen wie 
in der inneren Kulturarbeit ungehemmt weiter entfalten. Klassen- 
kämpfe bedingen stets eine irgendwelche Art innerer politischer 
Neuorganisation, gleichviel ob sich das Staatsleben in kleinen oder 
grofsen Grenzen bewegt, — vor allem einen umfassenden und grund- 
stiirzenden Gesetzgebungsakt, der mit den Machtmitteln der Staats- 
gewalt durchgesetzt wird. 

Nun lassen sich aber solche äufsere wie innere Organisationen meist 
mit den gewöhnlichen Mitteln politischer Macht nicht durchsetzen. Es 
bedarf dazu auf längere oder kürzere Zeit einer unbeschränkten, 
aufserordentlichen Gewalt der Staatsorgane, der Regierung und ihrer 
Exekutivbehörden. Infolgedessen ist fast notwendig mit der genannten 
Krise ein Steigen der absoluten Staatsgewalt, ein Zurückdrängen der 
Verfassungsschranken verbunden. Der 'gröfsere Teil der Bevölke- 
rung mufs seine politische Freiheit, den Schutz des Rechtsstaats, zeit- 
weise aufopfern, um den Bestand der nationalen Kultur gegen den 
äufseren Feind zu retten, oder um den Fortschritt der Kultur 
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auf der verbreiterten Basis zu ermöglichen, wie sie nur das friedliche 
Verhältnis aller Bevölkerungskreise bietet. Das Streben, für die Kultur- 
aufgaben des Staats die unerläfslichsten Vorbedingungen zu bewahren, 
tritt also hier zur Ausbildung der rechtsstaatlichen Garantien, der Formen 
verfassungsmäfsiger Sicherheit in Gegensatz, — der Staat als Kultur- 
staat ist mit dem Staate als Verfassungsstaat nicht vereinbar. Und 
hierin liegt schon ein Anderes mit enthalten. Wenn man bedenkt^ dafs 
auch die Decentralisation an sich bereits eine Art verfassungsmäfsiger 
Sicherung herstellt, insofern eine Vielheit politischer Machtkreise — des 
Oberstaats, der Unterstaaten, Provinzen, Gemeinden, — eine gegenseitige 
Kontrolle und Beschränkung mit sich führt; wenn man sich dies gegenwärtig 
hält, so ergiebt sich schon von selbst, dafs auch ein solches Verhältnis 
gegliederter Staatsgewalten, vor allem mit der Gefährdung der Existenz 
des Staats im Völkerkampfe nicht verträglich ist Soll eine bedeutende 
äufsere und innere Organisation durchgeführt werden, so duldet dies 
nicht ein Dreinreden unterer lokaler Interessenkreise in die Pläne 
und Anordnungen der Centralgewalt, und es mufs deshalb gleichzeitig 
in der genannten Episode des Staatslebens eine Neigung zur Centrali- 
sation hervortreten. 

Aus dem Gesagten erklärt sich, warum es verständlich ist, dafs 
sich im Laufe der Geschichte in ungleichen Abständen Perioden der 
Ausbildung einer absoluten und centralisierenden Staatsgewalt 
wiederholen. Es zeigt aber auch schon, dafs dies für die Kulturauf- 
gaben des Staats notwendig ist. Erst jetzt wird klar, dafs der 
absolute Staat, obwohl unter dem Gesichtspunkt der möglichst ausge- 
bildeten Rechtsordnung die unvollkommenere Verfassungsform, zu- 
zeiten doch für die allseitige Würdigung der politischen Bedürfnisse 
die vollkommenere darstellt. Eine Art politischen Notstands zwingt 
die Nationen in immer wiederkehrenden Zeiten und auf den verschie- 
densten Stufen ihrer Entwicklung, das Interesse des Verfassungslebens 
als das minderwichtige dem Interesse des Kulturlebens unterzuordnen, 
und die Erfahrung lehrt, dafs ein Volk, das eigensinnig an der politischen 
Freiheit, bez. an den Formen festhält, die dieselben sichern sollen, dafür 
teuer bezahlen mufs. Ein Volk, das sich nicht unter Umständen einem 
despotischen Machthaber, einer centralisierenden Organisation unterordnet^ 
wird im Völkerkampf vernichtet Von anderen Beispielen abgesehen, 
bietet die Nation der Kelten, ums Jahr 500 vor Christus die ausge- 
breitetste und waffengewaltigste aller arischen Tochtervölker, das bleibende 
Beispiel einer Nation, die es nicht versteht, im richtigen Augenblick auf 
individualistische Neigungen zu verzichten, und deshalb zwischen Römern 
und Germanen zerrieben wurde. Ein Staat aber, der die andere Mah- 
nung aufser Acht läfst, den Klassenkampf dadurch beizulegen, dafs er 
einen neuen modus vivendi für die Gesamtheit der Bürger schafft, wird 
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unfähig zur inneren Fortentwicklung. Er beraubt sich selbst des Nach- 
strömens frischen Lebensbluts aus den unteren in die oberen Regionen 
des staatlichen Körpers, indem er die herrschende, bevorrechtigte Klasse 
von den anderen minderberechtigten abschnürt und mit letzteren in 
einen dauernden Zustand innerer Fehde, neidischen Mifstrauens, — vor 
allem in einen Zwiespalt der Rechtsüberzeugungen (o. S. 199) ver^'ickelt. 
Ein politisches Schicksal solcher Art veranschaulicht in augenfälliger 
Weise der spartanische Staat Die scharf ausgeprägte „lykurgische^ 
Verfassung kommt hier nur der schmalen Schicht dorisch-spartiatischer 
Vollbürger zu gute. Die Minderbürger, Periöken, und die Leibeignen, 
Heloten, werden gewaltsam in Botmäfsigkeit gehalten, und die Verfassung 
ist fest genug, um über ein halbes Jahrtausend eine Neuorganisation 
durch einen Tyrannen zu verhindern. Aber in den Anstrengungen, die 
erforderlich sind, um die Unterdrückung zu einer chronischen zu machen, 
absorbiert sich auch die Kraft des Gemeinwesens. Die Verfassung ver- 
urteilt das Volk zu vollständigem Stillstand in allen Gebieten materieller und 
geistiger Kultur; in der äufseren Politik macht sie dasselbe nur fähig, die 
Bildung eines griechischen Staats durch andere zu vereiteln, — sie befähigt 
es nicht, diese in die eigne Hand zu nehmen. So besteht in der That 
bei schweren äufseren und inneren Krisen nur die Alternative: entweder 
Untergang der Nation, sei es durch äufsere Vernichtung, sei es 
durch inneres Absterben — oder periodische Beseitigung der 
Verfassungsgarantien zu Gunsten einer unbeschränkten 
Staatsgewalt. 2) Diese Alternative hat bisher bei allen Völkern und 
zu allen Zeiten bestanden, und sie wird auch für die Zukunft bestehen. 
Es wäre ein Vorurteil, wollte man meinen, als seien Epochen einer ver- 
fassungslos regierenden Staatsgewalt zwar in älteren Phasen der politi- 
tischen Entwicklung notwendig gewesen, als lägen dieselben aber jetzt 
hinter längst überschrittenen Grenzen früherer Durchgangsstadien. Zu 
solch hochmütiger Auffassung der Dinge besteht kein Recht. Keine Ver- 
wicklung ist im politischen Leben so unberechenbar, dafs nicht auch 



1) Vergl. vorläufig Burckhardt, Griechische Kulturgeschichte Bd. I. S. 98 ff. und 
näher unten Teil II, Kap. 1. 

2) Es ist nicht überflüssig, an diesem wichtigen Beispiel noch einmal darauf 
hinzuweisen, dafs es sich, soweit es im historischen Leben gesetzmäfsigc Erschei- 
nungen gicbt, hierbei immer nur um eine bedingte Gesetzmäfsigkeit handeln 
kann. Wiederkehrend sind nur die Gesamtlagen, Situationen, welche einem Volk das 
Bedürfnis nach bestimmten politischen Einrichtungen nahe legen und eine Notwen- 
digkeit der letzteren begründen, falls das Volk gewisse konstante Interessen walir- 
nehmen will. Aber dadurch wird dem Volk niemals seine Freiheit in dem Sinn 
genommen, dafs es nicht zum Schaden seiner Interessen anders handeln könnte. 
Berechenbar ist mit anderen Worten nur die Alternative, — nie wie sie 
fallen wird. Im übrigen vergl. über diese Mischung von Freiheit und Notwendig- 
keit im historischen Leben o. S. 108. 
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heute oder morgen noch ein vollständiges Abbiegen von dem bisherigen 
Weg des staatlichen Werdens als möglich erwartet werden könnte, und 
noch die Ereignisse der letzten Jahre haben nachdrücklich darauf hin- 
gewiesen, dafs Rückschläge aller Art recht wohl denkbar sind. Kein 
Staat also ist so fein ausgebildet, dafs er nicht unter dem Druck der 
Zeitläufe wieder einmal einer Preisgabe seiner Verfassungsgarantien be- 
nötigt sein könnte. 

III. Die Zeitalter der Verfassungsbildung. Über der einen 
Seite dieses universalhistorischen Entwicklungsgesetzes darf jedoch die 
Kehrseite nicht aufser Acht gelassen werden. Der Absolutismus ist und 
bleibt trotz seiner unter Umständen unentbehrlichen Kulturmission nur 
^in vorübergehender Zustand. Auf die Länge der Zeit mufs dagegen 
der Drang nach einem geordneten Rechtsleben im Staat, mit andern 
Worten nach Neuschaffung von Verfassungsformen, wieder hervor- 
brechen. Hier bewährt sich die im Vorhergehenden (bes. § 21. 24) be- 
leuchtete Erfahrungsthatsache, dafs der Wunsch, die staatlichen Organe 
unter den Rechtssatz zu stellen und hierfür äufsere Garantien zu schaffen, 
der Drang nach „politischer Freiheit", ein nicht weiter zerlegbares, aber 
stets im Keim vorhandenes Bedürfnis darstellt, welches in Ermanglung 
emer Gegenwirkung in allen Völkern und zu allen Zeiten nach Be- 
friedigung drängt. Solche Gegeneinflüsse können sich allerdings unter 
Umständen abnorm verstärken — so sehr, dafs in einem Kulturkreis wie 
in dem Vorderasiens oder im Römischen Reich oder anscheinend jetzt in 
der Türkei sich die politische Freiheit überhaupt nicht mehr verwirklichen 
läfst. Aber dann begründet dioße Unfähigkeit auf die Dauer einen un- 
haltbaren Zustand, in welchem schliefslich — dahingestellt einstweilen 
aus welchem Grunde — der Staat selbst existenzunfähig wnrd, und neu 
eingreifende Kräfte nehmen das Verfassungswerk mit verstärkter Energie 
in die Hand. Es ist also ganz ausgeschlossen, in einer kulturfördernden, 
aber rechtlich schrankenlosen Staatsgewalt, in einem „aufgeklärten Absolu- 
tismus'' oder „Despotismus'' eine Art Idealstaat zu erblicken, auf welchen 
die Entwicklung als letztes Ziel hinstreben könnte. *) Ganz abgesehen 

1) In diesem Gedankenkreise bewegen sich besondere die für den Unkritischen 
vcrführerisclicn politisclien Aphorismen des soeben veretorbenen mcthodelos philo- 
sophierenden Poeten Friedrich Nietzsche. Von seiner ^escliichtsphilosophischen 
Hauptidee aus, dafs die Menschheit sich nur zu dem Ende fortentwickle, um zu Zeiten 
ein höchst leistungsfähiges Individuum, einen Übermenschen, zu produzieren, der 
dann kraft seiner selbstgesetzten ^HerrenmoiTÜ** gegenüber den Massen nicht gebunden 
sei, gelangt Nietzsche mit Notwendigkeit zu einer Verherrlichung auch der poli- 
tischen Übermenschen, und dies sind eben die verfassungsmafsig unbeschrankten, 
absoluten Herrscher, die Cäsaren, die Renaissancetyrannen, Ludwig XIV. oder Napo- 
leon I. Selbstverständlich fällt diese Konsequenz mit der Grundidee, die nichts 
anderes bedeutet als eiheVerzerrung des Kantischen Gedankens der Willensautonomie 
des Ich (vergl. o. S. Sl). 
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davoa, dals in solchen Vorstellungen bereits wieder die geschichtsphilo- 
sophische Dogmatisierung spukt (vergl. o. S. 104), wäre ein Zustand der 
vorgestellten Art als endgültiger empirisch unkonstruierbar. Denn wenn, 
wie die Erfahrung gelehrt hat, ein Staat, der durch seine Thätigkeit 
die Erwartungen seiner Bürger nicht befriedigt, über kurz oder lang 
umgebildet werden mu[s, so ist vor allem eine Staatsform nicht haltbar, 
die das idealste und gleichförmigste politische Bedürfnis, das nach einer 
sicheren Ordnung des Zusammenlebens, ignoriert. So erhellt, dals die 
Ausbildung von Verfassungsformen wohl auf lange — vielleicht auf 
Jahrhunderte — zurückgeschoben, aber vom Standpunkte des objektiven 
Beurteilers des Staatslebens nie aus dem Auge verloren werden kann. 

IV. Die Perioden der staatlichen Rechtsbildung. Aus 
dem Bisherigen ergiebt sich nunmehr deutlich, dafs auch die Staatslehre, 
obwohl sie die verschiedenen Staatsgebilde nur historisch, nicht syste- 
matisch einreihen kann, doch innerhalb der historischen Schilderung 
zwei Haupttypen des Staatslebens zu unterscheiden hat Es sind die 
Zustände periodischen Überwiegens des absoluten Staats 
und die Zustande periodischen Überwiegens der Verfassungs- 
bildung, — die Zeitalter, welche vorzugsweise dem Schutz der natio- 
nalen Kultur, und die Zeitalter, die in erster Linie dem Ausbau der rechts- 
staatlichen Sicherung gewidmet sind. Allerdings wird auch mit dieser 
Gegenüberstellung nur einer von mehreren Gegensätzen hervorgehoben, 
die im öffenüichen Leben eine Rolle spielen. Aber er bezeichnet den- 
jenigen Gegensatz, vor dem alle übrigen zurücktreten, und der in alle 
sonstigen Probleme des Staatslebens gleichmäfsig eingreift. Denn schon 
früher wurde betont, dals der Gegensatz von absolutem Staat und Ver- 
fassungsstaat das politische Leben ebensowohl da beherrscht, wo der Staat 
durch seine Behörden — in der Verwaltung — dem einzelnen Bürger 
gegenübertritt (o. § 80), wie da, wo die Regelung des Verhältnisses zwischen 
der centralverwaltenden Regierung und dem ganzen Volk in Frage 
kommt (o. § 31). Dafs aber auch die Gliederung des Staats, das Dasein 
einer Mehrheit von politisch thätigen Verbandskreisen oder die Konzen- 
tration aller Thätigkeit auf eine einzige Verbandsform, von dem Stand 
der Verfassungsbewegung abhängt, konnte, abgesehen von Früherem 
(o. § 32, II), soeben deutlich gemacht werden. Alle drei Hauptprobleme 
des Staatsrechts werden also in erster Linie durch die Grundfrage in 
Bewegung gesetzt, ob bei dem jeweiligen Stand, den die nationale Ent- 
wicklung einerseits innerhalb der Völkerkonkurrenz, andererseits im 
inneren Wirtschafts- und Bildungsstand der Volksklassen erreicht hat, die 
Tendenz nach einer starken, aber dafür unbeschränkten Staatsgewalt oder 
die nach Verfeinerung der alles beherrschenden rechtiichen Lebensord- 
nung überwiegt 

ScHMnyr, Staatslehre. 19 
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Freilich, von einem regelmäfsigen und konstanten Verhältnis 
des periodischen Wechsels jener verschiedenen Antriebe des politischen 
Lebens kann keine Rede sein. Wollte man glauben, dafs bei jedem Volk 
in einem bestimmten Stadium seiner Entwicklung die Kulturthätigkeit 
eines absoluten Staats und dann wieder die Verfassungsbildung zum Be- 
dürfnis werde, so würde man sofort in die konstruierende und schemati- 
sierende Darstellung der Staatsgebilde zurückfallen, die gerade vermieden 
werden muTs. Im Gegenteil müssen jene wechselnden Perioden bei den 
verschiedenen Völkern nach dem oben Geschilderten zu ganz verschie- 
denen Zeiten eintreten; denn die Umstände, welche den absoluten Staat 
begünstigen — insbesondere der, dafs eine Nation in einen Existenz- 
kampf mit anderen hineingezogen wird — , hängen ihrerseits gänzlich 
von der individuellen geographischen Lage und von den wechselnden 
Gestaltungen der politischen Gesamtlage ab. Das Ergebnis ist also, dafs 
— so zweifellos durch den Gegensatz von Kulturstaat und Verfassungs- 
staat eine gewisse periodische Gesetzmäfsigkeit in das Staatsleben gebracht 
wird — doch auch dieser gesetzmäfsige Pendelschlag an den einzelnen 
Staaten nur historisch, d. h. nur im ßahmen der geschichtlichen Ge- 
samtentwicklung verfolgt werden kann. 

§ 35. Ansbliok anf die Sonderdarstellang der Staatsgebilde. 

Mit dem Vorstehenden ist die analytische Betrachtung der Er- 
scheinungen, die wir gemeinhin unter dem Namen des „Staatslebens'' 
zusammenzufassen pflegen, beendet. Dieselben sind soweit zerlegt und 
auf die relativ einfachsten Bedingungen und Vorgänge des menschlichen 
Daseins zurückgeführt worden, als dies in den Grenzen einer allgemein- 
gültigen Erkenntnis überhaupt möglich ist Wie von Anfang (o. § 3 a. E.) 
angekündigt, wurden zunächst die Naturvorgänge und die menschlichen 
Zweckbestrebungen dargelegt, die dem Staat als Ganzem Leben geben 
und ihn erhalten (Kapitel 2). Es wurden sodann die eigenartigen mensch- 
lichen Seelen Vorgänge, die Überzeugungen, bestimmt, die das Recht 
als Ganzes zu einer das Leben und insbesondere das Staatsleben be- 
herrschenden Macht erheben (Kapitel 3). Und endlich konnte sich hieran 
die Übersicht über die verschiedenen Zweckbestrebungen und Über- 
zeugungen anschliefsen, die, getragen von den Parteien, innerhalb des 
Staatslebens wirksam werden, und von denen die im politischen Dasein 
wiederkehrenden Einrichtungen abhängig sind (Kapitel 4). 

Von dem so gewonnenen Punkt aus kann nunmehr die synthe- 
tische Betrachtung, der Aufbau der einzelnen, von der Geschichte der 
Kulturmenschheit hervorgebrachten Staatsgebilde beginnen. Die schliefs- 
liche Einsicht in deren Mannigfaltigkeit hat jedoch bereits erwiesen, in 
welcher Weise allein dies möglich ist 
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Es ist unmöglich, die Staaten alter und neuer Zeit als eine grofse 
Masse gleichwertig nebeneinanderstehender politischer Phänomene wissen- 
schaftlich zu beschreiben und zu kritisieren. Wenn mehrere Staaten 
verglichen werden sollen, so mufs erst eine gewisse gemeinsame Ver- 
gleichsbasis vorhanden sein, und gerade deren Dasein mufs in jedem 
Fall erst bewiesen werden; denn, wie sich zuletzt zeigte, kann schon in 
den alleruntersten Fundamenten — in dem Verhältnis des Staats zu den 
Kulturaufgajben und zur Rechtsordnung — der Staatsbau bei zwei räum- 
lich und zeitlich einander dicht benachbart stehenden Fällen eine so ver- 
schiedene Grundanlage zeigen, dafs jeder speziellere Vergleich ausge- 
schlossen ist. Wollte man aber alle Staaten mit Rücksicht auf ihre 
Grundanlage in Kategorien ordnen, so wäre dies aus äufserlichen Gründen 
undurchführbar; denn dies würde bei jedem Gemeinwesen die Einsicht 
in seine Vorstufen und Lebensbedingungen voraussetzen. Eine zusammen- 
setzende Sonderdarstellung läfst sich also nur auf dem im engeren Sinn 
historischen Weg gewinnen. Es mufs zunächst an der Hand der ge- 
schichtlichen Entwicklung die Gesamtheit der politischen Wandlungen 
geprüft werden, die dem heute bestehenden Zustand der Staatenwelt 
vorausgehen. Der leitende Gesichtspunkt mufs hierbei der soeben (§ 34) 
bezeichnete sein Es mufs mit anderen Worten einerseits die fortlaufende 
Reihe der Krisen des älteren Kulturlebens aufgewiesen werden, welche 
auf das Verfassungsleben ungünstig einwirkten, und andererseits 
mufs innerhalb der Perioden der Verfassungsbildung die Kette der Typen 
beleuchtet werden, in welchen die Formen des ausgebildeten Rechtsstaats 
(Gesetzgebung, Regierungskontrolle, Justiz) unter wechselnden Verhält- 
nissen Gestalt gewonnen haben. Innerhalb dieses universalgeschichtlichen 
Rahmens mufs auf die übrigen, von jenen Hauptproblemen mehr oder 
minder abhängigen Grundfragen des politischen Lebens — Centralisierung 
und Decentralisation — Monarchie, Aristokratie, Demokratie — Polizei- 
staat und Volksstaat — Bedacht genommen werden. Als Ergebnis dieses 
ersten Abschnitts der Spezialbetrachtung ist festzustellen, was in der all- 
mählichen Fort- und Rückbildung sowohl im üinblick auf den kultu- 
rellen Aufgabenkreis, wie auf die rechtliche Organisation in Gestalt 
des modernen Staatensystems zurückgeblieben ist, — was insbe- 
sondere innerhalb desselben die gemeinsame rechtliche Grund- 
lage der modernen Staaten darstellt, auf der sich eine Vergleichung 
ermöglichen läfst 

Erst auf der geschaffenen Vergleichsbasis kann die rechtliche Bil- 
dung der modernen Staaten ins Auge gefafst werden. Hierbei aber 
hat sich eine kritisch vergleichende Konstruktion dieser Erscheinungen 
notwendig auf die drei Hauptseiten des politischen Daseins zu erstrecken, 
die als solche bisher (o. § 30 — 32) von einander gesondert wurden, — 
auf die Gliedenmg des Staats und auf die Organisation und Thätigkeit, 



•r 
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die für den Staat oder die mehreren politischen Verbände eines Staats, 
wie Oberstaat, Unterstaat, Provinz, Gemeinde, rechtlich geordnet sind, — 
einmal in der Oberleitung der Verbände, — andererseits in den Sphären 
der unteren Behörden. 

Die Hauptstadien des Gedankengangs, der die verschiedenen 
Formen der Staatsbildung (Teil II) einer wissenschaftlichen Be- 
leuchtung unterzieht, sind also: 

1. Die älteren Staatsgebilde und die Ausbildung der heu- 
tigen Staatenwelt (Kapitel 1). 

2. Die Gliederung der modernen Staaten (Kapitel 2). 

3. Die Regierungs- und Verfassungsformen der modernden 
Staaten (Kapitel 3). . 

4. Die Verwaltung und Rechtspflege in den modejrnen 
Staaten (Kapitel 4). 




Druck ron J. B. Hlrsohf eld in Leipzii^. 



